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22. Sitzung

Berlin, Freitag, den 12. September 2025

Beginn: 09:00 Uhr

Vizepräsident Omid Nouripour:
Schönen guten Morgen! Nehmen Sie bitte Platz; denn 

die Sitzung ist eröffnet.
Ich teile Ihnen mit, dass sich der Ältestenrat in seiner 

gestrigen Sitzung darauf verständigt hat, während der 
Haushaltsberatungen vom 16. bis zum 18. September 
2025 keine Befragung der Bundesregierung, keine Fra-
gestunde und keine Aktuellen Stunden durchzuführen. – 
Ich sehe keinen Widerspruch. Dann sei es so.

Als Präsenztage nach § 14 Absatz 1 des Abgeordneten-
gesetzes werden die Tage von Montag, 15. September, bis 
Donnerstag, 18. September 2025, festgelegt. Zur Klar-
stellung weise ich darauf hin, dass der Freitag der kom-
menden Sitzungswoche, also der 19. September, kein Sit-
zungstag und auch kein Präsenztag ist.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 25a bis 25d und 
10: 

25 a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Finanzierung von Infrastrukturinvestitio-
nen von Ländern und Kommunen (Län-
der-und-Kommunal-Infrastrukturfinan-
zierungsgesetz – LuKIFG) 

Drucksache 21/1085
Überweisungsvorschlag:  
Haushaltsausschuss (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat 
Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Forschung, Technologie, Raumfahrt und Technik-
folgenabschätzung 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Ausführung von Artikel 109 Absatz 3 Satz 6 
und Satz 7 des Grundgesetzes und Ände-
rung anderer Gesetze 

Drucksache 21/1087

Überweisungsvorschlag:  
Haushaltsausschuss (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Verkehrsausschuss

c) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Ersten Geset-
zes zur Änderung des Sanierungshilfenge-
setzes  
Drucksache 21/1503
Überweisungsvorschlag:  
Haushaltsausschuss (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Carolin Bachmann, Kay Gottschalk, Marc 
Bernhard, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD 
Kommunalen Kollaps verhindern – Ge-
meindefreiheit stärken

Drucksache 21/1554
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen (f) 
Innenausschuss 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit 
Haushaltsausschuss

10 Beratung des Antrags der Abgeordneten Karoline 
Otte, Dr. Julia Verlinden, Andreas Audretsch, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 
Vor Ort gut leben – Städte und Gemeinden 
stärken

Drucksache 21/1310
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen (f) 
Finanzausschuss 

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 22. Sitzung. Berlin, Freitag, den 12. September 2025                                                                                                                                                                                                2219 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

https://dserver.bundestag.de/btd/21/010/2101085.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/010/2101087.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/015/2101503.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/015/2101554.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/013/2101310.pdf


Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung 
Haushaltsausschuss

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 60 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort dem 
Bundesminister der Finanzen, Lars Klingbeil.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Lars Klingbeil, Bundesminister der Finanzen:
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Bundesregierung arbeitet jeden Tag hart 
daran, Deutschland wieder stärker und gerechter zu ma-
chen. Wir setzen dabei auf eine Investitionsoffensive, die 
wir im Frühjahr gemeinsam gestartet haben, und wir trei-
ben diese Investitionsoffensive weiter voran.

Wir investieren jetzt so viel wie selten zuvor in die 
Zukunft unseres Landes. Wir investieren jetzt so viel 
wie selten zuvor, um unsere Wirtschaft anzukurbeln, die 
Arbeitsplätze zu sichern und unser Land zu modernisie-
ren. Es ist unser festes Ziel, dass wir das Land auf Wachs-
tumskurs bringen und dass wir die Rahmenbedingungen 
verbessern, um Mittelstand und Industrie zukunftsfest zu 
machen, die Zukunftsbranchen in Deutschland anzusie-
deln, Arbeitsplätze zu sichern und neue zu schaffen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es geht darum, den 
Alltag der Menschen in diesem Land zu verbessern, egal 
ob sie auf dem Land oder in der Stadt leben. So schaffen 
wir wieder Vertrauen der Menschen, die sehen wollen, 
dass ihr Leben besser wird und dass Dinge einfach funk-
tionieren: dass es einen sicheren Kitaplatz gibt, dass es 
gut ausgestattete Schulen gibt, dass man den Personal-
ausweis digital beantragen kann und dass es einen zuver-
lässigen ÖPNV gibt.

Die Beispiele zeigen: Alle staatlichen Ebenen müssen 
mit anpacken, um Deutschland voranzubringen. Und 
auch deswegen wollen wir die Länder und die Kom-
munen in die Lage versetzen, die öffentliche Infrastruktur 
in diesem Land zu stärken und in sie zu investieren. Wir 
müssen raus aus dem Sanierungsstau. Wir müssen unser 
Land modernisieren. Es geht dabei um Schulen, es geht 
um Krankenhäuser, es geht um Verkehrsanbindung, und 
es geht auch um Kultur- und Sportanlagen. Mit der Sport-
milliarde starten wir das Programm „Sanierung kom-
munaler Sportstätten“: Wir geben den Kommunen Mittel, 
um ihre Sporthallen, ihre Schwimmbäder, ihre Sport-
plätze wieder fitzumachen.

(Tino Chrupalla [AfD]: Die haben alle zuge-
macht! – Jörn König [AfD]: Viel zu wenig!)

Dafür auch ein großes Dankeschön an das Parlament, das 
das in den letzten Wochen durchgesetzt hat.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir räumen einen 
Investitionsstau beiseite, der jahrelang Kinder, Vereine 
und Ehrenamtliche buchstäblich ausgebremst hat. Es ist 
höchste Zeit, dass der bröckelnde Putz, die gesperrten 

Bäder und die kaputten Bolzplätze endlich aus unserer 
Landschaft verschwinden. Und dafür nehmen wir jetzt 
Geld in die Hand.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Die Bundesregierung bringt heute Regelungen auf den 

Weg, um den Ländern und den Kommunen massiv In-
vestitionsmittel in die Hand zu geben. Wir sorgen für die 
nötige Flexibilität, damit das Geld schnell fließt und dort 
eingesetzt werden kann, wo es am dringendsten ge-
braucht wird. Mit den Grundgesetzänderungen im März 
haben wir den rechtlichen Grundstein gelegt. Von dem 
neuen Investitionspaket des Bundes geben wir 100 Milli-
arden Euro an die Länder und die Kommunen. Die Län-
der verteilen die Mittel in Anlehnung an den Königsteiner 
Schlüssel, und wir gehen davon aus, dass ein Großteil 
dieser Gelder in den Kommunen ankommt.

(Jörn König [AfD]: Sie hoffen also!)
Ich will das hier einmal sagen: Ich habe mich in Rhein-

land-Pfalz vor Kurzem davon überzeugen können, dass 
dort die Landesregierung einen fairen Pakt mit den Kom-
munen geschlossen hat und das Geld wirklich vor Ort 
ankommt, da, wo das Zusammenleben vor Ort organisiert 
wird. Das ist richtig so, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Diese 100 Milliarden Euro sind besonders wichtig für 
die hochverschuldeten Kommunen. Wir haben hier im 
Zusammenhang mit dem Wachstumsbooster schon ge-
meinsam beschlossen, dass wir die Belastung der Kom-
munen zu 100 Prozent kompensieren wollen. Diese Re-
gierung wird in den kommenden Wochen das Thema 
Altschulden anpacken; denn es ist uns wichtig, dass wir 
hier gemeinsam mit den Ländern darauf setzen, die hoch-
verschuldeten Kommunen zu entlasten.

Zeitgleich stärken wir die Handlungsfähigkeit der Län-
der. Wir haben dafür gesorgt, dass die Länder in der Lage 
sind, sich strukturell mit 0,35 Prozent des BIPs zu ver-
schulden und eigene Gelder in die Hand zu nehmen. Das 
sind allein in diesem Jahr 15 Milliarden Euro auf alle 
Länder gesehen. Damit erhöhen wir die Handlungsspiel-
räume der Länder. Wir haben mit dem Sanierungshil-
fengesetz auch dafür gesorgt, dass gerade die hochver-
schuldeten Länder Spielräume nutzen können und die 
Handlungsspielräume gestärkt werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, und wir machen wei-
ter. Mit dem Standortfördergesetz und mit dem Deutsch-
landfonds setzen wir auch auf private Investitionen. Es 
geht um das Zusammenspiel von öffentlichen und priva-
ten Investitionen. Diese 100 Milliarden Euro, die wir 
heute auf den Weg bringen, sind ein wesentlicher Beitrag 
dafür, unser Land starkzumachen.

Ich freue mich auf die Beratungen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank, Herr Minister. – Nächster Redner ist 

Dr. Michael Espendiller für die AfD-Fraktion.
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(Beifall bei der AfD)

Dr. Michael Espendiller (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegen! 

Liebe Zuschauer im Saal und an den Bildschirmen! Wenn 
bei Ihnen zu Hause im Heimatort das Schwimmbad ge-
schlossen werden muss, dann liegt das daran, dass Ihre 
Kommune einfach nicht genug Geld dafür hat. Auf 
24,8 Milliarden Euro belief sich das Finanzierungsdefizit 
der Kommunen im letzten Jahr. Das ist mehr, als wir 
dieses Jahr für das Bundesforschungsministerium aus-
geben.

Die Lösung der Bundesregierung – was auch sonst? –: 
mal wieder neue Schulden. Heute beraten wir also gleich 
mehrere Gesetzentwürfe, die das Übel nicht an der Wur-
zel anpacken, sondern mit denen wir einfach mal wieder 
Schulden machen.

Der Erste regelt, wie die Länder ab sofort jedes Jahr 
einen Betrag in Höhe von 0,35 Prozent des BIPs an neuen 
Schulden machen dürfen. Das sind rund 15 Milliarden 
Euro jedes Jahr an neuen Schulden zusätzlich zu denen, 
die wir eh schon haben.

Das zweite Gesetz regelt die Verteilung der 100 Milli-
arden Euro Sonderschulden aus dem neuen Sonderver-
mögen. Aber was bringt uns das? Die Wirtschaft ist wei-
ter auf Talfahrt. Jeden Tag verlieren Menschen ihre Jobs 
und stehen vor den Trümmern ihrer Existenz. Die Bun-
desregierung müsste jetzt handeln.

(Beifall bei der AfD)
Man könnte schwachsinnige Staatsausgaben kürzen. 

Man könnte die Wirtschaft und die Bürger mit Steuer-
senkungen entlasten. Man könnte endlich die Axt an 
den Wildwuchs der Bürokratie legen. Aber die Bundes-
regierung hat mal wieder nur eine Lösung: mehr Schul-
den.

(Beifall bei der AfD)
Man redet sich das schön. Und so wird gesagt, dass 

diese Schulden neue Investitionen seien, die Wirtschafts-
wachstum bringen würden. Aber das ist unterm Strich 
mal wieder eine große Lüge. Warum? Wir haben nur 
eine begrenzte Anzahl an Unternehmen, die Brücken, 
Straßen und andere Infrastrukturprojekte bauen können. 
Und auf dieses beschränkte Angebot trifft nun eine er-
höhte Nachfrage durch die neuen Superschulden von 
Merz und Klingbeil. Und das, was jeder in der Schule 
gelernt hat, dass nämlich Angebot und Nachfrage nun 
mal den Preis bestimmen, gilt natürlich auch hier. Es 
werden jetzt nicht urplötzlich deutschlandweit neue Pro-
duktionskapazitäten in Rekordgeschwindigkeit entste-
hen. Wir erinnern uns: Wir haben Fachkräftemangel al-
lerorten. Und was macht der gewiefte Unternehmer 
dann? Er handelt sich einen höheren Preis aus. Und so 
fließen diese vielen neuen Milliarden an Schulden in 
Preissteigerungen. So werden wir nicht mehr Brücken 
bekommen, sondern nur teurere Brücken.

(Beifall bei der AfD)
Wir kriegen also keine echten Verbesserungen in un-

seren Strukturen, und das Problem der schiefen Finanz-
lage unserer Länder und Kommunen wird damit auch 

nicht gelöst. Wir sehen diese beiden Gesetzentwürfe da-
her sehr kritisch und werden uns in den Beratungen sehr 
genau damit befassen.

Wir sind aber jetzt schon nicht überzeugt, dass das der 
richtige Weg ist. Warum? Der Bund beschließt ständig 
neue Gesetze und drückt den Ländern und Kommunen 
immer weitere Aufgaben auf, zum Beispiel das Schreiben 
von wenig sinnvollen Klimaschutzplänen oder die Be-
wältigung illegaler Masseneinwanderung, die die Sozial-
haushalte sämtlicher Länder, Städte und Gemeinden mas-
siv belastet. Umgekehrt kauft sich die Bundesregierung 
bei den Ländern dann die Zustimmung für neue Gesetze 
durch immer mehr Förderprogramme und neue Zuwei-
sungen aus dem Bundeshaushalt, sodass viele Bürger-
meister und Landräte schon gar keinen Überblick mehr 
haben, welche Programme es eigentlich alle gibt.

Wir müssen also die Länder von Aufgaben befreien, 
die nicht originär die ihrigen sind, und für die verbleiben-
den Aufgaben müssen wir sie entsprechend mit den pas-
senden Finanzmitteln ausstatten. Gleichzeitig muss man 
die Bundesländer aber auch in die Pflicht nehmen, dass 
sie ihre Aufgaben ordentlich erledigen. Als Beispiel sei 
da die Bildung genannt. Bildung ist Ländersache und soll 
es auch bleiben. Aber irgendwas machen unsere Länder 
falsch: Jedes Mal schließen unsere Schüler den PISA- 
Test schlechter ab als das Mal zuvor. Es wäre wohl besser, 
wenn wir unseren Jugendlichen Deutsch, Mathematik 
und die relevanten Kulturtechniken fehlerfrei beibringen 
würden, anstatt ihnen Gendergedöns oder Klimapanik in 
die Köpfe zu hämmern.

(Beifall bei der AfD)

Kritik an den neuen Schulden kommt übrigens nicht 
nur von der AfD. Unsere Währungshüter von der Deut-
schen Bundesbank haben dem Bund vorgerechnet, was er 
denn da schon wieder verzapft. Allein in diesem Jahr 
werden von den neuen Schulden, die im Kernhaushalt 
gemacht werden, satte 56 Milliarden Euro nur für kon-
sumtive Ausgaben und Transferausgaben genutzt. Also 
gibt es nur wenig neue, echte Investitionen, die diesen 
Namen wirklich verdienen. Diese ganzen neuen Ver-
schuldungsmöglichkeiten für Bund und Länder werden 
also kaum für zusätzliche Investitionen benutzt, sondern 
nur zum Stopfen von Haushaltslöchern. Denn man 
möchte partout nicht priorisieren. Das wird nicht zu Wirt-
schaftswachstum führen.

(Beifall bei der AfD)

Stattdessen benutzen Sie Buchhaltungstricks, um In-
vestitionsausgaben hin und her zu schieben, damit Geld 
frei ist für Ihre Kumpels von den NGOs, für bekloppte 
Entwicklungshilfeprojekte, für Bürgergeld, für Gott und 
die Welt, für Wasserstofffantasien und für den grünen 
Industrieabbau – das alles unterstützt von der Union.

(Beifall bei der AfD)

Das ist der falsche Weg für Deutschland. Stattdessen sind 
Ausgaben zu kürzen und Steuern zu senken. Aber das 
kann nun einmal nicht jeder. Denn Sparen ist was für 
Fortgeschrittene; aber in der Bundesregierung scheinen 
nur Anfänger zu sitzen.

(Beifall bei der AfD)
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Wir werden, wie üblich, mit konstruktiven Vorschlä-
gen auf Sie zukommen.

Danke für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Dr. Mathias 

Middelberg für die Unionsfraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Dr. Mathias Middelberg (CDU/CSU):
Geschätzter Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen 

und Kollegen! Herr Espendiller, Sie haben hier gerade die 
Situation der Infrastruktur, besonders in den Kommunen, 
beklagt, und ich sage Ihnen: Mit diesen Gesetzen geben 
wir die Antwort darauf.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Dr. Michael Espendiller [AfD]: Das sind neue 
Schulden!)

– Das ist die Antwort darauf. Sie haben bemängelt, es 
würde nicht gehandelt. Wir handeln mit diesen Gesetzen, 
und zwar ganz konkret.

(Dr. Michael Espendiller [AfD]: Sie handeln 
falsch, Herr Middelberg!)

Das ist der konkreteste und beste Beitrag, um die Infra-
struktur gerade unmittelbar vor Ort zu stärken.

(Tino Chrupalla [AfD]: Das werden wir ja se-
hen!)

Stellen Sie sich mal die Frage: Wer investiert vor Ort, 
und wer schafft vor Ort qua Infrastruktur die Grundlage 
für neues wirtschaftliches Wachstum? – Das machen vor 
allen Dingen die Kommunen. Und vor allen Dingen die 
Kommunen werden durch diese Gesetze, die wir heute 
hier beschließen, gestärkt. Sie können jetzt vor Ort viel 
kräftiger investieren, als das vorher der Fall war. Das 
schafft die Grundlage für neues wirtschaftliches Wachs-
tum in Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich will allerdings nicht verhehlen – das will ich auch 
kritisch in Richtung Länder sagen –: Ich hätte mir ge-
wünscht, dass wir uns im Gesetzgebungsverfahren mit 
den Ländern auf eine Mindestquote zur Verteilung der 
Gelder an die Kommunen geeinigt hätten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Das wäre ein fairer Zug vonseiten der Länder und auch 
ein Ausdruck der Anerkennung der besonderen Belas-
tungssituation der Kommunen und der Tatsache gewesen, 
dass eben gerade die Kommunen diejenigen sind, die vor 
Ort wirklich investieren.

Wir stärken mit den Gesetzen, die wir heute hier be-
schließen, vor allen Dingen die finanzielle Ausstattung 
und die Investitionsmöglichkeiten der Länder und der 
Kommunen. Der Finanzminister hat zu Recht noch mal 
darauf hingewiesen, dass wir hier die Möglichkeiten der 

Länder stärken, sich im Zweifel und im Ernstfall, wenn es 
notwendig ist, selbst strukturell zu verschulden, und zwar 
in der gleichen Größenordnung, wie das bisher für den 
Bund möglich ist. Auch das ist ein richtiger und fairer 
Schritt gegenüber den Ländern.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Eines muss aber klar sein – diese kritische Bemerkung 
auch gegenüber unseren hochgeschätzten Bundesländern 
möchte ich mir nicht ersparen –: Der Bund tut schon sehr 
viel für die Länder, gerade im Bereich der Bildung: Di-
gitalPakt Schule, Startchancen-Programm. Im Kontext 
mit dem Pakt für den Rechtsstaat finanzieren wir sogar 
Richterstellen, also Personal für die Länder. Und mit der 
Sportmilliarde investieren wir in den nächsten Haushal-
ten auch in die Länder. Das ist alles völlig okay.

Wenn irgendeine neue Aufgabe erkannt wird und es 
um deren Finanzierung geht, kommt vor Ort aber vielfach 
der Ruf auf, das müsse doch der Bund bezahlen, das 
könne doch der Bund bezahlen. Ich glaube, wir müssen 
ehrlicherweise darauf hinweisen, dass sich die finanziel-
len Leistungsmöglichkeiten zwischen Bund und Ländern 
in den letzten Jahren und Jahrzehnten etwas verschoben 
haben. 1991, kurz nach der Wende, hatte der Bund noch 
einen Anteil von 48 Prozent am Gesamtsteueraufkom-
men. Heute sind es 39,6 Prozent, die dem Bund zustehen. 
Wir haben also eine ganz erhebliche Verschiebung des 
Steueraufkommens zugunsten der Länder.

Und das muss man im Blick behalten, wenn man künf-
tig fordert, dieses könne der Bund noch übernehmen und 
jenes könne der Bund noch übernehmen. Die Möglich-
keiten des Bundes sind begrenzt; das muss man, glaube 
ich, zur Kenntnis nehmen. Auch die Möglichkeiten der 
Verschiebung weiterer Lasten zulasten des Bundes sind 
deshalb begrenzt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Das schließt nicht aus – und das ist völlig selbstver-
ständlich –, dass der Bund dann, wenn er neue Aufgaben 
beschließt und damit zum Beispiel Länder oder gerade 
auch die Kommunen vor Ort belastet, auch für die Kos-
tentragung zu sorgen hat. Dieses Veranlassungsprinzip 
muss gelten, etwa bei der Versorgung von Flüchtlingen 
oder bei der Eingliederungshilfe nach dem Bundesteilha-
begesetz. Und da beklagen Länder und Kommunen zu 
Recht, dass der Bund in dem einen oder anderen Punkt 
zu wenig tut und dadurch gerade die Kommunen über 
Gebühr belastet sind. Der Grundsatz „Wer bestellt, 
muss auch bezahlen“ muss gelten.

Ich will hier auch klar sagen: Bei Steuergesetzen, von 
denen gleichermaßen der Bund und die Länder profitie-
ren, muss grundsätzlich gelten: Man fährt gemeinsam 
rauf, und man fährt vielleicht auch gemeinsam wieder 
runter. Wenn man Steuersätze senkt, um die Wirtschaft 
anzukurbeln, entstehen daraus längerfristig sogar Profite 
und zusätzliche Erträge. Aufseiten der Länder muss man 
dann akzeptieren, dass sie vielleicht eine Weile lang ein 
paar Mindereinnahmen haben, es dann aber auch wieder 
nach oben geht.
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Von dem Wirtschaftswachstum, das wir erzeugen wol-
len und für das wir hier heute die Grundlage schaffen, 
profitieren am Ende alle: der Bund, die Länder, aber auch 
die Kommunen. Deswegen kann es bei Steuergesetzen 
grundsätzlich nicht darum gehen, zwischen den Ebenen 
noch einen zusätzlichen finanziellen Ausgleich zu schaf-
fen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Diese Bemerkung wollte ich mir gerade im Hinblick auf 
die Arbeitsgruppe zur Veranlassungskonnexität zwischen 
Bund, Ländern und Kommunen erlauben, die wir in der 
übernächsten Woche einrichten.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Dr. Sebastian 

Schäfer für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Sebastian Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Herr Kollege Middelberg, in der 
Theorie widerspreche ich Ihnen nicht.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Das ist schon mal 
ein Anfang!)

Sie könnten eine Antwort geben auf das, was wir in 
unseren Wahlkreisen Tag für Tag erleben: Fahrradwege 
münden auf einmal in einer Straße, Innenstädte werden 
im Sommer unerträglich heiß,

(Tino Chrupalla [AfD]: Wer ist denn dafür 
verantwortlich? Die Grünen!)

die S-Bahn fällt wieder mal aus, der Bus kommt nicht, 
Kinder wollen in der Schule nicht auf die Toilette gehen, 
weil die so eklig ist, die Schlange beim Bürgeramt geht 
um den Block. Die Notwendigkeiten für zusätzliche In-
vestitionen in unser Land sind dringlich und groß.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Dr. Wiebke Esdar [SPD])

Es zählt aber eben nicht die politische Theorie, es zählt 
allein die politische Praxis. Und genau das ist das Pro-
blem.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Gesetzentwürfe zur Umsetzung der Grundgesetz-
änderung, die wir Grüne im März mit ermöglicht haben, 
zeigen große Schwächen. Konsequente Zweckbindung, 
also zum Beispiel auch keine Investitionen in klima-
schädliche Projekte? Fehlanzeige! – Zusätzlichkeitsvor-
schriften für die Länder? Fehlanzeige! – Ausschluss von 
Doppelförderung? Fehlanzeige! – Mindestanteil für un-
sere Kommunen? Fehlanzeige!

Ich darf den Bundesrechnungshof zitieren:

„Der vorliegende Gesetzentwurf […] lässt elemen-
tare Grundbedingungen für den Erfolg der Investiti-
onshilfen des Bundes außer Acht.“

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Christian Görke [Die Linke]: Hört! Hört!)

„Damit besteht das Risiko, dass das beabsichtigte 
Mehr an Infrastrukturinvestitionen in den Ländern 
ausbleibt.“

Das können wir uns schlichtweg nicht leisten.
Die Lage der Kommunen ist dramatisch. Sie kennen 

doch die Zahlen: ein Investitionsstau von über 200 Milli-
arden Euro, strukturelle Unterfinanzierung und ein Defi-
zit von über 24 Milliarden Euro allein im Jahr 2024. Und 
auch dieses Jahr droht ein erneutes Milliardenloch. Kom-
munen stemmen immer mehr Aufgaben, ohne dass ihnen 
ausreichend Mittel zur Verfügung stehen. Jede fünfte 
Kommune sagt, dass sie den Unterhalt ihrer Infrastruktur 
nur noch eingeschränkt oder gar nicht mehr leisten kann.

Dabei tragen unsere Kommunen den größten Teil der 
Infrastrukturverantwortung: Schulen, Kitas, Straßen, öf-
fentlicher Nahverkehr, Digitalisierung. Damit sind die 
Kommunen doch entscheidend dafür, wie unsere Bür-
gerinnen und Bürger den Staat wahrnehmen. Das Ver-
trauen in diesen Staat geht mehr und mehr verloren. 
Das dürfen wir doch nicht zulassen. Das bedroht am 
Ende unsere Demokratie.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir stehen in der Verantwortung, diese historische 
Chance, die das Sondervermögen eröffnet, so zu nutzen, 
dass wir Vertrauen schaffen – Vertrauen bei den Bür-
gerinnen und Bürgern, dass der Staat sein Geld sinnvoll 
einsetzt, Vertrauen bei den Kommunen, dass sie verläss-
lich planen können, Vertrauen bei der Wirtschaft, dass 
wir als Standort zukunftsfähig sind. Die Aufnahme neuer 
Schulden lässt sich nur dann rechtfertigen, wenn am Ende 
tatsächlich eine klimafreundliche und zukunftsfähige In-
frastruktur entsteht, wenn die kommenden Generationen 
entlastet und nicht belastet werden. Das müssen wir in 
diesem Gesetzgebungsverfahren sicherstellen.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner für die Fraktion 

Die Linke ist Christian Görke.

(Beifall bei der Linken)

Christian Görke (Die Linke):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

100 Milliarden Euro für Bund und Länder: Das klingt 
nach einer ganz großen Nummer,

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Ist auch eine große 
Nummer!)
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und das klingt wieder nach Turboinvestitionsminister 
Klingbeil, der es ja nicht mal für nötig hält, bei diesem 
so wichtigen Gesetz hier weiter Präsenz zu zeigen. Das ist 
ein Unding, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber schauen wir doch mal genauer hin: Was ist 
denn der Webfehler dieses Investitionstopfes, Herr 
Middelberg? Länder und Kommunen – ja, das ist richtig – 
tätigen zwei Drittel aller öffentlichen Investitionen, be-
kommen aber nur ein Fünftel des Investitionstopfes ab. 
Das ist nicht nur unfair, meine Damen und Herren, das ist 
auch unzureichend. Denn er berücksichtigt in keiner 
Weise diesen exorbitanten Investitionsstau in den Län-
dern und Kommunen, der jetzt auf sage und schreibe 
638 Milliarden Euro aufgelaufen ist, ein Plus von 30 Mil-
liarden Euro im letzten Jahr – ein Rekordwert.

Oder nehmen wir doch mal die Laufzeit dieses Topfes: 
nicht 10, nicht 12, sondern 19 Jahre, bis 2043. Damit 
schrumpfen die 100 Milliarden Euro auf nur noch 5,3 Mil-
liarden Euro jährlich für die Länder und Kommunen. Für 
das Land Brandenburg sind das auf den ersten Blick 
3 Milliarden Euro – Mann! – bis 2043. Aber der Bedarf 
an Investitionen liegt in den nächsten zehn Jahren bei 
40 Milliarden Euro. Hier von einem Tropfen auf dem 
heißen Stein zu sprechen, wäre eher eine Beleidigung 
für den Tropfen.

(Beifall bei der Linken)
Das Schlimmste aber ist, dass der Bundesfinanzminis-

ter mit der einen Hand gibt und mit der anderen Hand 
nimmt; denn gerade er hat ja mit Unterstützung der Koa-
lition die größte Senkung der Unternehmensteuer seit 
Jahrzehnten auf den Weg gebracht. Und da wird es im 
Zusammenhang mit der Körperschaftsteuersenkung zu 
massiven Steuermindereinnahmen bei den Ländern und 
Kommunen kommen. Beispiel gefällig? Das Bundesland 
Hessen wird trotz des Sondervermögens am Ende 1,9 Mil-
liarden Euro weniger haben. Hamburg: 900 Millionen 
Euro weniger. – Das heißt: Die Gesamtheit der Länder 
verliert allein bis 2037 fast 100 Milliarden Euro an Steu-
ereinnahmen. Das heißt am Ende, Herr Middelberg: ein 
Nullsummenspiel. Das ist in einer solchen Zeit unverant-
wortlich.

(Beifall bei der Linken)
Deshalb – schön, dass Sie wieder da sind, Herr Bun-

desfinanzminister –: Aus Sicht der Linken gibt es nur eine 
richtige Antwort für eine Investitionsoffensive, und die 
heißt natürlich, die Einnahmen der Länder und Kom-
munen mit einer Vermögensteuer zu stärken. Mehrein-
nahmen pro Jahr: 108 Milliarden Euro. Das ist die Haus-
nummer, die wir brauchen.

(Beifall bei der Linken – Zuruf des Abg. Jörn 
König [AfD])

Insofern gebe ich Ihnen recht, Herr Bundesfinanz-
minister: Der Teufelskreis der Verschuldung unserer 
Kommunen muss mit einer Altschuldenregelung durch-
brochen werden. Wir werden Sie an Ihren Taten messen, 
nicht an Ihren Worten.

Vielen Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der Linken – Andreas Mattfeldt 
[CDU/CSU]: Das war ja mal nicht so gut, ne? – 
Florian Oßner [CDU/CSU]: Das war wirklich 
Kommunismus in Reinkultur!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Dr. Wiebke Esdar spricht als nächste 

Rednerin für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Dr. Wiebke Esdar (SPD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es gibt sie, 

die Tage, an denen du als Sozialdemokratin in dieser 
Regierungskoalition aufwachst und dich morgens beim 
ersten Scrollen über das Handy über die Tickermeldung 
des Fraktionsvorsitzenden der Union freust. Denn es ist 
richtig, lieber Jens Spahn, dass wir die wachsende Ver-
mögensungleichheit angehen und bei der Erbschaftsteuer 
einiges tun müssen. Ich freue mich, wenn wir das gemein-
sam umsetzen, weil es eine Frage der Leistungsgerechtig-
keit ist, dass nicht die Reichen immer reicher und die 
Armen immer ärmer werden. Und es ist vollkommen 
richtig: Es geht bei der Erbschaftsteuer nicht um das 
Häuschen der Oma oder den kleinen Handwerksbetrieb. 
Aber da, wo Milliarden vererbt werden, müssen wir ran. 
Wir freuen uns auf die Klarheit, die das Urteil zum Erb-
schaftsteuergesetz bringen wird, und dann gehen wir das 
gemeinsam an.

(Beifall bei der SPD)
Meine Damen und Herren, es ist eine Frage der Leis-

tungsgerechtigkeit, dass wir die Erbschaftsteuer neu ge-
stalten, und es ist ein Grundanliegen dieser Regierung, 
das Leben gerechter und besser zu machen. Darum haben 
wir das 500-Milliarden-Euro-Sondervermögen aufgelegt, 
mit der Sportmilliarde beispielsweise, von der Lars 
Klingbeil eben schon gesprochen hat. Wir haben aber 
auch, um weitere Beispiele rauszugreifen, im Entwurf 
für den Wirtschaftsplan 2026 16,3 Milliarden Euro für 
die Schienensanierung bereitgestellt. Das ist so viel, wie 
für eine Komplettsanierung einer Schienenstrecke quer 
durch Deutschland und zurück, zum Beispiel von Ham-
burg nach München und zurück, benötigt wird. Allein für 
2026 haben wir dieses Geld schon im Entwurf bereit-
gestellt. 2,5 Milliarden Euro im nächsten Jahr sollen da-
für verwendet werden, dass wir über 300 Autobahnbrü-
cken sanieren können. So machen wir Deutschland fit für 
die Zukunft.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Jens 
Spahn [CDU/CSU])

Heute geht es hier um das Länder-und-Kommunal-In-
frastrukturfinanzierungsgesetz; das ist der technische Be-
griff. Konkret geht es darum, dass wir verabreden, dass 
von den 500 Milliarden Euro 100 Milliarden Euro an die 
Länder kommen, wie sie an die Länder verteilt werden, 
und vor allem, was die Länder damit machen. Denn wir 
wissen – Mathias Middelberg hat es angesprochen –: 
Rund 80 Prozent der Investitionen in den Ländern werden 
von den Kommunen vorgenommen. Darum wird es in 
den Gesetzesberatungen jetzt auch darum gehen, dass 

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 22. Sitzung. Berlin, Freitag, den 12. September 2025                               2224 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Christian Görke 



wir vereinbaren, sicherzustellen, dass die Kommunen, 
die an ganz vielen Stellen in enormer Finanznot sind, 
einen angemessenen Anteil von diesem Geld bekommen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich teile die Auffassung meines Kollegen, dass es gut 
gewesen wäre, wenn wir festgeschrieben hätten, dass 
60 Prozent des Geldes garantiert von den Ländern an 
die Kommunalhaushalte weitergegeben werden. Wir 
müssen da in harte Verhandlungen gehen. Es gibt Länder, 
die es vorgemacht haben: Alexander Schweitzer in 
Rheinland-Pfalz, aber auch Olaf Lies in Niedersachsen 
haben schon verbindliche Vorschläge gemacht. Mich – 
das sage ich ganz ehrlich – besorgt ein bisschen, dass 
Nordrhein-Westfalen als größtes Bundesland noch keine 
Festlegung vorgenommen und keine Vorschläge gemacht 
hat. Das besorgt mich deswegen, weil die Menschen dort 
in 48 Stunden zur Kommunalwahl in den Wahllokalen 
sein werden

(Jörn König [AfD]: Ja, noch mal ein bisschen 
bestechen, ne? Mit neuen Schulden die Men-
schen bestechen vor der Wahl!)

und Ministerpräsident Wüst wahrscheinlich nicht darauf 
verzichtet hätte, diesen bekannt zu geben, wenn es einen 
guten Vorschlag aus NRW geben würde. Wir werden da 
nachfassen. Wir werden das im Auge behalten.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herzlichen Dank. – Die nächste Rednerin ist Carolin 

Bachmann für die Fraktion der AfD.
(Beifall bei der AfD)

Carolin Bachmann (AfD):
Herr Präsident! Werte Kollegen! Unsere Kommunen 

stehen vor einem finanziellen Kollaps: 215 Milliarden 
Euro Finanzierungsdefizit und strukturelle Probleme. 
Deutschland hat dabei weniger ein Einnahmenproblem, 
sondern ein Ausgabenproblem, weil Sie katastrophale 
Prioritäten setzen. Während unsere Kinder seit Jahren in 
maroden Schulgebäuden lernen, wird beispielsweise die 
Vollversorgung für Asylbewerber ungebremst fortge-
führt. Das ist Ihre Prioritätensetzung. Gleichzeitig ver-
rottet unsere Infrastruktur: Brücken verfallen, Rathaus-
fassaden bröckeln, und Schwimmbäder schließen. Und 
Sie zwingen die Kommunen zusätzlich, intakte Hei-
zungssysteme für einen ideologischen Umbau der Wär-
meversorgung zu zerstören, der bis zu 430 Milliarden 
Euro kosten soll. Das ist Ihr staatlich verordneter Infra-
strukturabriss.

(Beifall bei der AfD)
Dieser Wahnsinn hat Methode. Der Bund wälzt ent-

gegen dem grundgesetzlich verankerten Konnexitätsprin-
zip seit Jahren Ideologieprojekte auf die Kommunen ab. 
Wer bestellt, soll bezahlen, fordern die Städte, Gemein-
den und Landkreise. Daher fordern wir als AfD in Zu-
sammenarbeit mit den Ländern, das Konnexitätsprinzip 

wieder zu garantieren und dafür einen Prüfungsausschuss 
im Bundesrat einzuführen. Sie sehen: Wir von der AfD 
stehen für die Lösungen Ihrer Probleme, für echte Refor-
men und für die Wiederherstellung der Grundgesetzkon-
formität.

(Beifall bei der AfD)

Sie hingegen erfinden Sondervermögen. Sie agieren 
dabei wie ein trotziges Kind, welches über den Esstisch 
mit Krümeln und schmutzigem Geschirr ein weißes Tuch 
auswirft, sich so aus der Verantwortung stiehlt und die 
Probleme dem Nächsten überlässt. Sich so aus der Ver-
antwortung zu stehlen, ist einfach schäbig; denn es wäre 
Ihre Verantwortung, hier eine elementare Staatsreform 
umzusetzen. Sie hingegen verschleppen die nötigen Re-
formen und führen die strukturelle Unterversorgung wei-
ter. Nein, Sie bürden sogar den nachfolgenden Generatio-
nen massive Schulden auf.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Ihre 100 Milliarden Euro Sondervermögen für Kom-
munen und Länder sind das Tischtuch, welches den 
Dreck Ihrer Politik und die nötige Staatsreform zudeckt. 
Für unsere Kommunen bleiben von diesem Sonderver-
mögen wahrscheinlich jährlich sowieso nur 5 Milliarden 
Euro übrig. Das deckt nur ein Fünftel des jährlichen De-
fizits; von den bisher fehlenden 215 Milliarden Euro für 
Infrastruktur ganz zu schweigen. So führen Ihre Schulden 
nur zu weiterem Substanzverlust.

(Beifall bei der AfD)

Deutschland braucht Ihre Schulden nicht. Deutschland 
braucht endlich eine neue Politik. Wir fordern daher die 
radikale Neupriorisierung der Aufgaben für die Kom-
munen. Wir fordern, die Pflichtaufgaben auf ein dauer-
haft finanzierbares Niveau zu verringern und die 
Kommunen endlich von allen klima- und migrationspoli-
tischen irrsinnigen Aufgaben der Bundesregierung zu be-
freien.

(Beifall bei der AfD)

Die Kollegen der CDU/CSU kann ich nur warnen, den 
Weg ihrer Kanzlerin Merkel weiterzugehen, indem sie 
die grünen Ideen in ihre Politik einfließen lassen. Wenn 
ich nämlich den heute hier vorliegenden Antrag der Grü-
nen lese, dann wird mir himmelangst. Während unsere 
Brücken bröckeln, wollen die Grünen Hitzeaktionspläne 
und noch mehr Integrationsmaßnahmen.

(Zuruf der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Liebe Grünen, liebe CDU/CSU, das ist keine Politik für 
lebenswerte Städte. Das ist eine Anleitung zum zentral 
verwalteten links-grünen Musterstaat.

(Beifall bei der AfD)

Genau deshalb fordern wir in unserem vorliegenden 
Antrag die Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung 
durch die Einhaltung des Konnexitätsprinzips und die 
Rückführung der kommunalen Pflichtaufgaben. Dazu 
müssen wir wie Milei in Argentinien die ideologischen 
Standards abschaffen und die Verwaltung durch Büro-
kratieabbau auf Vordermann bringen.
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(Pascal Meiser [Die Linke]: Dann hat die AfD 
massenhafte Verarmung wie bei Milei! Wenn 
das die Wählerinnen und Wähler mitbekom-
men! Viel Spaß!)

Holen wir also gemeinsam die Städte und Gemeinden 
aus dem undurchsichtigen Förderdschungel heraus, den 
niemand mehr versteht. Vereinfachen wir die Beantra-
gung, Durchführung und Abrechnung von Fördermitteln. 
Reduzieren wir die Anzahl auf wenige, dafür auskömm-
liche und zielgerichtete Programme, statt immer neue 
Programme für die Weltrettung aufzulegen. Ja, es braucht 
endlich Investitionen in die eigene Bevölkerung, in die 
Gebäude und in die Verkehrsinfrastruktur. Statt weiterer 
Schulden braucht es aber Geld für Schulen, Straßen und 
Schwimmbäder mit Mitteln des regulären Bundesfinanz-
haushaltes.

Also lassen Sie uns gemeinsam das Tischtuch über 
dem dreckigen Küchentisch wegreißen und endlich die 
nötigen Reformen angehen! Wir von der AfD stehen 
dafür mit Lösungen bereit.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile das Wort für die nächste 

Rede Christian Haase für die Fraktion CDU/CSU.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Christian Haase (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Ländervertreter!
(Der Redner blickt zur nicht besetzten Bundes-
ratsbank – Heiterkeit bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der SPD)

Die heute eingebrachten Gesetze sind ein weiterer Bau-
stein, um unser Land auf einen erfolgreichen Kurs zu 
bringen. Die maßgeblichen Garanten für eine positive 
Zukunft sind neben den dringend notwendigen struktu-
rellen Reformen für mich drei Faktoren: Wirtschafts-
wachstum, Wirtschaftswachstum, Wirtschaftswachstum.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das ist unsere Agenda.

Die Zukunft unseres Landes hängt von beidem ab, von 
Reformen und Wirtschaftswachstum. Und Wirtschafts-
wachstum – auch das will ich an dieser Stelle einmal 
sagen – ist am Ende auch die Grundlage für den Erhalt 
unserer liberalen Demokratie. Auch das ist eine Erkennt-
nis, wenn man sich mit dem Thema etwas intensiver 
beschäftigt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Um einen nachhaltigen Konjunkturimpuls zu setzen, 
haben CDU/CSU und SPD unmittelbar nach Regierungs-
übernahme zum Beispiel mit dem Investitionsbooster 
Maßnahmen auf den Weg gebracht, um die Wettbewerbs-
fähigkeit unseres Wirtschaftsstandorts zu steigern: de-
gressive Abschreibungen von 30 Prozent, eine Senkung 
der Körperschaftsteuer und zugleich Rekordinvestitionen 

von über 115 Milliarden Euro durch den Haushalt 2025. 
Dazu kommt das „Sondervermögen Infrastruktur und 
Klimaneutralität“ zur Erhöhung der öffentlichen Investi-
tionen.

Meine Damen und Herren, wenn wir in Deutschland 
über öffentliche Investitionen reden, dann müssen wir 
besonders die Kommunen in den Blick nehmen. Diese 
machen den Großteil der öffentlichen Investitionen in 
Deutschland aus. Wir brauchen deshalb einen Impuls 
direkt vor Ort in den Kommunen, um Straßen, Brücken 
und Schulen wieder flottzumachen.

Dabei ist die Ausgangslage für jede Stadtverwaltung, 
für jeden Kreis und jeden kommunalen Betrieb eine 
denkbar schwere. Die kommunale Handlungs- und Inves-
titionsfähigkeit ist zurzeit massiv bedroht. Die Kom-
munen leben von ihrer Substanz. Ich darf an dieser Stelle 
den Präsidenten des Deutschen Landkreistages, Achim 
Brötel, zitieren, der die Lage auf den Punkt bringt. Er 
sagte am Dienstag dieser Woche:

„So desaströs und perspektivlos habe ich es noch nie 
erlebt. Wir steuern in diesem Jahr bundesweit auf 
ein Minus von 30 Milliarden Euro zu, [...].“

Das Schwimmbad schließen
(Jörn König [AfD]: Sie als Regierung!)

oder lieber die Bibliothek? So macht das Arbeiten vor Ort 
nicht nur keinen Spaß, sondern es ist geradezu eine Ge-
fährdung des Kernbereiches unserer Demokratie.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ein starker Anstieg 
der Sozialausgaben sowie ein Anstieg der Zinsausgaben 
engen den kommunalen Handlungsspielraum enorm ein. 
Ja, sie schnüren den Kommunen den Hals zu. Das sind 
Themen, an denen wir als Bund unseren Anteil haben und 
deshalb auch zur Lösung beitragen. In dieser konkreten 
Situation müssen wir als Bund unserer Garantenfunktion 
für die Kommunen nachkommen. Wir sorgen mit dem 
heute vorgelegten Gesetz zur Finanzierung von Infra-
strukturinvestitionen von Ländern und Kommunen sowie 
den zusätzlichen finanziellen Möglichkeiten durch eine 
strukturelle Schuldenaufnahme der Länder dafür, dass 
diese wiederum ihrem grundgesetzlichen Auftrag für 
eine kommunale Mindestausstattung endlich nachkom-
men können.

Daneben stellt der Bund zusätzlich zur Beteiligung der 
Kommunen am bundesweiten Steueraufkommen im 
Bundeshaushalt 2025 rund 104 Milliarden Euro mit di-
rektem oder indirektem kommunalem Bezug zur Ver-
fügung. Das heißt also, wir packen die kommunale Hand-
lungsfähigkeit tatsächlich an und sorgen dafür, dass 
wieder Erholung auf der kommunalen Ebene möglich ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir werden das am Ende – auch das muss aber deutlich 
gesagt werden – nur hinkriegen, wenn die gesamten staat-
lichen Aufgaben einer Aufgabenkritik unterzogen wer-
den. Alles, was wir hier beschließen – die Schuldenauf-
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nahme, die uns durchaus schwerfällt, die aber notwendig 
ist, um das Wachstum wieder in Gang zu bringen –, wird 
verpuffen, wenn wir jetzt keine Aufgabenkritik machen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Deshalb, glaube ich, haben wir einen Herbst der Refor-
men vor uns. Das werden schwierige Diskussionen wer-
den. Aber ich glaube, wir müssen sie im Sinne der Men-
schen in unserem Land jetzt angehen.

Ein letzter Satz zum Sanierungshilfengesetz. Ich tue 
mich wirklich schwer damit. Ich weiß, man kann aus 
politischen Gründen das Saarland und auch Bremen nicht 
von der Strukturhilfe ausnehmen; ich glaube, darüber 
sind wir uns politisch einig. Aber ökonomisch halte ich 
es für eine schwierige Situation, wenn wir auf der einen 
Seite Sanierungshilfen zahlen, weil ein Land überschul-
det ist, und wir ihm auf der anderen Seite dabei helfen, 
neue Schulden aufzunehmen. Ich glaube, wir müssen mit 
beiden Ländern noch mal reden, damit genau diese Im-
pulse wahrgenommen werden. Das Gesetz hat dafür 
schon einige Ansätze. Aber ich glaube, wir können im 
weiteren Verfahren noch mal darüber sprechen, ob da 
noch Verbesserungen möglich sind.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Ich sehe heute drei Gesetze mit drei Bausteinen, die 

unsere Zukunft sichern können, und freue mich auf die 
weiteren Beratungen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Karoline Otte 

für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Karoline Otte (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Ich habe heute Morgen meine Tochter in die Kita 
gebracht, so wie mehr als 1 Million Eltern im ganzen 
Land. Aber wie viele Eltern haben seit gestern Abend 
irgendwie versucht, Kinderbetreuung anders zu organi-
sieren, weil die Kita heute mal wieder geschlossen bleibt? 
25 Milliarden Euro kommunales Defizit im Alltag von 
uns allen – im Alltag sichtbar, im Alltag spürbar. Kita mal 
wieder kurzfristig zu; nur ein kleines Beispiel.

25 Milliarden Euro: So tief stecken unsere Städte und 
Gemeinden im Minus. Die Spitzenverbände warnen zu 
Recht: Es ist schon jetzt historisch, was in den Städten 
und Gemeinden passiert. Und es kommt noch schlimmer; 
Herr Haase, Sie haben es gerade selber gesagt. Als Grüne 
legen wir deshalb ein echtes Sofortprogramm vor: für 
starke kommunale Kassen. Für uns ist klar: Wir können 
nicht darauf warten, dass eine neue schwarz-rote Arbeits-
gruppe zu keinem Ergebnis kommt. Es braucht jetzt Ver-
besserungen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Es braucht jetzt höhere kommunale Steueranteile. Es 

braucht jetzt Verbesserungen bei der Gewerbesteuer. Es 
braucht jetzt eine Klarheit, wie steigende Sozialausgaben 

ausgeglichen werden. Wer entbürokratisieren, digitalisie-
ren und investieren will, der muss den Kommunen zu-
allererst Luft zum Atmen geben. Das muss Priorität ha-
ben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wie viele Menschen haben alleine heute Morgen auf 

dem Weg zur Arbeit vergeblich auf den Bus gewartet? 
Wie viele Menschen haben heute Morgen wohl vor einem 
kaputten Fahrstuhl gestanden, wie viele Eltern mit Kin-
derwagen, wie viele Seniorinnen, wie viele Menschen im 
Rollstuhl?

(Jörn König [AfD]: Im Bundestag dauert es mit 
dem Fahrstuhl zwei Monate!)

Wie viele Sportgruppen können heute Abend nicht trai-
nieren, weil es in die Sporthalle geregnet hat, die Flut-
lichtanlage kaputt oder die Schwimmhalle gesperrt ist? 
25 Milliarden Euro Defizit in unser aller Alltag!

Das Bitterste an der Sache ist die – in Anführungs-
strichen – „Lösung“ der Bundesregierung. Als wäre es 
eine Mondlandung, gab die Union vorletzte Woche be-
kannt: Die Länder bekommen 250 Millionen Euro für 
eine kommunale Altschuldenlösung. – Liebe Union, liebe 
SPD, bei 25 Milliarden Euro strukturellem Defizit müss-
ten Sie noch 99 solcher Gesetze schreiben. 250 Millionen 
Euro sind gerade mal ein Hundertstel von 25 Milliarden 
Euro. In einer historischen Krise Ankündigungs- und 
Klein-Klein-Politik zu machen, ist schlicht und ergrei-
fend zu wenig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Auch hier im Plenum werden jetzt vollmundig große 

Versprechen gemacht. Da kommt die Sportmilliarde; ein 
neues Förderprogramm wird geschaffen. Wer genau hin-
schaut, der wird feststellen: Diese Regierung hat 500 Mil-
liarden Euro mit auf den Weg bekommen. Verglichen mit 
den letzten vier Jahren springen am Ende für Sport- und 
Schwimmhallen 150 Millionen Euro mehr heraus – ein 
Bruchteil von dem, was hier gerade in den Raum gestellt 
wird.

(Dr. Wiebke Esdar [SPD]: Stimmt doch gar 
nicht!)

Mit Sondervermögen herumzutricksen, das schafft nichts 
für das Land.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir erwarten von Ihnen, dass Sie Ihren eigenen An-

sprüchen gerecht werden – für ein Land, in dem Bür-
gerinnen und Bürger in ihrem Alltag merken, dass sich 
für sie etwas verändert. Aber, liebe Bundesregierung, 
während vor Ort die Kürzungslisten länger und länger 
werden, haben Sie bereits in den ersten 100 Tagen Ihrer 
Regierung massive Steuererleichterungen für das reichste 
Prozent in diesem Land auf den Weg gebracht. Das sind 
gute Zeiten für BlackRock-Manager, aber nicht für alle 
anderen in diesem Land.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Sascha Wagner 

für die Fraktion Die Linke.
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(Beifall bei der Linken)

Sascha Wagner (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Damen und Her-

ren! 100 Milliarden Euro aus dem Bundeshaushalt für 
Länder und Kommunen: Das klingt auf den ersten Blick 
stark, fast wie ein Befreiungsschlag. Doch wenn wir mal 
genauer hinschauen, dann erkennen wir, dass viele Kom-
munen davon keinen einzigen Cent sehen.

Und warum ist das so? Weil nicht festgelegt ist, wie 
viel von dieser Summe tatsächlich bei den Städten und 
Gemeinden ankommen wird. Die 60 Prozent Mindest-
quote für die Kommunen haben Sie sich ja auf Druck 
der Länder aus dem Gesetzentwurf streichen lassen.

Allen voran muss ich hier auch die Landesregierung 
meines Heimatlandes NRW in die Pflicht nehmen. Ersten 
Gerüchten zufolge sind in NRW nur 50 Prozent der Mittel 
für die Kommunen vorgesehen. In NRW leben aber über 
18 Millionen Bürgerinnen und Bürger, also 20 Prozent 
unserer Bevölkerung. Der Investitionsstau beträgt allein 
in NRW 50 Milliarden Euro.

(Christian Görke [Die Linke]: Hört! Hört!)

Man muss kein Rechenkünstler sein, um einzusehen, dass 
sich mit 875 Millionen Euro im Jahr nicht viel reißen 
lässt.

(Beifall bei der Linken)

Insgesamt belastet ein riesiger Investitionsstau von 
über 200 Milliarden Euro unsere Städte und Gemeinden – 
eine Hypothek, die jeden Spielraum im Alltag ein-
schränkt. Zudem bleibt das Grundproblem der Kom-
munen trotz Sondervermögen bestehen: Allein im Jahr 
2024 verbuchten sie ein Minus von fast 25 Milliarden 
Euro, Tendenz steigend, und das, obwohl die Kommunen 
ein Viertel aller Staatsausgaben schultern. Im Gegenzug 
erhalten sie aber nur ein Siebtel der Steuereinnahmen. 
Das ist eine Schieflage, die nicht länger tragbar ist und 
die Kommunen immer weiter in den Abgrund reißt.

Es sind aber die Kommunen, die die Feuerwehren und 
Rettungsdienste finanzieren müssen. Es sind die Kom-
munen, die dafür Sorge tragen, dass das Schulklo nicht 
leckt. Es sind die Kommunen, die für die Wasser- und 
Energieversorgung zuständig sind. Es sind die kommuna-
len Verwaltungen, die ganz konkret für die Bürgerinnen 
und Bürger Verantwortung übernehmen. Und gerade dort 
vor Ort entscheidet sich, ob Politik Vertrauen gewinnt 
oder verliert, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der Linken)

Und was bekommen die Kommunen nun im Gegen-
zug? Feigenblätter statt Reformen, Zwischenlösungen 
statt Verlässlichkeit. Das ist kurzsichtig und gefährlich 
für unsere Städte und für die soziale Infrastruktur. Die 
Kommunalfinanzen müssen endlich neu und verlässlich 
aufgestellt werden. Das heißt: eine faire Neuordnung der 
Steuerverteilung, ein Investitionspakt, der den kommuna-
len Investitionsstau der letzten Jahrzehnte tatsächlich auf-
löst, und vor allem Verlässlichkeit statt jedes Jahr neue 
Unsicherheiten.

(Beifall bei der Linken)

Meine Damen und Herren, unsere Städte und Gemein-
den sind das Fundament unseres Staates. Deshalb müssen 
wir jetzt handeln – nicht morgen, nicht irgendwann, son-
dern jetzt!

Ich erlaube mir noch ein Wort mit Blick auf die Kom-
munalwahlen in NRW: Dort hätte ich mir viel mehr 
Druck von der NRW-Landtagsfraktion gewünscht. Da 
sind Sie ein Totalausfall, genauso wie die Grünen in der 
Frage der Atomtransporte. Insofern kann man den Men-
schen am Sonntag nur Glück wünschen und hoffen, dass 
die Leute links wählen.

(Beifall bei der Linken – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Aber sicher 
nicht mit euch!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Dr. Thorsten 

Rudolph für die Fraktion der SPD.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Dr. Thorsten Rudolph (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Das Sondervermögen Infrastruktur und Klima-
neutralität ist ein Segen für dieses Land, weil wir endlich 
unsere marode Infrastruktur sanieren. Das sorgt für 
Wachstum, weil diese Investitionen natürlich konjunk-
turelle Effekte haben. Es stärkt aber auch unsere Wett-
bewerbsfähigkeit, weil eine sanierte Infrastruktur bei 
Verkehr, bei Energie und bei Digitalisierung die Kosten 
für unsere Wirtschaft senkt. Zusammen mit den anderen 
Maßnahmen – Investitionsbooster, Bürokratieabbau und 
Planungsbeschleunigung – ist das Sondervermögen In-
frastruktur der Gamechanger für Deutschland. Wir sor-
gen dafür, dass unsere Wirtschaft wieder wächst.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir müssen uns aber auch ehrlich machen. Das Son-
dervermögen Infrastruktur mit seinen 500 Milliarden 
Euro reicht, so gewaltig diese Summe auch ist, um die 
wichtigsten Kernbereiche der öffentlichen Infrastruktur 
des Bundes zu sanieren: die Autobahnbrücken, die Kor-
ridorsanierungen bei der Deutschen Bahn, die großen 
Digitalisierungsprojekte, den Wohnungsbau und die 
Hightech Agenda für Forschung und Entwicklung.

Das Gleiche gilt für die Länder und Kommunen. Auch 
sie müssen sich auf die wichtigsten Kernbereiche kon-
zentrieren, weil die 100 Milliarden Euro, über die wir 
hier heute in erster Lesung beraten, auch dort nicht 
reichen, um den Sanierungsstau komplett zu beseitigen. 
Aber sie können jetzt in diese Kernbereiche massiv in-
vestieren. Deshalb gilt auch hier: Dieses Sonderver-
mögen ist ein echter Gamechanger.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Lachen des Abg. Jörn König 
[AfD])

Wir als Politik müssen uns aber dennoch die Frage 
stellen, wie wir viele weitere völlig berechtigte Bedarfe 
finanziell abdecken wollen: in den kulturellen Einrich-
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tungen, den Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, 
der Sozialwirtschaft, den Müttergenesungswerken und in 
vielen anderen gesellschaftlichen Bereichen. Mich errei-
chen jeden Tag Nachrichten, die zeigen, dass hier massi-
ver Handlungsbedarf besteht. Und wir wissen alle, dass 
diese Einrichtungen elementar sind für unser gesell-
schaftliches Zusammenleben.

Gerade deshalb müssen wir eine Antwort finden, wie 
wir dauerhaft ein hohes Investitionsniveau sicherstellen. 
Es darf nie wieder passieren, dass wir unsere Infrastruktur 
über Jahrzehnte hinweg verrotten lassen.

(Jörn König [AfD]: Wer war denn da in der 
Regierung?)

Dauerhaft ein hohes Investitionsniveau gewährleisten 
und zugleich dauerhaft solide Staatsfinanzen sicherstel-
len, das ist die Aufgabe.

(Beifall bei der SPD)

Genau das ist übrigens auch die Aufgabe der Kommis-
sion zur Reform der Schuldenbremse, die gestern zum 
ersten Mal getagt hat. Ich hoffe sehr, dass diese Kommis-
sion ihrer Aufgabe gerecht wird.

Gestatten Sie mir zum Abschluss noch einen Hinweis. 
Der Bund hat die gewaltigen Rettungspakete für Corona 
bezahlt. Der Bund hat die gewaltigen Kosten für die 
Energiepreisbremsen nach Putins Überfall gezahlt. Der 
Bund zahlt die nötige Aufrüstung der Bundeswehr – al-
lein in den nächsten vier Jahren über 600 Milliarden 
Euro. Und der Bund bezahlt jetzt auch dieses Sonderver-
mögen Infrastruktur. Der Bund tut dies, indem er Schul-
den aufnimmt und Zins und Tilgung leistet.

Er tut dies in gesamtstaatlicher Verantwortung für 
Deutschland. Er tut dies insbesondere auch solidarisch 
für die Länder und Kommunen. Ich kann mich da nur 
vielem anschließen, was Mathias Middelberg gesagt hat.

Wenn sich dann aber ein Ministerpräsident hinstellt 
und sich enttäuscht zeigt, dass der Bund die kommunale 
Altschuldenhilfe nach vier Monaten noch nicht auf den 
Weg gebracht hat, und im gleichen Atemzug sagt, dass 
Enttäuschung über nicht eingelöste Wahlversprechen ja 
am Ende zu Wahlerfolgen der Populisten und Extremis-
ten führen würden, liebe Kolleginnen und Kollegen, dann 
kriege ich Puls.

(Dr. Wiebke Esdar [SPD]: Ja!)

Vielleicht macht sich Herr Wüst ja mal die Hände 
schmutzig, tut selbst was für die nordrhein-westfälischen 
Kommunen und lässt Gelsenkirchen und Duisburg nicht 
am ausgestreckten Arm verhungern, während er in Düs-
seldorf schön daherredet und Schampus schlürft.

(Beifall bei der SPD)

Wüst ist wahrscheinlich der schlechteste Ministerprä-
sident Deutschlands, wenn es um Landeshilfen für die 
eigenen Kommunen geht. Dann sollte er wenigstens nicht 
auch noch undankbar sein.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Sergej Minich 

für die Fraktion der AfD.
(Beifall bei der AfD)

Sergej Minich (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Wir beraten heute über ein Gesetz, das als eine 
Art Freibrief fürs Weitermachen steht – Herr Haase hatte 
das schon angesprochen –, nämlich über die Änderung 
des Sanierungshilfengesetzes. Ursprünglich zur Ent-
schuldung gedacht, wird dieses Gesetz in seiner jetzigen 
Form quasi die fiskalischen Regeln aushebeln – eine Art 
juristisches Gummiband, das sich dehnt, wabbelt und am 
Ende irgendwie passt.

Früher, in der alten Fassung, da gab es eine klare Til-
gungspflicht. Bremen und das Saarland sollten tatsäch-
lich anfangen, Schulden zurückzuzahlen – ein kühner 
Gedanke, fast schon revolutionär in Zeiten von Rekord-
schulden.

(Beifall bei der AfD)
Heute ersetzt man diese harten Vorgaben durch ein wei-
ches „Bitte ein bisschen weniger Schulden machen, wenn 
es gerade passt“. Wer Tilgung erwartet, bekommt jetzt 
Schuldenbegrenzung light. Und die Sanktionen? Statt 
echter Konsequenzen gibt es Pseudokontrollen, Ausnah-
men, temporäres Einbehalten, alles Maßnahmen, die man 
später wieder glattbügeln kann.

Besonders charmant ist die neue Berichtspflicht: Alle 
drei Jahre dürfen die Länder frei gewählte Kennzahlen 
präsentieren – frei gewählt! Das wirkt, als dürfte der 
Fuchs selbst den Hühnerbestand zählen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)
Das ist Transparenz auf freiwilliger Basis, mit garantiert 
kosmetischen Effekten.

(Beifall bei der AfD)
Und das Beste: Aus einer eigentlich temporären Sanie-

rungshilfe wird mit diesem Gesetz eine dauerhafte Insti-
tution, auch wenn Sie genau das Gegenteil postulieren. 
Man könnte sagen: Sie haben die Ausnahme zur Regel 
gemacht, aus dem Notpflaster ist ein Dauerkatheter ge-
worden – bequem, bringt aber sicher keine Heilung. 
Kurz: Dieses Gesetz ist politisch clever – das muss man 
zugeben –, fiskalisch bequem für den Schuldner, aber 
inhaltlich ein Placebo. Wer auf echte Entschuldung ge-
hofft hat, wird enttäuscht. Wer Augenwischerei mag, darf 
sich freuen.

Meine Damen und Herren, wenn wir wirklich solide 
Finanzen wollen, brauchen wir klare Vorgaben, harte 
Grenzen und – wichtig! – messbare Ziele. Aber stattdes-
sen beschließen wir hier ein Gesetz, das im Kern nur 
eines regelt: Wie man so tut, als ob man sparen würde, 
ohne es tatsächlich zu tun.

(Beifall bei der AfD)
Warum tut man das Ganze? Warum ein Gesetz, das die 
Schuldenaufnahme in den am stärksten verschuldeten 
Bundesländern erleichtert und die zukünftigen Genera-
tionen stärker belastet?
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Es war ja die Bremer SPD, die mein Heimatbundes-
land in diese Situation gebracht hat und jetzt auf diesem 
fiskalischen Scherbenhaufen sitzt.

(Beifall bei der AfD)

Haushalterisch absolut sinnlos! Und trotzdem hat dieses 
Gesetz eine Besonderheit: Ein SPD-Finanzminister un-
terstützt seine Kollegen aus dem SPD-Bundesvorstand – 
namentlich Herrn Bovenschulte und Frau Rehlinger –, 
die beide im Frühjahr 2027 in einen Wahlkampf starten 
und daher auch etwas vorweisen wollen. Selbstredend, 
dass der Wahlkampf natürlich schon im nächsten Jahr 
beginnen wird.

Die Steuerzahler des Bundes unterstützen den Wahl-
kampf der letzten verbliebenen Hochburgen der SPD, 
damit diese nicht noch weiter abschmiert in ihrem Kampf 
gegen die Bedeutungslosigkeit. Kurz gesagt: Für die 
Kasse wertlos, für den Wahlkampf der Genossen unbe-
zahlbar!

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Franziska 

Hoppermann für die Fraktion CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Franziska Hoppermann (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Viele, wenn nicht 
die meisten von uns haben ihre politischen Wurzeln in der 
Kommunalpolitik. Deshalb kennen wir die Kompetenzen 
vor Ort und haben das Ohr unmittelbar an den Bürgerin-
nen und Bürgern und an den Unternehmen. Deshalb ken-
nen wir auch die in vielen Teilen dramatisch angespann-
ten Haushaltslagen.

Der Zustand der Infrastruktur ist das eine – das haben 
wir heute schon öfter gehört –, die Finanznot aber ist das 
andere. Die sehr einschneidenden Vorschläge der kom-
munalen Spitzenverbände verdeutlichen das sehr ein-
drücklich. Die Kommunen können ihre Aufgaben in der 
jetzigen Form so nicht mehr stemmen. Sie sind Teil der 
Länder und aus guten Gründen nicht direkt an den Bund 
angebunden. Wir haben großes Vertrauen in die Länder, 
dass sie sich ihrer Verantwortung bewusst sind und die 
Entlastungen und Mittel, die wir ihnen nun bereitstellen, 
auch an die Kommunen weitergeben.

(Jörn König [AfD]: Das Prinzip Hoffnung!)

Aber wir haben vereinbart, dass das nicht extra gesetzlich 
und bürokratisch geregelt wird.

Durch die nun mit der Einführung der Konjunkturkom-
ponente geschaffene Verschuldungsmöglichkeit der Län-
der entsteht für die Länder sogar zusätzlicher Spielraum, 
ihre Aufgaben und die für die kommunale Familie noch 
besser umzusetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Aber wir im Bundestag müssen auch ehrlich sein: Die 
Entscheidungen der vergangenen Wahlperioden wurden 
häufig ohne Blick auf die Auswirkungen in den Städten 
und Gemeinden getroffen. Entscheidung und Finanzie-
rung müssen und sollen nun besser zusammenfallen.

(Beifall der Abg. Dr. Inge Gräßle [CDU/CSU])

Das haben wir im Koalitionsvertrag so vereinbart und 
nennt sich „Veranlassungskonnexität“.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich will es noch mal sagen: Auch deshalb hat der 
Bund – die Bundesregierung und auch die sie tragenden 
Fraktionen – beschlossen, nicht nur die gut 38 Prozent, 
sondern 82 Prozent der Mehrkosten und Mindereinnah-
men durch den Investitionsbooster zu tragen. Die Mittel 
aus dem Sondervermögen, über das wir heute sprechen, 
sollen mit maximaler Freiheit und dem Nutzen des Wis-
sens vor Ort pragmatisch eingesetzt werden können.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 100 Milliarden Euro, 
das ist eine gewaltige Summe. Auch ich gebe gerne zu, 
dass ich mir eine andere Herangehensweise bei der Ver-
schuldung gewünscht hätte. Mit dieser Summe für die 
Länder und den weiteren 400 Milliarden Euro geht eine 
gewaltige Verantwortung einher. Für uns bedeutet das: 
Wir müssen die Generationengerechtigkeit im Blick be-
halten. Der Eindruck, jetzt sei unbegrenzt Geld da, 
täuscht. Wir wissen alle, dass die Fantasie, wofür man 
Geld ausgeben könnte, grenzenlos ist. Die Mittel sind 
es allerdings nicht.

Und genau an dieser Stelle geht es um mehr als nur um 
Ausgabenplanung. Wir müssen uns auch die Frage stel-
len, wie wir unser Infrastrukturvermögen künftig besser 
im Blick behalten und ausreichend Vorsorge treffen und 
bilanzieren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Denn wer Milliarden in Straßen, Brücken, Schulen oder 
digitale Netze investiert, schafft Werte für Jahrzehnte. 
Diese Werte müssen in unseren öffentlichen Haushalten 
sichtbar sein, nicht nur die Kosten. Wenn wir das kon-
sequent umsetzen, stärken wir die Transparenz und ver-
bessern die Steuerung. Und wir schaffen eine solide 
Grundlage, um auch langfristig Verantwortung für das 
zu übernehmen, was wir heute anstoßen. So bringen wir 
Deutschland voran.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Deshalb setzen wir als Koalition zusätzlich auf eine 
wirkungsorientierte Haushaltsführung. Wir müssen klare 
Ziele formulieren und Kennzahlen entwickeln; denn am 
Ende muss erkennbar sein, dass diese Mittel nicht nur 
ausgegeben wurden, sondern dass sie unser Land tatsäch-
lich moderner, widerstandsfähiger und lebenswerter ge-
macht haben. Das sind Investitionen in die Stärke unseres 
Staates, in die Zukunftsfähigkeit unseres Landes und in 
das Vertrauen der Menschen in ihn und in uns. Aber es ist 
auch eine Verpflichtung im Sinne der Steuerzahlerinnen 
und Steuerzahler und im Sinne kommender Generatio-
nen. Lassen Sie uns diese Chance nutzen!

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 22. Sitzung. Berlin, Freitag, den 12. September 2025                               2230 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Sergej Minich 



Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der letzte Redner in dieser Aussprache 

ist Florian Oßner von der Unionsfraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Florian Oßner (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir lassen unsere Kommunen nicht im Stich. 
Das ist die eigentliche Kernbotschaft der heutigen Debat-
te.

Als Mitglied des heimischen Kreistages wird auch mir 
regelmäßig von Bürgermeistern, von Stadt- und Gemein-
deräten die prekäre finanzielle Situation der Kommunen 
geschildert: Es werden in unserem Land immer mehr 
Aufgaben von oben nach unten delegiert. Der Investiti-
onsbedarf in Kindertagesstätten, Krankenhäuser und In-
frastruktur ist momentan schwer aus eigener Kraft zu 
finanzieren, und die Folgen kommen direkt bei den Bür-
gern an.

Deshalb haben wir gemeinsam mit den Ländern ent-
schieden, hier als Bund unter die Arme zu greifen. Denn 
eines ist klar: Diese Koalition aus CDU, CSU und SPD ist 
eng verwurzelt in der kommunalpolitischen Familie,

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

und mit diesem Gesetz wird dies eindrucksvoll unter 
Beweis gestellt.

Deutschland steht im globalen Wettbewerb. Unser 
Wohlstand basiert auf einer starken Wirtschaft. Diese 
braucht wiederum eine leistungsfähige und moderne In-
frastruktur. Wir schaffen mit dem Länder-und-Kom-
munal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz dazu den recht-
lichen Rahmen, damit Länder und Kommunen in den 
kommenden Jahren bis zu 100 Milliarden Euro für die 
dringend benötigten Investitionen in die Infrastruktur er-
halten – eine in der Tat gewaltige Summe, mit der die 
Länder und Kommunen eine Grundlage für nachhaltiges 
Wirtschaftswachstum schaffen können.

Dies ist auch Dreh- und Angelpunkt der sozialen Sta-
bilität Deutschlands. Denn wenn wir es am Ende nicht 
schaffen, wettbewerbsfähiger zu werden, dann werden 
wir auch viele notwendige Dinge in Zukunft schlichtweg 
nicht mehr finanzieren können. Das kann wirklich keiner 
wollen. Darum kämpfen wir mit diesem Gesetz für bes-
sere Verhältnisse vor Ort, meine lieben Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Auf den Punkt 
gebracht!)

Es geht darum, den bestehenden Investitionsrückstau 
abzuarbeiten, gerade auch im Verkehrsbereich: Straßen 
und Brücken sanieren, die Wärme- und Energieinfra-
struktur fit für die Zukunft machen. Diese Investitionen 

sind damit nicht nur eine finanzielle Unterstützung, nein, 
sondern sie sind auch ein Bekenntnis des Bundes zu 
unseren Ländern und Kommunen, zu mehr Lebensquali-
tät für die Bürgerinnen und Bürger vor Ort.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Es gehört natürlich auch viel Vertrauen dazu. Wir ver-
trauen den Ländern, dass sie die Gelder an die Kom-
munen weiterreichen; denn sie wissen am besten, wo 
Investitionen vor Ort am dringendsten gebraucht werden 
und notwendig sind. Ob in Bremen, Brandenburg oder 
Bayern, dieses Gesetz gibt den Kommunen die notwen-
dige Flexibilität und Planungssicherheit, um die Mittel 
zielgerichtet einzusetzen.

Selbst der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme aus-
drücklich begrüßt, dass wir hier einen wichtigen ersten 
Schritt gehen und die Mittel schnell, unbürokratisch und 
flexibel bereitstellen. Wir zählen dabei auch auf die Län-
der, dass das am Ende gemeinsam mit den Kommunen 
funktioniert. Genau das wollen wir schaffen: Wir wollen 
eben kein neues Bürokratiemonster, sondern wir wollen 
pragmatische Lösungen für Investitionen vor Ort. Das ist 
das Gebot der Zeit: nicht kompliziert Dinge angehen, 
sondern unkompliziert Dinge umsetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Christina Baum [AfD]: 
Das hat ja nicht geklappt!)

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, die zur Ver-
fügung gestellten Finanzmittel sind keine kurzfristigen 
Geschenke, sondern eine Investition in die Zukunfts- 
und Wettbewerbsfähigkeit unseres Landes. Darum gilt: 
Die Maßnahmen müssen wirtschaftlich sinnvoll, mittel-
fristig umsetzbar und langfristig nutzbar sein. Mit dem 
Gesetz wird sichergestellt, dass nur solche Investitionen 
gefördert werden, die dauerhaft Wirkung erzielen und ein 
nachhaltiges Wachstum ermöglichen. Das schafft Ver-
trauen: Vertrauen unserer Bürgerinnen und Bürger in 
den Staat, Vertrauen der Unternehmer in den Investitions-
standort Deutschland und Vertrauen zukünftiger Genera-
tionen, dass wir verantwortungsvoll mit den jetzt neu 
aufgenommenen Mitteln umgehen. Lassen Sie uns des-
halb gemeinsam diesen Weg gehen – für stabile Länder, 
für handlungsfähige Kommunen, für eine moderne Infra-
struktur, also für ein starkes Deutschland.

Herzliches „Vergelts Gott!“ fürs Zuhören.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank Ihnen. – Weitere Redewünsche sind si-

cher vorhanden, aber nicht vorgesehen. Damit schließe 
ich die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 
Drucksachen 21/1085, 21/1087, 21/1503, 21/1554 und 
21/1310 an die in der Tagesordnung aufgeführten Aus-
schüsse vorgeschlagen. – Weitere Überweisungsvor-
schläge sehe ich nicht. Dann machen wir es so.
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Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 26: 
Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Finanzausschusses (7. Ausschuss) zu 
dem Antrag der Fraktion Die Linke 
Mehrwertsteuer auf Grundnahrungsmittel, 
Hygieneprodukte und auf Bus und Bahn ab-
schaffen

Drucksachen 21/135, 21/1583

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 60 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache erst, wenn hier alle, die sich 
entfernen wollen, dies tatsächlich bewerkstelligen, und 
zwar bitte zügig und möglichst leise. Und alle, die der 
Debatte beiwohnen, möchten sich platzieren, damit wir 
konzentriert die Debatte fortsetzen können. Ich bitte, die 
bilateralen Gespräche gerne und intensiv draußen fort-
zusetzen. – Vielen Dank.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat für die SPD- 
Fraktion Ingo Vogel.

(Beifall bei der SPD)

Ingo Vogel (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir debattie-
ren heute erneut den Antrag der Fraktion Die Linke, die 
Mehrwertsteuer auf Grundnahrungsmittel, Hygienepro-
dukte sowie Bus und Bahn abzuschaffen. Dieser Antrag 
wurde bereits vor der Sommerpause in den Ausschuss 
überwiesen und nun diese Woche dort erneut eingehend 
beraten.

Ich möchte zunächst betonen: Die Linke weist mit 
ihrer Initiative auf ein reales und wichtiges Problem 
hin; hier haben wir kein Erkenntnisproblem. Viele Men-
schen in unserem Land, insbesondere Haushalte mit 
kleinen und mittleren Einkommen, sind nach wie vor 
stark belastet. Ja, die Inflation der letzten zehn Jahre hat 
sich durchaus abgeschwächt. Aber die Preise sind im Ver-
gleich zu den Einkommen weiterhin sehr hoch. Und egal 
ob Mieten, Energie, Lebensmittel oder Mobilität, das 
alles kostet sehr viel Geld. Für viele Familien, Allein-
erziehende, Rentnerinnen und Rentner bleibt am Ende 
des Monats kaum etwas übrig. Und wenn man sich vor 
Augen führt, dass durchschnittlich rund 40 bis 50 Prozent 
des Einkommens allein für Wohnen und Energie auf-
gebracht werden müssen und dazu mindestens 15 Prozent 
für Lebensmittel und ein weiterer erheblicher Teil für 
Mobilität, dann wird schnell klar: Der finanzielle Spiel-
raum ist für viele Menschen, die hart arbeiten, nahezu 
aufgebraucht, bevor man überhaupt an Konsum, Rück-
lagen oder Teilhabe denken kann.

Meine Damen und Herren, genau deswegen ist es rich-
tig und wichtig, dass wir über die Frage diskutieren, wie 
wir die Menschen entlasten können. Und es ist richtig, 
dass wir uns die Mehrwertsteuer und ihre Wirkung genau 
anschauen. Aber der vorliegende Antrag der Linken ist 
aus guten Gründen im Ausschuss abgelehnt worden, und 
auch wir können ihm heute hier nicht zustimmen.

Warum ist das so?

Erstens. Die Zielgenauigkeit fehlt. Eine komplette Ab-
schaffung der Mehrwertsteuer auf Grundnahrungsmittel, 
Hygieneprodukte und Bus und Bahn kommt nicht in ers-
ter Linie denen zugute, die tatsächlich Unterstützung 
brauchen. Von einer solchen Maßnahme profitieren alle, 
vom Geringverdiener bis zu den Spitzenverdienern. Eine 
zielgerichtete Entlastung finanziell schwächerer Haus-
halte sieht anders aus.

Zweitens. Es gibt keine Garantie, dass die Entlastung 
überhaupt bei den Verbraucherinnen und Verbrauchern 
ankommt. Wir wissen alle aus Erfahrung, dass bei Mehr-
wertsteuersenkungen, wie wir sie beispielsweise in der 
Coronakrise oder Energiekrise gesehen haben, ein erheb-
licher Teil des Geldes in den Unternehmen hängen bleibt. 
Die Senkungen werden oft nicht in vollem Umfang an die 
Kunden weitergegeben, sondern zur Stabilisierung von 
Margen oder als Puffer für Kostensteigerungen genutzt. 
Und damit wird das eigentliche Ziel, die Menschen spür-
bar zu entlasten, leider verfehlt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Sie fordern in Ihrem Antrag, die Wirkung einer Mehr-
wertsteuerbefreiung durch eine staatliche Preisaufsicht 
zu kontrollieren. Aber das ist weder praktikabel noch 
sinnvoll. Sollen wir wirklich in jeden Supermarkt, für 
jedes Bus- und Bahnticket, für jedes Hygieneprodukt 
staatliche Prüfer losschicken, die kontrollieren, ob die 
Preise korrekt sind? Das alles ist nicht realitätsnah. Das 
wäre ein Bürokratiemonster ohne Nutzen. Es würde 
enorme Verwaltungskosten verursachen, zu endlosen 
Streitigkeiten über richtige Preise führen und am Ende 
trotzdem keine echte Sicherheit bieten, dass Entlastungen 
ankommen.

(Beifall der Abg. Frauke Heiligenstadt [SPD])
Wir brauchen daher weniger Bürokratie und klare Regeln 
und keine neuen Aufsichtsbehörden, die sich in Preiskon-
trollen verlieren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Dritter Punkt. Die Maßnahme ist derzeit haushaltspoli-
tisch überhaupt nicht verantwortbar. Die Abschaffung der 
Mehrwertsteuer in den genannten Bereichen würde ein 
zweistelliges Milliardenloch in den Bundeshaushalt rei-
ßen – Geld, das wir für Investitionen in Bildung, Infra-
struktur, Sicherheit, Digitalisierung und Klimaschutz 
dringend benötigen. Gerade in Zeiten, in denen wir Re-
kordinvestitionen auf den Weg bringen und gleichzeitig 
zur Konsolidierung verpflichtet sind, wäre ein solcher 
Steuerausfall unverantwortlich.

Vierter Punkt. Wir brauchen eine strukturelle Reform 
anstatt punktueller Maßnahmen. Das Umsatzsteuerrecht 
ist voller Ungereimtheiten und Bürokratie. Jeder kennt 
die Absurditäten: unterschiedliche Sätze bei Milchkaf-
feegetränken, je nachdem, ob Kuhmilch oder Sojamilch 
verwendet wird, ob der Kaffee im Café getrunken oder 
mitgenommen wird. Solche Unterschiede versteht nie-
mand mehr. Hier besteht tatsächlicher Reformbedarf. 
Ein transparentes Umsatzsteuerrecht wäre eine nachhal-
tigere Lösung als der isolierte Wegfall von Steuern in 
bestimmten Einzelbereichen.
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Meine Damen und Herren, die Regierungskoalition 
aus SPD und Union hat im Ausschuss klargemacht: Wir 
erkennen die Belastungen der Menschen in unserem 
Land an. Wir nehmen die Sorgen ernst, aber wir halten 
die vorgeschlagene Maßnahme der Linken nicht für den 
richtigen Weg. Sozialdemokratische Politik bedeutet zu-
dem nicht, jedem schnellen Vorschlag hinterherzulaufen, 
sondern Verantwortung zu übernehmen.

(Pascal Meiser [Die Linke]: Lieber gar nichts 
machen!)

Eine Mehrwertsteuerbefreiung klingt auf den ersten Blick 
vielleicht attraktiv, löst aber die Probleme nicht und 
schwächt am Ende den Staat. Wir aber wollen einen 
starken Staat – einen Staat, der investiert, der handlungs-
fähig ist und der die Menschen schützt. Dazu brauchen 
wir solide Finanzen; denn ohne solide Finanzen sind 
weder sozialer Ausgleich noch Investitionen in die Zu-
kunft möglich.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Unsere Ziele, gemeinsam mit der Union, sind klar: 
direkte Entlastung für Haushalte mit niedrigen und mitt-
leren Einkommen, wie wir sie in der Vergangenheit be-
reits beschlossen haben; Stärkung der kommunalen In-
frastruktur, damit vor Ort bei Wohnen, Mobilität und 
Daseinsvorsorge echte Verbesserungen entstehen; Inves-
titionen in den öffentlichen Nahverkehr, die dafür sorgen, 
dass Bus und Bahn nicht nur günstiger, sondern auch 
attraktiver und zuverlässiger werden, und nicht zuletzt 
Maßnahmen für mehr Lohn- und Einkommensgerechtig-
keit, damit Arbeit sich lohnt und Menschen spürbar mehr 
in der Tasche haben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Herausforderun-
gen sind groß. Die Menschen fühlen sich von steigenden 
Preisen erdrückt, und gleichzeitig müssen wir als Staat 
handlungsfähig bleiben. Wir müssen investieren und kon-
solidieren zugleich. Deshalb folgen wir der Beschluss-
empfehlung des Ausschusses und lehnen den Antrag ab.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Reinhard Mixl 

für die Fraktion der AfD.

(Beifall bei der AfD)

Reinhard Mixl (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kollegen! Liebe 

Steuerzahler! Die Linken versprechen: Mit der Befreiung 
der Grundnahrungsmittel, der Hygieneprodukte sowie 
von Bus und Bahn von der Umsatzsteuer wird der Ge-
ringverdiener entlastet. Doch was bedeutet diese Maß-
nahme konkret für Menschen mit schmalem Geldbeutel? 
Am Monatsende bleiben ihnen trotz aller Versprechen 
gerade einmal 15 bis 20 Euro übrig. Angesichts der Re-
kordpreise an der Kasse, explodierender Mieten und un-
bezahlbarer Energie verhöhnt das die Sorgen all jener, die 
längst jeden Cent zweimal umdrehen müssen.

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Eine seltsame Rechnung, die Sie da auf-
stellen!)

Und wer profitiert tatsächlich? Nicht die Schwächsten, 
sondern die Besserverdiener, die ohnehin mehr kon-
sumieren. Studien des DIW zeigen: Die oberen 10 Prozent 
der Besserverdienenden hätten den größten Vorteil von 
diesem Antrag, während die Schwachen, wie üblich, 
mit Brosamen abgespeist werden.

(Beifall bei der AfD)

Hier wird man wieder einmal Zeuge einer Umvertei-
lung von unten nach oben, und das Ganze wird noch als 
soziale Wohltat verkauft. Welch Groteske! Der eigent- 
liche Irrsinn des Antrags liegt in der geforderten Preis-
kontrolle durch eine Preisaufsichtsbehörde. Solche staat-
lichen Eingriffe hebeln das Herzstück der Marktwirt-
schaft aus: den freien Preis. Preise sind präzise Signale 
für Knappheit, Angebot und Nachfrage sowie Innovatio-
nen. Es ist pure Anmaßung und Selbstüberschätzung, zu 
glauben, der Staat könne die Preise zentral steuern.

(Beifall bei der AfD)

Ohne freie Preisbildung fehlt jede Grundlage für ratio-
nale Entscheidungen.

(Zuruf des Abg. Pascal Meiser [Die Linke])

Mindestpreise führen zu Überproduktion und Ver-
schwendung und Höchstpreise zu Knappheit, Qualitäts-
einbruch und zu Schwarzmärkten. Wo Preise nicht mehr 
das Ergebnis freier Entscheidungen sind, herrschen Man-
gel, Stillstand und am Ende gesellschaftlicher Verfall, 
siehe DDR.

(Beifall bei der AfD – Pascal Meiser [Die 
Linke]: AfD – Preistreiberpartei für Deutsch-
land!)

Der Antrag bleibt noch in einem zentralen Punkt un-
vollständig. Eine seriöse Gegenfinanzierung der ge-
schätzten Steuerausfälle von mindestens 18 Milliarden 
Euro jährlich fehlt. Diese finanziellen Einbußen müssen 
durch andere Maßnahmen kompensiert werden, sei es 
durch Steuererhöhungen in anderen Bereichen, Kürzun-
gen der Ausgaben oder durch die Ausweitung der Staats-
verschuldung. Angesichts eines Staatshaushalts, der jetzt 
schon nur durch massive Neuverschuldung künstlich am 
Leben gehalten wird, ist ein solcher Einnahmeverzicht 
nicht umsetzbar. Die eigentlichen Preistreiber werden 
aber verschwiegen, und wir suchen vergeblich nach ech-
ten Lösungen, die Bürger und Unternehmen tatsächlich 
entlasten würden. Dabei liegt das Problem auf der Hand: 
Die CO2-Bepreisung und zusätzliche Klimakosten jagen 
die Energiepreise immer weiter nach oben.

(Beifall bei der AfD)

Überbordende Sozialabgaben drücken Mittelstand und 
Arbeitnehmer an den Rand der Belastbarkeit, und als 
Krönung zwingt uns die Sanktionspolitik gegen Russland 
dazu, statt günstiger Pipelineenergie nun teure Energien 
aus aller Welt einzukaufen.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Pascal 
Meiser [Die Linke])
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Es sind genau diese Belastungen, die die Menschen 
spüren und einen handfesten Kostendruck im Haushalt 
auslösen. Da hilft dann auch kein Klimageld, das ver-
sprochen und nie ausbezahlt wurde. Was die Bürger for-
dern, sind handfeste Reformen und spürbare Entlastun-
gen – keine ideologischen Anträge, sondern knallharte 
wirtschaftliche Vernunft und Resultate. Am Ende muss 
mehr Geld im Portemonnaie der Menschen ankommen, 
und dies wird künftig nur mit der AfD möglich sein.

(Beifall bei der AfD)

Ludwig Erhard meinte einst: Wohlstand entsteht durch 
Freiheit. Ich füge hinzu: durch Arbeit, nicht durch Um-
verteilung. Wir lehnen den Antrag ab.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Fritz Güntzler spricht als Nächster für 

die Fraktion der Union.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Fritz Güntzler (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Täglich grüßt das 
Murmeltier. Ich weiß gar nicht, wie oft ich in den letzten 
13 Jahren schon zu diesem Antrag der Linken sprechen 
durfte, die immer wieder das Gleiche fordert: die Sen-
kung der Mehrwertsteuer auf Grundnahrungsmittel. Neu 
ist, diese Senkung auf Hygieneprodukte sowie Bus und 
Bahn auszudehnen. Ihr erweitert den Katalog also sogar 
noch. Aber die Antworten auf die Frage nach der Finan-
zierbarkeit sind genauso eine Luftnummer wie in der Ver-
gangenheit. Daher muss ich schon schmunzeln, dass in 
dem Antrag steht, das Ganze sei finanzierbar. Punkt! 
Dann habe ich den Antrag weitergelesen und versucht, 
herauszufinden, wie es zu finanzieren wäre.

(Christian Görke [Die Linke]: Mit der Kör-
perschaftsteuer!)

Und ich habe geblättert – der Antrag geht ja sowieso nur 
über zwei Seiten –, aber ich habe keine Antwort auf die 
eigentliche Frage gefunden.

Diese Frage muss auch Die Linke beantworten: Wo 
sollen die 18 Milliarden Euro herkommen, die wir dem 
Haushalt entnehmen sollen, nicht nur dem Bundeshaus-
halt, sondern auch den Länderhaushalten und den Kom-
munalhaushalten.

(Pascal Meiser [Die Linke]: Von der Körper-
schaftsteuer!)

Das Umsatzsteueraufkommen unterliegt einer Vertei-
lung. Der Anteil der Kommunen von 2,8 Prozent am 
Umsatzsteueraufkommen von 18 Milliarden Euro beläuft 
sich immerhin auf 600 Millionen Euro. Diese Summe 
wollen Sie den Kommunen einfach wegnehmen. Wenn 
ich die Debatte über den ersten Tagesordnungspunkt 
heute Morgen richtig verstanden habe, Herr Kollege 

Görke, wollten Sie alle noch die großen Retter der Kom-
munen sein. Von daher kann ich das hier nicht so ganz 
verstehen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Der Kollege Vogel hat bereits auf die fehlende Ziel-
genauigkeit hingewiesen. Wir sind uns einig – da bin ich 
ganz bei Herrn Vogel, und das eint auch die demokrati-
sche Mitte dieses Hauses –, dass wir für untere und mitt-
lere Einkommensgruppen etwas tun müssen. Aber die 
Frage ist, ob dieses Instrument, das mit 18 Milliarden 
Euro sehr teuer ist, das richtige ist. Wenn Sie sich die 
Studien dazu ansehen, sehen Sie, dass die oberen 10 Pro-
zent der Einkommen um fast 170 Euro im Jahr entlastet 
werden und die unteren 10 Prozent nur um 70 Euro. Da-
ran sieht man, dass das, was Sie eigentlich erreichen 
wollen, nicht erreicht wird.

Dann haben wir noch die Frage, auf die Sie versuchen 
eine Antwort zu finden: Was machen wir eigentlich, 
wenn das nicht weitergegeben wird? Es gibt unterschied-
liche Studien zu den Auswirkungen von Mehrwertsteuer-
senkungen. Aber alle zeigen auf jeden Fall, dass solche 
Senkungen nicht vollständig an die Kunden weitergege-
ben werden. Teilweise sind es bis zu 60 Prozent. Aber 
mindestens 40 Prozent bleiben irgendwo hängen. Wollen 
Sie die sonst von Ihnen so gescholtenen Lebensmittel-
konzerne auf einmal entlasten? Es ist geradezu aberwit-
zig, dies gerade von den Linken zu hören.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich will ausdrücklich erwähnen, dass die Ampel in den 
letzten dreieinhalb Jahren viele Dinge gemacht hat, die 
gerade die unteren und mittleren Einkommensgruppen 
entlastet haben; das muss man fairerweise anerkennen. 
Teilweise war das auch gesetzlich geboten, wie der Pro-
gressionsbericht, die Grundfreibetragserhöhung und die 
Anpassung des Tarifverlaufs. Da werden wir auch wei-
termachen müssen. Wir haben im Koalitionsvertrag fest-
gelegt – das wurde vom Koalitionsausschuss bestätigt –, 
bis zur Mitte der Legislaturperiode den Tarifverlauf der 
Einkommensteuer anzupassen und für eine tatsächliche 
Entlastung der unteren und mittleren Einkommensgrup-
pen zu sorgen, weil der Tarifverlauf am Anfang viel zu 
steil ist. Das ist leistungshemmend, und da werden wir 
rangehen. Darauf können sich die Bürgerinnen und Bür-
ger auch verlassen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Erlauben Sie mir noch eine fachliche Anmerkung zu 
Ihrem Antrag. Sie sprechen einfach von Grundnahrungs-
mitteln. Ich habe mir die Freude gemacht – das macht 
man als Steuerberater ganz gerne mal –, in das Umsatz-
steuergesetz zu gucken. Den Begriff „Grundnahrungs-
mittel“ habe ich da nicht einmal gefunden. In § 12 Ab-
satz 2 UStG ist der ermäßigte Steuersatz geregelt, und 
dann wird auf die Anlage 2 des Umsatzsteuergesetzes 
verwiesen. Dort finden Sie einen riesigen Katalog von 
verschiedenen Dingen, die teilweise nicht ganz logisch, 
nicht stringent sind; Herr Kollege Vogel hat darauf hin-
gewiesen. Aber von Grundnahrungsmitteln lese ich gar 
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nichts. Sie müssten, wenn Sie seriös damit umgehen 
wollten, auch definieren, was aus Ihrer Sicht eigentlich 
Grundnahrungsmittel sind.

(Christian Görke [Die Linke]: Haben wir!)
– In Ihrem Antrag, Herr Kollege Görke, steht das leider 
nicht. – Vielleicht hätten Sie ein wenig mehr Zeit darauf 
verwenden müssen und nicht nur eineinhalb Seiten, son-
dern vielleicht fünf Seiten schreiben sollen. Dann hätten 
Sie uns eine Hilfestellung gegeben, und wir hätten ge-
wusst, was Sie eigentlich mit Grundnahrungsmitteln mei-
nen.

Wir müssen an das Thema „Umsatzsteuer und er-
mäßigter Steuersatz“ ran. Die Skurrilitäten, die wir dort 
haben, nehmen kein Ende. Wir brauchen eine umfassende 
Revision dieses Themas. Das sage ich auch schon seit 
zwölf Jahren hier.

(Lachen der Abg. Jörn König [AfD] und 
Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

– Liebe Katharina Beck, ihr habt es auch nicht geschafft. 
Aber wir sollten es langsam mal angehen.

Man kann ja keinem erklären, dass Hafermilch und 
Sojamilch mit 19 Prozent besteuert werden, die Milch 
aber mit 7 Prozent; die Beispiele sind bekannt. Wir soll-
ten das alles gemeinsam angehen.

Eine letzte Bemerkung: Eine Preisaufsichtsbehörde zu 
schaffen, ein Bürokratiemonster sondergleichen, ist völ-
liger Irrwitz! Das ist Planwirtschaft und keine Marktwirt-
schaft.

Wir lehnen den Antrag ab.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Katharina Beck ist die nächste Red-

nerin für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Katharina Beck (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Bürgerinnen und Bürger! Wir begrüßen sehr das 
Ziel dieses Antrags, Menschen zu entlasten, vor allem die 
mit kleinen Einkommen, gerade jetzt, wo man hört, dass 
die Inflation wieder steigt. Es geht also wirklich um etwas 
Wichtiges.

In der Tat hat knapp die Hälfte der Menschen in 
Deutschland noch nicht mal mehr einen Notgroschen 
auf dem Konto. Das muss uns hier allen wirklich bewusst 
sein.

(Zuruf des Abg. Jörn König [AfD])
Ein Notgroschen sollte eigentlich drei Monatsgehälter 
betragen, um in Krisensituationen abgesichert zu sein, 
zum Beispiel, wenn die Waschmaschine kaputt ist oder 
ein Autoschaden repariert werden muss, bei dem man 
zuzahlen muss. Aber fast jeder Zweite in Deutschland 
hat noch nicht mal mehr 2 000 Euro als Rücklage auf 
dem Konto.

(Jörn König [AfD]: Ja, da muss der Staat hel-
fen! Klar!)

Und das ist gerade in diesen unsicheren Zeiten ein riesi-
ges Problem.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das liegt natürlich auch daran, dass Wohnen, aber auch 
die Lebenshaltungskosten wie die Essenspreise stark ge-
stiegen sind. Daher begrüßen wir wirklich sehr, dass die 
finanzielle Situation vor allem von Menschen mit nied-
rigen Einkommen hier endlich explizit auf der Tagesord-
nung steht. Leider wird das falsche Instrument vor-
geschlagen: die Mehrwertsteuersenkung. Eine solche 
Senkung hat mehr als 18 Milliarden Euro Mindereinnah-
men für den Staat zur Folge – betroffen wären auch die 
Kommunen, die am Mehrwertsteueraufkommen beteiligt 
sind; das hatten wir schon adressiert –, die dann woanders 
fehlen: bei Kitas, Erzieherinnen und Erziehern, Polizis-
tinnen und Polizisten etc.

Trotzdem: Es geht ja darum, Menschen zu entlasten. 
Nur, wie macht man das besser?

(Jörn König [AfD]: Ja, machen Sie doch mal!)

Gerade hat Herr Güntzler gesagt: Wohlwollend betrach-
tet, werden laut dem ifo-Institut sogar bis zu 70 Prozent 
einer solchen Senkung weitergegeben. Aber 30 Prozent 
verblieben bei den Konzernen und kämen gar nicht bei 
den Menschen an. Das wären allein bei den Lebensmit-
teln ungefähr 5 Milliarden Euro, die direkt an die Lebens-
mittelkonzerne gehen. Ich glaube, das ist nicht im Sinne 
des Erfinders. Daran wird auch eine wie auch immer 
geartete Preisaufsicht – egal wie man dazu steht – nichts 
ändern können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber was könnte man mit 18 Milliarden Euro alles 
machen? Man könnte zum Beispiel die Förderung des 
sozialen Wohnungsbaus pro Jahr verdreifachen – da hat 
sich die Regierung ja bis 2027 einiges vorgenommen – 
und so ungefähr 100 000 Wohnungen pro Jahr mehr so-
zial fördern. Das käme dann zu 100 Prozent Menschen, 
die nicht so viel Geld haben, zugute.

Oder: Dank der Ampel steht nun der berühmt-berüch-
tigte Direktauszahlungsmechanismus. Diesen hatten wir 
eigentlich für die Auszahlung des Klimageldes ent-
wickelt. Dazu kam es leider nicht mehr, weil die Ampel 
vorher kaputtgegangen ist.

(Fritz Güntzler [CDU/CSU]: Ihr habt ja drei-
einhalb Jahre nichts hingekriegt! Das hättet ihr 
auch in vier Jahren nicht hingekriegt!)

Mit diesem Instrument könnten wir jedenfalls Bürgerin-
nen und Bürgern nun schnell, unbürokratisch und gezielt 
eine Direktauszahlung zugutekommen lassen. Wir könn-
ten zum Beispiel den Menschen, die noch nicht mal mehr 
über einen Notgroschen von 2 000 Euro verfügen und 
unter den gestiegenen Preisen stark leiden, diese 18 Mil-
liarden Euro auszahlen. Dann könnte man pro Kopf 
ungefähr 40 Euro im Monat auszahlen, und eine fünf-
köpfige Familie hätte dann im Monat 200 Euro mehr. 
Das wären ungefähr 20 Prozent eines durchschnittlichen 
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Lebensmittelbudgets eines Fünfpersonenhaushalts. Da 
könnte man also wirklich direkt und gut helfen. Aber 
das kann eine Mehrwertsteuersenkung leider nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Eine solche Senkung ist inhaltlich falsch, viel zu teuer 
und ineffizient. Trotzdem werden wir uns bei der an-
schließenden Abstimmung enthalten, weil es wichtig 
ist, ein Zeichen zu setzen, für wen hier im Bundestag 
wieder mehr Politik gemacht werden sollte: für die vielen 
Menschen, die jeden Monat finanzielle Unsicherheit er-
leben müssen, und für die Menschen – bis breit in die 
Mitte hinein –, die Sorgen haben, wie sie ihre Zukunft 
finanzieren sollen. Wir wollen ein Zeichen für ein bes-
seres Wiederaufstiegsversprechen in diesem Land setzen.

(Zuruf des Abg. Reinhard Mixl [AfD])

Was macht die schwarz-rote Koalition? Lieber Herr 
Klingbeil, ich höre sogar von Herrn Spahn, dass Sie mög-
licherweise etwas gegen die Ungerechtigkeit bei der Erb-
schaftsteuer tun wollen.

(Fritz Güntzler [CDU/CSU]: Ja, nur wenn das 
Urteil kommt!)

Bitte tun Sie dagegen etwas! Das wird dem Zusammen-
halt in diesem Land wirklich guttun. Was Sie bisher ge-
macht haben, ist ja nicht wirklich sozialdemokratisch: ein 
riesiges Steuersenkungspaket im Umfang von 46 Milliar-
den Euro und in den darauffolgenden Jahren strukturell 
25 Milliarden Euro.

(Fritz Güntzler [CDU/CSU]: Ein Wachstums-
booster!)

Der Booster ist eine degressive AfA; das ist nichts Neues.

(Fritz Güntzler [CDU/CSU]: Aber nicht 
durchgesetzt!)

Aber 69 Prozent dieser unvorstellbaren vielen Milliarden 
kommen allein dem obersten 1 Prozent zugute. Das ist 
Umverteilung von unten nach oben.

Das wurde zu Recht kritisiert von der AfD. Nur, ganz 
ehrlich, Ihr Steuerprogramm

(Jörn König [AfD]: … ist so viel besser, Frau 
Beck!)

aus dem Wahlkampf sah 97 Milliarden Euro Minderein-
nahmen vor. Herr Mixl, Sie haben gerade Mindereinnah-
men in Höhe von 18 Milliarden Euro, obwohl Sie 97 Mil-
liarden Euro Mindereinnahmen vorsehen.

(Jörn König [AfD]: 97 Milliarden, die wir auch 
gegenfinanziert haben! Wir haben 135 Milliar-
den als Einsparungen aufgezeigt!)

Das ist eine Schwächung der Daseinsvorsorge vor Ort at 
its best. Dann haben Sie gerade noch gesagt, hier werde 
Umverteilung von unten nach oben betrieben. Das ist bei 
allen Steuerarten so. Aber Ihr Steuerprogramm ist nichts 
anderes als Ausdruck einer krassen Doppelmoral. Das 
sollten alle wissen: Die AfD will Steuern für Superreiche 
abschaffen,

(Jörn König [AfD]: Das ist jetzt eine Lüge! 
Das ist eine glatte Lüge!)

Vielverdiener sollen weniger am Steueraufkommen be-
teiligt werden, und Geringverdiener würden sogar einen 
höheren Steuersatz zahlen müssen. Das ist einfach ver-
rückt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken – Jörn König [AfD]: Das ist Quatsch!)

Dann doch lieber Politik für die Menschen, die es nötig 
haben, fokussiert, aber ohne Mehrwertsteuersenkung.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herzlichen Dank. – Doris Achelwilm spricht als 

Nächste für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Doris Achelwilm (Die Linke):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wenn Steuern dafür da sind, zu steuern, dann verfehlen 
Sie von der GroKo das nötige Ziel vollständig. Sie ver-
teilen Geschenke wie die Körperschaftsteuersenkung an 
profitable Unternehmen. Herr Güntzler, Sie haben uns 
gefragt, wie wir die Entlastung der unteren Einkommens-
schichten finanzieren wollen. Ich antworte Ihnen: Sie 
finanzieren ja auch die Entlastung nach oben und nehmen 
dafür entsprechende Umschichtungen vor. Sie kennen 
unsere Steuerkonzepte. Das alles ist deutlich abgesichert. 
Man kann also nicht behaupten, wir hätten uns darüber 
keine Gedanken gemacht.

(Beifall bei der Linken – Steffen Bilger [CDU/ 
CSU]: Sozialismus! – Fritz Güntzler [CDU/ 
CSU]: Vermögensteuer ist aber Ländersteuer!)

Für steuerpflichtige Einkommen jedenfalls planen Sie 
eine Mal-sehen- Reform, irgendwann später. Und für un-
tere Einkommen gibt es noch viel weniger. Wer nichts 
oder nichts mehr auf der hohen Kante hat, der darf Ihr 
Treiben erstaunt zur Kenntnis nehmen und muss aufpas-
sen, möglichst nicht den Sozialstaat in Anspruch zu neh-
men; sonst gibt es noch mehr Druck. Wir finden diese 
Verteilungslogik, dieses Hängenlassen einer ernsthaft 
breiter werdenden Masse an finanziell überlasteten Bür-
gerinnen und Bürgern fatal.

Wenn hier Ausgaben in Größenordnungen getätigt 
werden, wie lange nicht, sollte wenigstens ein Brennglas 
auch auf Lebensrealitäten gerichtet werden, in denen je-
der Euro zählt. Viele Menschen können die steigenden 
Mieten plus Energiekosten plus satte Lebensmittel- und 
ÖPNV-Preise – heute Morgen gab es wieder Berichte, 
dass die Inflation steigt – nicht mehr tragen. Wenn Eltern 
in Deutschland zugunsten ihrer Kinder am eigenen Essen 
sparen müssen, wie die Organisation „Sanktionsfrei“ 
glaubwürdig dargelegt hat, dann ist das einfach nur be-
schämend: nicht für die Betroffenen, sondern für die, die 
diese Situation politisch verantworten und ändern kön-
nen.

(Beifall bei der Linken)
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Die Abschaffung der Mehrwertsteuer auf Grundnah-
rungsmittel, Hygieneartikel und Bus und Bahn, die wir 
als Linke vorschlagen, würde ein Stück weit konkret ent-
lasten, wo es nötig und vernünftig ist, das zu tun. Es wäre 
eine Abmilderung der drückenden Preissteigerungsdyna-
mik: für die Alleinerziehenden mit zwei Kindern, die im 
Supermarkt Angebote vergleichen, für den Pendler, der 
morgens den Bus nimmt, das Klima schont und trotzdem 
zahlt, für alle, die Monatshygieneprodukte brauchen, die 
bis vor einigen Jahren noch mit ignoranten 19 Prozent 
Mehrwertsteuer versehen waren. Dieser hohe Steuersatz 
gilt ohne erkennbaren Sinn zum Beispiel auch für Baby-
nahrung, für pflanzliche Milch und für Fleischersatzpro-
dukte, während Trüffel und manch andere Spezialitäten 
ermäßigt zu haben sind. Man muss an das Ganze also 
ohnehin mal ran. Die Mehrwertsteuersystemrichtlinie 
der EU, die einen Nullsteuersatz auf lebensnotwendige 
Güter zulässt, existiert seit 2022. Worauf also noch war-
ten?

(Beifall bei der Linken)

Die geltende Mehrwertsteuersystematik ist unzeitge-
mäß, chaotisch und ungerecht. Sie belastet Geringverdie-
nende klar überproportional. Es bedarf einer neuen Sor-
tierung und Steuerfunktion nach sozialen und gerne auch 
nach ökologischen Kriterien.

Zur Frage der Zielgenauigkeit: Ja, auch Menschen, die 
nicht auf günstige Preise angewiesen sind, würden im 
Rahmen ihres eher teureren Konsums profitieren, nicht 
relational, aber absolut entsprechend stärker. Große Ein-
kommen und Vermögen auszugleichen, das muss aber an 
ganz anderer Stelle erfolgen.

(Beifall bei der Linken)

Genauso muss die Besserstellung der Kommunen an 
ganz anderer Stelle erfolgen statt komplett über die Ein-
nahmen aus der Umsatzsteuer. Menschen mit geringen 
Einkommen werden steuerlich nur über indirekte Steuern 
wie die Mehrwertsteuer entlastet. Deswegen müssen wir 
an dieser Stelle eingreifen.

Und noch mal zur Frage der Kontrollen: Wir von der 
Linken sind nicht die Einzigen, die eine Preisaufsicht 
fordern. Das machen auch Verbraucherschutzinitiativen, 
und die EU-Kommission hat auch schon Entsprechendes 
vorgeschlagen, um bei Discountern für Transparenz und 
faire Weitergabe der Preisgestaltung zu sorgen. Für die 
Umsetzung wären Ressourcen wie das Bundeskartellamt 
bereits vorhanden, und sie lassen sich ausbauen, wenn 
man das will.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich mache es zum 
Schluss noch mal sehr deutlich, aber auf dem Boden 
der Tatsachen: Warum soll die Krankenpflegerin auf ihr 
Brot Steuern zahlen, während Milliardäre ihre Unterneh-
men steuerfrei übertragen? Für Steuergerechtigkeit im 
größeren Stil fehlt Ihnen der Mut.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Ihre Redezeit ist um.

Doris Achelwilm (Die Linke):
Fangen Sie wenigstens mit der Entlastung im unteren 

Bereich an, bei inflationär belasteten Menschen!
Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist Michael Thews für 

die Fraktion der SPD.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Michael Thews (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Ich bin ein großer Freund von Recyc-
ling. Aber recycelte Anträge finde ich, ehrlich gesagt, 
nicht so spannend.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – Zu-
ruf des Abg. Pascal Meiser [Die Linke])

Deswegen finde ich es nicht so toll, dass Die Linke immer 
wieder dasselbe Thema diskutieren möchte.

(Jörg Cezanne [Die Linke]: Sie können zu-
stimmen!)

Sie könnten sich ja auch mal anderer Themen annehmen, 
aber da fehlt Ihnen scheinbar komplett die Fantasie.

Das Thema an sich ist allerdings wichtig, das Problem, 
das hier adressiert ist; das ist richtig. Die Sozialverbände 
weisen immer wieder darauf hin, dass gerade bei kleine-
ren Einkommen oder bei Menschen, die wenig Geld zur 
Verfügung haben, Dinge wie Miete, Energiekosten, die 
Kosten für Lebensmittel und andere Sachen natürlich ein 
ganz wichtiger Faktor in ihrem alltäglichen Leben sind. 
Dieser Aufgabe nehmen wir uns als SPD auch an. Darum 
kümmern wir uns auch in dieser Regierung. Ich komme 
gleich darauf, welche Dinge wir da angehen.

Aber das, was Sie hier vorschlagen, das ist zum einen 
Verteilung mit der Gießkanne und zum anderen über-
haupt nicht zielgerichtet. Wer sagt, dass bei Steuersen-
kungen die Preise wirklich fallen? Wir haben Mitnahme-
effekte im Handel, bei der Lebensmittelindustrie. Das 
wird hier überhaupt nicht adressiert.

(Pascal Meiser [Die Linke]: Natürlich wird das 
adressiert!)

Das können Sie auch gar nicht beeinflussen. Das heißt, im 
Grunde genommen machen Sie hier was mit der Gieß-
kanne,

(Pascal Meiser [Die Linke]: Sie haben doch gar 
nicht zugehört!)

ohne zu wissen, ob es nachher bei den Menschen an-
kommt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Fritz Güntzler [CDU/CSU]: So 
sind sie!)
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Zweitens. Sie sollten sich auch mal die Kosten angu-
cken. Das sind ungefähr 18 Milliarden Euro – über den 
Daumen –, die Sie hier quasi dem Staat an Steuerein-
nahmen entziehen.

(Pascal Meiser [Die Linke]: Bei der Körper-
schaftsteuer hat euch das nicht interessiert! – 
Zuruf des Abg. Jörn König [AfD)

Gerade in der Debatte vorher haben Sie Geld für die 
Kommunen gefordert. Das haben Sie doch gerade ge-
macht; das ist noch gar nicht so lange her. Das heißt, 
auf der einen Seite fordern Sie Geld für die Kommunen, 
und auf der anderen Seite entziehen Sie dem Staat Steuer-
mittel.

(Johannes Schraps [SPD]: Sehr richtig!)
Das heißt, das Ganze ist vollkommen unseriös, nicht 
gegenfinanziert und würde auch so nicht funktionieren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Pascal Meiser [Die Linke]: Wir 
wollen die Kommunen nicht zulasten der 
kleinen Leute finanzieren! Das wollen doch 
Sie jetzt! Das ist unfassbar!)

Es ist tatsächlich so, dass es andere Wege gibt, um 
Steuergerechtigkeit in Deutschland herzustellen.

(Jörn König [AfD]: Ja, dann machen Sie doch 
mal! Sie regieren!)

Deswegen kümmert die SPD sich darum, dass wir die 
kleinen und mittleren Einkommen entlasten, und zwar 
bei der Einkommensteuer. Und das ist zielgerichtet, 
meine Damen und Herren; das kommt bei den Menschen 
an. Deswegen wird das in dieser Legislaturperiode 
Thema sein, wie auch die Frage, woher das Geld genom-
men wird. Dazu haben auch einige Vorredner schon ge-
sagt: Dass sich da was bewegt, ist gut.

Auch das Thema Erbschaftsteuer wird angegangen,
(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: So, so!)
und wir werden die Einnahmeseite verbessern.

(Reinhard Mixl [AfD]: Unbedingt!)
Und wir werden die kleinen und mittleren Einkommen 
entlasten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Eben wurde auch das Thema Preiskontrolle noch mal 
angesprochen. Ich weiß gar nicht, ob Die Linke die Preise 
für einige Lebensmittel festlegen will. Das gab es auch 
schon mal und führte in der Regel dann zur Mangelver-
sorgung. Man kann sich ja alles mal überlegen; das ist 
aber sicherlich nicht der Weg, den wir hier in Deutsch-
land gehen wollen.

(Doris Achelwilm [Die Linke]: Davon ist nicht 
die Rede!)

Ich hatte aber auch in der letzten Rede schon mal 
erwähnt, dass es durchaus manchmal Schwierigkeiten 
gibt. Es gibt manchmal Preisabsprachen – die hat es in 
der Vergangenheit immer mal wieder gegeben –, und um 
das zu kontrollieren, haben wir in Deutschland eine In-

stanz: das Kartellamt. Das Kartellamt hat schon in vielen 
Fällen hohe Strafen verhängt, wenn Preisabsprachen in 
irgendeiner Weise öffentlich wurden. Da werden wir auch 
in Zukunft hingucken. Wir haben einen starken Verbrau-
cherschutz in Deutschland, den wir immer wieder ge-
stärkt haben. Das ist auch gut so. Denn die Verbraucher-
schützer schauen genau hin. Wir hatten gerade auch in der 
Corona- und Nach-Corona-Zeit Phasen, in denen die 
Lebensmittelpreise unanständig gestiegen sind. Das hatte 
keine Begründung. Da müssen wir rangehen. Preis-
absprachen muss man verhindern, und da muss das Kar-
tellamt auch hart durchgreifen, und das tut es in Deutsch-
land auch.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, der Unterschied zwischen 
der SPD und der Linken ist, dass wir diese Dinge seriös 
angehen,

(Lachen bei Abgeordneten der Linken)
dass wir sie auch in Deutschland umsetzen, dass wir auch 
wirklich die im Auge haben, die unsere Unterstützung 
und unsere Hilfe brauchen.

(Zuruf von der Linken: Macht das doch mal!)
Dafür stehen wir, und dafür kämpfen wir auch in dieser 
Regierung. Das, was Die Linke macht, ist reiner Populis-
mus. Das ist Tiktok-Politik, was wir momentan hier erle-
ben. Das ist schon ein bisschen traurig und hat mit den 
Linken nicht mehr viel zu tun.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Zuruf des Abg. Dr. Fabian 
Fahl [Die Linke])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage des 

Abgeordneten Gottschalk von der AfD?

Michael Thews (SPD):
Nein, auf keinen Fall. – Und das hat nichts mit seriöser 

Politik zu tun. Kommen Sie bitte wieder zu vernünftigen 
Vorschlägen, zu einer wirklich konstruktiven Mitarbeit in 
diesem Parlament, auch in der Opposition!

(Pascal Meiser [Die Linke]: Es ist schon klar, 
warum auf Tiktok Ihnen niemand zuhören will! 
Unfassbar!)

Auch das kann man machen. Das, was Sie da momentan 
abziehen, hat mit seriöser Politik überhaupt nichts zu tun.

Ich schenke Ihnen jetzt mal eine Minute; denn wir 
wollen ja alle irgendwann ins Wochenende. Ich wünsche 
Ihnen alles Gute. Glück auf!

Danke. 
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für eine Kurzintervention erteile ich 

das Wort dem Abgeordneten Gottschalk.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 22. Sitzung. Berlin, Freitag, den 12. September 2025                               2238 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Michael Thews 



Kay Gottschalk (AfD):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Herr Kollege Thews, 

ich habe Ihrer Rede zugehört und frage mich, wie so 
häufig bei den Reden: Wie lange regieren Sie? Sie haben 
unsere Vorschläge bereits 2019 abgelehnt –

(Dr. Wiebke Esdar [SPD]: Mit Recht!)

das tun Sie jetzt mit sechs Jahren Verspätung –, die Pend-
lerpauschale zu erhöhen. Sie haben abgelehnt, die Grund-
freibeträge deutlich an die Inflation anzupassen, was 
dann tatsächlich niedrige Einkommen entlasten würde.

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das stimmt nicht! Wir haben das krass 
angehoben!)

Dann sprachen Sie – und deswegen fühle ich mich schon 
genötigt, jetzt aufzustehen – von seriöser Haushaltspoli-
tik. Wer hat eigentlich mit Herrn Kanzler Scholz, Herrn 
Lindner und den Grünen zusammen einen verfassungs-
widrigen Haushalt vorgelegt?

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es geht jetzt um Mehrwertsteuerbefrei-
ungen! – Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was hat das jetzt genau mit dem 
Thema zu tun?)

Das hat dazu geführt, dass wir tatsächlich mehr oder 
minder fast schon in eine Art von Haushaltsnotstand ge-
raten sind. Und Sie sprechen hier dann tatsächlich von 
seriöser Haushaltspolitik. Sie verschieben das Geld von 
einem Sondervermögen zum anderen.

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Thema!)

Sie wollten den KTF entsprechend über die Legislatur 
hinaus umwidmen. Da müssen Sie mir schon erklären, 
wo Sie seriös entsprechend finanzieren.

Schließen Sie sich doch unseren Vorschlägen an! Wir 
sind halt immer sechs Jahre schneller.

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 100 Milliarden Mindereinnahmen! – 
Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es geht um die Umsatzsteuer!)

Wir haben das, was Sie jetzt tatsächlich umsetzen wollen, 
vor sechs Jahren schon gefordert.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Möchten Sie erwidern? – Bitte schön.

Michael Thews (SPD):
Mal abgesehen davon, dass ich jetzt nicht erkennen 

kann, dass Sie das Thema hier angesprochen haben – 
aber das haben wir ja schon öfter von Ihnen gehört –,

(Kay Gottschalk [AfD]: Sie haben von seriöser 
Finanzierung gesprochen!)

finde ich es schon krass, dass Sie überhaupt den Mut 
haben, hier zu fragen. Denn ich kann mich noch gut an 
den Wahlkampf und an Ihr Programm erinnern. Ihr Pro-
gramm war dermaßen schlecht finanziert,

(Fritz Güntzler [CDU/CSU]: Es war gar nicht 
finanziert!)

dass wir heute alle pleite wären, wenn die AfD dran wäre. 
Deswegen kann man ja nun wirklich nicht sagen, dass Sie 
in irgendeiner Weise seriöse Haushaltspolitik betreiben.

(Zuruf von der AfD: Das stimmt gar nicht!)

Und das reicht, glaube ich, auch heute hier als Antwort. 
Wir wollen uns nicht weiter mit Ihnen beschäftigen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Wir setzen die Debatte fort. Der nächste Redner ist 

Christian Douglas für die Fraktion der AfD.

(Beifall bei der AfD)

Christian Douglas (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kollegen! Preis-

gestaltung ist die schwierigste Frage im Wirtschaftsleben 
überhaupt. Mit diesem Thema haben sich Nobelpreis- 
träger wie Pareto und Hayek über Jahre eingehend be-
schäftigt. Heute dürfen wir erfahren: Alles Unsinn, es 
geht viel, viel einfacher. Die hier zahlreich anwesenden 
Nobelpreisträger der Linken

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)

fordern: eine Preisaufsicht, die die Entwicklung der Er-
zeuger- und Lebensmittelpreise in der gesamten Kette 
überwacht.

35 Jahre lang war dieses geniale DDR-Konzept ver-
schwunden. Jetzt haben wir ihn wieder, den Einheitlichen 
Verkaufspreis – EVP.

(Doris Achelwilm [Die Linke]: Es geht um die 
Mehrwertsteuer!)

In Ihrer Welt kleben böse Mitarbeiter im Supermarkt 
falsche Preisschilder auf die Waren. Daher müssen 
Tausende Kontrolleure ausschwärmen, die Preise kon-
trollieren und an das Ministerium für Planwirtschaft mel-
den und dann mit den richtigen Preisschildern überkle-
ben.

(Pascal Meiser [Die Linke]: Reden Sie doch 
zur Sache! Sind Sie für eine hohe Mehrwert-
steuer bei Lebensmitteln, oder sind Sie da-
gegen?)

Wer so denkt, hat nicht nur keine Ahnung von Wirt-
schaft, sondern auch ein gruseliges Menschenbild.

(Beifall bei der AfD – Christian Görke [Die 
Linke]: Das müsst gerade ihr sagen! Ihr! – 
Pascal Meiser [Die Linke]: So würde ich reden, 
wenn ich weiter eine hohe Mehrwertsteuer ver-
teidigen wollte und nicht für niedrigere Le-
bensmittelpreise bin!)
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Ein kurzer Ausflug in die Geschichte. 1949 entstanden 
auf deutschem Boden zwei Staaten mit zwei unterschied-
lichen Wirtschaftssystemen. Auf der einen Seite gab es 
Freiheit, das Wirtschaftswunder, eine starke Währung 
und weltweit nachgefragte Produkte.

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was hat das jetzt genau mit der Umsatz-
steuer zu tun? – Gegenruf des Abg. Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Sehr viel! – Weiterer Gegen-
ruf des Abg. Kay Gottschalk [AfD]: Ich weiß, 
das schmerzt Sie, das anzuhören! Da lernen Sie 
was! – Weiterer Gegenruf des Abg. Jörn König 
[AfD]: Herr Schmidt, in dem Antrag steht was 
von Preisaufsicht!)

Auf der anderen Seite herrschten Bürokraten
(Zuruf des Abg. Pascal Meiser [Die Linke])

und verwalteten einen permanenten Mangel, während 
Produkte und Währung wertlos waren. Was glauben 
Sie, warum Millionen Menschen vom Osten in den Wes-
ten wollten, aber niemand vom Westen in den Osten?

(Beifall bei der AfD – Kay Gottschalk [AfD]: 
Das weiß die Mauerpartei nicht! – Stefan 
Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ich 
finde, ein bisschen sollten Sie auch zum Thema 
kommen! Das ist ja Wahnsinn!)

Dort, wo es freie Preise gab, waren die Regale voll. Und 
dort, wo der Staat die Preise festgelegt hat, waren die 
Regale leer.

(Zuruf des Abg. Pascal Meiser [Die Linke])
Liebe Kollegen, genau das ist der Unterschied zwischen 
Marktwirtschaft und Planwirtschaft.

(Beifall bei der AfD – Pascal Meiser [Die 
Linke]: Wir reden über hohe staatliche Mehr-
wertsteuer auf Lebensmittel!)

Hunderte Millionen Menschen sind an linker Ideologie 
verarmt. Obwohl es keinen einzigen Fall gibt, der zeigt, 
dass Planwirtschaft für die Bürger besser funktioniert

(Dr. Zoe Mayer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Keiner will Planwirtschaft! Reden Sie 
doch zum Thema!)

als Marktwirtschaft, versuchen Sozialisten ihre Experi-
mente immer und immer wieder.

Woher kommt diese Besessenheit, dass der Staat seine 
Bürger rund um die Uhr überwachen soll?

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber das hat doch keiner gesagt!)

Woher kommt diese menschenverachtende Vorstellung, 
über freie Bürger zu bestimmen?

(Dr. Zoe Mayer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Will doch keiner!)

Sie können es einfach nicht ertragen, dass Menschen frei 
sind.

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wie hängt das jetzt genau mit dem An-
trag zusammen?)

Sie können es nicht ertragen, dass die Bürger anders 
denken und entscheiden, als Sie das möchten. Ihnen 
geht es ausschließlich um Macht. Genau deshalb möchten 
Sie von SPD, Grünen und Linken uns verbieten,

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Zum Thema!)

um sich für alle Zeiten die politische Macht in Deutsch-
land zu sichern.

(Beifall bei der AfD)
Werte Kollegen, wir lehnen diesen Antrag ab.

(Zuruf des Abg. Pascal Meiser [Die Linke])
Es ist nicht Aufgabe des Staates, in die Preisbildung all-
täglicher Güter einzugreifen. In einer fairen und starken 
Wirtschaft entscheiden diejenigen,

(Zuruf der Abg. Ina Latendorf [Die Linke])
die in Haftung und Verantwortung stehen.

(Beifall bei der AfD)
Es ist daher Sache der Unternehmen, was sie wo einkau-
fen,

(Zuruf der Abg. Ina Latendorf [Die Linke])
was sie wie produzieren und wie sie ihre Produkte zu 
welchen Preisen verkaufen. Und es ist allein dem Kon-
sumenten überlassen, ob er diese Produkte kaufen möchte 
oder nicht.

(Beifall bei der AfD)
Diese marktwirtschaftlichen Prinzipien haben 

Deutschland starkgemacht. Die Linke möchte Hand an 
unseren Wohlstand anlegen

(Pascal Meiser [Die Linke]: Durch Mehrwert-
steuersenkung? Weil wir Steuern senken wol-
len, legen wir Hand an die Marktwirtschaft?)

und ein tausendfach gescheitertes planwirtschaftliches 
Experiment wiederholen.

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ein Unsinn! – Zuruf des Abg. Pascal 
Meiser [Die Linke])

Ich zitiere Roland Baader aus dem Kapitel „Die Feinde 
der Freiheit“:

(Zuruf der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

„Die Politik kann die ökonomischen Gesetze nicht 
außer Kraft setzen, aber sie kann so tun, als ob sie 
dazu in der Lage wäre. Das ist sogar ihr hauptsäch-
liches Geschäft. Leider dauert es jeweils eine ganze 
Weile, bis diese Täuschung ihre desaströsen Wir-
kungen voll entfaltet. […] Bis dahin ist dann eine 
neue Generation von Wählern herangewachsen, der 
man den Bären […] erneut aufbinden kann.“

Zitat Ende.
Liebe Kollegen, wir lassen uns keinen sozialistischen 

Bären aufbinden.
(Zuruf des Abg. Pascal Meiser [Die Linke])

Die AfD ist und bleibt die Partei der Freiheit.
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Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD – Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Thema verfehlt! Set-
zen! Sechs!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Johannes 

Steiniger für die Fraktion der Union.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Christian Görke [Die Linke]: 
Herr, lass Hirn regnen!)

Johannes Steiniger (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr 

Douglas, ich habe gerade mal kurz gegoogelt. Also, es 
gibt einige Äußerungen von AfD-Landesverbänden oder 
auch von Kolleginnen und Kollegen von Ihnen, die im-
mer mal wieder eine Senkung der Umsatzsteuer fordern. 
Insofern sind die scheinbar auch – nach Ihren eigenen 
Worten – auf dem Weg in den Sozialismus.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Generell! – Kay 
Gottschalk [AfD]: Die sprachen über eine 
Preiskontrolle!)

So gibt es am frühen Morgen einen schönen Dreh in der 
Sache: Die AfD auf dem Weg in den Sozialismus.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Völliger Blödsinn! Sie haben 
Äpfel mit Birnen verglichen!)

Das passt ja auch zu Ihren Freunden in Russland. Insofern 
ist das ein durchaus unterhaltsamer Beginn.

(Zuruf des Abg. Reinhard Mixl [AfD])
Herr Görke, bevor Sie sich zu sehr freuen: Es ist ja 

schon so: Der Sozialismus macht aus Alltagsgegenstän-
den Luxusgüter, und die Marktwirtschaft macht aus Lu-
xusgütern Alltagsgegenstände.

(Zuruf der Abg. Sonja Lemke [Die Linke])
Deswegen ist es richtig: Wir brauchen Ihre Rezepte des 
Sozialismus nicht mehr. Sie sind die Nachfolger der 
DDR. Dieses Unrechtsregime hat vor allen Dingen für 
eines gestanden, nämlich für leere Regale in den Läden.

(Kay Gottschalk [AfD]: Aber mit denen arbei-
ten Sie zusammen, Herr Steiniger, in den Län-
dern! Schön!)

Deswegen brauchen wir Ihre sozialistischen Vorschläge 
hier nicht.

(Kay Gottschalk [AfD]: Sagen Sie das mal 
nicht so laut!)

Sie dürfen keine Verantwortung in unserem Land über-
nehmen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Sie arbeiten mit denen doch 
zusammen! Sie regieren doch mit denen! – 
Kay Gottschalk [AfD]: Sie liegen mit denen 
doch im Bett!)

Schaut man sich mal die Wirkung an, die ein solcher 
Vorschlag hätte, ist das durchaus spannend. Denn Ihr Vor-
schlag „Senkung der Umsatzsteuer auf Lebensmittel“ 
würde Reiche reicher machen und Großkonzerne subven-
tionieren. Die Zahlen wurden gerade eben schon genannt. 
In absoluten Zahlen hat jemand aus den oberen 10 Prozent 
der Einkommensbezieher fast doppelt so viel Entlastung 
wie derjenige aus den unteren 10 Prozent. Wir wissen – 
auch in der eigenen Partei, in der eigenen Fraktion – aus 
den Umsatzsteuersenkungen der letzten Jahre, dass eben 
nicht alles weitergegeben wird, dass es 30, 40, 50 Prozent 
sind, die als Marge mitgenommen werden. Meine sehr 
geehrten Damen und Herren der Linken, das können 
Sie, glaube ich, auch nicht wollen. Wir brauchen zielge-
richtetere Unterstützung derjenigen, die es brauchen. 
Deswegen ist das, was Sie hier machen, ein Treppenwitz 
der Geschichte.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie erwähnen auch, Sie wollen damit die deutsche 
Landwirtschaft unterstützen. Wenn Sie es damit ernst 
meinen, dann würden Sie uns als Unionsfraktion und 
als SPD-Fraktion darin unterstützen, die Rahmenbedin-
gungen der Arbeit der Landwirte in der Landwirtschaft zu 
verbessern. Wenn ich Ihnen aber hier im Plenum zuhöre 
oder auch im Ausschuss, da höre ich nur: mehr Büro-
kratie, mehr Dokumentation, mehr Aufwand in unseren 
landwirtschaftlichen Betrieben. Wenn wir beispielsweise 
über die Frage diskutieren: „Wie können wir Pflanzen-
schutzmittelauftragung verbessern, und welchen Instru-
mentenkasten können wir den Bauern dafür zur Ver-
fügung stellen?“, dann sind es Ihre Kollegen, die immer 
wieder darauf hinweisen, dass das ja die bösen Pestizide 
seien. Gemäß Ihrem Wahlprogramm stehen Sie als Linke 
für einen Mindestlohn von 16 Euro ab 2026. Überlegen 
Sie mal: Wenn wir jetzt die Umsatzsteuersenkung ma-
chen und gleichzeitig einen Mindestlohn von 16 Euro 
einführen würden, würde das massiv aufgefressen wer-
den. Es würde morgen passieren, dass die Kartoffel, die 
Zwiebel, die Karotte sehr viel teurer ist. Sie würden Le-
bensmittel teurer machen in diesem Land mit Ihren Vor-
schlägen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Kommen wir zu der Frage des Verwaltungsaufwands 
und der Bürokratie. Sie wollen also eine sogenannte 
Preisaufsichtsstelle einführen. Das hört sich für mich 
ein bisschen so an wie das Staatliche Komitee für Preis-
überwachung, dann vielleicht noch die Volkskommis-
sarin Heidi Reichinnek für Preise.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Zuruf der Abg. Ina Latendorf [Die Linke])

Mal ganz im Ernst: Wir brauchen keine neue Behörde. 
Wir wollen Personal abbauen in den Bundesbehörden.

(Reinhard Mixl [AfD]: Wo? Wo? Wo wollen 
Sie es abbauen?)

Wir kriegen das vor allen Dingen hin mit mehr Wett-
bewerb und Transparenz. Wir brauchen gezielte Unter-
stützung für Bedürftige und nicht diesen Vorschlag.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Frau Achelwilm, Sie haben darauf hingewiesen, Sie 
hätten eigene Vorschläge im Bereich der Unternehmen-
steuer & Co. Ich sage Ihnen nur: Wenn wir Ihre Vor-
schläge umsetzen würden, dann bräuchten wir uns nicht 
mehr über Umsatzsteuersenkung zu unterhalten. Das 
würde dazu führen, dass viele Millionen Menschen in 
Deutschland zusätzlich arbeitslos würden.

(Fritz Güntzler [CDU/CSU]: So ist es!)
Dann hätten wir ganz andere Probleme in diesem Land.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Abschließend will ich aber auch sagen: Wir müssen die 

deutsche Landwirtschaft unterstützen – die Bäuerinnen 
und Bauern, die Winzerinnen und Winzer. Deswegen 
haben auch Verbraucher eine Verantwortung. Wir brau-
chen eine Art von Genusspatriotismus, auch im Super-
markt.

(Jörn König [AfD]: „Deutsche, kauft deutsche 
Bananen!“, oder was?)

Das heißt: Wenn man Gemüse einkauft, lieber mal die 
deutsche Kartoffel statt die ägyptische!

(Kay Gottschalk [AfD]: Ist das Rassismus?)
Im Weinregal greift man zum deutschen Wein statt zum 
ausländischen. Das deutsche Schweinefleisch ist das, was 
wir unterstützen wollen.

(Kay Gottschalk [AfD]: Veggie Racism!)
Da hat auch der Verbraucher eine Verantwortung.

(Zuruf der Abg. Sonja Lemke [Die Linke])
Das ist sehr viel besser als irgendwelche komischen Sen-
kungen, die Sie hier vorschlagen.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen jetzt zum Ende kommen, Herr Kollege.

Johannes Steiniger (CDU/CSU):
Wir lehnen diesen Antrag ab.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Dr. Zoe Mayer 

für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Zoe Mayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Un-

sere Mehrwertsteuer im Ernährungsbereich ist wie ein 
Kühlschrank nach Weihnachten: wahnsinnig unlogisch 
und schlecht sortiert, und irgendwo ganz hinten im Eck 
steht was, das schon ein bisschen zu stinken anfängt und 
dringend aussortiert gehört. Lassen Sie uns also endlich 
mal Ordnung in das System bringen!

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Bei mir sieht der 
Kühlschrank aber nicht so aus! – Reinhard 
Mixl [AfD]: Bei mir zu Hause ist das nicht so!)

Was genau ich damit meine, dazu komme ich jetzt.

Die Mehrwertsteuer in Deutschland begünstigt Tier-
leid. Wer auf Tierschutz setzt, wird tatsächlich systema-
tisch bestraft. Ganz konkret: Ein Schwein in Deutschland 
hat in der Regel niemals das Tageslicht gesehen. Am 
Ende von einem kurzen, unwürdigen Leben steht dann 
häufig ein Schnitzel im Regal, auf das 7 Prozent Mehr-
wertsteuer erhoben wird. Das Absurde ist: Wer jetzt auf 
das pflanzliche Schnitzel setzt – besser für die eigene 
Gesundheit, die Umwelt und natürlich auch für das 
Schwein –, zahlt darauf 19 Prozent Mehrwertsteuer. An-
deres Beispiel: Die Hafermilch, schmeckt lecker,

(Zuruf von der AfD: Nein! – Weiterer Zuruf 
des Abg. Reinhard Mixl [AfD])

ist auch noch gut für die Umwelt: 19 Prozent Mehrwert-
steuer. Auf der anderen Seite die Kuhmilch, vielleicht 
von einer Kuh, die ihr Leben lang angekettet in einem 
Stall stand: 7 Prozent Mehrwertsteuer. Das ist wirklich 
unfair. Tierschutz wird durch unsere Steuer hier bestraft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken – Kay 
Gottschalk [AfD]: Fahren Sie mal durch mei-
nen Wahlkreis! Da stehen die Kühe auf Wei-
den!)

Bevor Fleisch-Fluencer Söder wieder Schnappatmung 
bekommt und wieder von Bevormundung spricht: Bevor-
mundung ist doch genau das Gegenteil, nämlich wenn ich 
im Supermarkt vor das Wurstregal gezogen werde, 
schlicht deshalb, weil ich mir die pflanzliche Alternative 
nicht leisten kann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Kay Gottschalk [AfD])

Und das nur, weil eine kleine Branche, die ohnehin schon 
wahnsinnig subventioniert ist, davon profitiert und ihre 
Produkte konkurrenzlos günstig im Supermarkt vermark-
ten kann und weil natürlich auch die konservativen 
Freundinnen und Freunde das mit Wurstvideos in Social 
Media polemisch ausschlachten und dann noch mimosen-
haft sagen: Der Staat soll mir bitte nicht vorschreiben, 
was ich esse.

(Kay Gottschalk [AfD]: Ja, richtig!)

Dann machen Sie es doch konsequent! Liebe Regierung, 
machen Sie es konsequent, und sorgen Sie endlich für 
eine faire Mehrwertsteuer!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Kommen wir zum Thema Gesundheit. Auch im Ge-
sundheitsbereich stellt uns die Mehrwertsteuer regelrecht 
ein Bein. Es gibt Gemüse in Deutschland, das wird höher 
besteuert als Schokoriegel und Gummibärchen. Wer 
braucht schon Logik, wenn man Zucker hat? Keine Ah-
nung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Kay Gottschalk [AfD])

An dieser Stelle muss man wirklich mal sagen: Wir 
haben eine Zunahme von ernährungsbedingten Krankhei-
ten:

(Zurufe von der AfD)
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Diabetes, Herz-Kreislauf-Erkrankungen. Die Situation ist 
wirklich alarmierend. Wir stecken jetzt schon Milliarden 
Euro Steuergeld jährlich in die Bekämpfung und in die 
Deckung der Folgekosten dieser Krankheiten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und auf der anderen Seite sorgen wir dafür, dass genau 
dieses Junkfood am Ende im Verhältnis noch unschlagbar 
günstig bleibt. Das ist wirklich absurd.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Das ist so, als würde man ein Loch in den Rettungsring 
einer Person schneiden, die gerade ertrinkt, und sich dann 
auch noch wundern, wieso diese Person eigentlich unter-
gegangen ist.

Die Mehrwertsteuer und insgesamt das Steuersystem 
ist so ein starkes Schwert. Ohne Bevormundung können 
hier Botschaften und Preissignale gesetzt werden. Lassen 
Sie uns diesen räudigen Kühlschrank endlich aussortieren 
und dafür sorgen, dass gute Ernährung in Deutschland 
bitte kein Luxusgut ist!

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken – Zuruf 
von der AfD: Dann machen Sie doch mal!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Ina Latendorf 

für die Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der Linken)

Ina Latendorf (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kolle-

gen! Wir reden schon mehrere Jahre über gestiegene Prei-
se, insbesondere bei Lebensmitteln. Der Anstieg der Ver-
braucherpreise betrug in den letzten fünf Jahren 
20,5 Prozent. Die Preise für Nahrungsmittel stiegen im 
gleichen Zeitraum um 34,6 Prozent. Weder GroKo noch 
Ampel haben etwas dagegen getan, und aktuell steigt die 
Inflation wieder.

Millionen von Menschen mit geringen Einkommen, 
Bezieher/-innen von Bürgergeld und Sozialhilfeleistun-
gen können sich nicht mehr ausreichend mit Lebensmit-
teln versorgen. Für gesunde Lebensmittel ist weit vor 
dem Monatsende nichts mehr im Geldbeutel. Das ist 
und bleibt ein Skandal in einem der reichsten Länder 
der Welt wie der Bundesrepublik.

(Beifall bei der Linken)
Wir wollen die Dinge des täglichen Bedarfs für jeder-

mann bezahlbar machen: Grundnahrungsmittel, Hygie-
neprodukte, Bus und Bahn.

(Kay Gottschalk [AfD]: Das Gesündeste wäre, 
mal selbst zu kochen!)

Die Streichung der Mehrwertsteuer auf Grundnahrungs-
mittel, wie wir sie hier verlangen, ist ein Beitrag dazu.

Denn es ist doch klar: Wenn die Reallöhne nicht ent-
sprechend der Inflationsrate angepasst werden, schlägt 
die Preisspirale bei Nahrungsmitteln doppelt und dreifach 
zu Buche. Man kann Ernährung nicht wegsparen. Und so 

werden von Aachen bis Zarrentin die Schlangen vor den 
Tafeln länger und länger. Alle bedauern das. Aber hier 
verweigern Sie konstruktiven Vorschlägen die Zustim-
mung.

(Beifall bei der Linken)
Herr Steiniger, Herr Thews, Herr Vogel, Sie haben 

Probleme benannt – ja, tatsächlich –, aber Vorschläge 
von Ihnen? Null oder auf den Sankt-Nimmerleins-Tag 
verschoben. Was sind denn Ihre Vorschläge für die ak-
tuellen Probleme?

Die Mehrwertsteuerbefreiung, insbesondere im Hin-
blick auf Grundnahrungsmittel, ist ein kleiner Teil unse-
rer ernährungspolitischen Strategie. Sie ist eine erste 
Erleichterung für alle. Es geht um die ausreichende Fi-
nanzierung gesunder Ernährung für alle Menschen in 
unserer Gesellschaft. Und es geht darum, Sachverstand 
und Expertise der Verbraucher- und Umweltschutzorga-
nisationen zu berücksichtigen – nicht zuletzt vom Bürger-
rat „Ernährung im Wandel“, dessen Handlungsempfeh-
lungen für das Parlament immer noch der Umsetzung 
harren. Und übrigens: Der Verbraucherzentrale Bundes-
verband hat die Preisbeobachtungsstelle gefordert, Herr 
Steiniger.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Kollegin, Sie müssen zum Ende kommen.

Ina Latendorf (Die Linke):
Die Preisbeobachtungsstelle würde bei den Produzen-

ten dafür sorgen, dass die Preissteigerungen bei Produ-
zenten bzw. bei den Verbraucherinnen und Verbrauchern 
ankommen.

(Beifall bei der Linken – Kay Gottschalk 
[AfD]: Noch mehr Subventionen in den Agrar-
markt! Na klasse! 30 Prozent der EU-Mittel 
fließen in den Agrarhaushalt! Was noch? Irre!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herzlichen Dank. – Dr. Stefan Korbach ist der nächste 

Redner für die Fraktion der Union.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Stefan Korbach (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Wir befassen uns heute zum wiederholten Mal mit 
dem Antrag der Linksfraktion, die Mehrwertsteuer auf 
Grundnahrungsmittel, Hygieneprodukte sowie auf Bus 
und Bahn komplett zu streichen.

Auf den ersten Blick klingt das Ansinnen dieses An-
trags, insbesondere Personen mit kleinem Einkommen, 
Frauen und dem Klima zu helfen, sympathisch. Aber 
bei näherer Betrachtung zeigt sich: Dieser Antrag der 
Linken führt finanz-, sozial- und ordnungspolitisch in 
die Irre.

(Fritz Güntzler [CDU/CSU]: So ist es!)
Da sind an erster Stelle die massiven finanziellen Aus-

wirkungen zu nennen. Allein der Wegfall der Mehrwert-
steuer auf Grundnahrungsmittel würde jährliche Minder-
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einnahmen von bis zu 12 Milliarden Euro bedeuten. Wer-
den die Entlastungen bei Hygieneartikeln und bei Bus 
und Bahn hinzugerechnet, sprechen wir von Steueraus-
fällen in Höhe von 13 bis 15 Milliarden Euro. Und das 
jedes Jahr. Das ist kein Kleingeld. Das sind Haushalts-
löcher von gewaltiger Dimension.

(Zurufe der Abg. Kay Gottschalk [AfD] und 
Reinhard Mixl [AfD])

Steht dem wenigstens eine spürbare Entlastung der 
privaten Haushalte gegenüber? Die Antwort lautet Nein. 
Ein 0-Prozent-Steuersatz würde einen durchschnittlichen 
Haushalt gerade einmal um 21 Euro im Monat entlasten. 
Der Effekt dieser Steuerentlastung wäre also sehr über-
schaubar. Zudem fehlt dieser pauschalen Maßnahme jede 
soziale Zielgenauigkeit. Wer mehr konsumiert, profitiert 
auch stärker. Das bedeutet, die Oberärztin wird am Ende 
stärker entlastet als die Krankenschwester.

(Zuruf des Abg. Kay Gottschalk [AfD])

Das entspricht, meine Damen und Herren der Linksfrak-
tion, sicherlich nicht Ihrer sonst propagierten Vorstellung 
von sozialer Gerechtigkeit.

Dazu kommt: Die Linke möchte die Definition von 
Grundnahrungsmitteln auf bislang noch verborgene Art 
und Weise ausweiten. Damit würden die ohnehin schon 
viel zu vielen und teilweise widersinnigen Ausnahmen 
beim Mehrwertsteuersatz weiter anwachsen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, auch die 
Steuerbefreiung für Bus und Bahn überzeugt nicht. Der 
ÖPNV wird schon heute massiv subventioniert. Selbst 
wenn die Mehrwertsteuer entfiele, würde das an den Ti-
cketpreisen kaum etwas ändern, geschweige denn die 
Attraktivität von Bus und Bahn steigern. Dazu sind struk-
turelle Änderungen notwendig und keine sich in mini-
malen Preissenkungen erschöpfende Symbolpolitik.

Total aus der Zeit gefallen und – wenn ich mir diese 
Formulierung mal erlauben darf – völlig naiv ist die For-
derung nach einer staatlichen Preisaufsicht oder genauer 
Lebensmittelpreisaufsicht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Linke möchte ernsthaft jede Preisschwankung bei 
Lebensmitteln staatlich überwachen lassen, um die Wei-
tergabe der Steuersenkung an die Verbraucher sicher-
zustellen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, stellen Sie 
sich das mal in der Realität vor! Jede Preisschwankung, 
beispielsweise bei einem halben Pfund Butter im Super-
markt, soll tatsächlich überwacht und kontrolliert wer-
den. Hinter dieser Idee steckt nicht nur ein naives wirt-
schaftliches Grundverständnis.

(Widerspruch der Abg. Janine Wissler [Die 
Linke])

Hier würde darüber hinaus ein Regulierungs- und Büro-
kratiemonster entstehen, das mit unserer sozialen Markt-
wirtschaft absolut nichts zu tun hat.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Diesen ordnungspolitischen Rückfall in die Planwirt-
schaft wird es mit uns nicht geben.

Wir als Union schlagen einen anderen Weg ein. Wir 
wollen gezielt diejenigen entlasten, die jeden Euro zwei-
mal umdrehen müssen, indem wir die Einkommensteuer 
für kleinere und mittlere Einkommen senken, die Pend-
lerpauschale erhöhen und steuerfreie Überstunden-
zuschläge einführen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, abschließend 
bleibt festzuhalten: Der Antrag der Linksfraktion ist viel 
zu teuer, bringt kaum spürbare Entlastung, ist sozial un-
ausgewogen und ordnungspolitisch aus der Zeit gefallen. 
Deshalb lehnen wir ihn entschieden ab.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die AfD-Fraktion hat nun Frau Abgeordnete Iris 

Nieland das Wort. Bitte sehr.

(Beifall bei der AfD)

Iris Nieland (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegen! 

Herzlichen Dank – die Linken, die linken Ideologen, die 
linke Fraktion liefert uns heute wieder ein Muster ihres 
Neuen Deutschlands, ihrer linken, planwirtschaftlichen 
Visionen. Sie liefern regelmäßig Anschauungsmaterial, 
wie man es nicht machen sollte.

(Beifall bei der AfD)

Damit beweisen Sie, wie unverzichtbar die AfD für 
Deutschland ist. Wir brauchen den Politikwechsel in 
Deutschland. Und was bringen wir mit? Wir bringen 
eine AfD-Steuerreform 2025 mit.

Aber schauen wir zuerst noch einmal auf den vor- 
liegenden Antrag. Was Sie hier wollen, das ist dieses 
klassische dysfunktionale Gießkannenprinzip: Jeder be-
komme ein Tröpfchen, aber der wirklich Durstige wird 
trotzdem verdursten. Und darüber hinaus – mein Kollege 
Mixl hat schon darauf hingewiesen – Mindereinnahmen 
von mindestens 18 Milliarden Euro. Haben Sie bei Ihrem 
Antrag einmal über die haushaltsrechtliche Notwendig-
keit der Gegenfinanzierung nachgedacht? Auch das ge-
hört zu einem soliden Antrag.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. 
Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Sehr geehrte Kollegen, ich sage Ihnen ganz klar: Ihr 
Politikverständnis setzt auf Bevormundung und Bürokra-
tie. Sie wollen keine Bürger, Sie wollen Marionetten. 
Wir, die Alternative für Deutschland, wir stehen für den 
freien, mündigen, selbstbestimmten Bürger. Wir setzen 
auf Leistung und Freiheit. Und wer in diesem Land Kin-
der großzieht, wer arbeitet, wer Verantwortung über-
nimmt, der soll spüren, dass es sich lohnt, und zwar 
ganz klar auch finanziell.

(Beifall bei der AfD)
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Ihre Politik führt doch dazu – und das zeigt ganz ak-
tuell eine Umfrage unter Familien –: Familien haben 
größte finanzielle Sorgen. Im Januar waren es 15 Prozent 
der Familien, aktuell sind es 25 Prozent der Familien, die 
größte finanzielle Sorgen haben. Ein Viertel aller Fami-
lien hat Sorgen, bis zum Ende des Monats nicht aus-
zukommen. Das sind innerhalb weniger Monate mehr 
als 60 Prozent mehr Familien, die sich von linker Politik – 
und diese linke Politik reicht von Rot über Grün bis 
Schwarz – existentiell bedroht fühlen.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. 
Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Und genau deswegen haben wir, genau deswegen hat die 
Alternative einen Plan für Deutschland vorgelegt.

(Zurufe von der Linken)
Erstens. Arbeitseinkommen durch deutlich höhere 

Freibeträge, durch sehr hohe Freibeträge entlasten, also 
mehr Netto vom Brutto.

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der Linken 
sowie der Abg. Katharina Beck [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Zweitens. Familien fördern – hohe Freibeträge für je-
des Kind.

Drittens heißt das: Eine Familie mit drei Kindern zahlt 
erst ab 85 000 Euro brutto Steuern und dann nur 25 Pro-
zent auf jeden weiteren Euro.

(Beifall bei der AfD)
Genau diese Maßnahmen helfen endlich wieder allen 

Leistungswilligen und Leistungsträgern in diesem Land 
und nicht nur ein paar ideologisch ausgewählten Klientel-
gruppen. Das ist der Unterschied zwischen uns und den 
Sozialisten. Wir entlasten die Leistungsträger, statt sie 
mit Steuern und Abgaben am Gängelband zu führen.

(Beifall bei der AfD – Zurufe vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und von der Linken)

Mit unserer Steuerreform bekommen die Deutschen 
endlich wieder ihre Freiheit zurück. Wir brauchen den 
Politikwechsel endlich hin zu einer vernünftigen freiheit-
lich-bürgerlichen Politik, und das ist nur mit der AfD 
möglich.

(Zuruf der Abg. Doris Achelwilm [Die Linke])
Den vorliegenden Antrag lehnen wir ab.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat abschließend nun der 

Abgeordnete Dr. Florian Dorn das Wort.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Florian Dorn (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Ja, Steuern zu senken und die Men-
schen im Land zu entlasten, klingt natürlich im ersten 
Moment immer für uns alle gut. Aber es geht hier im 
Haus ja auch darum, immer zu schauen, welche Entlas-

tungsmaßnahmen gerade in Zeiten knapper Kassen tat-
sächlich am effizientesten und am zielführendsten sind. 
Und, meine Damen und Herren, die Abschaffung der 
Mehrwertsteuer auf verschiedene Produktgruppen wie 
Grundnahrungsmittel, Hygieneprodukte, Bus und Bahn, 
die in weiten Teilen ja auch schon dem reduzierten Mehr-
wertsteuersatz von 7 Prozent unterliegen, ist jetzt in der 
aktuellen wirtschaftlichen und haushaltspolitischen Lage 
nicht am zielführendsten.

(Zurufe von der Linken)
Die Pläne von Ihnen würden jetzt beispielsweise ein 

Haushaltsloch von bis zu 18 Milliarden Euro im Jahr 
reißen. Also – weil Sie es vorher auch selbst angespro-
chen haben –, das ist noch mal deutlich mehr als das, was 
es jetzt jährlich gerade mit unserem steuerlichen Investi-
tionsbooster und auch der Reduzierung der Körperschaft-
steuer in den nächsten Jahren kosten wird, wohingegen 
unsere Maßnahmen mit dem Investitionsbooster und der 
Reduzierung der Körperschaftsteuern zielgenau den 
Wirtschaftsstandort stärken und, was verschiedene empi-
rische Studien auch gezeigt haben, dann in weiteren 
Schritten natürlich auch zu mehr Arbeitsplätzen und zu 
steigenden Löhnen führen werden. Und das ist zielgenau, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Fritz Güntzler [CDU/CSU]: 
Das verstehen die nicht!)

Die Umsetzung Ihres Antrags, gemäß dem wir mit der 
Gießkanne vorgehen würden, würde im Durchschnitts-
haushalt zu ungefähr 20 Euro Entlastung im Monat füh-
ren. Aber wir haben auch schon gehört, dass derjenige, 
der mehr konsumiert, dabei eine größere Ersparnis hat, 
und wir wissen, dass Mehrkonsum bei wohlhabenderen 
Haushalten stattfindet.

(Jörn König [AfD]: Da können Sie doch froh 
sein, wenn sie mehr konsumieren!)

Und das macht genau den Unterschied aus: Wo ist die 
absolute bzw. die relative Entlastung am höchsten? Sie 
haben zwar den Warenkorb auch schon thematisiert, aber 
noch einmal: Grundnahrungsmittel, Bus, Bahn usw. ma-
chen natürlich beim Warenkorb von geringen Haushalts-
einkommen mehr aus, aber die Entlastung wäre bei den 
Wohlhabenden größer.

Meine Damen und Herren, Sie sehen, dass das nicht 
zielgenau ist, um die kleinen Einkommen zu entlasten. 
Wenn es nämlich wirklich um zielgenaue Entlastung von 
Haushalten mit kleinen und mittleren Einkommen geht, 
dann geht das am besten über Anpassungen direkt im 
Einkommensteuertarif. Das ist zielgenau und effektiv.

(Zuruf der Abg. Katharina Beck [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Und genau dies haben wir ja auch mit unserem Koaliti-
onspartner vereinbart: dass wir die Einkommensteuer für 
kleine und mittlere Einkommen zur Mitte der Legislatur 
senken wollen.

Zu den Bürgergeldempfängern, die beispielsweise von 
einer Entlastung im Einkommensteuertarif nicht profitie-
ren würden, möchte ich noch ergänzen, dass auch die 
Sozialleistungen bei dieser Gruppe an die Preise und 
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die Nettolöhne geknüpft sind. Also selbst dort würde eine 
jetzt umgesetzte Mehrwertsteuerentlastung langfristig 
auch nicht die entscheidende Wirkung haben.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und von der Linken)

Was aber hilft, meine Damen und Herren, ist für alle 
Einkommensgruppen eine Politik, die auf reales Wachs-
tum, Produktivitätssteigerung und steigende Nettolöhne 
setzt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Und – wir haben es heute auch schon mehrfach gehört – 
weitere Mehrwertsteuersätze und Abstufungen machen 
das System nicht einfacher, sondern komplizierter. Das 
wird am Ende noch zu weiteren Debatten über Ausnah-
meregeln und Diskussionen über Definitionen führen. 
Wir brauchen – und das haben mehrere Vorredner schon 
angesprochen – eigentlich das Gegenteil: Wir brauchen 
eine Revision mit mehr Stringenz auch im Umsatzsteuer-
system, die zu mehr Vereinfachung und weniger Büro-
kratie führt.

Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage aus 

der Linksfraktion vom Abgeordneten Görke zu?
(Fritz Güntzler [CDU/CSU]: Das ist immer 

interessant!)

Dr. Florian Dorn (CDU/CSU):
Ja.

Präsidentin Julia Klöckner:
Bitte sehr.

Christian Görke (Die Linke):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sehr geehrter Herr 

Dorn, vielen Dank, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. 
Es wird Sie nicht verwundern, was ich jetzt frage. Ich bin 
ja nun auch schon ein paar Monate in diesem Bundestag. 
Ich möchte einfach mal aus der „Frankfurter Allgemei-
nen“ vom 19.07.2023 zitieren,

(Fritz Güntzler [CDU/CSU]: Söder!)
also noch nicht so lange her: „Söder fordert Ende der 
Mehrwertsteuer auf Grundnahrungsmittel“. Wenn ich 
das richtig verstanden habe, ist das ja nach wie vor Ihre 
Programmatik.

(Fritz Güntzler [CDU/CSU]: Die gleiche Zwi-
schenfrage haben Sie schon mal gestellt!)

Deshalb würde ich einfach fragen wollen, ob Sie jetzt alle 
Ihre Argumente vielleicht noch mal überdenken. Oder irrt 
Herr Söder wie in vielen anderen Fällen auch?

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken)

Dr. Florian Dorn (CDU/CSU):
Herr Görke, vielen Dank für die Zwischenfrage. – Es 

ist auch sehr gut, dass Sie das Datum hinzugenommen 

haben, und es wäre gut, wenn Sie sich vielleicht auch 
daran erinnern würden, was 2023 los war.

(Reinhard Mixl [AfD]: Was war da los?)
Wir hatten eine extreme Inflation gerade auch im Bereich 
der Grundnahrungsmittel, und Herr Söder hat nicht von 
einer dauerhaften Steuersenkung gesprochen, sondern in 
die Diskussion eingebracht, dass man temporär vielleicht 
die Mehrwertsteuer auch auf Grundnahrungsmittel sen-
ken könnte. Das war keine dauerhafte Maßnahme, son-
dern nur zur temporären Entlastung dieser Einkommens-
gruppen gedacht.

(Beifall bei der CDU/CSU – Christian Görke 
[Die Linke]: Ohne Preiskontrolle? – Weiterer 
Zuruf von der Linken: Bei Söder sind ja die 
meisten Forderungen temporär! – Heiterkeit 
beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei 
der Linken)

Aber wenn es um die tatsächliche Weitergabe dieser 
Mehrwertsteuersenkungen geht – das haben wir ja auch 
schon gehört –, so muss man feststellen: Häufig werden 
sie nicht voll weitergegeben. Ja, wir haben heute auch 
schon gehört, das liege im Bereich von 70 bis 80 Prozent. 
Das hängt aber vor allem auch davon ab – das zeigen 
empirische Studien –, wie stark die Wettbewerbsintensi-
tät in den verschiedenen Bereichen ist. Dort, wo der Wett-
bewerb am stärksten ist, dort wurden die Preissenkungen 
am stärksten weitergegeben, meine Damen und Herren. 
Und das zeigt doch genau, dass am Ende des Tages nicht 
eine staatliche Planwirtschaft mit mehr Bürokratie, einer 
extra Preisaufsicht, die noch zu Mehrkosten führt und 
alles kontrollieren muss, zu niedrigeren Preisen führt – –

(Pascal Meiser [Die Linke]: Dann müssen wir 
was gegen die Kartelle machen!)

– Nein, meine liebe Linke, was wir brauchen, ist soziale 
Marktwirtschaft und Wettbewerb, weil das dauerhaft 
niedrigere Preise schafft.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Pascal Meiser [Die Linke] – Gegenruf des 
Abg. Stephan Brandner [AfD]: Er hat „Kartell“ 
gesagt!)

Das ist genau die Idee, die auch schon Ludwig Erhard 
hatte, dass wir nämlich bezahlbare Preise schaffen und 
der Wettbewerb der Schlüssel zum Wohlstand für alle 
Gruppen ist

(Pascal Meiser [Die Linke]: Dann müssen wir 
etwas gegen die Monopole im Lebensmittel-
bereich machen!)

und nicht Sozialismus oder Planwirtschaft. Und – wir 
haben es heute auch schon gehört – wir haben schon 
eine Behörde, die genau darauf schaut, dass es nicht zu 
Marktmissbrauch kommt, nämlich das Bundeskartellamt. 
Deswegen brauchen wir nicht eine weitere Preisauf-
sichtsbehörde mit mehr Beamten und mehr Kosten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluss. 

Zusammenfassend: Ich glaube, es ist ganz klar: Wir müs-
sen die Haushaltsspielräume in diesen Zeiten in der Fi-
nanzpolitik genau dafür einsetzen, dass dies effizient, 

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 22. Sitzung. Berlin, Freitag, den 12. September 2025                               2246 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Dr. Florian Dorn 



zielgerichtet zu Entlastung führt und wir mit wirkungs-
vollen Wachstumsimpulsen dieses Land wieder voran-
bringen.

Präsidentin Julia Klöckner:
Bitte.

Dr. Florian Dorn (CDU/CSU):
Der Antrag der Linken, liebe Frau Präsidentin, wird 

dem nicht gerecht, und deswegen – –

Präsidentin Julia Klöckner:
So, das haben wir verstanden. Ihre Zeit ist um.

Dr. Florian Dorn (CDU/CSU):
Wunderbar. Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr. – Wir kommen zur Abstimmung über die 

Beschlussempfehlung des Finanzausschusses zu dem 
Antrag der Fraktion Die Linke mit dem Titel „Mehrwert-
steuer auf Grundnahrungsmittel, Hygieneprodukte und 
auf Bus und Bahn“ abschaffen. Der Ausschuss empfiehlt 
in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 21/1583, 
den Antrag der Fraktion Die Linke auf Drucksache 
21/135 abzulehnen. Wer stimmt für diese Beschlussemp-
fehlung? – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Die Be-
schlussempfehlung ist mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD und AfD angenommen worden bei 
Ablehnung der Linken und Enthaltung der Grünen.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 27a und 27b 
sowie die Zusatzpunkte 9 bis 18: 

27 a) Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU und SPD

Neufassung der Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages 

Drucksache 21/1538
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung

b) Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU und SPD eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Abgeord-
netengesetzes – Kürzung der Kostenpau-
schale und Erhöhung der Ordnungsgelder 

Drucksache 21/1539
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung

ZP 9 Beratung des Antrags der Abgeordneten Stephan 
Brandner, Alexander Arpaschi, Carsten Becker, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Änderung der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages

hier: Sachverständige vor Hass schützen

Drucksache 21/1555
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung

ZP 10 Beratung des Antrags der Abgeordneten Stephan 
Brandner, Alexander Arpaschi, Carsten Becker, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Änderung der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages

hier: Stärkung des Parlamentarismus durch 
eine doppelte Drei-Tage-Frist bei Beratungs-
zeiten für Gesetzesänderungen für Abgeord-
nete in Ausschuss und Plenum (§§ 64 und 81)

Drucksache 21/1556
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung

ZP 11 Beratung des Antrags des Abgeordneten Stephan 
Brandner und der Fraktion der AfD 

Änderung der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages

hier: Änderung der Voraussetzung zur Ein-
bringung eines Wahlvorschlags zur Wahl des 
Bundeskanzlers in § 4 Satz 2 und der Voraus-
setzung zur Einbringung eines Misstrauens-
antrags gegen den Bundeskanzler in § 97 Ab-
satz 1 Satz 2

Drucksache 21/1557
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung

ZP 12 Beratung des Antrags der Abgeordneten Stephan 
Brandner, Alexander Arpaschi, Adam Balten, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Änderung der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages

hier: Vermeidung von Überschneidungen von 
Sitzungen des Bundestages mit Sitzungen der 
Ausschüsse und Gremien

Drucksache 21/1558
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung

ZP 13 Beratung des Antrags der Abgeordneten Stephan 
Brandner, Dr. Götz Frömming, Martin Erwin 
Renner, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der AfD 

Änderung der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages

hier: Bessere Lesbarkeit von Drucksachen 
durch Verzicht auf Gendersprache

Drucksache 21/1559
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (f) 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Kultur und Medien
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ZP 14 Beratung des Antrags der Abgeordneten Stephan 
Brandner, Alexander Arpaschi, Adam Balten, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Änderung der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages

hier: Anzeige der Redezeit (§ 35)

Drucksache 21/1560
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung

ZP 15 Beratung des Antrags der Abgeordneten Stephan 
Brandner, Alexander Arpaschi, Adam Balten, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Änderung der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages

hier: Ausschluss heterogener Artikelgesetze 
(sogenannter Omnibusgesetze) – Für mehr 
Klarheit und Transparenz in der Gesetz-
gebung

Drucksache 21/1561
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

ZP 16 Beratung des Antrags der Abgeordneten Stephan 
Brandner, Alexander Arpaschi, Adam Balten, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Änderung der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages

hier: Transparente und nachvollziehbare Ver-
fahren für die Bürger – Anträge ebenso wie 
Gesetzentwürfe im Plenum direkt abstimmen

Drucksache 21/1562
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

ZP 17 Beratung des Antrags der Abgeordneten Stephan 
Brandner, Alexander Arpaschi, Carsten Becker, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Änderung der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages

hier: Durchführung der namentlichen Ab-
stimmung zur Herstellung von Transparenz 
und Öffentlichkeit (§ 52)

Drucksache 21/1563
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung

ZP 18 Beratung des Antrags der Abgeordneten Tobias 
Matthias Peterka, Stephan Brandner, Ulrich von 
Zons, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
AfD 

Änderung der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages

hier: Änderung der Geheimschutzordnung 
des Deutschen Bundestages (Anlage 3 der Ge-
schäftsordnung)

Drucksache 21/1564
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (f) 
Innenausschuss 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Ich bitte um Aufmerksamkeit: Es geht um Regelungen 
für das Verhalten von Abgeordneten. Und da würde ich 
Sie bitten, Ihre Gespräche nach draußen zu verlagern oder 
sie hier einzustellen. – Danke schön.

Ich eröffne die Aussprache. Für die Fraktion CDU/ 
CSU hat nun Herr Abgeordneter Dr. Hendrik 
Hoppenstedt das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Hendrik Hoppenstedt (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
45 Jahre ist es her, dass der Deutsche Bundestag die letzte 
umfassende Reform seines Parlamentsrechts vorgenom-
men hat. 45 Jahre, das sind fast zehn Jahre mehr, als bis 
heute seit der Wiedervereinigung vergangen sind. Keiner 
der Abgeordneten des Deutschen Bundestages aus dem 
Jahr 1980 ist heute noch Mitglied des Hohen Hauses. Im 
Schnitt waren wir, die heutigen Bundestagsabgeordneten, 
zwei Jahre alt.

45 Jahre, das ist viel Zeit, in der sich viel geändert hat. 
1980 gab es keine Smartphones, keine sozialen Medien 
und kein Internet. Was es gab, war der Kalte Krieg und 
eine klare Blockbildung. An einen Zusammenbruch des 
Ostblocks oder eine baldige Wiedervereinigung glaubte 
damals fast niemand. Und die Politik war viel übersicht-
licher als heute. Nach den Bundestagswahlen 1980 bilde-
ten 519 Abgeordnete aus drei Fraktionen, nämlich CDU/ 
CSU, SPD und FDP, den Deutschen Bundestag. Ich 
würde sagen: Früher war alles besser.

(Heiterkeit bei der SPD – Widerspruch beim 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Klar ist: Wenn sich Gesellschaft, Technik und das po-
litische Umfeld ändern, dann muss sich auch das Recht 
anpassen, insbesondere übrigens das Geschäftsordnungs-
recht; sonst passt es nämlich nicht mehr. Norbert Lam-
mert, der ja nicht nur Bundestagspräsident war, sondern 
auch viele Jahre lang stellvertretender Ausschussvorsit-
zender des Geschäftsordnungsausschusses, hat einmal 
geschrieben, gerade die Geschäftsordnungen müssten 
„sich den […] Realitäten öffnen und eine organische 
Weiterentwicklung der Verfassungswirklichkeit ermögli-
chen“. Recht hat er.

Ebendieser Einsicht folgen wir, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. Wir modifizieren und ergänzen das geschrie-
bene Parlamentsrecht, um es an die heutige Zeit, aber 
auch an die Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichtes anzupassen. Denn das Parlamentsrecht soll 
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nicht nur nicht im Wege stehen, sondern es soll mitgestal-
ten. Das ist die eine Aufgabe, die wir als Gesetzgeber 
jetzt konkretisieren müssen.

Ich möchte dafür drei Beispiele herausheben.
Erstens: die Bestimmungen zur Wahl der Vizeprä-

sidentinnen und Vizepräsidenten des Bundestages. Hier 
war übrigens immer schon klar, dass die Fraktionen zwar 
das Recht haben, eine Kandidatin oder einen Kandidaten 
vorzuschlagen. Es war aber genauso klar, dass diese Kan-
didatin oder dieser Kandidat natürlich im Plenum die 
notwendigen Mehrheiten finden muss, um überhaupt 
sein Amt antreten zu können. Es wurde dann allerdings 
bestritten und behauptet, jede Fraktion habe Anspruch 
darauf, im Präsidium des Deutschen Bundestages vertre-
ten zu sein.

(Stephan Brandner [AfD]: So steht es in der 
Geschäftsordnung! Völlig korrekt!)

Inzwischen hat das Bundesverfassungsgericht dan-
kenswerterweise und mit großer Klarheit entschieden, 
dass den Fraktionen natürlich kein Besetzungs-, sondern 
lediglich ein Vorschlagsrecht zusteht. Meine Damen und 
Herren, wo kämen wir denn auch hin, wenn am Ende eine 
Fraktion bestimmen kann, möglicherweise sogar gegen 
den Willen der breiten Mehrheit in diesem Hause, wer 
Vizepräsident wird, wer hier die Sitzungen leitet und 
wer dieses Hohe Haus nach außen vertritt? Das hat 
doch mit dem freien Mandat rein gar nichts mehr zu 
tun. Das ist doch ein Skandal, wenn man so was glaubt.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Abg. 
Ina Latendorf [Die Linke] – Jörn König [AfD]: 
Das haben Sie doch Jahrzehnte geglaubt, Herr 
Hoppenstedt!)

Deswegen wird das jetzt noch klarer als bisher in der 
Geschäftsordnung ausgeschlossen.

Gleichzeitig kodifizieren wir auch eine Abwahlmög-
lichkeit, die das Bundesverfassungsgericht übrigens bei 
den Ausschussvorsitzenden bereits für zulässig erklärt 
hat und im Falle meines nachfolgenden Redners im Üb-
rigen auch schon mal durchexerziert hat.

(Stephan Brandner [AfD]: Ich erinnere mich!)
– Ja, immerhin. Der Lerneffekt war nur nicht so wahn-
sinnig groß.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das kann man auch nicht erwarten!)

Aber die Hoffnung stirbt zuletzt.
Zweitens. Wir glauben, dass unsere Sitzungen noch 

lebendiger gestaltet werden und trotzdem sachlich blei-
ben können. Bislang war es ausgerechnet bei der Aktuel-
len Stunde nicht möglich, Zwischenfragen zu stellen und 
Kurzinterventionen zu machen. Das wollen wir ändern. 
Das ist auf dem Papier nur ein kleiner Schritt. Aber für 
die Attraktivität der Aktuellen Stunde kann es schon et-
was Bedeutendes sein. Es kann uns attraktiver machen. 
Es kann nicht nur interessanter für die Debatte unter uns 
sein, sondern es kann auch interessanter sein für diejeni-
gen, die auf den Tribünen oder vor den Bildschirmen 
diesen Debatten folgen.

Drittens. Wir wollen des Weiteren Änderungen im par-
lamentarischen Ordnungsrecht vornehmen. Jeder von uns 
kann doch sehen und hören, wie die parlamentarischen 
Debatten in der letzten Zeit gelitten haben. Die Zahl der 
Ordnungsrufe steigt stetig an.

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, von Ihren Prä-
sidenten!)

Deswegen wollen wir die Regeln klarer und strenger ge-
stalten und die Höhe des Ordnungsgeldes verdoppeln. 
Das hat, meine Damen und Herren, auch etwas mit der 
Würde dieses Hauses zu tun.

(Jörn König [AfD]: Nein, mit der Geschäfts-
ordnung!)

Diese Würde ist in der Geschäftsordnung übrigens expli-
zit erwähnt. Sie zu wahren, muss doch eigentlich für uns 
alle Anspruch sein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Der Parlamentsrechtler Professor Wolfgang Zeh, der 
auch lange Jahre Direktor beim Deutschen Bundestag 
war, hat dazu kürzlich geschrieben, der Bundestag müsse 
sich vom Niveau vieler Diskussionen in den sozialen 
Medien abheben – ich zitiere wörtlich –, nicht um abge-
hoben zu sein, sondern um seine Alleinstellung in der 
verbindlichen Willensbildung des Staates sichtbar zu ma-
chen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Seine Achtung in den Augen der Bevölkerung steht und 
fällt damit, dass er sich selbst achtet und seine Mitglieder 
dies auch durch einen achtungsvollen gegenseitigen Um-
gang beglaubigen.

(Zuruf von der AfD)
Es geht also, meine Damen und Herren, um die Ach-

tung von uns Politikern, aber auch um die Achtung von 
Politik insgesamt. Das sollte uns ein klares, aber auch 
maßvolles Verschärfen des Ordnungsrechtes wert sein, 
liebe Damen und Herren.

Zum Schluss. Der Entwurf enthält noch eine Vielzahl 
weiterer Änderungsvorschläge, zum Beispiel was die 
Wahl des Bundeskanzlers betrifft oder die Stellung der 
Ausschussvorsitzenden. Er enthält viele redaktionelle 
Änderungen. Ich könnte noch sehr viel reden, was sonst 
noch alles geändert wird. Ich möchte meiner Freude da-
rüber Ausdruck verleihen, dass wir es – hoffentlich 
möglichst im Konsens – in den parlamentarischen Bera-
tungen, die folgen, miteinander schaffen, dieses Par-
lamentsrecht, diese Geschäftsordnung gemeinsam zu be-
schließen.

Ich danke Ihnen herzlich für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die AfD-Fraktion hat nun das Wort der Abgeord-

nete Stephan Brandner.
(Beifall bei der AfD)
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Stephan Brandner (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Auch 

einen guten Tag von mir! Vorwegzunehmen ist, dass nicht 
alles, was in Ihrer sogenannten Geschäftsordnungsreform 
drinsteht, Ihren durchschaubaren Plan, die Opposition zu 
vernichten, umsetzt. Da sind auch ein paar vernünftige 
Ansätze drin. Aber im Kern ist das, was Sie uns jetzt hier 
heute vorschlagen, keine Reform der Geschäftsordnung 
oder des Abgeordnetengesetzes,

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Doch! Genau 
das!)

sondern ein Frontalangriff auf die Rechte der Opposition,
(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Was für ein 

Quatsch!)
auf die Rechte der einzelnen Abgeordneten, der nur dazu 
dient, Ihre Kartellstrukturen zu festigen.

(Beifall bei der AfD – Zurufe vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Das muss man ganz am Anfang einer Rede mal ausfüh-
ren. Sie wollen Minderheitenrechte schleifen.

Und Herr Hoppenstedt, was Sie hier gerade zum Bun-
destagsvizepräsidenten gesagt haben, ist wirklich Un-
sinn. Gucken Sie doch in die Geschäftsordnung rein – 
§ 2 Absatz 1 Satz 2 –:

„Jede Fraktion des Deutschen Bundestages ist durch 
mindestens einen Vizepräsidenten […] vertreten.“

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das hat doch Karlsruhe entschieden! – 
Zuruf von der SPD)

Da können Sie noch so lamentieren und haarspalterisch 
rumerzählen; das ist nun mal Fakt. Und Sie brechen die-
ses Geschäftsordnungsrecht seit inzwischen fast acht Jah-
ren.

(Beifall bei der AfD – Widerspruch bei der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die Rechtsprechung aus Karlsruhe ist 
eindeutig!)

Sie schleifen die Minderheitenrechte und den Par-
lamentarismus, sie heucheln demokratische Teilhabe. 
Und dann kommt immer der Hinweis auf faktisch demo-
kratische Wahlen, mit denen Sie dann agieren, um die 
größte politische Kraft in Deutschland aus Ihrer Altpar-
teienpolitküche draußen zu halten, damit Sie weiterhin 
unbeobachtet Ihre Kartellsüppchen weiterkochen und 
brodeln lassen können. Das machen wir nicht mit.

(Zuruf der Abg. Clara Bünger [Die Linke])
Demokratische Wahlen. Es wird immer gesagt: Ja, die 

sind ganz demokratisch bei uns. Wenn ihr jemanden auf-
stellt, der nicht gewählt wird, dann ist das ganz demokra-
tisch. – Wo war denn Ihr demokratischer Ansatz bei Frau 
Brosius-Gersdorf? Da war doch der Ansatz: Sie ist vor-
geschlagen, und sie muss gewählt werden.

(Lukas Benner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Respektieren Sie jetzt das Verfassungs-
gericht oder nicht?)

Sie messen da mit zweierlei Maß. Sie versuchen, mit 
freien Wahlen immer dann zu argumentieren, wenn es 
gegen die Alternative für Deutschland geht.

(Zuruf der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Merken Sie noch, wie verschieden die Richtungen sind, 
die Sie einschlagen?

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Was reden Sie 
denn da?)

Sie merken es nicht mehr. Das habe ich mir auch gar nicht 
anders gedacht. Die Bürger draußen merken es aber und 
wählen deshalb in zunehmendem Maße die Alternative 
für Deutschland, die Opposition im Deutschen Bundes-
tag.

(Beifall bei der AfD – Dr. Irene Mihalic 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Dass Ihnen 
das nicht peinlich ist!)

Die Möglichkeiten von Präsidenten und Vizepräsiden-
ten werden massiv gestärkt. Sie können jetzt durchregie-
ren, nahezu willkürlich

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das ist doch 
Unsinn!)

das Wort erteilen und entziehen, Redezeiten festlegen, 
Redezeiten kürzen,

(Claudia Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist die Aufgabe des Präsidiums!)

frei gewählte Abgeordnete wochenlang aus Sitzungen 
ausschließen.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Ah, da hat je-
mand Schiss, ne?)

Bei Zwischenfragen obliegt es jetzt dem Gutdünken der 
Präsidenten, ob sie zugelassen werden oder nicht. Sie 
können Abgeordnete jetzt bestrafen wie früher absolutis-
tische Herrscher. Warum begeben Sie von den Altpar-
teien sich so unter die Knute von Präsidenten?

(Zuruf der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Mehrheiten werden nicht immer so bleiben, wie sie 
sind. Ich weiß nicht, ob Sie das zu Ende gedacht haben.

(Beifall bei der AfD)

Der Rechtsweg. Wo ist er, wenn wir nicht einverstan-
den sind? Man kann zum Bundesverfassungsgericht 
gehen. Vielleicht, weiß man nicht so genau. Aber die 
Verfahren dort kennen wir: dauern jahrelang, keine Über-
prüfung durch Instanzen möglich, also ein faktisches 
Nichtrechtsmittel.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Na, das Verfah-
ren gegen Sie ging schnell!)

Und das machen dann Richter, mit denen die Regieren-
den regelmäßig tafeln gehen, wozu man sich wechselsei-
tig einlädt.

(Rasha Nasr [SPD]: So wie der Kreml Sie 
einlädt?)
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So hat es mich auch nicht überrascht, dass – das muss 
man sich mal auf der Zunge zergehen lassen – der erste 
Entwurf zur Änderung des Abgeordnetengesetzes von 
der Bundesregierung kam. Das muss man sich mal vor-
stellen! Also die Altparteien haben sich da tatsächlich 
entweder versprochen oder verschrieben.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Nein!)

Aber der Gesetzentwurf kam offenbar aus dem Kanzler-
amt – mit Regelungen,

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Nein! Das ist 
Unsinn! – Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/ 
CSU]: Das ist Quatsch!)

die Abgeordnetenrechte im Kern treffen. Das haben Sie 
dann hinterher korrigiert.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das ist doch 
Unsinn! – Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/ 
CSU]: Das ist totaler Quatsch! Wo haben Sie 
denn das her?)

– Sie können sagen, dass es Quatsch ist. So stand es aber 
in der ersten Anmeldung drin.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Also lesen kön-
nen Sie auch nicht! – Rasha Nasr [SPD]: Was 
können Sie überhaupt?)

Ausgerechnet von denjenigen, die wir kontrollieren sol-
len, nämlich von der Regierung, nehmen Sie Gesetzent-
würfe in Empfang,

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Das 
stimmt doch gar nicht!)

die uns Fesseln anlegen. Also, da funktioniert bei Gewal-
tenteilung hinten und vorne gar nichts mehr.

(Beifall bei der AfD – Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: Unsinn!)

Und auch jetzt haben Sie getrickst. Einbringer sind ja 
nicht nur CDU/CSU und SPD, sondern die Grünen sind ja 
auch dabei. Die haben Sie nur nicht draufgeschrieben. Sie 
haben sich wieder zurückgezogen. Mit Ihrem kartellpar-
teiähnlichen Verhalten haben Sie wieder alle eingeladen 
und eingebunden

(Zuruf der Abg. Clara Bünger [Die Linke])

und versucht, hinterher irgendwas mit Sonderrechten für 
Gruppen zurechtzubiegen.

(Lukas Benner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sagen Sie mal, brauchen Sie frische 
Luft?)

Das wird wahrscheinlich die Linken und irgendwann 
auch mal die Grünen treffen, geht also voll an uns vorbei.

Sie haben gemacht, was Sie wollen. Sie machen, was 
Sie wollen. Sie haben noch die Mehrheit; aber das wird 
nicht auf Dauer so bleiben, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Falsche Wortwahl hier im Plenum kostet demnächst 

2 000 Euro, im Wiederholungsfall 4 000 Euro. Man 
weiß gar nicht mehr, was man sagen darf, was man sagen 
soll.

(Lukas Benner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Haben Sie Angst um Ihr Geld? – 
Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Das 
ist eigentlich nicht so schwer! Gesunder Men-
schenverstand! – Zuruf der Abg. Claudia 
Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich bin selbst gespannt, wie gleich meine Rede hier mög-
licherweise wieder interpretiert wird.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Dass 
Sie das schwierig finden, ist klar!)

Stichwort „Indemnität“: Gucken Sie mal rein in Arti-
kel 46 Absatz 1 des Grundgesetzes. Ausgehebelt durch 
Ihre Ordnungsrechtsvorschriften hier im Deutschen Bun-
destag. Auch so etwas geht nicht. Klar verfassungswidrig 
aus meiner Sicht.

(Rasha Nasr [SPD]: Aus Ihrer Sicht! – Lukas 
Benner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ihre 
vielen Siege in Karlsruhe haben wir alle in 
Erinnerung!)

Sie machen also den nächsten Schritt. Sie haben sich 
zunächst den Staat zur Beute gemacht, dann haben Sie 
sich das Verfassungsgericht zur Beute gemacht. Und 
heute machen Sie sich in Deutschland den Parlamentaris-
mus und unser Parlament zur Beute.

(Zuruf der Abg. Clara Bünger [Die Linke])
Und das ist schäbigst, das sage ich Ihnen.

(Beifall bei der AfD)
Beschlussunfähigkeit – auch so ein Thema – spielt 

keine große Rolle mehr. Unsere Themen haben Sie alle 
ausgeblendet. Wir wollen Überschneidungen von Sitzun-
gen des Deutschen Bundestags vermeiden, wir wollen 
Redezeiten für alle transparent anzeigen und solche Ge-
schichten machen. Sie haben nicht mit uns geredet.

(Zuruf der Abg. Clara Bünger [Die Linke])
Wir sollten also die Beratungen im Ausschuss nutzen, 

damit Sie wirklich noch mal reflektieren, was Sie diesem 
Parlament hier antun. Reflektieren Sie das noch mal, und 
kommen Sie dann mit uns gemeinsam zurück auf den 
rechten Weg!

(Zuruf von der SPD: Besser nicht!)
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Abgeordneter Brandner, Sie sprachen unter ande-

rem davon, dass es hier die Knute und das Gutdünken von 
Bundestagspräsidenten gäbe. Nur zur Erinnerung; denn 
uns schauen ja auch Menschen zu: Hier gibt es weder eine 
Knute noch Gutdünken, sondern ein klares Regelwerk 
und Reglement. In jeder Ältestenratssitzung hat jede 
Fraktion die Chance, sich zur laufenden Sitzungswoche 
zu äußern. Ich finde, das hat nichts mit Knute und Gut-
dünken zu tun.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)
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Das will ich hier noch einmal klarstellen. Da spreche ich 
auch für meine Vizepräsidenten.

Jetzt hat das Wort für die SPD-Fraktion der Abgeord-
nete Dr. Johannes Fechner.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Johannes Fechner (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Zuschauerinnen und Zuschauer! Wie wichtig die 
Möglichkeit ist, Ausschussvorsitzende abwählen zu kön-
nen, haben wir bei der Qualität der Vorrede gemerkt.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Es hat sich einmal mehr gezeigt und wurde vom Ver-
fassungsgericht in erfreulicher Deutlichkeit bestätigt, 
dass Herr Brandner nicht würdig ist, dieses Amt zu über-
nehmen.

(Stephan Brandner [AfD]: Sie wurden ja nicht 
mal vorgeschlagen, Herr Fechner! Sie errei-
chen das Amt nie! Das müssen Sie auch se-
hen!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die zentralen politi-
schen Entscheidungen finden hier im Deutschen Bundes-
tag statt. Deswegen brauchen wir präzise und klare Re-
geln für unsere parlamentarischen Abläufe. Zugleich sind 
wir das Vorbild für die Debattenkultur in Deutschland. 
Deswegen lassen wir nicht länger zu, dass in diesem 
zunehmenden Ausmaß Hass, Hetze und Beleidigungen 
im Parlament verbreitet werden.

(Lachen des Abg. Reinhard Mixl [AfD] – 
Stephan Brandner [AfD]: Dann halten Sie 
mal den Mund! – Reinhard Mixl [AfD]: Von 
euch, oder was?)

Genau das ist das Ziel dieser Änderung der Geschäfts-
ordnung, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Unsere Parlamentspraxis hat sich über die vielen Jahre 
doch in einigen Bereichen von der Geschäftsordnung von 
1980 entfernt.

(Reinhard Mixl [AfD]: Das stimmt! Wir haben 
euch im Parlament dezimiert!)

Zum Beispiel müssten wir heute den Urlaub eigentlich 
noch bei der Parlamentspräsidentin beantragen, und wir 
dürften eigentlich gar nicht einzelne Reden zu Protokoll 
geben. Das sind alles Dinge, die überholt sind. Und auch 
deswegen werden wir die Geschäftsordnung modernisie-
ren.

Wenn wir uns die Ordnungsrufe anschauen, dann mer-
ken wir nicht nur, dass sie ganz überwiegend aus der 
AfD-Fraktion kommen,

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, und ganz über-
wiegend von den Altparteien-Präsidenten! Ist 
doch logisch!)

sondern auch, dass ihre Zahl deutlich zugenommen hat. 
Deswegen ist es wichtig, dass wir die Sanktionen gegen 
Hass, Hetze und Pöbeleien verdoppeln. Zukünftig wird es 
beim ersten Mal ein Ordnungsgeld von 2 000 Euro statt 
1 000 Euro geben und im Wiederholungsfall von 
4 000 Euro statt bisher 2 000 Euro. Es muss am Geldbeu-
tel spürbar sein, wenn sich jemand hier nicht an die Re-
geln hält und keinen Benimm zeigt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ganz wichtig ist auch, dass wir einen Automatismus 
schaffen: Wer dreimal einen Ordnungsruf erhält, gegen 
den wird automatisch ein Ordnungsgeld verhangen. Auch 
das ist wichtig, damit die Pöbeleien hier endlich ein Ende 
nehmen. Wir wollen hier in der Sache hart debattieren – 
keine Frage –, aber immer sachlich; gerne dann auch hart, 
aber ohne Hass, Beleidigungen und Hetze.

(Stephan Brandner [AfD]: Dann schaffen Sie 
keinen einzigen Satz, Herr Fechner!)

Wir sind das Vorbild für die Debattenkultur und müssen 
deswegen dagegen vorgehen, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Zugegeben: Nicht jede Debatte haut uns hier vom 
Hocker – um es ganz deutlich zu sagen. Deswegen haben 
wir überlegt: Wie können wir die Debatten noch span-
nender gestalten? Ein Mittel ist es, gerade bei den Ak-
tuellen Stunden, in denen wir die aktuellen Themen dis-
kutieren, die die Bürger ganz besonders interessieren, 
lebendiger zu werden und auch dabei, wie in den anderen 
Debatten, Zwischenfragen und Kurzinterventionen zu-
zulassen. Ich glaube, das kann unser Parlament gerade 
angesichts der aktuellen Themen lebendiger machen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Abgeordneter, lassen Sie aus der AfD-Fraktion –

Dr. Johannes Fechner (SPD):
Nein.

Präsidentin Julia Klöckner:
– eine Nachfrage zu?

Dr. Johannes Fechner (SPD):
Nein. Die Debatte hat ein hohes Niveau. Das will ich 

nicht gefährden durch eine Zwischenfrage der AfD.

(Stephan Brandner [AfD]: Das Niveau ist aber 
nach meiner Rede ziemlich abgesackt, Herr 
Fechner!)

Wir haben wichtige Positionen zu vergeben: Aus-
schussvorsitzende, Schriftführer oder die Position als 
Vizepräsident. Deswegen muss klar sein, dass eine Frak-
tion ernsthafte Vorschläge machen muss, die hier auch 
wirklich mehrheitsfähig sind.

(Beifall bei der AfD: Das definieren Sie?)
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Das Spielchen, dass hier quasi im Monatsrhythmus neue 
Vorschläge gemacht werden, die erkennbar keine Aus-
sicht auf eine Mehrheit haben, wollen wir beenden.

(Zuruf des Abg. Reinhard Mixl [AfD])

Zukünftig hat eine vorschlagsberechtigte Fraktion drei-
mal die Möglichkeit, einen Personalvorschlag zu unter-
breiten. Wenn auch der dritte Vorschlag keine Mehrheit 
findet, dann ist ein Personalvorschlag nur noch möglich, 
wenn er von einem Viertel der Abgeordneten unterstützt 
wird.

(Dr. Christoph Birghan [AfD]: Sehr demokra-
tisch!)

Ich finde, das ist eine ganz wichtige Maßnahme, um zu 
verhindern, dass hier parteipolitische Spielchen getrieben 
werden.

Ein Stück weit machen wir mit dieser Reform jetzt 
schon – da können wir gerne in den Beratungen auch 
noch anknüpfen – auch etwas für das Thema Familien-
freundlichkeit. Denn wir finden, wir müssen auch das 
berücksichtigen. Wir werden deshalb den Katalog, 
wann namentliche Abstimmungen ausgeschlossen sind, 
erweitern. Und lassen Sie uns gerne auch darüber beraten, 
ob kein Abzug von der Kostenpauschale, wenn man fehlt 
oder an einer namentlichen Abstimmung nicht teilnimmt, 
nur bei Krankheit eines Kindes gelten soll – wie es heute 
der Fall ist – oder auch dann, wenn keine Betreuungs-
möglichkeit geben ist, gerade in den Abendstunden, aber 
eine Abstimmung kurzfristig anberaumt wurde. Auch 
darüber wollen wir reden. Wir müssen das Thema Fami-
lienfreundlichkeit im Bundestag höher hängen, liebe Kol-
leginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Abg. Donata Vogtschmidt 
[Die Linke])

Wir tun auch etwas für unsere eigene Sitzungsdis-
ziplin. Und zwar kann sich heute ein Abgeordneter von 
einer namentlichen Abstimmung sehr leicht durch ein 
einfaches Beurlaubungsschreiben beurlauben lassen und 
hat damit keine Abzüge von seiner Kostenpauschale. 
Auch das wollen wir beenden. Wir finden: Wer an einer 
namentlichen Abstimmung nicht teilnimmt, der muss zu-
künftig einen doppelt so hohen Abzug von der Kosten-
pauschale bekommen, nämlich 200 Euro statt heute 
100 Euro.

Wir erhöhen auch den Abzug von der Kostenpauschale 
bei der Nichtteilnahme an Sitzungstagen. Wer unent-
schuldigt an einem Sitzungstag fehlt, der wird zukünftig 
nicht nur 200 Euro wie bisher, sondern 300 Euro Abzug 
bekommen. Wer sich etwa wegen eines Wahlkreistermins 
entschuldigt und nicht hier in Berlin an der Sitzung teil-
nimmt, der bekommt auch einen doppelt so hohen Abzug, 
nämlich 200 Euro statt bisher 100 Euro.

Um es ganz klar noch mal zusammenzufassen, weil es 
in den Vorberatungen sehr intensiv diskutiert wurde: Wer 
krank ist und sich mit einem ärztlichen Attest entschul-
digt, der bekommt nur einen Abzug von 20 Euro. Wer im 

Mutterschutz ist oder an einer von der Präsidentin geneh-
migten Delegationsreise teilnimmt, der bekommt gar kei-
nen Abzug. Und das ist auch richtig so.

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind ge-
wählt, und wir haben die Pflicht, unsere Arbeit hier im 
Parlament zu machen. Deswegen sollten all diejenigen, 
die hier nicht teilnehmen können, einen finanziellen Ab-
zug bekommen. Ich finde, das ist wichtig. Wir sind ge-
wählt, verdienen viel Geld, und dann haben wir auch die 
Pflicht, hier unsere Arbeit zu machen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zum Schluss will ich 
mich ganz herzlich bei allen bedanken, die an diesen 
Beratungen teilgenommen haben, insbesondere bei unse-
ren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Wir haben über 
dreieinhalb Jahre hieran gearbeitet. Gestatten Sie mir im 
letzten Satz noch, den Kollegen Stephan Thomae von der 
FDP, Filiz Polat von den Grünen und Verkehrsminister 
Patrick Schnieder ganz herzlich zu danken. Sie haben 
wesentlich zu dieser Reform beigetragen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – 
Stephan Brandner [AfD]: Kollege Thomae ist 
gar nicht mehr da!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Ich erteile dem Abgeordneten Adam Balten die Mög-

lichkeit zu einer Kurzintervention.

Adam Balten (AfD):
Herr Fechner, erst mal vielen Dank, dass Sie meine 

Frage nicht zugelassen haben, so haben wir die Möglich-
keit zu einer Kurzintervention bekommen. Diese wunder-
schöne parlamentarische Möglichkeit ist mit den jetzigen 
Regeln noch konform und steht uns zu.

Sie haben ja ganz viel über „Hass und Hetze“ geredet. 
„Hass und Hetze“ – das hört man ja von allen Seiten, 
besonders wenn die CDU mit der Antifa und gerne 
auch mit den Jusos und anderen Verbänden gegen uns 
demonstriert und uns als Nazis diffamiert, uns beleidigt 
usw. usf. Mich würde sehr interessieren: Was genau ist 
denn dieses „Hass und Hetze“? Ich habe mittlerweile 
keine Rechtssicherheit mehr. Ich bin mir nicht mehr si-
cher, was ich überhaupt sagen darf und was ich nicht 
sagen darf.

(Widerspruch bei der Linken sowie bei Abge-
ordneten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und der SPD)

Ich würde mich sehr darüber freuen, wenn es eine zen-
trale Stelle geben würde, –

(Zurufe von der SPD und der Linken)

Präsidentin Julia Klöckner:
Das Wort zur Kurzintervention hat jetzt der Abgeord-

nete. Danach gibt es die Chance, zu antworten.
(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
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Adam Balten (AfD):
– vielleicht schaffen Sie demnächst noch eine – eine 

Art Wortministerium, wo ich nachfragen kann, welche 
Wörter noch konform sind. Darf ich zum Beispiel 
„Flüchtlinge“, „Migranten“, „Ausländer“, „Neubürger“, 
„Ankommende“ sagen? Also, welche Wörter sind denn 
erlaubt?

Präsidentin Julia Klöckner:
Bitte keine Aufzählungen. Ihre Frage.

Adam Balten (AfD):
Ich würde sehr gerne wissen: Wo kann ich denn nach-

sehen, was genau als „Hass und Hetze“ definiert wird? 
Außer das, was wir bereits kennen.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön. – Es ist angekommen.

Adam Balten (AfD):
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Bitte, Herr Dr. Fechner, Sie haben die Chance, zu ant-

worten.

Dr. Johannes Fechner (SPD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Dass die AfD-Frak-

tion keine Orientierung hat, wie man sich benimmt, ist 
klar und wird einmal mehr in Ihrer Frage deutlich.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Linken – 
Zuruf von der AfD: Hetze!)

Es wäre schon viel gewonnen, wenn Sie sich an die Vor-
schriften des Strafgesetzbuches halten. Schönen Gruß 
auch an Herrn Krah. Man lässt sich nicht bestechen, 
man beleidigt und verleumdet keine anderen Leute. So 
einfach ist es.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Linken – 
Reinhard Mixl [AfD]: Vorverurteilungen! Das 
ist ja interessant! Schwach! Schwächer! Am 
schwächsten SPD! – Dr. Christoph Birghan 
[AfD]: Und wo war „Hass und Hetze“ erklärt?)

Präsidentin Julia Klöckner:
Ich will den Hinweis geben, unabhängig davon, wen es 

betrifft, dass wir hier im Parlament keine Vorverurtei-
lungen treffen, wenn es strafrechtliche Untersuchungen 
gibt.

(Beifall bei der AfD)

Ich darf nun das Wort der Abgeordneten Dr. Irene 
Mihalic für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erteilen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Irene Mihalic (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! 

Liebe Kollegen! Es sollte eine große Reform der Ge-
schäftsordnung werden. Aber da waren wir mit dem Vor-
schlag, den wir noch als Ampel in der vergangenen Wahl-
periode gemacht haben, deutlich ambitionierter. Es ist 
schade, dass Sie sich mit Ihrem Reformvorschlag nicht 
auf die Herausforderungen unserer Zeit einstellen. Wir 
finden zum Beispiel – und das kam jetzt gerade noch 
einmal sehr gut zum Ausdruck –, dass der Umgang mit-
einander hier im Parlament die Visitenkarte des Hohen 
Hauses ist und deshalb auch ein wichtiges Anliegen sein 
sollte. Das gilt vor allem auch für die Debattenkultur.

Das, was Sie regeln, ist ja größtenteils unstrittig oder 
okay. Zwischenfragen und Kurzinterventionen bei Ak-
tuellen Stunden – das finden wir ganz wunderbar. Aus-
drückliche Verfahrensregeln zur Abwahl von Vizeprä-
sidentinnen und -präsidenten, Ausschussvorsitzenden, 
Schriftführerinnen und Schriftführern – es ist sehr gut, 
dass es da bald Klarheit gibt. Die Änderung des Abge-
ordnetengesetzes mit den schärferen Regeln und höheren 
Geldabzügen bei Abwesenheiten, auch das finden wir 
gut. Auch dass Ausschussvorsitzende die Möglichkeit 
bekommen sollen, Ordnungsmaßnahmen zu ergreifen, 
ist eine gute und wichtige Sache, auf die wir selber lange 
gedrungen haben.

Aber mit alldem gehen Sie noch nicht genug auf den 
veränderten parlamentarischen Alltag, auf die veränderte 
Debattenkultur hier im Hause ein, wie ich sie – und ich 
glaube, viele andere von uns auch – seit 2017 erlebe. 
Denn seitdem gibt es hier eine Fraktion, für die Artikel 3 
des Grundgesetzes praktisch nicht existent ist.

(Stephan Brandner [AfD]: Stimmt! Wir wer-
den von Ihnen ungleich behandelt! Da haben 
Sie recht!)

Für diese Fraktion, die Fraktion der AfD, ist unvor-
stellbar, dass alle Menschen vor dem Gesetz gleich sind. 
Für diese Fraktion ist unvorstellbar, dass Männer und 
Frauen nicht nur gleichberechtigt sind, sondern der Staat 
die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung 
von Frauen und Männern fördert und auf die Beseitigung 
bestehender Nachteile hinwirkt. Und für die AfD wäre es 
ein harter Bruch mit ihrem Politikmodell, wenn sie in der 
Praxis niemanden wegen seines Geschlechts, seiner Ab-
stammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat 
und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen und po-
litischen Anschauungen benachteiligen oder bevorzugen 
würde, meine Damen und Herren.

(Dr. Christoph Birghan [AfD]: Sie benachtei-
ligen uns dauernd!)

Die AfD ist die düstere Gegenerzählung zum Grund-
gesetz, und wir dürfen es nicht länger hinnehmen, dass 
entsprechende Redebeiträge hier im Deutschen Bundes-
tag zur Normalität gehören, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken)

Das können Sie ordnungsrechtlich regeln, das finde ich 
auch ausdrücklich gut. Aber das reicht nicht aus. Deswe-
gen verstehe ich nicht, warum Sie die Prinzipien aus 
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Artikel 3 des Grundgesetzes, die ich hier gerade alle vor-
getragen habe, nicht als Grundregel für parlamentarische 
Debatten in der Geschäftsordnung verankern. Das wäre 
aus meiner Sicht ein ganz wichtiges Signal, nicht nur 
nach außen, sondern auch nach innen. Liebe Kolleginnen 
und Kollegen von der Koalition, ich will Ihnen da auch 
gerne die Angst nehmen: Das Grundgesetz gab es schon, 
bevor rechte Blasen angefangen haben, alles, was da drin-
steht, als „woke“ zu bezeichnen. Sie dürfen zu den Prin-
zipien des Grundgesetzes ausnahmslos stehen, meine Da-
men und Herren.

(Stephan Brandner [AfD]: Das tun nur wir!)
Abschließend, sehr geehrte Frau Präsidentin, möchte 

ich Sie darauf hinweisen, dass Sie, Frau Präsidentin, im 
vorliegenden Vorschlag zur GO-Reform gar nicht vor-
kommen, anders als Ihre männlichen Vorgänger. Und 
ich denke, es sollte der Koalition wirklich sehr leicht-
fallen, das noch zu ändern und somit auch Bundestags-
präsidentinnen in der Geschäftsordnung zu erwähnen.

(Stephan Brandner [AfD]: Das ist ganz ent-
scheidend! – Dr. Götz Frömming [AfD]: Nur 
zwei Geschlechter? Das ist ganz schön we-
nig!])

Ich hoffe, es wird noch viele geben.
(Stephan Brandner [AfD]: Sie haben Minder-

wertigkeitskomplexe! Kann das sein?)
Sehr geehrte Damen und Herren, wir als Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen werden die weitere Beratung 
der GO-Reform und des Abgeordnetengesetzes konstruk-
tiv begleiten. Wir sind im Gespräch, unsere Änderungs-
vorschläge kennen Sie bereits. Lassen Sie uns die Gele-
genheit nutzen, aus dem Reförmchen eine echte Reform 
zu machen und der demokratischen Debattenkultur in 
diesen Zeiten einen guten und würdigen Rahmen zu ge-
ben.

Ganz herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Die Linke hat nun Frau Abgeordnete 

Ina Latendorf das Wort.
(Beifall bei der Linken)

Ina Latendorf (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ja, es bedarf einer Anpassung der Geschäfts-
ordnung. Das Parlament als Ort der Debatte und Gesetz-
gebung, inklusive angemessener Vertretung der demokra-
tischen Opposition, muss gestärkt werden. Wir Linke 
wollen eine Verbesserung der repräsentativen Möglich-
keiten hier im Parlament. Aber ist diese Vorlage wirklich 
eine Verbesserung? Ich sage, nein. Und ganz ehrlich, in 
der letzten Wahlperiode waren wir doch schon weiter.

Wir erleben eine Heuchelei der Union, die tatsächlich 
zum Himmel schreit.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Och! 
Frau Latendorf!)

Als Oppositionspartei noch als Löwe gesprungen, die 
demokratische Praxis des Parlaments stärken zu wollen, 
und als Regierungsfraktion als Papiertiger gelandet und 
Oppositionsrechte lieber wieder zusammenstreichen. 
Und ehrlich: Das ist herrschaftliche Arroganz. Das ist 
CDU/CSU.

(Beifall bei der Linken)
Wo ist sie geblieben, die Möglichkeit, Kleine Anfragen 

auf die Tagesordnung zu setzen, wenn die Regierung 
nicht fristgerecht antwortet? Wo ist die Stärkung des Pe-
titionsrechts geblieben?

Und wo wir gerade dabei sind: Auch das sozialdemo-
kratische Gewissen scheint sich mit der Nähe zur Union 
zunehmend aufzulösen – sozialdemokratischer Schlend-
rian. Nichts mehr ist zu hören und zu lesen von den 
Rechten Abgeordneter nationalen Minderheiten. Wir for-
dern – und nicht erst jetzt – größtmögliche Transparenz in 
der Geschäftsordnung selbst und natürlich hier in der 
parlamentarischen Praxis. Die Rechte der demokrati-
schen Opposition sind zu stärken, zum Beispiel bei der 
Redezeit in den Ausschüssen. Das Gegenteil schlagen Sie 
vor. Wir brauchen im Bundestag mehr statt weniger 
Transparenz. Die Kuppel dieses Hohen Hauses ist nicht 
ohne Grund aus Glas. Und wir als Linke sind dafür, dass 
Ausschüsse grundsätzlich öffentlich tagen.

(Beifall bei der Linken – Zuruf von der 
LINKEN: Sehr richtig! Ganz meiner Mei-
nung!)

Es gibt noch mehr Kritikpunkte. Die zeitliche Ver-
schiebung der Regierungsbefragung in den Nachmittag 
verschiebt das Plenum in die Nachtstunden.

(Stephan Brandner [AfD]: Wie war das in der 
Volkskammer?)

Die Begründung, dass viele Abgeordnete in mehreren 
Ausschüssen seien, ist einfach lächerlich. Fragen Sie 
doch mal bitte bei der Opposition nach, wie deren 
MdBs in mehreren Ausschüssen und im Plenum präsent 
sein können, ohne Hundertschaften von MdBs.

(Beifall bei der Linken)
Entscheidend ist, ob die neue Geschäftsordnung der 

Debattenkultur dient oder nicht. Es geht um die Neufas-
sung des § 33 Absatz 3 der Geschäftsordnung. Demokra-
tie bedeutet Widerspruch. Und Demokratie bedeutet, Wi-
derspruch auch auszuhalten, aber nicht um seiner selbst 
oder der politischen Verführung willen, sondern nur 
dann, wenn er mit Respekt und Achtung vorgetragen 
wird. Dies heute zu betonen, ist angesichts der verächt-
lichen und würdelosen Vorträge der AfD-Fraktion leider 
nötig. Man wird Mittel und Wege finden müssen, jedwe-
den menschenverachtenden und undemokratischen Inhalt 
und Ton in den Redebeiträgen zu sanktionieren. Wir müs-
sen hier noch einiges nacharbeiten.

(Beifall bei der Linken – Zuruf von der AfD: 
Unsinn!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat der Abgeordnete Herr 

Thomas Silberhorn das Wort.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Thomas Silberhorn (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Das Abgeordnetengesetz und unsere Geschäftsordnung 
bilden die Grundlagen unserer parlamentarischen Arbeit. 
Sie haben sich im Großen und Ganzen bewährt. Aber 
gelegentlich ist es eben doch erforderlich, sie zu aktuali-
sieren und an unsere parlamentarische Praxis anzupassen.

Ziel der Reform ist es, den Bundestag als Forum der 
politischen Auseinandersetzung und als Zentrum der Ge-
setzgebung zu stärken. Es geht darum, die Ordnung in 
unseren Debatten zu wahren und die Integrität unseres 
Hauses zu schützen. Zu diesem Zweck präzisieren wir 
Verfahrensregeln und erweitern maßvoll das parlamenta-
rische Ordnungsrecht. In einer Zeit zunehmender An-
griffe auf die parlamentarische Demokratie braucht der 
Bundestag wirksame Mittel, um einen offenen und kon-
struktiven Meinungsaustausch sicherzustellen. Hier darf 
und hier muss in der Sache heftig gestritten werden; aber 
wir müssen dabei fair miteinander umgehen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir erwarten, dass sich alle Abgeordneten an unsere Re-
geln der parlamentarischen Zusammenarbeit halten, und 
wir werden das im Interesse aller auch durchsetzen.

Wir haben in den letzten Jahren immer wieder erlebt, 
wie Plenardebatten oder Ausschusssitzungen gezielt als 
Bühne für politische Provokationen missbraucht werden. 
Deshalb stellen wir sicher, dass das Abgeordnetengesetz 
klare Konsequenzen definiert, wo unsere Regeln verletzt 
werden. Dazu gehören schärfere Sanktionen bei wieder-
holten Verstößen gegen unsere Ordnung wie beispiels-
weise ein Ausschluss aus der Sitzung oder ein Ordnungs-
geld.

Die Höhe des Ordnungsgeldes ist übrigens seit 2011 
unverändert geblieben. Die Entschädigungen für Abge-
ordnete sind seitdem mehrfach erhöht worden, sodass ein 
Ordnungsgeld über die Zeit immer weniger wehtut. Des-
halb verdoppeln wir es jetzt, damit wieder deutlich wird: 
Die Würde und die Ordnung dieses Hauses zu beeinträch-
tigen, ist keine Lappalie.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Mit dieser Reform des Ordnungsrechts geht es nicht 
um eine Bevormundung der Abgeordneten oder Fraktio-
nen, sondern um den Schutz einer respektvollen Debat-
tenkultur. Diese liegt in unser aller Interesse. Jeder Abge-
ordnete trägt eine Mitverantwortung dafür, dass wir hier 
anständig miteinander umgehen. Das Miteinander und 
auch das Gegeneinander müssen von gegenseitigem Res-
pekt getragen sein. Der Bundestag, wir alle, sollte ein 
Vorbild sein für die demokratische Debattenkultur in un-
serem Land, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Ich halte es für richtig, dass wir auch bei der Kürzung 
der Kostenpauschale die Beträge erhöhen, wenn ein Ab-
geordneter nicht an einer Sitzung teilnehmen kann. Ob er 
entschuldigt fehlt oder unentschuldigt, spielt in der Höhe 

eine Rolle, aber nicht in der Sache. Es ist angemessen, 
dass wir diese Beträge auch hier nach vielen Jahren er-
höhen.

Bei der Kürzung der Kostenpauschale wegen Nicht-
teilnahme an einer namentlichen Abstimmung hat der 
Kollege Dr. Fechner schon angedeutet, dass wir noch-
mals genauer hinschauen wollen. Es gibt dazu eine Fülle 
von Anregungen aus den Fraktionen. Es ist insbesondere 
für Abgeordnete mit kleinen Kindern in der Tat schwie-
rig, an einer Abstimmung teilzunehmen, wenn sie spät 
am Abend stattfindet. Wir haben gelegentlich auch noch 
nach Mitternacht Freitag früh Anträge auf namentliche 
Abstimmung. Da sollten wir noch mal überlegen, ob 
wir das nicht besser und vernünftiger gestalten können. 
Denn, liebe Kolleginnen und Kollegen, Überraschungs-
momente oder physische Erschöpfung sollten nicht das 
Stilmittel bei namentlichen Abstimmungen werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Ich freue mich auf die Debatte im Ausschuss und 
hoffe, dass wir mit den vielen Anregungen, die schon 
da sind, zu noch besseren Lösungen kommen, als wir es 
jetzt in der ersten Lesung vorgeschlagen haben. Insofern 
sind wir offen für alle Anregungen. Ich freue mich auf 
diese Debatte.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die AfD-Fraktion hat nun der Abgeordnete Herr 

Tobias Matthias Peterka das Wort.
(Beifall bei der AfD)

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Frau Präsidentin! Liebe Bürger! Die ehemalige Prä-

sidentin des Bundestages, Frau Bas, hatte sich bekannt-
lich 2024 in einem offenen Brief an das Bundeskanzler-
amt beschwert, dass das parlamentarische Fragerecht zu 
stiefmütterlich und unmotiviert gehandhabt werde. Da 
musste meiner Meinung nach jemand zum Jagen getra-
gen werden. Das sieht bei uns bekanntlich anders aus, 
daher der vorliegende Antrag, auch um einmal Fakten 
zu schaffen.

Weg mit VS-NfD, also der geringsten von vier Ge-
heimhaltungsstufen, aus der Geheimschutzanlage der Ge-
schäftsordnung! „Nur für den Dienstgebrauch“ darf näm-
lich nicht zum Missbrauch werden, sich als Minister oder 
Regierung insgesamt aus der Verantwortung zu stehlen.

(Beifall bei der AfD)
Sie schulden uns als Abgeordneten klare und ausführ-

liche Antworten auf gestellte Fragen. Das wissen Sie 
ganz genau. Da beißt die Maus keinen Faden ab. Und 
ja, natürlich verwenden gerade wir von der AfD die In-
formationen auch sehr gerne zur Information der Bürger, 
und das auch auf böser, unabhängiger Social Media. So 
habe ich, um Sie mal daran zu erinnern, erst nach inten-
sivem Nachbohren damals kleinlaut die Bestätigung er-
halten, dass in Chemnitz gar keine Hetzjagden stattfan-
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den; Sie erinnern sich vielleicht an diese Zeitungsente. 
Durch Verzögerungen, Tarnen, Floskeln hat auch schon 
die Scholz-Regierung explizit bei Fragen zu Migration, 
Klima und Gendern ein Informationskartell errichten 
wollen. Die strafbewehrte Untersagung der Veröffent-
lichung – durch die Einstufung nämlich – ist dann noch 
die doppelte Geißelung einer offenen Demokratie hier im 
Parlament.

Geben Sie sich also einen Ruck, und lassen Sie jetzt die 
rein logisch auch nicht zu begründende niedrigste von 
vier Geheimhaltungsstufen fallen! Wirklicher Schutz für 
die Sicherheit und Interessen unseres Landes sind durch 
die Einstufungen auf „Streng geheim“, „Geheim“ oder 
„Vertraulich“ erreichbar, wobei Sie natürlich Ihre Interes-
sen meinen, wenn Sie von Deutschlands Interessen spre-
chen. Auch diesen Trick durchschauen immer mehr Bür-
ger.

(Michael Thews [SPD]: Wir stehen zu unserem 
Land! Sie auch?)

Zeigen Sie wenigstens hier, dass Sie ein bisschen dazuge-
lernt haben!

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Abschließend zu diesem Tagesordnungspunkt hat nun 

der fraktionslose Abgeordnete Herr Stefan Seidler das 
Wort.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)

Stefan Seidler (fraktionslos):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Moin, liebe Kolle-

ginnen und Kollegen! Ich begrüße ausdrücklich das Vor-
haben, die Grundlage unserer parlamentarischen Arbeit 
neu zu fassen. Diese Reform ist eine große Chance; denn 
die parlamentarische Praxis hat sich seit den 80er-Jahren 
weiterentwickelt. Und das ist jahrzehntelang ohne eine 
Vertretung von Parteien nationaler Minderheiten hier im 
Deutschen Bundestag geschehen. Es ist daher kaum ver-
wunderlich, dass die bisherigen Regelungen diese beson-
dere Situation nicht berücksichtigen.

In dieser Wahlperiode ist zum zweiten Mal in Folge 
eine Partei nationaler Minderheiten im Deutschen Bun-
destag vertreten. Für solche Abgeordnete gilt grundsätz-
lich: Sie haben nicht den gleichen Zugang zu parlamen-
tarischen Mitwirkungsmöglichkeiten. Denn anders als 
Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, kann ich mich laut 
geltenden Regelungen nicht einfach ohne die Zustim-
mung einer Mehrheit dieses Hauses einer Ihrer Fraktio-
nen anschließen. Denn meine Partei, der SSW, steht in 
Schleswig-Holstein im politischen Wettbewerb mit Ihren 
Parteien. Im Unterschied zu anderen Parteien kann die 
Fraktionsstärke auch nicht durch Wahlerfolge erreicht 
werden. Solche Wahlerfolge sind für uns rechnerisch 
schlicht nicht möglich.

Dieses Problem adressiert der vorliegende Entwurf 
nicht, und deshalb sehe ich Verbesserungspotenzial. Ich 
stimme mit der demokratischen Mehrheit dieses Hauses 
überein:

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])
Unsere Geschäftsordnung muss sicherstellen, dass die 
Vielfalt unseres Landes auch in der Parlamentsarbeit 
sichtbar wird. Es würde mich freuen, wenn es uns im 
parlamentarischen Verfahren gelingen würde, dass Par-
teien nationaler Minderheiten im Deutschen Bundestag 
eine angemessene Berücksichtigung in der Geschäftsord-
nung fänden.

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN und des Abg. Dr. Hendrik 
Hoppenstedt [CDU/CSU])

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön.
Wir kommen jetzt zu den Überweisungen. Interfraktio-

nell wird die Überweisung der Vorlagen auf den Druck-
sachen 21/1538, 21/1539 sowie 21/1555 bis 21/1564 an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vor-
geschlagen. Sind Sie damit einverstanden? – Das ist er-
kennbar der Fall. Dann sind diese Überweisungen so be-
schlossen.

Ich rufe nun auf die Tagesordnungspunkte 28a bis 28c 
sowie den Zusatzpunkt 19: 

28 a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Julia Verlinden, Lisa Badum, Felix 
Banaszak, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Gasbohrungen in Deutschland beenden – 
Energiewende konsequent weiterführen
Drucksache 21/836
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit 
Ausschuss für Tourismus

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Verkehrsausschusses (15. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Swantje Henrike Michaelsen, Julian Joswig, 
Dr. Jan-Niclas Gesenhues, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 
Am Verbrenner-Aus ab dem Jahr 2035 
festhalten – Verlässlichkeit für Verbrau-
cher, Klima und Wirtschaft

Drucksachen 21/786, 21/1593
c) Zweite und dritte Beratung des von den Abge-

ordneten Dr. Jan-Niclas Gesenhues, Swantje 
Henrike Michaelsen, Karl Bär, weiteren Ab-
geordneten und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN eingebrachten Entwurfs eines 
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Gesetzes zur Änderung des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes und weiterer Vor-
schriften 

Drucksache 21/777

Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Umwelt, Klimaschutz, Natur-
schutz und nukleare Sicherheit (16. Aus-
schuss)

Drucksache 21/1592

ZP 19 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Umwelt, Klimaschutz, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit (16. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Abgeordneten Steffi 
Lemke, Dr. Jan-Niclas Gesenhues, Julia Schnei-
der, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Frühjahrsdürre und Hitzeprognosen ernst 
nehmen – Jetzt entschlossen handeln

Drucksachen 21/351, 21/1586

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache. Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen hat Frau Abgeordnete Dr. Julia 
Verlinden das Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Das 

Frühjahr war trocken in Deutschland. Der Dürremonitor 
stand in vielen Regionen auf Tiefrot. Wir von Bünd-
nis 90/Die Grünen haben die Regierung im Juni aufgefor-
dert, diese Situation ernst zu nehmen und zwei Dinge zu 
tun: Erstens soll sie eine wirksame Klimaschutzpolitik 
betreiben und zweitens die Menschen vor den Auswir-
kungen der Klimakrise schützen, also vor Starkregen, 
Hochwasser, Hitze, Trockenheit, Ernteausfällen oder 
Waldbränden. Dieser Antrag steht heute zur Abstim-
mung, und an Aktualität haben unsere Forderungen nicht 
verloren – im Gegenteil.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ich habe zum Beispiel im Sommer einen Landwirt im 

Landkreis Lüchow-Dannenberg besucht. Er hat mir ge-
zeigt, wie die Versteppung der Ackerflächen voranschrei-
tet und welche Sorgen er sich deswegen macht. Und er ist 
nicht der Einzige: Vor wenigen Tagen mussten die Men-
schen im Westen von Nordrhein-Westfalen extremen 
Starkregen über Stunden hinweg erleiden und um ihr 
Hab und Gut bangen. Das zeigt: Klimaschutz ist Men-
schenschutz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Deswegen muss das wichtige Aktionsprogramm Natürli-
cher Klimaschutz ausgeweitet werden; denn damit ma-
chen wir uns die Natur zum Verbündeten, um uns vor 
Extremwetter zu schützen.

Aber aktuelle Forderungen von CDU/CSU sind ja ge-
nau das Gegenteil davon. Anstatt Klima und Menschen 
zu schützen, wollen Sie noch länger und noch mehr 
Benzin und Diesel verbrennen und damit unseren Plane-
ten aufheizen. Sie verweigern der Industrie Planungs- 
und Investitionssicherheit. Doch spätestens 2035 muss 
Schluss sein mit dem Verkauf von rußenden und lärmen-
den Verbrennerautos; darum geht es in unserem zweiten 
Antrag heute. Damit sichern wir Wettbewerbsfähigkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Für uns Grüne ist klar: Die Zukunft der Mobilität ist 
vielfältig. Menschen werden mit Bahn, Fahrrad, Bus oder 
zu Fuß unterwegs sein. Und wenn sie ein Auto nutzen, 
dann wird es elektrisch sein. Auch wenn der Wurstesser 
aus Bayern es nicht wahrhaben möchte: Wenn die deut-
sche Automobilwirtschaft 2035 noch immer auf den Ver-
kauf von Verbrennern angewiesen sein sollte, dann wäre 
das ihr Ende.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Nun zu unserem dritten Antrag, den wir heute auf die 
Tagesordnung gesetzt haben. Wir fordern den Ausstieg 
aus dem fossilen Erdgas. Nur so schützen wir wirksam 
unser Meer, unser Grundwasser und die Menschen. Raus 
aus dem Gas, rein in die Energieunabhängigkeit – das ist 
auch wichtig für unsere Sicherheit; denn wir wollen uns 
nicht erpressen lassen, weder von Trump noch von Putin. 
Gas ist teuer und dreckig. Die erneuerbaren Energien sind 
günstig und sauber.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir Grüne fordern deswegen, dass gar keine neuen Öl- 
und Gasbohrungen mehr erlaubt werden und dass beste-
hende Gasförderprojekte bis spätestens 2030 beendet 
werden müssen; denn sie verschmutzen unsere Umwelt, 
gefährden die Gesundheit der Anwohner/-innen, und sie 
zerstören das Klima.

Die Bundesregierung aber öffnet der Gaslobby jede 
Tür. Sie schließt fossile Abkommen mit den Niederlan-
den und Donald Trump. Sie zementieren mit dem Zoll- 
Deal zwischen der EU und den USA fossile Abhängig-
keiten. Sie setzen unser Wattenmeer, unser Weltnaturerbe 
aufs Spiel. Sie von der Bundesregierung, Sie machen 
Gaspolitik statt Klimapolitik. Aber Ihrer Gaspolitik ha-
ben sich am Wochenende viele Menschen auf der Insel 
Borkum in den Weg gestellt: Inselbewohner/-innen, Ur-
lauber/-innen und junge Menschen von Fridays for Futu-
re. Und sie haben unsere Solidarität, genauso wie der 
Klimastreik am Samstag, den 20. September, wenn es 
heißt: „Exit Gas“.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun Frau Abgeordnete 

Dr. Saskia Ludwig das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Dr. Saskia Ludwig (CDU/CSU):
Herzlichen Dank. – Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Meine Damen und Herren! Raus aus dem Gas, rein in 
die Unabhängigkeit! – Lassen Sie uns zuerst die Lage 
nüchtern betrachten: 2018 lag der Primärenergiever-
brauch Deutschlands bei rund 3 600 Terawattstunden. 
Davon stammten rund 30 Prozent aus heimischer Produk-
tion. 2024 verbrauchten wir rund 2 925 Terawattstunden, 
also weniger, und erzeugten davon 938 Terawattstunden 
im Inland, etwa 32 Prozent. Nun muss man kein mathe-
matisches Genie sein, um festzustellen, dass wir die hei-
mische Energieproduktion seit 2018 absolut betrachtet 
um gut 13 Prozent gesenkt haben. Der Importanteil und 
damit die Abhängigkeit bleiben gleich groß. 2024 waren 
wir zudem Nettostromimporteur.

Zwei strukturelle Weichenstellungen verschärfen die 
Aufgabe, die Versorgungssicherheit zu gewährleisten. 
Das ist der Atomausstieg, der am 15. April 2023 abge-
schlossen war, und natürlich auch die Kohleverstromung, 
die in den nächsten fünf Jahren kaum noch zu bezahlen 
sein wird, wenn wir an der CO2-Preissteigerung so fest-
halten. Die Kohle macht nach wie vor 15 Prozent unseres 
Primärenergiebedarfes aus.

Vor diesem Befund sieht nun der Antrag der Grünen 
vor, neue Öl- und Gasbohrungen zu untersagen und lau-
fende Projekte bis 2030 zu beenden. Das wäre ein gene-
relles Genehmigungsverbot für weitere Gasförderung in 
Deutschland.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ganz genau! Richtig!)

– Ja. – Gleichzeitig decken wir aber nur rund 5 Prozent 
unseres Erdgasbedarfes aus heimischer Förderung – und 
Sie reden von Unabhängigkeit –, der Rest kommt über 
Importe mit allen Preis- und geopolitischen Risiken.

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Erneuerbare!)

Genau deshalb warnt die Bundesnetzagentur in ihrem 
aktuellen Versorgungssicherheitsmonitoring davor, dass 
wir, wenn wir nicht schnell handeln, ein Problem mit 
der Versorgungssicherheit haben werden. Wir brauchen 
bis 2035 zusätzliche, steuerbare Kapazitäten.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Das wusste sogar 
Robert Habeck!)

Je nach Szenario sind neue Gaskraftwerke in erheblichem 
Umfang erforderlich. Gas bleibt also unsere energiepoli-
tische Lebensversicherung, solange es keinen neuen 
Kompromiss zur Kernkraft gibt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Dr. Julia Verlinden [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist doch 
Quatsch!)

Es gibt handfeste Projekte wie das grenzüberschrei-
tende Nordseeprojekt N05-A der Niederlande, übrigens 
mit deutschem Anteil, das in Zukunft 16 Prozent des 
jährlichen deutschen Gasverbrauchs ausmachen würde. 
Das Projekt steht selbstverständlich unter Umwelt- und 
Wattenmeerschutzauflagen. Das wollen wir wieder absa-
gen? Unsere Nachbarn in Polen treiben Offshore-Gasför-
derung voran und meldeten im Juli 2025, dass sie ein 

neues, großes Feld gefunden haben. Das würde die Ver-
sorgungssouveränität stärken, und wir müssen überlegen, 
wie wir als Deutschland damit umgehen.

Was folgt daraus?
Erstens. Energiesouveränität verlangt Realismus. Wir 

brauchen gesicherte flexible Leistung.
Zweitens. Ein pauschales Bohrverbot nimmt uns Op-

tionen und erhöht die Importabhängigkeit.
Drittens. Heimische Förderung, geologisch und öko-

logisch vertretbar, ist kein Rückschritt, sondern Risiko-
diversifizierung unter strengen Standards. Das gilt ins-
besondere für Offshore-Projekte.

Meine Damen und Herren, wir schulden unseren Bür-
gern und Unternehmen Versorgungssicherheit und be-
zahlbare Energie

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Und unseren Kindern eine 
Zukunft!)

und unserer Industrie Planbarkeit. Wer alle heimischen 
Öl- und Gasprojekte per Federstrich ausschließen will, 
handelt ideologisch und nicht strategisch.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nee, Sie handeln ideologisch!)

Wir lehnen den Antrag ab.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der AfD hat nun Herr Abgeordneter 

Marc Bernhard das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Marc Bernhard (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Sie wol-

len die viertgrößte Industrienation der Welt allein mit 
Zufallsenergien wie Wind und Sonne betreiben. Das ist 
Wahnsinn.

(Beifall bei der AfD)

Sie, die Grünen, haben die CO2-freie Kernkraft abge-
schaltet. Sie haben das Rückgrat unserer sicheren Ener-
gieversorgung gekappt. Genau deshalb brauchen wir jetzt 
diese gigantischen Mengen Gas. 71 neue Gaskraftwerke 
müssen gebaut werden. 71 Kraftwerke, 60 Milliarden 
Euro – bezahlt von den Bürgern und Betrieben.

Sie verteufeln Fracking in Deutschland. Sie erklären es 
zum Tabu, verbieten jede Diskussion darüber. Aber wenn 
dasselbe Fracking in den USA betrieben wird, dann ist es 
für Sie plötzlich kein Problem. Dann wird das Gas in 
riesigen Mengen eingekauft, über Tausende Kilometer 
mit Schweröltankern herangeschafft und Deutschland ab-
hängig gemacht. Die Wahrheit ist: Ohne Ihre völlig irr-
sinnige Politik bräuchten wir dieses Gas überhaupt nicht. 
Mit Kernenergie wäre die Versorgung problemlos gesi-
chert,

(Beifall bei der AfD – Zurufe von der SPD)
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ganz ohne massive Umweltzerstörung. Ihre grüne Klima-
hysterie zerstört die Umwelt und Hunderttausende Ar-
beitsplätze. Was Sie hier heute mit Ihrem Antrag ver-
anstalten, ist nichts als pure Heuchelei.

(Beifall bei der AfD – Jakob Blankenburg 
[SPD]: Damit kennen Sie sich ja aus!)

Mit dem Verbrenner-Aus ab 2035 machen Sie einfach 
weiter so. In Stuttgart, Wolfsburg, Ingolstadt, Sindelfin-
gen, Mannheim, Neckarsulm, Rastatt usw. sind durch Sie 
Hunderttausende Arbeitsplätze bedroht. Mahle streicht 
600 Stellen, Schaeffler 2 800, Ford 3 000, Daimler Truck 
5 000, Bosch 5 000, Audi 7 500, ZF 14 000, VW 35 000. 
Und das ist nur die Spitze des Eisbergs.

Daimler verlagert für viele Hundert Millionen Euro 
seine Motorenproduktion nach China, nicht weil sie in 
Zukunft keine Verbrenner mehr bauen wollen, sondern 
weil sie es in Deutschland bald nicht mehr dürfen.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: So 
ein Quatsch!)

Das sind keine Einzelfälle, das ist eine Lawine. 60 Prozent 
der Arbeitsplätze in der Automobilindustrie werden 
durch Sie bis 2035 vernichtet werden, wenn Sie bei 
dem Verbrennerverbot bleiben.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie haben ja gar keine Ahnung!)

Lassen Sie mich eines ganz klar sagen: Auch Sie in der 
CDU/CSU haben daran eine direkte Schuld.

(Stephan Brandner [AfD]: Sehr groß!)
Sie geben sich als Retter, als ob Sie das Verbrennerverbot 
zurücknehmen wollten. Doch in Brüssel haben Sie genau 
das Gegenteil getan: Sie haben dem Aus zugestimmt, Sie 
haben die deutsche Automobilindustrie geopfert. Sie las-
sen die Menschen im Stich und verbreiten wissentlich 
falsche Hoffnungen.

(Beifall bei der AfD)
Der Bundeskanzler täuscht die Bürger bei seinem si-

cherlich folgenlosen Autogipfel, und auch der Brandbrief 
des CDU-Spitzenkandidaten im Autoland Baden-Würt-
temberg ist nichts als Show mit leeren Versprechungen. 
Hören Sie auf, die Menschen zu belügen! Wenn Sie es 
wirklich ernst meinen, dann handeln Sie endlich!

(Beifall bei der AfD)
Die Menschen werden von Inflation zerrieben und sind 

von Arbeitsplatzverlust und sozialem Abstieg verängs-
tigt, und das alles wegen Ihrer grünen Wahnvorstel- 
lungen, die Millionen von Menschen real bedrohen. Die 
Verursacher Habeck und Baerbock sind vor der Verant-
wortung geflohen, verhöhnen mit ihren Videos die Wäh-
ler und genießen auf Kosten von uns Steuerzahlern das 
süße Leben in Berkeley und New York.

(Zuruf der Abg. Swantje Henrike Michaelsen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Eine AfD-Regierung wird Schluss machen mit dieser 
Politik. Wir sagen Ja zum Verbrenner, Ja zur Kernkraft, Ja 
zu Arbeitsplätzen, Ja zum Wohlstand,

(Zuruf des Abg. Felix Banaszak [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Ja zu unserer Zukunft und Ja zu Deutschland.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Die Linke hat nun Frau Abgeordnete 

Dunja Kreiser das Wort. Bitte sehr.

(Beifall bei der SPD – Zurufe von der SPD: 
SPD!)

Entschuldigung, ich habe gerade „Die Linke“ gesagt. Es 
ist die SPD. Das war ein Fehler. Ich bin in der Rednerliste 
eine Zeile zu tief gerutscht.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Freud’scher Ver-
sprecher!)

Die Linke ist danach dran.

Dunja Kreiser (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herzlichen Dank, ich 

hätte noch die Korrektur gemacht, aber die hat ja statt-
gefunden.

Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Jedes Jahr diskutieren wir hier über die 
Komplexität und die Herausforderungen des Klimawan-
dels. Jetzt kommt der Antrag zu den Gasbohrungen in 
Deutschland bzw. vor Borkum. Wir diskutieren die Ab-
kehr von den fossilen Energien, was ja auch richtig ist, 
gerade in Bezug auf den Verkehr. Natürlich drängen bei 
diesem Thema, das wir jetzt besprechen, auch die He-
rausforderungen durch Wasser und Dürre.

Lassen Sie mich aber zuerst auf die Bohrungen vor 
Borkum eingehen. Es ist eine Tatsache: Deutschland ist 
heute noch auf Erdgas angewiesen. – Das ist nicht schön, 
aber Fakt. Wir brauchen es in der Industrie, wir brauchen 
es in der Energieversorgung. Und während wir diese Ab-
hängigkeit Schritt für Schritt abbauen, exportieren wir 
immer noch Gas, beispielsweise über Pipelines.

Doch wir sehen gleichzeitig die Risiken: geopolitische 
Spannungen, Sabotageakte, die Verwundbarkeit dieser 
Infrastruktur. Genau deshalb setzen wir uns dafür ein, 
dass unsere Unabhängigkeit wächst – selbstverständlich 
durch den Ausbau erneuerbarer Energien, aber auch 
durch eigene Förderung, wie zum Beispiel in Niedersach-
sen. 98 Prozent der Gasbohrungen in Deutschland finden 
dort, vor Borkum, an der deutsch-niederländischen 
Grenze statt. Die Plattform steht auf der niederländischen 
Seite.

Wir dürfen uns aber nichts vormachen: Gasbohrungen 
sind nie gut. – Die Nordsee ist ohne Frage ein hochsen-
sibler Naturraum. Sollte es hier zu Komplikationen kom-
men, dann müssen selbstverständlich alle notwendigen 
Ausgleichsmaßnahmen ergriffen werden und, wenn nö-
tig, auch ein Stopp der Bohrungen erfolgen. Das hat auch 
der niedersächsische Ministerpräsident Olaf Lies deutlich 
gemacht.

Ich bin Bundesminister Carsten Schneider sehr dank-
bar,
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(Zuruf des Abg. Harald Ebner [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

dass er vor wenigen Tagen ein Gesetz auf den Weg ge-
bracht hat, das Öl- und Gasbohrungen dank unseres Mee-
resschutzes ausschließt. Das ist ein sehr guter, ein not-
wendiger und ein dringender Schritt. Unsere Ziele 
bleiben klar: Wir wollen weg von der fossilen Energie, 
wir wollen hin zu den Erneuerbaren.

(Beifall bei der SPD)
Das gilt selbstverständlich auch für den Verkehrssek-

tor. Hier ist das Ziel gesetzt: das Ende des Verbrenners – 
in der Zulassung wohlgemerkt. Keiner und keinem wird 
das Auto mit Verbrennermotor 2035 genommen. Es wird 
aber eben keine Zulassungen mehr geben, und das ist 
auch richtig so.

Ich denke, wir werden in den nächsten Tagen und 
Wochen eine gewisse Flexibilisierung zum Verbrenner- 
Aus diskutieren. Es ist aber so, dass wir tatsächlich an 
dem Aus festhalten werden. Die Elektromobilität wird 
auf jeden Fall der Leitmarkt für die neue Verkehrsmobi-
lität bleiben.

Die Elektromobilität ist der Weg nach vorn; da gibt es 
gar kein Vertun. Das sagt zum Beispiel auch mein Auto-
händler vor Ort. Denn – machen wir uns nichts vor – 
unsere Konkurrenten investieren weltweit massiv in die 
Elektromobilität. Selbst Marokko steigt jetzt voll ein. 
Und auch das autonome Fahren wird sehr stark gefördert, 
in anderen Ländern zum Teil auf den Stufen 4 bzw. 5. 
Daran müssen wir selbstverständlich anknüpfen.

Klimaschutz findet natürlich auch im öffentlichen 
Nahverkehr statt. In meinem Wahlkreis werden Wasser-
stoffzüge gebaut, Busse fahren elektrisch. Ich kann nur 
empfehlen: Wer Zweifel an Elektromobilität, Zweifel an 
Wasserstoffzügen oder Zweifel an E-Bussen hat, sollte 
doch mal mit den Betriebsräten vor Ort und mit den 
Beschäftigten in der Branche sprechen, um zu erfahren, 
was sie denn eigentlich dazu sagen.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Die Hälfte der 
Wasserstoffmüllfahrzeuge fährt nicht mehr, 
weil sie so fehleranfällig sind!)

„Keinen Schritt weg von der Elektromobilität, keinen 
Schritt weg von neuen Technologien!“ – diese Stimmen 
sind eindeutig. Denn wir wissen: Nur wenn wir an der 
Spitze dieser Entwicklung stehen, sichern wir unsere Zu-
kunft.

Lassen Sie mich nun zu einem Thema kommen, das 
mir persönlich sehr am Herzen liegt. Das ist die Wasser-
knappheit, die Dürre. Es ist zu trocken in unserem Land. 
Ja, es mag im Juli viel geregnet haben; aber das ändert 
eben nichts daran; denn es ist insgesamt zu trocken. 
Starkregen allein reicht nicht, um den Boden wieder zu 
durchnässen. Er führt ausschließlich zu Katastrophen. 
Dürre und Wassermangel sind keine abstrakten Zukunfts-
szenarien mehr; sie sind Realität. Sie sind dem Klima-
wandel geschuldet.

Deshalb müssen wir Wasser als Ressource endlich 
ernst nehmen, wie eben auch Energie. Wir brauchen 
eine vorausschauende Strategie. Schon die letzte Bundes-
regierung hat die Nationale Wasserstrategie auf den Weg 

gebracht, vorbereitet durch unsere damalige Umwelt-
ministerin Svenja Schulze. Wir werden jetzt endlich 
schnell ins Machen kommen. Die Nationale Wasserstra-
tegie ist auf jeden Fall im Koalitionsvertrag eingearbeitet.

In der Landwirtschaft, in der Industrie und in den 
Kommunen brauchen wir mehr Speicher, mehr Kreislauf-
wirtschaft und mehr Bewusstsein für die Kostbarkeit des 
Wassers. Die neuesten Informationen aus dem BMUKN 
stimmen mich sehr positiv. Ich freue mich beispielsweise 
über den nächsten Schritt: die Umsetzung der Wasser-
wiederverwendung. Es sind eben viele Schritte, die wir 
gehen müssen. Ich meine: Wir müssen sie nicht gehen, 
wir müssen sie laufen. – Ich habe den Eindruck, das 
BMUKN braucht auf jeden Fall noch mal Ansporn, um 
einen Marathon zu laufen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir müssen die Fol-
gen des Klimawandels wie die Wasserknappheit – unter 
anderem – endlich als das behandeln, was sie sind: eine 
akute Bedrohung für unsere Lebensgrundlage.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Die Linke hat nun Herr Abgeordneter 

Jörg Cezanne das Wort. Bitte sehr.

(Beifall bei der Linken)

Jörg Cezanne (Die Linke):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die Grü-

nenanträge, die uns hier vorliegen, geben mir noch mal 
Gelegenheit, auf eine Sorge einzugehen, die Sie von der 
Regierung vielleicht nicht teilen, die ich Ihnen trotzdem 
gerne vortragen will.

Mit den verschiedenen Vorschlägen, die Sie mit unter-
schiedlichen Begründungen gemacht haben – Versor-
gungssicherheit, bessere Verknüpfung von Netzaufbau 
und anderem –, schaffen Sie eine zusätzliche fossile Gas-
infrastruktur, 20 Jahre bevor wir aus fossiler Energie voll-
ständig ausgestiegen sein wollen. Gasbohrungen vor Bor-
kum bis zum Ammersee – ich bitte Sie! Was soll das 
werden? Wir haben bereits überdimensionierte LNG-Ka-
pazitäten. Es war notwendig, diese aufzubauen, aber 
nicht in dieser Dimension.

Sie wollen neue Gaskraftwerke, wie gesagt, 20 Jahre 
vor dem totalen Ausstieg. Die sind 30, 40 Jahre lang in 
der Nutzung. Wenn wir sie jetzt schaffen, weil wir sie 
zum Ausgleich von Schwankungen brauchen, müssen 
sie schon jetzt für Wasserstoff ausgelegt sein. Sie müssen 
auf geringe Betriebsdauern von höchstens 1 000 Stunden 
im Jahr ausgelegt sein. Sie müssen auf schnelle Zuschalt-
barkeit ausgelegt sein. So viel wie nötig, aber so wenig 
wie möglich.

(Beifall bei der Linken)

Frau Reiche sagt, sie will den Netzausbau und den 
Ausbau der Erneuerbaren besser in Einklang bringen. 
Okay, das teile ich. Wenn das aber bedeutet, dass sie 
gleichzeitig sagt: „Dann muss der Ausbau der Erneuer-
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baren eventuell gebremst werden“, dann führt uns das 
doch noch weiter in die Abhängigkeit von den alten, 
fossilen Energieträgern.

Wir brauchen eine konsistente Standort- und Techno-
logieplanung für die neuen Kraftwerke, für den Ausbau 
der Batteriespeicher – eben netzdienlich, aber nicht nach 
dem Motto „Der Billigste erhält den Zuschlag“, egal für 
was und wo.

(Beifall bei der Linken)

Sie wollen obendrauf noch ein zusätzliches bundes-
weites Leitungssystem schaffen, um abgeschiedenes 
CO2 durch die ganze Republik zu schicken und dann 
am besten unter der Nordsee zu verpressen. Das wird 
die Stromkosten in die Höhe treiben. Gestern machten 
sich Kolleginnen und Kollegen von der CDU schon 
Sorgen darüber, dass die Leitungen vielleicht nicht aus-
genutzt sein werden. Ich bitte Sie: Die CO2-Speicherung 
darf für Gaskraftwerke nicht gelten. Das sind keine un-
vermeidbaren Emissionen;

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

denn sie sind plan- und regelbar. Und dafür müssen Sie 
sorgen.

Denken Sie noch mal darüber noch, wo der Weg, den 
Sie jetzt einschlagen wollen, hinführt. Die Zementierung 
der fossilen Abhängigkeit dürfen wir nicht vertiefen. 
Schaffen Sie die Möglichkeiten, dass wir den Ausstieg 
bis 2045 einhalten!

Danke schön.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat der Abgeordnete 

Benedikt Büdenbender das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Benedikt Büdenbender (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Zur Umsetzung der RED III im Verkehrs-
bereich hat das Umweltministerium im Juni einen Refe-
rentenentwurf vorgelegt. Herzstück dieses Entwurfs ist 
die Weiterentwicklung der THG-Quote, also die Ver-
pflichtung, die CO2-Emissionen bei Kraftstoffen kon-
tinuierlich zu senken.

Vor diesem Hintergrund überrascht es, dass die Grünen 
ausgerechnet jetzt einen Gesetzentwurf zur Änderung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes vorlegen. Die Grünen 
hatten in den vergangenen Jahren ausreichend Zeit, die-
ses Thema voranzubringen.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Falsch! Das ist wirklich eine Verdre-
hung der Geschichte!)

Umgesetzt wurde nichts. Erst in der Opposition ent-
decken Sie jetzt plötzlich die Dringlichkeit und legen 
einen Gesetzentwurf vor, der aber wesentliche Punkte 
auslässt: neue Zielsetzung, aktuelle Fakten und die Ein-
bindung zwingender EU-Vorschriften.

Positiv ist, dass die Betrugsproblematik erkannt wurde. 
Die Betrugsfälle sind zahlreich: gefälschte Zertifikate, 
umdeklariertes Palmöl oder eine zertifizierte Pflanzen-
ölanlage, die so nie existiert hat. Diese Beispiele verdeut-
lichen die Dringlichkeit konsequenter Schutzmaßnah-
men. Wir setzen uns für klare Regeln, für Vor-Ort- 
Kontrollen und insbesondere für neue gemeinsame euro-
päische Kontrollmechanismen ein. Der Markt braucht 
eine stärkere Betrugsprävention, die nicht nur national 
gedacht werden darf.

Der wohl gravierendste Punkt im Antrag der Grünen 
ist das Ziel, die Obergrenze für konventionelle Biokraft-
stoffe bis 2030 auf null zu senken.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Sofort!)
Anstatt Planungs- und Investitionssicherheit in der Ag-
rar- und Bioenergie zu schaffen, schüren Sie damit mas-
sive Verunsicherung und senden ein verheerendes Signal 
in den Markt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage aus 

der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zu?

Benedikt Büdenbender (CDU/CSU):
Klar, gerne.

Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Abgeordneter Gesenhues, bitte.

Dr. Jan-Niclas Gesenhues (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Danke, Herr 
Büdenbender, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. – 
Herr Büdenbender, wir hatten die Diskussion schon im 
Ausschuss, und nur weil Sie falsche Aussagen aus dem 
Ausschuss im Plenum wiederholen, werden sie nicht 
wahr.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Sie doch auch!)
Im Gegenteil: Der Gesetzentwurf zur Ausschleusung von 
Nahrungs- und Futtermitteln aus den Kraftstoffen aus 
dem grünen Umweltministerium liegt seit Jahren vor. 
Der Gesetzentwurf zum Thema Betrugsprävention, den 
Sie jetzt zum Teil übernehmen, aber abschwächen, liegt 
auch bereits seit der letzten Legislaturperiode vor.

Ich frage mich, warum Sie, wenn diese Vorarbeit schon 
vorliegt, hier nicht viel schneller in die Pötte kommen. 
Und dass Sie hier so reagieren, zeugt ja davon, dass Sie 
offensichtlich ein schlechtes Gewissen haben, dass Sie 
trotz der umfangreichen Vorarbeit immer noch keinen 
Gesetzentwurf im Plenum haben. Deswegen sind wir 
als Serviceopposition so nett und legen Ihnen diesen Ge-
setzentwurf vor.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das Entscheidende bei unserem Gesetzentwurf ist: –

Präsidentin Julia Klöckner:
Sie wollen eine Frage stellen?

Dr. Jan-Niclas Gesenhues (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

– Er wirkt gegen Umweltkriminalität, er schützt den 
Regenwald und sorgt dafür, dass Nahrungs- und Futter-
mittel auf den Teller kommen und nicht in den Tank.

Präsidentin Julia Klöckner:
Es geht um eine Zwischenfrage.

Dr. Jan-Niclas Gesenhues (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Und jetzt frage ich Sie: Unterstützen Sie das? Werden 
Sie in Ihrem Gesetzentwurf die Obergrenze auf null ab-
senken, damit in Zukunft Nahrungsmittel nicht mehr im 
Tank landen, sondern auf den Teller kommen, wo sie 
hingehören?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Benedikt Büdenbender (CDU/CSU):
Lieber Kollege, vielen Dank für die Zwischenfrage. – 

Wenn Sie mir zugehört hätten, dann hätten Sie gemerkt, 
dass ich gesagt habe: Es wurde nichts umgesetzt. – Das ist 
der entscheidende Unterschied. Sie haben Dinge ein-
gebracht, standen am Ende aber ohne Ergebnis da.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Daniel Rinkert [SPD])

Und genau das wurde Ihnen im Umweltausschuss übri-
gens auch von den Kollegen der SPD, die mit Ihnen in der 
Regierung waren, sehr deutlich gemacht.

Was den zweiten Punkt angeht – dazu komme ich 
gerne im Laufe meiner Rede noch –: Natürlich – das 
habe ich gerade schon gesagt – ist es ein Fehler, die Ober-
grenze für konventionelle Biokraftstoffe auf null zu sen-
ken.

(Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aha! – Dr. Julia Verlinden 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Aha!)

Denn Biokraftstoffe leisten einen Beitrag zum Klima-
schutz, und sie schaffen Wertschöpfung in Deutschland.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist eine Scheinlösung!)

Daher haben Union und SPD im Koalitionsvertrag auch 
miteinander vereinbart, die Spielräume bei der Umset-
zung von RED III zu nutzen und den Einsatz alternativer 
Kraftstoffe spürbar voranzubringen. Statt der grünen Null 
braucht es hier ambitioniertere THG-Quoten, die Inves-
titionen anreizen und erneuerbare Kraftstoffe zeitnah 
durchstarten lassen.

Lassen Sie mich jetzt gerne einen Satz zu Ihrer Be-
hauptung sagen, Agrokraftstoffe würden zu Hunger und 
Umweltzerstörung führen: Mit einer solchen Polemik lö-
sen wir keine Probleme, wir verschärfen sie nur.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Fakt ist – da komme ich gerne noch mal auf Ihre Frage 
zurück –: In der EU besteht seit Jahren eine Überproduk-
tion von Lebensmitteln. Es ist sinnvoll, minderwertige 
oder für den Markt ungeeignete Agrarprodukte zur Bio-
kraftstoffproduktion zu nutzen, statt sie zu vernichten. 
Das stärkt die heimische Landwirtschaft und unterstützt 
Unternehmen, die mit erheblichen Investitionen Kapazi-
täten aufgebaut haben.

Mein Fazit ist also: Mit diesem Antrag steuern Sie 
zielgerichtet in die falsche Richtung. Was wir brauchen, 
ist nicht die grüne Null, sondern eine klare, ambitionierte 
Weiterentwicklung der THG-Quote.

(Zurufe der Abg. Dr. Malte Kaufmann [AfD] 
und Swantje Henrike Michaelsen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Das schafft Verlässlichkeit, gibt dem Markt die notwen-
digen Investitionsimpulse und trägt dazu bei, Klima-
schutz, Versorgungssicherheit –

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Zeit.

Benedikt Büdenbender (CDU/CSU):
– und industriepolitische Handlungsfähigkeit in Ein-

klang zu bringen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die AfD-Fraktion hat nun Herr Abgeordneter Leif- 

Erik Holm das Wort.
(Beifall bei der AfD)

Leif-Erik Holm (AfD):
Liebe Bürger! Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Dieses Sammelsurium an Anträgen zeigt wirk-
lich jedem, was an grüner Politik falsch ist. Sie wollen 
keine Öl- und Gasförderung, Sie wollen kein Gas mehr 
nutzen, keine Kohle, keine Kernkraftwerke. Aber gleich-
zeitig wollen Sie alles elektrifizieren und den Deutschen 
den Verbrenner verbieten. Wie bitte soll das gehen? Wo 
soll der Strom herkommen? Wer soll die explodierenden 
Kosten tragen? Ihr ökosozialistischer Unsinn funktioniert 
nicht.

(Beifall bei der AfD)
Er richtet unser Land zugrunde, und deshalb werden wir 
dieses Experiment beenden.

(Dunja Kreiser [SPD]: Solarstrom reicht jetzt 
schon für alle Elektrofahrzeuge aus!)

Sie schreiben in Ihrem Autoantrag, wer das Verbren-
ner-Aus rückgängig machen wolle, gefährde den Indus-
triestandort Deutschland.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 22. Sitzung. Berlin, Freitag, den 12. September 2025                                                                                                                                                                                                2263 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Dr. Jan-Niclas Gesenhues 



(Zuruf von der AfD: Lächerlich!)

Ich weiß nicht, auf welchem Planeten Sie leben.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir leben auf dem Planeten, den wir 
retten wollen!)

Das Gegenteil ist der Fall. Der Automobilverband und 
die IG Metall schlagen gemeinsam Alarm, dass das nicht 
funktionieren kann. Aber Sie wollen mit Ihrem ideo-
logisch verbohrten Kopf durch die Wand. Das ist Harakiri 
am Standort Deutschland.

(Beifall bei der AfD)

Ich hoffe nur, dass solche Zerstörer nie wieder in die 
Regierung kommen werden; denn sonst leben wir bald 
wieder in kalten Höhlen, und ein Feuer dürfen wir nicht 
anmachen, weil das CO2 emittiert. Das wollen wir nicht 
in Deutschland.

(Dunja Kreiser [SPD]: Die IG Metall hält an 
Elektromotoren fest!)

Schauen Sie sich die Wirtschaftsdaten an! Sie sind die 
Folgen Ihrer Politik. Kein Wunder, dass Habeck geflüch-
tet ist. Unternehmen gehen pleite oder ins Ausland. Und 
das betrifft mittlerweile unsere Kernbranchen wie die 
Automobilindustrie: Produktion und Neuzulassungen 
sind rückläufig, die Gewinne brechen im ersten Halbjahr 
ein – bei VW ein Drittel weniger, bei BMW 29 Prozent 
weniger, bei Mercedes-Benz sind sie um die Hälfte ge-
sunken, bei Porsche um zwei Drittel. Bis 2035 rechnet der 
VDA mit dem Abbau von etwa 140 000 Arbeitsplätzen in 
Deutschland.

Dazu ein paar Beispiele aus NRW – da wird ja am 
Wochenende gewählt –: Bei Ford in Köln fällt jede vierte 
Stelle weg, Schaeffler macht in Steinhagen dicht, Bosch 
baut Tausende Stellen ab. Das ist Ihre Politik. Damit 
meine ich nicht nur Sie, die Grünen, sondern all die 
anderen Grünen in den anderen Fraktionen; Sie gehören 
alle dazu. Auch Frau Merkel gehört dazu; denn auch sie 
fand ein Verbrennerverbot schon immer sinnvoll.

(Beifall bei der AfD)

Bis heute haben Sie nicht den Mut, hier umzukehren. 
Es ist Fakt:

(Zuruf des Abg. Harald Ebner [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Wenn Sie in den Altparteien – in welcher Konstellation 
auch immer – so weitermachen, dann haben wir in ein 
paar Jahren nicht Klimaneutralität, sondern Arbeitsplatz-
neutralität. Aber das werden wir gemeinsam mit den Bür-
gern verhindern. Die Wähler in NRW werden schon am 
Sonntag den blauen Turbo zünden.

(Beifall bei der AfD)

Als einzige Partei haben wir von Anfang an gesagt, 
dass die Autoindustrie echte Technologieoffenheit und 
nicht ideologische Verbote braucht. Natürlich muss das 
Verbrennerverbot fallen. Natürlich müssen die dramati-
schen CO2-Strafzahlungen verhindert werden; denn die 
schweben nach wie vor wie ein Damoklesschwert über 
den Herstellern. Wir wollen, dass die Autofahrer und 

-hersteller sich frei entscheiden können, welcher Antrieb 
es sein soll. Der Markt entscheidet über den richtigen 
Weg und nicht die neunmalschlaue Politik.

(Zuruf der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Hören Sie endlich auf, die Bürger zu bevormunden!
(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Julian 

Joswig [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
Und für eine freie Politik steht die AfD: für günstige 

Energie, weniger Regulierung und dafür, dass das Ver-
brennerverbot endlich wegfällt. Wir erwarten auch von 
der neuen Regierung unter Schwarz-Rot nicht nur warme 
Worte wie von Herrn Söder auf der IAA.

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Zeit, bitte.

Leif-Erik Holm (AfD):
Ich komme zum Schluss.

Präsidentin Julia Klöckner:
Nein, die Zeit ist jetzt um. Der Schluss war eben.

Leif-Erik Holm (AfD):
Wir erwarten vielmehr konsequentes Handeln für den 

Standort Deutschland.
(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Abschließend zu diesem Tagesordnungspunkt hat von 

der CDU/CSU-Fraktion Herr Abgeordneter Alexander 
Jordan das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Alexander Jordan (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Die Antragsteller versprechen mittels des 
Verbrennerverbots saubere Luft, leise Straßen, er-
schwingliche Kosten und Planungssicherheit für Indus-
trie und Verbraucher. Liebe Kolleginnen und Kollegen 
von den Grünen, Sie sprechen in Ihrem Antrag weiterhin 
davon, mit dem Verbrennerverbot die E-Mobilität zur 
wirklichen Alternative zu machen. Dann zählen Sie auf, 
was Sie alles verbieten wollen. Sie wollen keine Verbren-
ner, keine Plug-in-Hybride, wohl auch keine Range Ex-
tender, keine synthetischen Kraftstoffe wie E-Fuels, 
keine biobasierten Kraftstoffe für Pkw. Wer alles verbie-
tet, der lässt den Menschen keine Alternative und keine 
Wahl und der schadet dem eigentlichen Ziel; denn Ak-
zeptanz für den Weg zur Klimaneutralität gewinnen wir 
so nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir stehen zu dem Ziel der Klimaneutralität bis 2045. 

Ich teile sogar die Einschätzung, dass der deutsche Auto-
markt auf dem Weg ist, zum großen Teil ein Elektromarkt 
zu werden.
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(Zuruf der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Ich selbst war bereits 2008 an der Entwicklung der E-Mo-
bilität beteiligt und fahre selbst schon lange elektrisch.

(Marc Bernhard [AfD]: Niemand will den 
Scheiß!)

Ich kenne die Vor- und Nachteile der verschiedenen An-
triebskonzepte aus Sicht von Verbrauchern und aus Sicht 
der Autobauer. Und die Marktdaten zeigen es: Der Hoch-
lauf der E-Mobilität ist wieder in Fahrt gekommen, nach-
dem er von Ihnen abgewürgt wurde.

(Björn Simon [CDU/CSU]: Aha! – Dr. Julia 
Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Hä?)

Aber die Marktdaten zeigen auch: Das größte Wachs-
tum gibt es derzeit bei den Plug-in-Hybriden, deren Ab-
satzzahlen im August dieses Jahres bereits das Niveau 
des Diesels erreicht haben.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das sind doch alles Dienstwagen!)

Das ist doch erfreulich. Warum wollen wir in einen sich 
entwickelnden Markt klimafreundlicher, komfortabler 
und technologieoffener Mobilität mit einem Verbrenner-
verbot eingreifen?

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Dann streichen Sie doch mal 
das Dieselprivileg, wenn Sie so marktoffen 
sind!)

Ich war diese Woche auf der IAA, da mir unsere deut-
sche Automobilindustrie und die Menschen, die dort ar-
beiten, am Herzen liegen. Die deutschen Autobauer ha-
ben das Problemfeld Software mittlerweile sehr gut 
gelöst und Elektrofahrzeuge, die alltagstauglich sind, 
zur Serienreife gebracht. Das sind richtig gute Autos. 
Und daher werden diese zunehmend ihren Anteil am 
Markt finden, wenn wir etwas an den Rahmenbedingun-
gen arbeiten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

In Ihrem Antrag nimmt die Planungssicherheit eine 
große Rolle ein. Aber wenn Sie alles verbieten, was Sie 
da auflisten, dann schaffen Sie eine Planungssicherheit 
für unsere Autoindustrie, die es in sich hat. Man kann 
dann nämlich Werkschließungen und Arbeitsplatzabbau 
planen. Das kann sich wirklich niemand wünschen.

Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage aus 

der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zu?

Alexander Jordan (CDU/CSU):
Sehr gern.

Präsidentin Julia Klöckner:
Bitte sehr.

Swantje Henrike Michaelsen (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Vielen Dank, Herr Kollege, dass Sie die Frage zulas-
sen. – Die offene Marktlogik der Union in allen Ehren: 
Sind Sie dann auch dafür, dass wir das Dieselprivileg 
abbauen, das Dienstwagenprivileg reformieren und all 
die anderen Privilegien abschaffen, die ja gar keinen 
freien Markt bisher ermöglicht haben, sondern immer 
zu einer Bevorzugung von Autos vor allen anderen Ver-
kehrsmitteln und einer Bevorzugung von Verbrennern 
vor Elektroautos geführt haben?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Alexander Jordan (CDU/CSU):
Vielen Dank für die Frage. – Damit wurde das Dienst-

wagenprivileg diese Woche nicht zum ersten Mal er-
wähnt. Ich teile die Einschätzung, dass es sich dabei nicht 
um ein Privileg handelt,

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein! Es ist natürlich eine Subvention!)

sondern schlicht und ergreifend um eine Vereinfachung 
der Interaktion zwischen dem Nutzer des Dienstwagens 
und den Finanzbehörden. Das heißt: Der Nutzer spart 
sich das Schreiben eines Fahrtenbuchs, und die Finanz-
behörden müssen es nicht kontrollieren. Ein Privileg liegt 
da nicht vor.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Julia 
Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Milliarden! Milliardenkosten!)

Außerdem wird der geldwerte Vorteil mit Steuern be-
zahlt. Mitnichten finde ich, dass es hier einen Handlungs-
bedarf gibt.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Freier Markt für die Fossilen!)

Und auch beim Diesel sehe ich das gleichermaßen nicht.

(Björn Simon [CDU/CSU]: Sehr gute Ant-
wort!)

Niemand in diesem Haus bestreitet die Notwendigkeit, 
die CO2-Emissionen zu senken. Aber wer unsere Wirt-
schaft auf dem Weg dorthin auf einen Stichtag festnagelt, 
der stellt eben die Arbeitsplätze ins Risiko und hilft dem 
Klima keineswegs. Diese Erkenntnis hatte auch eine Ihrer 
grünen Führungskräfte zwischenzeitlich diese Woche er-
langt. Genau deshalb ist es gut und richtig, dass wir nicht 
dogmatisch unsere Automobilindustrie im Wettbewerb 
beschneiden, sondern dass wir auf dem Weg zur Klima-
neutralität alle technisch möglichen und alle wirtschaft-
lich sinnvollen Optionen offenlassen. Aus diesem Grund 
lehnen wir den Antrag ab.

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Ich schließe hiermit die Aussprache.
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Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 21/836 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist erkennbar nicht der 
Fall. Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Tagesordnungspunkt 28b. Wir kommen zur Abstim-
mung über die Beschlussempfehlung des Verkehrsaus-
schusses zu dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen mit dem Titel „Am Verbrenner-Aus ab dem 
Jahr 2035 festhalten – Verlässlichkeit für Verbraucher, 
Klima und Wirtschaft“. Der Ausschuss empfiehlt in sei-
ner Beschlussempfehlung auf Drucksache 21/1593, den 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Druck-
sache 21/786 abzulehnen. Wer stimmt für diese Be-
schlussempfehlung? – Gegenprobe! – Enthaltung? – 
Die Beschlussempfehlung ist mit den Stimmen der Frak-
tionen CDU/CSU, SPD und AfD angenommen worden.

Tagesordnungspunkt 28c. Abstimmung über den Ge-
setzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur Än-
derung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und weite-
rer Vorschriften. Der Ausschuss für Umwelt, 
Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit emp-
fiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 
21/1592, den Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen auf Drucksache 21/777 abzulehnen. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, 
um Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – 
Der Gesetzentwurf ist in zweiter Beratung mit den Stim-
men der Fraktionen CDU/CSU, SPD, AfD und Linke 
abgelehnt worden. Damit entfällt nach unserer Geschäfts-
ordnung die weitere Beratung.

Wir kommen zum Zusatzpunkt 19. Abstimmung über 
die Beschlussempfehlung des Ausschusses für Umwelt, 
Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit zu 
dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit 
dem Titel „Frühjahrsdürre und Hitzeprognosen ernst neh-
men – Jetzt entschlossen handeln“. Der Ausschuss emp-
fiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 
21/1586, den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen auf Drucksache 21/351 abzulehnen. Wer stimmt für 
die Beschlussempfehlung? – Gegenprobe! – Enthaltun-
gen? – Die Beschlussempfehlung ist mit den Stimmen der 
CDU/CSU-Fraktion, SPD-Fraktion und AfD-Fraktion 
angenommen worden.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 29: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Ersten Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über den unmittel-
baren Zwang bei Ausübung öffentlicher Ge-
walt durch Vollzugsbeamte des Bundes 

Drucksache 21/1502
Überweisungsvorschlag:  
Innenausschuss (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart. Bevor der Bundesminister das Wort hat, bitte 
ich, zügig – auch mit netten Grüßen ins Wochenende – 
den Saal zu verlassen oder Platz zu nehmen.

Ich eröffne hiermit die Aussprache. Für die Bundes-
regierung hat nun der Bundesminister des Innern, Herr 
Alexander Dobrindt, das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir gestalten heute die Grundlage für die flä-
chendeckende Einführung des Distanzelektroimpulsgerä-
tes bei der Bundespolizei, umgangssprachlich als „Taser“ 
bekannt. Das heißt: Das, was wir heute machen, die Ein-
führung des Tasers, folgt dem Prinzip: Wir stärken die 
Polizei. Wir stoppen die Täter. Wir schützen die Bürger. 
Und das bringt zusätzliche Sicherheit auf unseren Straßen 
und Plätzen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir kommen damit übrigens einem Wunsch der Poli-
zistinnen und Polizisten nach, die davon überzeugt sind, 
dass der Taser zusätzliche Sicherheit bietet. Wir schließen 
damit eine Lücke zwischen dem Einsatzstock und der 
Schusswaffe, indem wir es der Polizei ermöglichen, ein 
weiteres Einsatzmittel zu wählen. Dabei steht für uns das 
Prinzip der Deeskalation klar im Vordergrund. Allein die 
Anwesenheit eines Tasers kann potenzielle Aggressoren 
davon abhalten, Gewalt gegen Polizistinnen und Polizis-
ten auszuüben und Straftaten zu begehen. Die möglichen 
Täter wissen, dass die Polizei hiermit eine effektive und 
schnelle Möglichkeit hat, sie zu stoppen. Allein die An-
drohung des Gebrauchs eines Tasers hält die Personen 
davon ab, eine Situation weiter zu eskalieren. In 90 Pro-
zent der Fälle muss nach der Androhung des Tasers kein 
Auslösen des Tasers erfolgen, weil sich die Lage da schon 
entspannt. Genau da schaffen wir mehr Sicherheit auf 
Straßen und Plätzen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Was mich an der Stelle betrübt – das darf ich hier auch 
ganz offen sagen –, ist, wie die Diskussion in den ver-
gangenen Wochen in Teilen auch im politischen Umfeld 
über die Einführung des Tasers geführt wird, dass hier 
auch aus Teilen der Politik davon gesprochen wird, dass 
der Einsatz des Tasers die Hemmschwelle für die Gewalt-
anwendung bei der Polizei senkt,

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wer sagt das denn?)

so wie es vor Kurzem auch Clara Bünger von den Linken 
wieder gesagt hat.

(Zuruf von der Linken: Das ist ja auch kor-
rekt!)

Meine Damen und Herren, hier einfach das Prinzip um-
zudrehen, dass das keine Maßnahme der Deeskalation ist, 
davon zu sprechen, dass das eine Aufrüstung der Polizei 
ist und die Hemmschwelle zu Gewalttaten bei der Polizei 
senkt: Ich finde das unglaublich. Ich mache mir über-
haupt keine Sorgen über die Hemmschwelle unserer Po-
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lizistinnen und Polizisten, aber ich mache mir Sorgen 
über die Hemmschwelle der Straftäter auf unseren Stra-
ßen. Das ist die Herausforderung, vor der wir stehen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Wir haben eine professionelle, gut ausgebildete Poli-
zei. Wir haben motivierte, engagierte Polizistinnen und 
Polizisten, die jeden Tag, oft angesichts großer Heraus-
forderungen und unter schwierigsten Risiken, für die Si-
cherheit in unserem Land eintreten. Ich darf Ihnen an der 
Stelle nur zurufen: Diese Polizistinnen und Polizisten, die 
jeden Tag für die Sicherheit in Deutschland, für die Si-
cherheit unserer Gesellschaft eintreten, haben unser be-
dingungsloses Vertrauen verdient und nicht Ihr Misstrau-
en, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Um das noch mal ganz deutlich zu machen: Wir dis-
kutieren hier nicht zum ersten Mal über die Einführung 
des Tasers. Es wird seit vielen Jahren darüber diskutiert, 
ob man dieses neue Einsatzmittel bei der Bundespolizei 
zum Einsatz bringt, und immer wieder werden in der 
Debatte darüber die Argumente aus der Sicht der poten-
ziellen Täter vertreten.

Meine Damen und Herren, für mich gibt es nur eine 
Sichtweise, und das ist die Sichtweise unserer Polizistin-
nen und Polizisten. Für deren Schutz treten wir ein, für 
nichts anderes.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Und da will ich Ihnen auch noch einmal eines mit-
geben, weil mir das in den Gesprächen mit den Polizis-
tinnen und Polizisten so oft begegnet ist: die Hoffnung 
darauf, dass man mit der Einführung des Tasers auch die 
Anwendung der Schusswaffe reduzieren könnte. Warum 
will man das? Weil der Einsatz der Schusswaffe für un-
sere Polizistinnen und Polizisten eine belastende Situa-
tion bedeutet, weil das Traumata auslöst und in ganz 
vielen Fällen intensivste Betreuungen der Kolleginnen 
und Kollegen bedeutet, die lange Zeit auch oft für diesen 
Dienst dann nicht mehr einsatzfähig sind. Genau deswe-
gen, weil wir diese belastenden Situationen für die Po-
lizistinnen und Polizisten reduzieren wollen, genau des-
wegen brauchen wir auch den Taser. Er schützt unsere 
Polizei, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Weil diese Koalition aus CDU/CSU und SPD zu unse-
rer Polizei steht, unsere Einsatzkräfte stärkt und stützt, 
will ich Ihnen hier auch sagen: Alle Debatten, die wir 
in der Vergangenheit so gerne gehört haben, darüber – 
auch in der vergangenen Wahlperiode –, was wichtig 
wäre an Neuerungen für die Bundespolizei in einem zu-
künftigen Bundespolizeigesetz, sehr stark von den Grü-
nen immer vertreten: Kennzeichnungspflicht, Kontroll-
quittungen – – Meine Damen und Herren, wir bereiten 
in dieser Koalition gerade ein Bundespolizeigesetz vor. 
Das folgt dem Prinzip „stärken und stützen unserer Poli-
zei“. Deswegen sage ich auch das sehr deutlich: Neue 
Einsatzmittel statt Bürokratie, beste Ausrüstung und Aus-

stattung statt Kontrollquittungen und Kennzeichnungs-
pflicht. Das sind die Maßgaben, nach denen wir unsere 
Polizei stützen und schützen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die AfD-Fraktion hat Herr Abgeordneter 

Christopher Drößler das Wort.
(Beifall bei der AfD)

Christopher Drößler (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir leben 

in Zeiten, wie sie nicht nur die Bundesrepublik, sondern 
die gesamte westliche Welt noch nie zuvor erlebt hat. Wir 
haben ethnische Spannungen in den Metropolen, eine 
politisch-ideologische Spaltung der Gesellschaft und im-
mer weniger Hemmungen bei Gewalttaten, zudem offene 
Grenzen und importierte Kriminalität.

(Zuruf der Abg. Rasha Nasr [SPD])
Schon die Häufigkeit von Übergriffen unter Minderjäh-
rigen sollte für jeden hier ein Weckruf sein. Man denke 
allein an den Fall aus dem Mai dieses Jahres, wo an einer 
Spandauer Grundschule ein 13-Jähriger seinen Mitschü-
ler lebensgefährlich verletzt hatte.

Mehr als 40 Prozent der Deutschen fühlen sich im 
öffentlichen Raum nicht mehr sicher, und ihre Zukunfts-
erwartungen sind diesbezüglich pessimistisch. Der ge-
fühlte, aber auch reale Sicherheitsverlust in diesem 
Land führt letztlich in eine Legitimationskrise des Staa-
tes. Wenn das Gewaltmonopol nicht mehr effektiv ange-
wandt wird, verlieren die Bürger nun mal ihr Vertrauen in 
den Staat.

(Beifall bei der AfD)
Zu dieser Krise gehört der Achtungsverlust gegenüber 

den Sicherheitsbeamten. Da ist zum einen die Gesell-
schaft, die in Teilen durch Linksradikalisierung gegen 
die Polizei aufgebracht wird. Auf der anderen Seite gibt 
es Dienstherren und politische Entscheidungsträger, die 
den Beamten jegliches Handeln erschweren, sowie Jour-
nalisten, die Misstrauen gegenüber der Polizei schüren. 
Wenn man es, vor allem in Städten wie Berlin, mit Links-
extremisten, Drogenhändlern und Kleinkriminellen, Mi-
grantenclans und messerschwingenden Asylbewerbern 
zu tun hat, dann weiß man, wie dysfunktional unsere 
Gesellschaft mittlerweile eigentlich ist.

(Beifall bei der AfD – Rasha Nasr [SPD]: Sie 
können sich wieder hinsetzen!)

Das können die meisten in diesem hohen Hause natür-
lich alles nicht nachvollziehen. Aber die Realität da drau-
ßen ist mittlerweile ganz schön brutal. Laut BKA und 
Bundespolizei werden deutschlandweit jeden Tag durch-
schnittlich über 300 Polizisten Opfer von Straftaten; das 
entspricht einem Vorfall alle fünf Minuten. Einen Anstieg 
gibt es vor allem bei Widerstand gegen Vollstreckungs-
beamte und tätlichen Angriffen, die über 80 Prozent aller 
Fälle ausmachen. Und dieser Trend der Brutalisierung ist 
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nicht nur ein bundesdeutsches Phänomen, sondern in 
allen multikulturalisierten Republiken zu beobachten. 
Dafür reicht wohl ein Blick nach Übersee, wo selbst 
politische Attentate und unprovozierte Messermorde zur 
neuen Normalität zu werden scheinen. Die Namen Char-
lie Kirk und Iryna Zarutska sollten Sie als mahnende Bei-
spiele zumindest mal gehört haben.

(Beifall bei der AfD)
Was heißt das also? Das heißt, dass unsere Sicherheits-

kräfte endlich mit allen Mitteln ausgestattet werden müs-
sen, die zu einer Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Ordnung notwendig sind. Und in diesen Zeiten, wo Si-
cherheit keine Selbstverständlichkeit mehr ist, weder für 
die Bürger noch für die Beamten, sollte ein Taser als Teil 
der Ausstattung wohl eine Selbstverständlichkeit sein, 
meine Damen und Herren.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die SPD-Fraktion hat nun Herr Abgeordneter Ingo 

Vogel das Wort.
(Beifall bei der SPD)

Ingo Vogel (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Vorliegend beraten wir über den 
Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Geset-
zes über den unmittelbaren Zwang bei Ausübung öffent-
licher Gewalt durch Vollzugsbeamte des Bundes – das 
musste ich ablesen. Ein solch langer und holpriger 
Name ist ungewöhnlich. Aber in diesem Fall steht er 
tatsächlich für eine verbesserte Ausstattung und rechts-
sichere Anwendung eines neuen Einsatzmittels der Bun-
despolizei.

Worum geht es konkret? Es geht darum, dass mit die-
sem Gesetz für die Beamtinnen und Beamten des Bundes 
die zugelassenen Waffen um die sogenannten Distanz-
elektroimpulsgeräte, DEIG, im normalen Sprachge-
brauch – der Minister hat es gesagt – „Taser“ genannt, 
ergänzt werden. Ziel ist es, damit noch besser gefährliche 
Situationen zu entschärfen, zum Beispiel eine akute Be-
drohung, und auf gewalttätige Personen insgesamt rea-
gieren zu können, ohne zur Schusswaffe greifen zu müs-
sen. Ergänzend wird damit auch die Eigensicherung 
unserer Beamtinnen und Beamten verbessert. Auch bei 
Suizidversuchen kann der Taser unter Umständen eine 
deeskalierende Wirkung haben, was letztlich dann auch 
Menschenleben retten kann.

(Sonja Lemke [Die Linke]: Wir wissen doch, 
dass es in NRW nicht funktioniert!)

Wie immer bei der Anwendung von unmittelbarem 
Zwang und insbesondere beim Einsatz von Hilfsmitteln 
der körperlichen Gewalt oder auch Waffen durch den 
Staat, so ist auch hier das Bewahren der Verhältnismäßig-
keit eine Selbstverständlichkeit.

Kritiker des Tasers argumentieren immer wieder, dass 
der Einsatz mögliche Verletzungen und körperliche Be-
einträchtigungen nach sich zieht. Zum einen ist eine kör-

perliche Beeinträchtigung das Ziel von einem Taser-Ein-
satz, und zwar in der Situation, in der meist ein akuter 
schwerer Angriff auf die Polizei oder eine Drittperson 
gestoppt werden muss. Zum anderen ist diese Maßnahme 
wesentlich milder – auch das ist schon deutlich gewor-
den – als ein Schusswaffengebrauch,

(Beifall des Abg. Johannes Schraps [SPD] – 
Sonja Lemke [Die Linke]: In NRW sind schon 
Menschen durch Taser gestorben!)

der als letzte Möglichkeit zum Tod führen kann. Darüber 
hinaus sind medizinische Versorgungserfordernisse nicht 
immer durch den Einsatz eines Tasers ausgelöst worden. 
Es gibt bisher keine wissenschaftlichen Studien oder un-
abhängige Expertinnen oder Experten, die hier einen 
zwingenden Zusammenhang sehen. Die Argumentation, 
dass vorerkrankte Personen, Personen mit Herzschritt-
machern oder vergleichbare Menschen stärkere Beein-
trächtigungen davontragen, mag richtig sein, ist aber 
trotzdem wenig nachvollziehbar; denn in solchen Situa-
tionen stammen die meisten Angreifer erfahrungsgemäß 
nicht aus einer solchen Zielgruppe von Menschen.

Nicht nur bei der Landespolizei Nordrhein-Westfalen, 
die den Taser schon längst eingeführt hat, sondern auch in 
der Erprobung bei der Bundespolizei haben sich die Ge-
räte als sinnvolle Ergänzung der vorhandenen Führungs- 
und Einsatzmittel erwiesen. Zudem genießen – auch das 
hat Minister Dobrindt schon betont – die Taser eine hohe 
Akzeptanz bei den Beschäftigten.

Ich möchte abschließend betonen: Der Taser kann eine 
präventive Wirkung entfalten. Eine verhältnismäßige An-
wendung ist selbstverständlich. Lassen Sie uns gemein-
sam unsere Polizei stärken: nicht nur mit Worten, sondern 
mit einer Ausstattung, die im Alltag überlebenswichtig 
sein kann!

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat nun Frau 

Abgeordnete Dr. Irene Mihalic das Wort.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Irene Mihalic (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! 

Liebe Kollegen! Herr Minister, die Einführung von Dis-
tanzelektroimpulsgeräten haben Sie ja schon im Sommer 
angekündigt. Ich bin mir aber nicht sicher, ob die meisten 
hier wissen, wie so ein Taser eigentlich funktioniert. 
Wenn man den Abzug betätigt, dann werden kleine Pro-
jektile mit Widerhaken verschossen, die über ein dünnes 
Kabel mit dem Gerät verbunden bleiben. Dann wird ein 
elektrischer Impuls ausgelöst, der dazu führt, dass die 
betroffene Person die Kontrolle über die eigene Musku-
latur vollständig verliert. Sie wird dann unmittelbar hand-
lungsunfähig und fällt meist unkontrolliert zu Boden.

Selbstverständlich, Herr Minister, verdienen unsere 
Beamtinnen und Beamten der Bundespolizei die best-
mögliche Ausstattung. Da sind wir uns einig; bei dem 
Thema haben wir Sie auch in den letzten Wahlperioden 
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immer unterstützt. Jetzt will ich gar nicht bestreiten, dass 
ein solcher Taser für die Bundespolizei unter Umständen 
nützlich sein kann oder auch eine deeskalierende Wir-
kung entfalten kann. Aber ich hätte mir gewünscht, 
Herr Minister, dass Sie die Wünsche der Bundespolizei, 
was die Ausstattung angeht, auch hinsichtlich der Fahr-
zeuge und Liegenschaften berücksichtigt hätten. Das hät-
ten unsere Beamtinnen und Beamten in jedem Fall ver-
dient.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn man ein solches Einsatzmittel einführt, sind so-
lide Rechtsgrundlagen umso wichtiger, aber eben auch 
eine valide Einschätzung, welche Gefahren gegebenen-
falls beim Einsatz abzuwägen sind. Nicht umsonst planen 
Sie ja im vorliegenden Gesetzentwurf, den Taser als 
Waffe einzuordnen und eben nicht nur als Mittel der kör-
perlichen Gewalt. Damit soll der Taser als milderes Mittel 
gegenüber der Schusswaffe eingesetzt werden können.

Jetzt stellt sich aber die Frage, wie diese Einstufung 
zustande kam und wie Sie zu der Einschätzung gelangt 
sind, ein solches Einsatzmittel zusätzlich zu den anderen 
Einsatzmitteln, vom Pfefferspray bis zur Pistole, einfüh-
ren zu wollen. Dazu hat die Bundespolizei seit 2020 ein 
Pilotprojekt zum Einsatz von Tasern an mehreren Dienst-
stellen durchgeführt. Dazu gibt es offenbar auch einen 
Abschlussbericht,

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hört! Hört!)

und zwar, wie wir ganz aktuell erfahren haben, schon seit 
Januar. Das überrascht mich nun doch ein bisschen; denn 
wir haben in der Vergangenheit immer wieder nach-
gefragt, wann dieser Bericht fertiggestellt sein wird. 
Selbst, als wir noch in der Ampelregierung waren, hieß 
es immer: Das dauert noch. – Aber jetzt erfahren wir: Seit 
Januar liegt ein Bericht vor. – Ich finde das schon inte-
ressant.

Ich weiß nicht, was mit dem Bericht passiert ist – wahr-
scheinlich liegt er gut verwahrt als Verschlusssache ir-
gendwo im Ministerium –; aber er sollte hier im Par-
lament vorliegen, damit wir wissen, wie dieses 
Pilotprojekt verlaufen ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Katrin Fey [Die Linke])

Denn schließlich müssen wir ja in den Gesetzesberatun-
gen über die Einführung entscheiden.

Ich frage mich: Was ist denn so geheimnisvoll an dem 
Bericht? Passen die Ergebnisse etwa nicht zu Ihrem Ge-
setzentwurf oder zur flächendeckenden Einführung bei 
allen Bundespolizeidienststellen?

(Alexander Dobrindt, Bundesminister: Sie 
wissen es doch besser!)

– Nein, ich weiß es nicht besser, Herr Dobrindt, weil Sie 
uns den Bericht nicht vorlegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Alexander Dobrindt, Bundesminister: Doch! 
Schauen Sie auf die Homepage!)

Schicken Sie uns gerne den Bericht! Ich schaue ihn mir 
an, und dann können wir im parlamentarischen Verfahren 
klären, was drinsteht. Behaupten Sie doch nicht, ich 
wüsste es besser. Sie haben die Pilotphase abgeschlossen. 
Der Abschlussbericht liegt jetzt vor. Wir möchten ihn 
gerne hier im Parlament beraten können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Bundesministers Alexander 
Dobrindt)

Diese Fragen müssen Sie schon beantworten, Herr Mi-
nister, wenn Sie sich am Ende nicht vorwerfen lassen 
wollen, bei der Einführung eines neuen Einsatzmittels 
getäuscht zu haben, und das, obwohl es um die Gesund-
heit von Menschen und im Übrigen auch von Einsatz-
kräften geht. Deswegen, meine Damen und Herren, ist 
das Mindeste, was wir erwarten, dass Sie die Sachgründe 
für die Einführung hier transparent darlegen, damit wir 
sie abwägen und in unsere parlamentarischen Beratungen 
einfließen lassen können. Wir haben Ihnen, Herr 
Dobrindt, über das Ausschusssekretariat eine Nachricht 
im Ministerium zukommen lassen, in der Erwartung, dass 
uns der Abschlussbericht vorgelegt wird. Ich hoffe, dass 
Sie die Übersendung unverzüglich veranlassen. Dann 
können wir uns den Bericht anschauen und im parlamen-
tarischen Verfahren klären, wie wir mit der Einführung 
des Tasers umgehen.

Ganz herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Die Linke hat Frau Abgeordnete 

Katrin Fey das Wort.
(Beifall bei der Linken)

Katrin Fey (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Abgeordnete! Ihr 

Gesetzentwurf, Herr Dobrindt, bringt Gefahr statt Sicher-
heit. Er schützt das Recht nicht, er bedroht es. Deshalb 
lehnen wir diesen Entwurf entschieden ab.

Taser sind Waffen mit großem Gefahrenpotenzial. Ihr 
Einsatz riskiert tödliche Verletzungen. In Ihrem Gesetz-
entwurf ordnen Sie Taser rechtlich korrekt als Waffe ein – 
immerhin. Ihre Nutzung wollen Sie den Bundesbeamtin-
nen und -beamten aber durch schlichte Aufnahme in eine 
Legaldefinition erlauben. Was fehlt, ist eine eigenstän-
dige Einsatzregelung.

Taser sind gefährlich, aber in Ihrem Gesetzentwurf 
werden Taser-Einsätze keinen klaren Vorgaben unterwor-
fen. Konkrete Einsatzvoraussetzungen werden von Ihnen 
nicht gesetzlich geregelt. Es findet sich kein Verbot des 
Einsatzes gegen vulnerable Personen. Es gibt kein klares 
Verbot des besonders gefährlichen Kontaktmodus. Es 
gibt keine Begrenzung von Zahl und Dauer der Strom-
stöße. All das ist hoch riskant. Wir akzeptieren das nicht.

(Beifall bei der Linken)
Aus medizinischer Sicht sind Taser brandgefährlich.

(Dr. Christian Wirth [AfD]: Die sollen sich 
einfach benehmen!)
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Für Menschen mit Herz- oder Lungenproblemen besteht 
akute Lebensgefahr. Immens gefährden Taser auch Per-
sonen, die unter dem Einfluss von Medikamenten oder 
Drogen stehen, ebenso Menschen in psychischen Aus-
nahmesituationen.

(Zuruf von der AfD: Also Ihre Klientel!)

Schon für stark erregte oder körperlich erschöpfte Per-
sonen sind Taser hoch gefährlich, auch für ältere Men-
schen, Kinder und Schwangere. Besonders häufig zur 
Anwendung kommen Taser aber gerade gegenüber Per-
sonen in krankheitsbedingten oder durch Substanzen aus-
gelösten Ausnahmesituationen.

Die Dunkelziffer schwerer Schäden und missbräuchli-
cher Fälle ist hoch. Amnesty International hat seit 2021 
mindestens zehn Todesfälle im Zusammenhang mit Ta-
ser-Einsätzen in Deutschland dokumentiert, meist bei 
Menschen in psychischen Krisen oder mit Vorerkrankun-
gen. Amnesty International und der Deutsche Anwaltver-
ein warnen: Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte nutzen 
Taser, um Gehorsam zu erzwingen. – Taser wurden be-
sonders angewendet gegen vulnerable Personen, gegen 
Menschen mit Behinderung, gegen Menschen in psy-
chischen Krisen.

(Marc Henrichmann [CDU/CSU]: Sie schüt-
zen aber auch Polizisten!)

Im Kontaktmodus werden sie laut Menschenrechtsorga-
nisation sogar zur Erleichterung von Fesselung ein-
gesetzt. Taser wurden angewendet gegen Menschen, die 
keine akute Bedrohung darstellten und unbewaffnet wa-
ren. Taser stehen für die Normalisierung polizeilicher 
Gewaltanwendung. Sobald Taser verfügbar sind, sinkt 
die Hemmschwelle zum Einsatz.

Polizei muss für Deeskalation und Menschenrechte 
einstehen. Der vorgelegte Gesetzentwurf hat eine gegen-
teilige Wirkung, und das ist für uns nicht hinnehmbar.

(Beifall bei der Linken)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat Herr Abgeordneter 

Josef Oster das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Josef Oster (CDU/CSU):
Verehrte, hochgeschätzte Frau Präsidentin! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Auf den ersten Blick könnte man den Eindruck 
gewinnen, dass dies ein eher unbedeutender Tagesord-
nungspunkt ist: Wir führen ein neues Einsatzmittel für 
die Bundespolizei ein. Von diesem Gesetz geht aber 
eine viel weitgehendere Botschaft aus. Nach der Migra-
tionswende, die Innenminister Dobrindt konsequent ein-
geleitet hat,

(Zurufe der Abg. Stephan Brandner [AfD] und 
Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

starten wir jetzt auch eine neue Sicherheitspolitik. Wir 
kümmern uns um die innere Sicherheit in Deutschland. 
Das ist die Botschaft dieses Tages, verehrte Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Irene Mihalic [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Dann fangen Sie 
doch endlich mal damit an, Herr Oster! Da 
haben Sie viel zu tun, Herr Oster!)

Es gibt eine weitere Botschaft, verehrte Kollegin 
Mihalic: Die Phase des politischen Misstrauens,

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, sagen Sie mal „Kennzeichnungs-
pflicht und Kontrollquittungen“! Ich habe es 
noch nicht gehört!)

die wir hier seitens der letzten Bundesregierung über drei 
Jahre erlebt haben und die insbesondere von den Grünen 
ausgegangen ist, ist jetzt zu Ende.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, „endlich vorbei“!)

Wir stehen an der Seite unserer Sicherheitskräfte, und wir 
vertrauen ihnen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie haben eben in Ihrer Rede so ein bisschen den Ein-
druck erweckt, als seien im Vorfeld irgendwelche Fragen 
offengeblieben, als hätte das Innenministerium irgend-
etwas hinterm Berg gehalten. Sie haben doch als Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen eine umfassende Kleine Anfrage 
gestellt, und das Ministerium hat jede Ihrer Fragen um-
fassend beantwortet.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, Sie müssen kontrolliert werden, 
Herr Oster! – Dr. Irene Mihalic [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Nur deswegen weiß 
ich, dass es einen Abschlussbericht gibt, den 
wir nicht kennen!)

Da ist gar nichts offengeblieben. Sie erwecken hier einen 
vollkommen falschen Eindruck.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Diesen falschen Eindruck erwecken erst recht die 
Linken.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, jetzt können Sie weitermachen!)

Es ist auf die Anfrage hin doch ganz klar geantwortet 
worden, dass es in dem Pilotversuch seit 2020 keinerlei 
Verletzungen gegeben hat,

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wo steht das denn? – Sonja Lemke [Die 
Linke]: Schauen Sie mal nach NRW!)

keine schweren Verletzungen und schon gar keine Todes-
fälle, wie hier gerade der Eindruck erweckt wurde.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber wo steht das denn? Steht das im 
Abschlussbericht?)
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Ich komme also zurück zur Sache. Wir müssen ganz 
klar feststellen, dass die Bundespolizei für uns alle unver-
zichtbare Arbeit leistet.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Sie schützt Grenzen, Bahnhöfe, Flughäfen, und das unter 
immer schwierigeren Umständen. Messerangriffe, Be-
drohungen, Respektlosigkeit gegen Polizistinnen und Po-
lizisten, all das nimmt seit Jahren zu. – Ich glaube, da war 
eine Zwischenfrage.

Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Abgeordneter, ich wollte Sie ausreden lassen. Sie 

lassen die Frage der Abgeordneten Dr. Mihalic zu?

Josef Oster (CDU/CSU):
Bitte schön.

Präsidentin Julia Klöckner:
Bitte.

Dr. Irene Mihalic (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Vielen Dank, Herr 

Oster. – Ich habe eine ganz schlichte Frage; ich habe sie 
eben auch zwischengerufen. Sie haben gerade gesagt, in 
der Pilotphase seit 2020 habe es keinerlei Verletzungen 
durch den Einsatz von Tasern gegeben. Ich frage Sie: 
Woher haben Sie denn die Informationen?

(Florian Hahn, Staatsminister: Hat Ihnen 
Nancy Faeser die denn nicht gegeben?)

Uns liegt der Abschlussbericht nicht vor. Ich habe ja eben 
in meiner Rede darauf hingewiesen, dass wir ihn noch 
nicht einsehen konnten. Deswegen ist das eine sehr in-
teressante Information. Vielleicht können Sie zur Aufklä-
rung beitragen. Liegt Ihnen der Abschlussbericht denn 
vor?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Josef Oster (CDU/CSU):
Ich würde Ihnen, verehrte Frau Kollegin, empfehlen, 

die Antworten auf Ihre eigene Kleine Anfrage zu lesen.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Herr Oster, es geht um den Bericht!)

Denn dort steht drin, dass es keine schwereren Verletzun-
gen gegeben hat,

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie weichen aus! – Dr. Irene Mihalic 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie weichen 
aus, Herr Oster!)

sondern nur leichte Schürfwunden, wenn die Menschen 
umfallen,

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das war eine schwache Antwort, Herr 
Oster!)

nachdem sie bewegungsunfähig werden. Das ist ja gerade 
das Ziel eines Tasers. Genau das steht in der ausführ-
lichen Antwort des Ministeriums, mit Zahlen belegt.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja! Das habe ich auch nachgelesen! 
Aber es geht doch um die Details! Es geht 
um die Details! – Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Was haben Sie denn 
zu verbergen, Herr Oster? Geben Sie uns doch 
einfach den Bericht!)

Darum geht es Ihnen doch. Vor allen Dingen hat es keine 
Todesfälle gegeben, wie das hier von den Linken behaup-
tet wurde.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Irene Mihalic 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Die Details, 
Herr Oster!)

Also, es ist immer gut, die Antworten der Bundesregie-
rung, die man selbst erfragt hat, auch zu lesen.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die habe ich gelesen! Es geht um die 
Details, um den Verlauf der Pilotphase!)

Ich empfehle Ihnen, das im Nachgang noch zu machen.
Meine Damen, meine Herren, entscheidend ist – ich 

habe eben die Bedeutung der Bundespolizei erwähnt –, 
dass wir unseren Polizistinnen und Polizisten die Mittel 
an die Hand geben, die sie für ihre eigene Sicherheit und 
eben auch für die Sicherheit der Bevölkerung brauchen. 
Der Taser ist ein solches Mittel. Er ist kein Nice-to-have, 
er ist bitter nötig, und er bietet eine wirksame Möglich-
keit, gefährliche Situationen zu deeskalieren, und das 
ohne den Einsatz einer Schusswaffe. Ich glaube, wir 
alle können es nachvollziehen: Keinem Polizisten fällt 
es leicht, die Schusswaffe zu gebrauchen. Das ist immer 
mit erheblichen psychischen Belastungen verbunden. Um 
hier eine niedrigere Einsatzschwelle zu haben, ist der 
Taser zwingend notwendig.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Katja Strauss-Köster 
[CDU/CSU]: Und in NRW funktioniert er ja!)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, es ist leicht, hier 
im Plenum über Respekt zu sprechen. Doch echter Res-
pekt zeigt sich nicht in schönen Worten oder Applaus, 
sondern in Handlungen. Wer Respekt vor der Bundes-
polizei hat, der gibt ihr das Werkzeug, das sie braucht, 
um ihren Dienst sicher und erfolgreich leisten zu können. 
Deshalb sage ich klar: Der Taser ist nicht das Ziel, aber er 
ist der Anfang für eine realistische und verantwortungs-
volle Sicherheitswende, die den Namen verdient, eine 
Sicherheitswende, die Deutschland voranbringt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der AfD hat Herr Abgeordneter 

Sascha Lensing das Wort.

(Beifall bei der AfD)
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Sascha Lensing (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Wir sprechen heute über ein Thema, 
das für die Sicherheit unserer Bürgerinnen und Bürger 
von elementarer Bedeutung ist: den Schutz derer, die 
uns schützen. Unsere Vollzugsbeamten stehen jeden Tag 
an vorderster Front für Ordnung, für Recht, für Sicher-
heit. Sie riskieren ihr Leben, damit wir in Freiheit leben 
können.

(Beifall bei der AfD)
Doch wie sieht die Realität aus? Unsere Einsatzkräfte 
werden immer häufiger angegriffen, beleidigt, bespuckt. 
Wir alle kennen die Bilder aus den Innenstädten: Gewalt 
gegen Polizei, Respektlosigkeit, Eskalation auf offener 
Straße. Und was haben wir ihnen bisher gegeben? Viel 
zu oft nur warme Worte – und die Hände gebunden.

Dieser Gesetzentwurf ändert das. Wir schaffen Rechts-
sicherheit für den Einsatz von Distanzelektroimpulsgerä-
ten, den sogenannten Tasern. Und das ist gut so! Warum? 
Weil wir unseren Beamten ein wirkungsvolles, verhält-
nismäßiges und vor allen Dingen lebensrettendes Mittel 
an die Hand geben. Ein Taser kann Leben retten, das 
Leben des Beamten, aber auch das Leben des Angreifers.

(Beifall bei der AfD)
Denn die bisherige Alternative ist oft die Schusswaffe, 
und das will niemand.

Die Gegner dieses Gesetzes werden jetzt die alt-
bekannten Phrasen bringen: Grundrechte, körperliche 
Unversehrtheit und, und, und.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ach? Grundrechte sind eine Phrase? 
Das ist ja auch interessant!)

Die Kritiker frage ich: Was ist mit dem Grundrecht unse-
rer Polizeibeamten auf Leben und Sicherheit? Was ist mit 
dem Schutz unserer Bürger vor Gewalttätern? Genau da-
rum geht es hier.

(Beifall bei der AfD)
Wir reden nicht von Willkür, wir reden von Rechtssicher-
heit, von klaren Regeln für den Einsatz. Das ist Rechts-
staat, nicht das Gegenteil.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sagt jemand, gegen den gerade ein Dis-
ziplinarverfahren läuft!)

Meine Damen und Herren, wir von der AfD stehen an 
der Seite derer, die jeden Tag den Kopf für uns hinhalten. 
Wir wollen, dass die Beamten gesund nach Hause kom-
men.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Klären Sie doch erst mal das Diszipli-
narverfahren gegen sich auf! Wir wäre das 
denn?)

Dieser Gesetzentwurf ist ein wichtiger Schritt in die rich-
tige Richtung. Aber lassen Sie mich eines sagen: Es darf 
nicht der letzte Schritt bleiben. Wir brauchen die beste 
Ausrüstung und wieder Respekt vor unseren Ordnungs-
kräften.

(Beifall bei der AfD)

Die AfD-Fraktion wird diesem Gesetzentwurf zustim-
men aus voller Überzeugung; denn Sicherheit ist kein 
Luxus, Sicherheit ist die Grundlage unserer Freiheit.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der AfD – Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Kümmern Sie sich 
um Ihr Disziplinarverfahren!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Abschließend für diesen Tagesordnungspunkt hat aus 

der SPD-Fraktion Herr Abgeordneter Helge Lindh das 
Wort.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Helge Lindh (SPD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Ich bin überrascht, welche Emotionalität diese 
Debatte ausgelöst hat, aber warum nicht.

Erst einmal zum sachlichen Hintergrund. Ich halte es 
für ausgesprochen begrüßenswert – denn das ist nicht 
selbstverständlich –, dass wir jetzt einen rechtlichen 
Weg gehen. Es gibt ja durchaus Sachverständige sowie 
Expertinnen und Experten, die meinen, das sei schon 
durch die bisherige Gesetzgebung abgedeckt. Diese 
Rechtsunsicherheit wollten wir aber nicht in Kauf neh-
men. Deshalb ist es notwendig, richtig und vernünftig, 
jetzt gesetzgeberisch vorzugehen.

Zweitens bin ich dafür, dieses Argument mal umzudre-
hen. Es wurde kritisch angemerkt, dass ja nicht die Ein-
stufung als Hilfsmittel, sondern die Einstufung als Waffe 
erfolgt sei, und das verbunden mit der Unterstellung, wir 
wüssten ja, wie gefährlich das sei. Ich würde das anders 
zu lesen empfehlen, nämlich dass da weder eine Ver-
harmlosung noch eine Fehleinschätzung vorliegt, son-
dern dass wir und das BMI uns gesetzgeberisch sehr 
wohl bewusst sind, dass es hier um einen Grundrechts-
eingriff geht und gleichzeitig um eine Erweiterung der 
Instrumente im Sinne einer Abstufung. Daher ist es eine 
Form von Ehrlichkeit und Sachlichkeit, hier gerade diese 
Entscheidung vorzunehmen.

Der dritte Punkt – das ist mir noch wichtig zu sagen als 
jemand, der im Übrigen die Stärkung der Polizei für 
unbedingt notwendig hält und zugleich auch immer kri-
tisch, sachlich und nüchtern darauf blickt –: Warum 
wurde hier in der Debatte der Ansatz verfolgt, es würde 
jetzt, wenn man dieses Instrument ermöglicht, zu einem 
Ausufern kommen, Beamtinnen und Beamte würden also 
quasi ungehemmt dieses Instrument, diese Waffe, das 
DEIG, benutzen? Ich bin Polizistinnen und Polizisten 
begegnet, die sich sehr viele Gedanken darüber machen, 
wie sie Waffen einsetzen, und die das als eine Möglich-
keit sehen, eben nicht zur Schusswaffe zu greifen und 
Prävention auszuüben. Ich finde, wir sollten uns bemü-
hen, gerade diese Polizistinnen und Polizisten und ihre 
Sorge um Ernsthaftigkeit und Sicherheit ernst zu nehmen. 
Gerade deswegen ist es der richtige Weg, sie jetzt mit 
diesen Tasern auszustatten und nicht von so einer Unter-
stellung auszugehen.
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(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Daher: Wir brauchen eine rechtssicher ausgestattete 

Bundespolizei, wir brauchen dieses Vertrauen. Und 
selbstverständlich werden wir – und nicht nur wir, son-
dern auch die Bundespolizistinnen und Bundespolizisten, 
die Gewerkschaft der Polizei und andere – darauf achten, 
dass dokumentiert wird, dass evaluiert wird, dass die 
Technik immer weiterentwickelt wird und genau be-
obachtet wird und dass klar ist, in welchen Einsatzlagen 
die Anwendung erfolgt.

Daher: Mehr Vertrauen, mehr Glauben an das Sicher-
heitsdenken, das Sicherheitsbedürfnis und das Interesse 
auch von Polizistinnen und Polizisten, möglichst nicht 
schwer zu verletzen und auch Todesfälle und andere dra-
matische Entwicklungen zu vermeiden!

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung des Gesetzent-

wurfes auf Drucksache 21/1502 an die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es 
darüber hinaus weitere Überweisungswünsche? – Das 
kann ich nicht sehen. Dann verfahren wir wie vorgeschla-
gen.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 23: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Stephan Brandner, Thomas Fetsch, Rainer Galla, 
weiteren Abgeordneten und der Fraktion der AfD 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ab-
schaffung des § 188 des Strafgesetzbuchs – 
Stärkung der Meinungsfreiheit und Gleichheit 
vor dem Gesetz 

Drucksache 21/652
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz (f) 
Innenausschuss 
Ausschuss für Kultur und Medien

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache, und für die AfD-Fraktion 
erteile ich das Wort dem Abgeordneten Brandner.

(Beifall bei der AfD)

Stephan Brandner (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das Son-

derrecht für Politiker in § 188 Strafgesetzbuch muss 
weg – sofort, für immer! Denn es ist durch überhaupt 
gar nichts zu rechtfertigen. Das steht für uns als Alterna-
tive für Deutschland fest.

(Beifall bei der AfD)
Dazu eine kleine Geschichte. Stellen wir uns mal ge-

meinsam – oder jeder einzeln – vor: Sie liegen gegen 
6 Uhr morgens noch im Bett, der Wecker droht in weni-
gen Minuten zu klingeln, Sie drehen sich noch einmal 

unter der warmen Decke gemütlich um, und plötzlich 
klingelt es an Ihrer Haustür Sturm, zusätzlich Geklopfe 
und Geschrei. Sie finden glücklicherweise schnell einen 
passenden Bademantel, werfen ihn sich hektisch über und 
wissen gar nicht, was los ist. Als Sie die Tür öffnen, 
trauen Sie Ihren Augen kaum: Vor Ihnen stehen unifor-
mierte und bewaffnete Polizisten, dahinter – und natür-
lich rein zufällig im Schlepptau – Kamerateams des 
Staatsfunks und Reporter der willfährigen, staatsnahen 
schreibenden Propagandatruppen.

Ihr Haus wird durchwühlt, Ihre persönlichsten Gegen-
stände werden durchstöbert, sämtliche gefundenen elek-
tronischen Kommunikationsmittel, also Mobiltelefone, 
Rechner und dergleichen, werden beschlagnahmt und 
mitgenommen, egal wem im Haus sie gehören. Sie hoffen 
immer noch, es handelt sich nur um einen Albtraum; denn 
Sie sind kein Mörder, Sie sind kein Vergewaltiger, Sie 
haben niemandem Leid zugefügt, niemanden an- oder 
abgestochen oder in Tötungsabsicht vor einen Zug ge-
schubst. Niemand hat wegen Ihnen Angst, im Dunkeln 
allein nach Hause zu gehen.

(Rasha Nasr [SPD]: Ihretwegen haben genug 
Leute Angst!)

Niemand hat posttraumatische Belastungsstörungen we-
gen Ihnen und Ihrem Tun.

Was haben Sie getan? Sie haben einen Politiker als das 
bezeichnet, was er ist: als Schwachkopf.

(Beifall bei der AfD – Luke Hoß [Die Linke]: 
Wann hören Sie denn auf, diese Anzeigen zu 
stellen?)

Einen Minister, der Verantwortung dafür trägt, dass er 
ganz weite Teile Deutschlands und die Bürger wirtschaft-
lich ruiniert hat, und der seine Verwandten, Verschwäger-
ten – –

(Luke Hoß [Die Linke]: Sie stellen ständig 
solche Anzeigen!)

– Bitte schön?
(Luke Hoß [Die Linke]: Sie stellen ständig 

solche Anzeigen!)
– Hören Sie doch einfach zu! Dann lernen Sie noch ein 
bisschen was.

(Zurufe von der Linken)
Das hat doch mit dem Thema jetzt gar nichts zu tun.

(Luke Hoß [Die Linke]: Na, doch!)
Ich bin doch jetzt beim „Schwachkopf“. Oder wollen Sie 
sich in die Debatte einbringen? – Nein. Gut.

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD)
Einen Minister, der seine Verwandten, Verschwägerten 

und seine Spezls in lukrative Positionen gehievt hat. Sie 
haben nur Kritik geübt, ja die Wahrheit gesagt und wer-
den nun von einem übergriffigen Staat verfolgt, wie man 
es in einem Schurkenstaat erwarten würde.

In diese Richtung, meine Damen und Herren – das 
muss man leider so deutlich sagen –,

(Rasha Nasr [SPD]: Wer zeigt denn jeden Pups 
an?)
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entwickelt sich Deutschland, was ein Machtsicherungs-
kartell für die Regierenden bedeutet. Sie haben vergessen 
oder verdrängt, dass wir alle Diener des Volkes und quasi 
die Angestellten der Bürger sind, die uns wählen und die 
uns alimentieren. Wir sind keine Majestäten. Wir sind 
Gleiche unter Gleichen, gewählt, um die Interessen der 
Bürger zu vertreten, nicht die eigenen Interessen.

Der Bürger muss auch harte Kritik austeilen können. 
Aber er darf nicht kriminalisiert werden von Paragrafen, 
die Sie für sich selber geschaffen haben, um sich vor 
Kritik zu schützen, und Paragrafen, die zu einem lukrati-
ven Geschäftsmodell geführt haben. Allein im ersten 
Halbjahr 2025 hat die Zentrale Meldestelle für strafbare 
Inhalte im Internet über 3 000 Fälle der angeblichen Po-
litikerbeleidigung registriert. „Zentrale Meldestelle“ – 
das ist Ihre Demokratie, nicht unsere Demokratie, meine 
Damen und Herren.

(Rasha Nasr [SPD]: Wie war das mit den Lis-
ten, wo Lehrer draufstanden, Herr Brandner? 
Tun Sie nicht so!)

In der Vergangenheit kamen zum Beispiel von Habeck 
800 Anzeigen und von Baerbock über 500 Anzeigen in-
nerhalb kürzester Zeit aus den jeweiligen Ministerien. 
Frau Marie-Agnes Strack-Zimmermann, FDP – der eine 
oder andere erinnert sich noch; das waren die, die nicht 
neben uns sitzen wollten, und jetzt sitzen die ganz woan-
ders, aber gar nicht mehr im Parlament –,

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD)
soll Tausende von Strafanzeigen erstattet haben, und ein 
von einem FDP-Mitglied gegründetes Unternehmen soll 
davon finanziell profitieren, meine Damen und Herren. 
Das ist einfach die Entwicklung in einem Staat, in dem 
wir als Alternative für Deutschland eigentlich gar nicht 
leben wollen.

(Rasha Nasr [SPD]: Na dann tschüs! Tschüs-
si! – Tarek Al-Wazir [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Na, dann geh doch nach drüben!)

Die Freiheit der kritischen Äußerung darf kein Luxus 
sein, sie sollte einer Demokratie immanent sein.

(Rasha Nasr [SPD]: Niemand wird Sie ver-
missen!)

– Haben Sie eine Zwischenfrage? Dann müssen Sie sich 
deutlicher melden und nicht nur rumkeifen.

Wer die Freiheit der kritischen Ordnung, der kritischen 
Äußerung einschränkt, ist eher ein Despot als ein Demo-
krat, und der entzieht dem freien Bürger, dem Souverän, 
ein Instrument, das der freie Bürger, der Souverän, zwin-
gend braucht, nämlich die scharfe, unbequeme Stimme.

(Beifall bei der AfD)
Und die muss er erheben dürfen, ohne Angst vor straf-
rechtlichen Konsequenzen zu haben.

Das Strafrecht – wir sind ja beim Strafrecht – darf nicht 
weiter eine Waffe der Herrschenden, der Regierenden 
sein, mit der kritiklose Macht gesichert werden soll. Die 
Abschaffung des Sonderstraftatbestandes der Politikerbe-
leidigung muss der nächste Schritt sein. Der übernächste 
Schritt ist dann die Abschaffung des Sonderstraftat-
bestandes der Bundespräsidentenbeleidigung. Dazu 

wird noch ein Gesetzentwurf von uns kommen. Wir alle 
sind Bürger eines Landes und als solche geschützt über 
die normalen Vorschriften zur Beleidigung. Da gibt es gar 
keine Regelungslücke.

(Beifall bei der AfD)
Alles in allem: Folgen Sie unserem Gesetzentwurf, 

damit wir, wenn er angenommen wurde, wieder in einem 
Deutschland leben, das ein bisschen freier ist und in dem 
nicht nur die Gedanken frei sind, sondern auch Kritik und 
Meinungsfreiheit ohne Angst vor morgendlichen Polizei-
übergriffen möglich sind! Entscheiden Sie im Sinne der 
Bürger, entscheiden Sie im Sinne der Freiheit!

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Werter Herr Abgeordneter Brandner, ich möchte da-

rauf hinweisen, dass über die Frage, ob eine Zwischen-
frage gestellt oder zugelassen wird, der amtierende Prä-
sident entscheidet und nicht der Redner.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Es ist ja keine 
gestellt worden! – Stephan Brandner [AfD]: 
Das ist nicht ganz korrekt!)

– Verzeihen Sie, ich versuche nur, eine Erläuterung zu 
geben. Was Sie daran nicht korrekt finden, können Sie 
dann bewerten, wenn ich fertig gesprochen habe.

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, aber der Redner 
entscheidet darüber, nicht der Präsident!)

– Nein, der Redner entscheidet nicht darüber, ob ich es 
zulasse. Sie entscheiden dann, wenn ich gefragt habe. 
Und ungefragt einfach hier die Leitung zu übernehmen, 
ist eine Anmaßung, die ich nicht akzeptieren will.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken – Stephan Brandner [AfD]: 
Verstehe ich!)

Und, Herr Abgeordneter Brandner, Begriffe wie 
„Schwachkopf“, „Staatsfunk“ und „Schurkenstaat“ finde 
ich unangemessen.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken und der 
Abg. Rasha Nasr [SPD])

Ich darf das Wort dem Abgeordneten der CDU/CSU- 
Fraktion, Herrn Müller, erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Axel Müller (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! In wenigen Tagen, am 20. September 2025, 
jährt sich zum 150. Mal der Geburtstag des Zentrums-
politikers Matthias Erzberger. Er übernahm Verantwor-
tung und unterzeichnete den Waffenstillstand in Com-
piègne, als sich der Kaiser und seine rechten Generäle 
aus der Verantwortung für den Ersten Weltkrieg davon-
schlichen. Dafür wurde Erzberger insbesondere von der 
rechten Propagandapresse des Verlegers Alfred Hugen-
berg so lange angefeindet, bis zwei rechte Freikorpsmit-
glieder ihn am 26. August 1921 erschossen.
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(Stephan Brandner [AfD]: Interessant!)

Am 2. Juni 2019 wurde der Kasseler Regierungsprä-
sident Walter Lübcke auf der Terrasse seines Hauses er-
schossen. Er übernahm als Regierungspräsident für die 
Unterbringung von Flüchtlingen Verantwortung. Vor der 
Tat fanden Hass und Hetze gegen Walter Lübcke im In-
ternet statt, und auch nach der Tat postete ein Internet-
nutzer Folgendes: „Die Drecksau hat den Gnadenschuss 
bekommen!“

Was früher Hugenbergs Propagandapresse war, ist 
heute das Internet. Ständig nehmen Hass und Hetze darin 
zu. Das Netz mutierte zu einem scheinbar rechtsfreien 
Raum, in dem unter dem Mantel der Anonymität Un-
denkbares auf einmal sagbar und mit der Dauer sogar 
hoffähig geworden war. Aus Worten wurden Taten.

Nach dieser Entwicklung beschloss der Deutsche Bun-
destag auf Betreiben der damaligen Bundesregierung im 
Jahre 2020 ein umfangreiches Gesetzespaket mit zahl-
reichen Änderungen im Strafgesetzbuch, in der Straf- 
prozessordnung und im sogenannten Netzwerkdurchset-
zungsgesetz. Eine davon bezog sich auf den § 188 StGB, 
der in der Tat eine erhöhte Strafdrohung vorsieht, wenn 
sich eine Beleidigung, üble Nachrede oder Verleumdung 
gegen einen Politiker richtet und mit seiner Stellung im 
öffentlichen Leben zusammenhängt.

Ein wichtiger Zusatz war, dass dies auch auf die Man-
datsträger auf kommunaler Ebene erstreckt wurde; denn 
Demokratie findet gerade dort, auf kommunaler Ebene, 
hautnah, erlebbar statt. Es war ebenso wichtig, den 
Staatsanwaltschaften die Möglichkeit zur Strafverfol-
gung zu geben, wenn sich der eingeschüchterte Geschä-
digte nicht traut, diese durch einen entsprechenden Straf-
antrag in Gang zu setzen.

Im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens waren sich 
alle Sachverständigen in einer Anhörung des Rechtsaus-
schusses einig, dass ein entsprechender gesetzgeberischer 
Handlungsbedarf bestand, um zu unterbinden, dass es 
den Feinden der demokratischen und pluralistischen Ge-
sellschaft durch diffamierende Äußerungen bis hin zu 
Gewalt- und Morddrohungen gelingt, den offenen Dis-
kurs so weit zu verengen, dass am Ende nur noch die 
eigene Sicht- und Denkweise übrig bleibt. Denn das ist 
genau das Gegenteil der freien Meinungsäußerung im 
Sinne des Artikels 5 Absatz 1 Grundgesetz.

Es ist sehr wohl erlaubt, offensiv Meinungen zu ver-
treten, auch wenn dies in zugespitzter Art und Weise oder 
sogar aggressiver Form geschieht. Das hat das Bundes-
verfassungsgericht immer wieder entschieden.

Allerdings hat es auch deutlich gemacht, dass der un-
gezügelten Art und Weise, seine Meinung zu vertreten, 
Grenzen gesetzt sind. Das ist beispielsweise dann der 
Fall, wenn herabsetzende Äußerungen die Menschen-
würde eines anderen antasten oder sich als Formalbelei-
digung oder Schmähung darstellen. Dann tritt die Mei-
nungsfreiheit hinter den Ehrenschutz zurück. Das ist 
Ausfluss der Menschenwürde. Solche Grenzen setzt und 
überwacht der demokratische Rechtsstaat dann – und 
wenn wie in der aufgezeigten Entwicklung der Fall und 
notwendig – auch mit dem Strafrecht und mit dem Straf-
prozessrecht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das Gesetzespaket von 2020, von dem ein Teil auch den 
§ 188 StGB betrifft, den Sie hier anfechten, hat daher an 
Richtigkeit in seiner Gesamtheit und in Bezug auf jede 
einzelne darin enthaltene Vorschrift, insbesondere auch 
den § 188 StGB, nichts verloren.

Im Übrigen – abschließend – tritt hier eine scheinhei-
lige Doppelmoral der AfD zutage; denn deren Bundes-
sprecherin Alice Weidel hat Anzeigen in dreistelliger 
Zahl wegen angeblicher Verstöße gegen § 188 StGB er-
stattet und mit entsprechender Antragstellung ausdrück-
lich um eine Strafverfolgung gebeten.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ach! Nein! Das ist ja unerhört! – 
Carmen Wegge [SPD]: Hört! Hört! – Claudia 
Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Un-
erhört!)

Einmal mehr erweist sich der Spruch „Wer im Glashaus 
sitzt, sollte nicht mit Steinen werfen“ –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Axel Müller (CDU/CSU):
– als richtig.
Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Peter Bohnhof [AfD]: Schwach! 
Ganz schwach!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für Bündnis 90/Die Grünen Helge Limburg 

das Wort erteilen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Helge Limburg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Herr Brandner, weil Sie gerade in Ihrer Rede 
gesagt haben, Sie wollen in diesem Land gar nicht leben: 
Das hat mich überrascht. Sie müssen hier auch gar nicht 
leben.

(Stephan Brandner [AfD]: Soll ich mich um-
bringen, oder was? – Gegenruf der Abg. 
Claudia Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Na, so viel jetzt auch nicht! – Weiterer 
Gegenruf des Abg. Timon Dzienus [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]; Tschüs!)

Also, ich bin ganz optimistisch, dass Russland mit Ihrem 
Freund Wladimir Putin

(Timon Dzienus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Oder nach China!)

oder auch andere Länder Ihnen Aufnahme anbieten.

(Zuruf: Krah vermittelt!)
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Niemand zwingt Sie dazu, wenn Sie das doch eigentlich 
gar nicht wollen.

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, im 
Bereich des Strafrechts gibt es in der Tat bei der AfD 
ein sehr auffälliges Muster. In nahezu allen Bereichen 
fordern Sie immer wieder Verschärfungen des Straf-
rechts. Sie fordern die Absenkung der Strafmündigkeit. 
Sie fordern insgesamt mehr Härte durch den Rechtsstaat. 
Nur wenn es um das Thema „Hass und Hetze“ geht,

(Stephan Brandner [AfD]: Es geht um die 
Meinungsfreiheit!)

dann entdecken Sie plötzlich den vermeintlichen Libera-
len in sich, dann soll auf einmal ganz viel erlaubt sein.

Es drängt sich hier schon mehr als der Verdacht auf: 
Sie und Ihre Helfershelfer wollen den Diskurs immer 
weiter verrohen, Sie wollen durch aggressive Sprache 
das politische Klima vergiften, Sie wollen Zwietracht 
säen, und das alles bitte schön ohne rechtliche Folgen. 
Das ist so durchschaubar wie moralisch verwerflich, 
meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Axel Müller [CDU/CSU])

Dabei versuchen Sie immer wieder – jetzt gerade ha-
ben wir es wieder gehört –, Ihre finsteren Absichten mit 
dem Mäntelchen der Meinungsfreiheit zuzudecken. Da-
bei ist die Grenze zwischen Hass und Hetze, klaren Fak-
ten und Meinungsfreiheit gar nicht so schwer zu erken-
nen, wie Sie uns das glauben machen wollen.

(Stephan Brandner [AfD]: Herr Fechner 
konnte das schön erklären!)

Wenn zum Beispiel Sie, Herr Brandner, eine kritische 
Journalistin im Internet beleidigen oder indirekt zu Be-
leidigungen aufrufen, dann ist das Hass und Hetze und 
natürlich grundsätzlich strafbar, und es ist richtig, dass 
deswegen ermittelt wird.

(Stephan Brandner [AfD]: Wonach ist denn 
Hass und Hetze strafbar, Herr Limburg? Nen-
nen Sie mal den Paragrafen!)

Wenn ich hier im Plenum dann darauf hinweise, dass 
wir erst gestern wieder mal die Immunität von Herrn 
Brandner und Herrn Krah aufheben mussten wegen Er-
mittlungen wegen Bestechlichkeit und Geldwäsche, we-
gen des Verdachts, dass Herr Krah sich von China hat 
kaufen lassen, also chinesische und nicht deutsche Inte-
ressen in diesem Parlament vertritt,

(Dr. Christian Wirth [AfD]: Wissen Sie das? – 
Knuth Meyer-Soltau [AfD]: Abwarten!)

dann sind diese wiederholten Immunitätsaufhebungen 
und Ermittlungen Fakten, meine Damen und Herrn.

Und wenn ich ferner darauf hinweise, dass erst gestern 
die Verurteilung Ihres Thüringer Landeschefs, Björn 
Höcke, wegen Verwendung verfassungswidriger Kenn-
zeichen rechtskräftig geworden ist, dann ist auch das 
ein Fakt. Fakten zu nennen, ist nicht strafbar, auch 
wenn das für Sie höchst unangenehm sein mag.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

Linken – Stephan Brandner [AfD]: Das will 
doch überhaupt keiner verbieten!)

Und wenn ich dann aus diesen Fakten den Schluss 
ziehe, dass der, der so konsequent Straftäter in Par-
lamente entsendet, eine Schande für diese Parlamente 
ist und dass dringend ein Parteiverbotsverfahren gegen 
Sie in Karlsruhe eingeleitet werden sollte,

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, machen Sie 
doch! Legen Sie los!)

dann ist das meine Meinung, die Ihnen vielleicht nicht 
gefällt, die Sie aber aushalten müssen.

Meine Damen und Herren, diese Grenzen sind klarer, 
als Sie es suggerieren. Natürlich: Ja zur Meinungsfrei-
heit, aber Nein zu Hass, Hetze und Verunglimpfung – 
das ist die Grenze, die der Rechtsstaat zieht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Axel Müller [CDU/CSU] – Stephan 
Brandner [AfD]: Alle einsperren, die was sa-
gen!)

Meine Damen und Herren, der Kollege Müller hat ge-
rade zu Recht Ausführungen zur Entstehungsgeschichte 
und zur Notwendigkeit von Gesetzesverschärfungen im 
Bereich der Hetze im Internet gemacht. Ob jede einzelne 
Anwendung des § 188 Strafgesetzbuch, jede einzelne 
Ermittlungsmaßnahme angemessen ist, darüber mag 
man diskutieren.

(Stephan Brandner [AfD]: Fragen Sie doch mal 
Ihre Spezls Baerbock und Habeck!)

Auch darüber, ob es vielleicht noch weitere, noch bessere 
Instrumente gibt, um den Demokratinnen und Demokra-
ten und in der Tat gerade auch denen, die sich auf kom-
munaler Ebene für unsere Demokratie engagieren, den 
Rücken zu stärken, kann sicherlich diskutiert werden.

Das kann aber nicht glaubwürdig diskutiert werden vor 
dem Hintergrund eines Antrags einer Partei,

(Stephan Brandner [AfD]: Das ist kein Antrag 
einer Partei, sondern einer Fraktion, Herr 
Limburg! Den Unterschied sollten Sie ken-
nen!)

deren ganzes Wirken auf die Verunglimpfung der Reprä-
sentanten unseres Landes ausgerichtet ist, einer Partei, 
die das politische Klima hier im Bundestag auch heute 
wieder vergiftet, die durch Bedrohung, Hass und Hetze 
die Meinungsfreiheit ihrer Kritiker de facto massiv ein-
schränkt, einer Partei, die für China und Russland arbei-
tet, einer Partei, die vieles im Sinn hat, aber sicherlich 
nicht die Meinungsfreiheit Andersdenkender, die sicher-
lich nicht das Wohl unseres Landes im Sinne hat.

(Tobias Ebenberger [AfD]: Das ist völliger 
Blödsinn! Völliger Blödsinn!)

Nein, meine Damen und Herren, in dieser Frage besitzen 
Sie überhaupt keine Glaubwürdigkeit.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Axel Müller [CDU/CSU])
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Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für die SPD-Fraktion Helge Lindh das Wort 

erteilen.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Helge Lindh (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Als 

Erstes zur Beruhigung der AfD: Dass ich ein grünes 
Sakko und grüne Schuhe trage,

(Stephan Brandner [AfD]: Das sind doch keine 
grünen Schuhe! – Dr. Malte Kaufmann [AfD]: 
Vor allem das blaue Hemd ist sehr schön!)

ist kein Geheimauftrag von Baerbock und Habeck.
Was wir heute erleben, ist ein großer Zaubertrick der 

AfD – und das kann ich auch lückenlos nachweisen –,
(Stephan Brandner [AfD]: Abrakadabra! – 
Tobias Ebenberger [AfD]: Abrakadabra!)

ein wirklich perfides, auf die Spitze getriebenes Täu-
schungs- und Vexierspiel und letztlich eine leider perfek-
tionierte Täter-Opfer-Umkehr, die Sie betreiben.

(Stephan Brandner [AfD]: Danke schön!)
Wovon reden wir nun im Zusammenhang mit den Fäl-

len von § 188 StGB? Leute schreiben mir zum Beispiel – 
ich zitiere –: „Helge, der gesichert linksextreme Schwu-
le“, „Das ist eine typische Pädophilenfresse“, „Es tut mir 
wirklich leid, wie man so furchtbar von der Natur bestraft 
werden kann“, „Das kommt dabei raus, wenn Bruder und 
Schwester Liebe machen“

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Aber das ist ja 
auch sonst strafbar! Darum geht’s doch!)

oder: „Das ist Helge Lindh. Mit dem typischen Gesicht 
eines Politikers der SPD, das nur eine Mutter lieben kann, 
und der Körperhaltung eines wirbellosen Weichtiers“ 
oder – nächste Steigerungsstufe –: „Müssen Sie bald 
wieder umziehen, weil Ihre Adresse geleakt wird? Sie 
sind wohl schon sehr beliebt?“ oder: „Wegen deiner re-
nitenten Art sind wir auf dich aufmerksam geworden und 
haben einen Wettbewerb ausgerufen, wer dich zuerst ab-
schlachtet“ oder: „Man kann dir also bequem vorher den 
Hals lüften, etwa mit Schrotladungen aus nächster Nähe. 
Dann würde man noch die Wand hinter dir mit deinem 
Gehirn streichen, es würden Gehirnbrocken weitläufig im 
Raum verteilt werden und die Tatortreiniger hätten eine 
Menge Arbeit“ usw. usf. Und das ist nicht mal das 
Schlimmste.

Viele Kolleginnen und Kollegen, insbesondere solche, 
die als migrantisch identifiziert werden, erleben jeden 
Tag noch viel Schlimmeres, digital und leider auch, was 
Sexismus und Rassismus betrifft, in Zwischenrufen und 
Kommentaren hier im Deutschen Bundestag. Darüber 
reden wir. Das ist aus Ihrer Sicht also Meinungsfreiheit. 
Ich sehe, wir haben Unterschiede.

Und jetzt kommen wir mal zu Ihrem Täuschungsspiel. 
Das hat bei Ihnen Prinzip. Denn die Moral der AfD ist ja 
die Doppelmoral, und Ihr Ethos ist die Bigotterie. Das ist 
leider der Fall. Ihr Umgang mit Wahrheit ist die Be-
schwörung von Unwahrheit. Das sind Ihre Leitprinzipien.

(Stephan Brandner [AfD]: Herr Lindh, glauben 
Sie das eigentlich selber, was Sie da erzählen?)

Wenn wir uns konkret angucken, wie Sie arbeiten, ist 
das mustergültig zu dokumentieren. Sie unterstellen uns 
ja, wir würden wieder Majestätsbeleidigungsparagrafen 
einführen wollen. Und dann sagen Sie: Das sind ja die 
Politiker, die ihre Befindlichkeiten haben, die so emp-
findlich sind und die so mimosenhaft sind. – Aber wer 
sind denn die größten Mimosen in diesem Land? Sie 
haben die politische Feigheit und die Mimosenhaftigkeit 
zum Goldstandard erhoben.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der Linken)

Im Übrigen nutzen Sie auch gerne selbst den § 188 StGB. 
Das nenne ich Scheinheiligkeit und Doppelmoral.

Ein zweiter Punkt, den Sie uns auch vorwerfen, lautet, 
wir würden jetzt wieder den Obrigkeitsstaat einführen. 
Der Witz bei dieser Verkehrung ist aber: Die Einzigen, 
die den Obrigkeitsstaat gewiss einführen, wenn sie an die 
Macht kommen, sind Sie.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Dann erleben wir nicht mehr Gewaltenteilung. Dann wer-
den Gerichte geschleift. Sie sollten die Letzten sein, die 
anderen vorwerfen, von Obrigkeit zu sprechen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischenfrage 

aus der AfD-Fraktion gestatten?
(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Bitte nicht!)

Helge Lindh (SPD):
Ach, immer gerne. Das gab es so lange nicht mehr; 

deshalb freue ich mich, dass die AfD gerne von mir 
noch mal abgestraft werden will. Bitte schön.

(Stephan Brandner [AfD]: Wir hören immer 
wieder gerne zu, Herr Lindh!)

Dr. Malte Kaufmann (AfD):
Herr Lindh, vielen Dank, dass Sie die Zwischenfrage 

zulassen. – Die Äußerungen gegen Ihre Person, die Sie 
genannt haben, sind schlimm. Wir haben auch öfter schon 
solche Erfahrungen gemacht. Uns geht es ja nur darum, 
dass Äußerungen, die strafbar sind, Beleidigungen, jeder 
zur Anzeige bringen kann und nicht nur Politiker; deshalb 
haben wir in diese Richtung argumentiert. Würden Sie 
das zur Kenntnis nehmen?

Helge Lindh (SPD):
Ich nehme zur Kenntnis, dass Sie Ihren eigenen Ge-

setzentwurf offensichtlich nicht vollends verstanden ha-
ben, auch nicht die Diskussion darüber und auch nicht ein 
Bundesverfassungsgerichtsurteil von 2020. Es geht hier 
nämlich nicht darum, wie Sie suggerieren – das ist auch 
eine Täuschung –, dass es eine besondere Privilegierung 
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für Politikerinnen und Politiker geben sollte. Im Übrigen 
geht es um Personen im politischen Leben, nicht nur im 
engeren Sinne, sondern hier geht es in der Erweiterung 
insbesondere auch um Kommunalpolitikerinnen und 
Kommunalpolitiker und in dem Zusammenhang gerade 
um ihr Auftreten im öffentlichen Bereich und das öffent-
liche Wirken.

Hier kommt der Punkt, und da wird es juristisch span-
nend: Wir haben ja die Abwägung von Meinungsfreiheit, 
Persönlichkeitsrechten, Ehrschutz. Deutlich gemacht hat 
aber das Verfassungsgericht, dass wir im digitalen Zeit-
alter, in einem Zeitalter dieser massenhaften, scheinbar 
normalen Beleidigungen, Beschimpfungen – Klammer 
auf: denen Sie Vorschub leisten; Klammer zu –, die Di-
mension beachten müssen, dass ebendiese Beleidigungen 
öffentlich stattfinden und dass es dann nicht mehr um die 
Abwägung von Meinungsfreiheit oder Persönlichkeits-
rechten geht, sondern darum, dass die Äußerungen, die 
aus der Perspektive der Meinungsfreiheit gemacht wur-
den, die Meinungsfreiheit aller gefährden, dass die Per-
sonen zum Schweigen gebracht werden sollen, nämlich 
Politikerinnen und Politiker, die die Stimme dagegen er-
heben.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Deshalb danke ich für diese Frage, weil sie mir ermög-
licht, ein Beispiel zu geben. Das ist eben Ihr Trick: Sie 
behaupten, wir würden Privilegierung und Silencing von 
Kritik betreiben. Das Gegenteil ist der Fall. Diejenigen, 
die mir schreiben und die anderen schreiben, betreiben 
Silencing, weil sie wollen, dass Leute nicht mehr den 
Mund aufmachen, dass sie sich nicht mehr für Demokra-
tie einsetzen, dass sie aus Ohnmacht und aus Gewöhnung 
an den Hass das akzeptieren. Deshalb geht es hier mit-
nichten um Privilegierung von Politikerinnen und Politi-
kern, sondern es geht um den Schutz von Leuten, die für 
die Demokratie eintreten.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Im Übrigen haben wir uns ja auch dafür eingesetzt, dass 
Menschen, die im öffentlichen Dienst arbeiten, bei der 
Feuerwehr usw., geschützt werden, also mitnichten nur 
für Politiker.

(Stephan Brandner [AfD]: Von der Feuerwehr 
steht auch nichts drin!)

Nachdem Sie mir die Möglichkeit gegeben haben, Sie 
noch mal zu widerlegen, kommen wir zu dem nächsten 
Punkt, nämlich dem der Meinungsfreiheit; die haben Sie 
ja eben wieder gezeigt. Der Witz ist aber, dass Ihr Ver-
ständnis von Meinungsfreiheit letztlich ist: Meinungs-
freiheit ist unsere Meinungsfreiheit. – Also, wenn es um 
Ihre Meinungsfreiheit geht, ist Ihnen Meinungsfreiheit 
besonders wichtig; aber wehe, es äußern Leute eine Mei-
nung, die Ihnen nicht passt. Dann wird es ganz schnell 
eng, und dann verendet und verschwindet dieses Ver-
ständnis für Meinungsfreiheit.

(Stephan Brandner [AfD]: Wo denn? Nennen 
Sie mal ein paar Beispiele!)

Also ist auch das ein Täuschungsspiel.
Kommen wir zum dritten Punkt. Sie suggerieren in der 

Begründung zu Ihrem Gesetzentwurf auch, man wolle 
Kritik verhindern, Kritik nicht möglich machen. Was pas-
siert denn hier? Weil wir so überzeugt sind von unserem 
Grundgesetz und weil wir das so leben, können Sie sich 
so äußern, bis an die Schmerzgrenze und darüber hinaus. 
Deshalb wird notorisch in diesem Land Rassismus ge-
äußert, digital massenhaft. Deshalb ist das alles möglich. 
Mitnichten wird Kritik zum Schweigen gebracht; das 
Gegenteil ist der Fall. Unsere Demokratie lässt es eben 
zu, dass sie von innen so unterlaufen wird, wie Sie das 
praktizieren. Auch da haben Sie sich wieder verlaufen.

Kommen wir zum nächsten Punkt. Sie sprechen davon, 
es gebe Start-ups der Abmahnungen und eine Abmahn-
industrie. Das sei ein Recycling. Sie haben auch immer 
von der Asylindustrie gesprochen. Das ist nur eine Ab-
lenkung. Was wir haben, ist eine Hassindustrie, die Sie 
jeden Tag betreiben und an die wir uns leider allzu sehr 
gewöhnt haben. Also ist auch das ein Ablenkungsmanö-
ver.

Wenn wir sagen: „Hass und Hetze!“, rufen Sie: „Bin-
go!“ und machen sich lustig darüber. Wenn wir sagen: 
„Putin!“, machen Sie sich lustig darüber. Auch wenn 
wir darauf hinweisen, wie Ihre Verbindungen zu rechts-
extremen Organisationen sind, machen Sie sich lustig 
darüber.

(Stephan Brandner [AfD]: Ist das verboten, 
oder was?)

Aber der Skandal ist doch nicht, dass wir wieder und 
wieder darauf hinweisen müssen, sondern der Skandal 
ist, dass Hass und Hetze von Ihnen zur Normalität erklärt 
worden sind, und der Skandal ist, dass die Verharmlosung 
Ihrer Beziehungen zu Putin Normalität geworden ist. Der 
Skandal ist nicht unsere Benennung Ihrer Bezüge zum 
Rechtsextremismus, sondern ist Ihr Rechtsextremismus. 
Auf dieses Täuschungsspiel dürfen wir eben nicht herein-
fallen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der Linken)

Die allergrößte Täuschung – und deshalb müssen wir 
wach werden und dürfen nicht leiser sein, sondern müs-
sen noch lauter werden – betrifft den Artikel 1 des Grund-
gesetzes, den wir ja alle kennen: „Die Würde des Men-
schen ist unantastbar.“

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Helge Lindh (SPD):
Sie wollen den Eindruck erwecken: Nein, die Würde 

des Menschen ist antastbar, und das ist so in Ordnung. – 
Nein, es ist nicht in Ordnung. Ich jedenfalls und viele 
andere werden nicht die Klappe halten, solange wir leben 
und solange wir in diesem Parlament sprechen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
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ordneten der Linken – Dr. Malte Kaufmann 
[AfD]: Sie sind das beste Beispiel für Hass 
und Hetze und Pauschalisierung!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die Fraktion Die Linke darf ich Luke Hoß das Wort 

erteilen.

(Beifall bei der Linken)

Luke Hoß (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Abgeordnete! „Stärkung 

der Meinungsfreiheit und Gleichheit vor dem Gesetz“ – 
aha! Dass das von den Faschisten der AfD kommt,

(Zuruf von der AfD: Pfui! – Stephan Brandner 
[AfD]: Herr Präsident, haben Sie das gehört? – 
Weitere Zurufe von der AfD)

das hätte sich kein Komiker ausdenken können. Man 
kann darüber sprechen, ob Beleidigungen das öffentliche 
Wirken von Politikerinnen und Politikern überhaupt 
schwerer machen können. Niemand denkt wirklich, 
dass AfD-Abgeordnete im Stall stehen, weil sie jemand 
als Schwein bezeichnet hat. Man kann und sollte darüber 
sprechen, warum gerade Politiker/-innen besonders ge-
schützt werden. Es sind doch Migrantinnen und Migran-
ten, Queers und viele mehr, die jeden Tag von Ihnen und 
Ihren Handlangern bedroht werden.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber genau das ist das Absurde an diesem Gesetzent-
wurf. Sie von der AfD sind es doch, die aufrechte Anti-
faschistinnen und Antifaschisten mit jedem Mittel ein-
schüchtern wollen.

(Zuruf von der AfD: „Aufrecht“!)

Das ist genau eins Ihrer Lieblingsmittel. Sie zeigen arme 
Bürger/-innen an, nur weil sie ihre Meinung gesagt ha-
ben. Sie haben Hunderten die Polizei auf den Hals ge-
hetzt. Sie sitzen hier und stecken sich Zehntausende Euro 
ein, lassen sich rumchauffieren und checken Ihre fetten 
Aktiendepots.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Und trotzdem setzen Sie dann mutmaßlich auch noch Ihre 
Mitarbeiter/-innen darauf an, Opfer für Ihre Masche zu 
suchen. Schäbig!

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Stephan Brandner [AfD]: Richtig niedlich, was 
Sie hier erzählen!)

Sie inszenieren sich mit Ihrem Gesetzentwurf als An-
walt der kleinen Leute.

(Stephan Brandner [AfD]: Sind wir! Der nor-
malen Leute!)

Dabei sind Sie es, die dafür sorgen, dass Bürger/-innen 
früh am Morgen aus dem Schlaf gerissen werden, wie Sie 
das gesagt haben, Herr Brandner,

(Stephan Brandner [AfD]: Soll vorkommen!)

die dafür sorgen, dass bewaffnete Polizisten vor ihrer Tür 
stehen. Wenn es gut läuft, wird geklingelt; wenn nicht, 
wird die Tür mit einer Ramme aufgebrochen. Da müssen 
völlig verstörte Bürger/-innen zusehen, wie ihre Woh-
nung auf den Kopf gestellt wird. Kinder fangen an, zu 
weinen. Computer, Handys, Festplatten, alles wird mit-
genommen. Es wird Monate dauern, bis das zurückgege-
ben wird. Ob man darauf angewiesen ist, um zu arbeiten, 
um zu lernen, um Freundinnen und Freunde, um die 
Familie anzurufen, das ist Ihnen doch egal, weil Sie Leute 
bestrafen wollen, die Haltung gegen Ihre Verbrecher-
bande zeigen.

(Beifall bei der Linken – Zuruf von der AfD: 
Was? – Stephan Brandner [AfD]: Das ist die 
gelebte Würde des Parlaments! – Dr. Malte 
Kaufmann [AfD]: Hass und Hetze in fast je-
dem Satz! – Stephan Brandner [AfD]: Ich habe 
schon zwei Ordnungsrufe gehört jetzt! – 
Dr. Christoph Birghan [AfD]: Artikel 1 Grund-
gesetz gilt für alle, junger Mann! – Stephan 
Brandner [AfD]: Ich habe jetzt zwei Ordnungs-
rufe gehört! – Weiterer Zuruf von der AfD: Die 
Gesetze gelten für alle, junger Mann!)

Ein Rentner, der sein Leben lang hart gearbeitet hat, 
muss von seinem wenigen Geld 300 Euro Strafe zahlen, 
jemand anderer – ein Mechatroniker kurz vor dem Ruhe-
stand – 7 200 Euro, weil Sie die ganze Macht des Staates 
auffahren, um ganz normale Bürger/-innen um ihr hart 
verdientes Geld zu bringen – und das alles nur, weil 
zum Beispiel jemand zu Alice Weidel gesagt hat: 
„Nazi-Sau“.

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken – Zuruf von der AfD: 

Unglaublich!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter Hoß – –

(Stephan Brandner [AfD]: Zwei Ordnungsrufe 
höre ich da!)

– Herr Brandner, wenn Sie mir vorschreiben wollen, was 
ich hier oben zu tun habe, dann nehme ich das zur Kennt-
nis. Ich bin von Ihrer Fraktion gebeten worden, jetzt das 
Wort zu nehmen, und Sie hindern mich daran, das zu tun. 
Ich finde das unangemessen.

Herr Abgeordneter Hoß, ich finde es nicht in Ordnung, 
dass Sie die AfD als „Faschisten“ ansprechen, und ich 
finde es auch nicht akzeptabel, dass Sie die AfD als „Ver-
brecherbande“ ansprechen. Deswegen würde ich das 
gerne als nicht akzeptabel qualifizieren.

(Stephan Brandner [AfD]: Das war’s jetzt?)
– Herr Brandner, wenn Sie das Handeln des Präsidenten 
kommentieren wollen,

(Axel Müller [CDU/CSU]: Permanent!)
dann kommentiere ich gleich Ihr Handeln.

(Beifall der Abg. Rasha Nasr [SPD] und 
Mareike Hermeier [Die Linke] – Zuruf: Auch 
permanent! – Abg. Stephan Brandner [AfD] 
spricht mit Abgeordneten der AfD)
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– Herr Brandner, wenn Sie die Einberufung des Ältesten-
rats wünschen: Es steht Ihnen frei.

(Stephan Brandner [AfD]: Wir unterhalten 
uns!)

Aber ich finde es jetzt ausgesprochen unangenehm, wenn 
Sie mir vorschreiben wollen, wie ich hier die Sitzung zu 
leiten habe.

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, machen Sie das 
ruhig! Weiter so!)

– Ja, Herr Brandner, das mache ich auch. Ich erinnere 
mich, bei welchem Tagesordnungspunkt ich hier gestern 
Abend die Sitzung zu leiten hatte.

Ich darf für die CDU/CSU-Fraktion aufrufen den Ab-
geordneten Christian Moser.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Christian Moser (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir 

behandeln heute einen Gesetzentwurf zur Abschaffung 
des § 188 StGB, der letztes Jahr fast genau so eingebracht 
wurde. Warum wurde dieser Paragraf im Strafgesetzbuch 
eingeführt? Juristisch handelt es sich um eine Qualifika-
tion – das stimmt –: Wir heben etwas heraus, wir bestra-
fen Beleidigung und üble Nachrede unter der Vorausset-
zung stärker, dass die Tat geeignet ist, das öffentliche 
Wirken eines Amtsträgers zu erschweren. Natürlich 
kann man fragen: Warum muss das sein? Warum brau-
chen wir das? Sie sprechen von einem „Sonderrecht“. 
Wie bei jedem Straftatbestand und jeder Strafverschär-
fung müssen wir fragen: Gibt es dafür ein Bedürfnis?

Politiker stehen in ganz besonderer Art und Weise in 
der Öffentlichkeit – nicht nur sie, sondern auch ihre Fa-
milien. Jetzt kann man natürlich sagen: Augen auf bei der 
Berufswahl! – Das stimmt, und ich vertrete die Auffas-
sung: Man muss auch etwas aushalten können. Ich per-
sönlich fand das Vorgehen in der Causa Habeck mit den 
Durchsuchungen damals unverhältnismäßig.

Ich komme ja aus Bayern, aus dem ländlichen Raum. 
Wenn auf einem Dorffest oder im Wirtshaus irgendwann 
zu späterer Stunde Meinungsverschiedenheiten aufkom-
men, dann gibt es des Öfteren die gepflegte Wirtshausbe-
leidigung. Die ist am nächsten Tag wieder vergessen. Ich 
denke, solche Beleidigungen sind nicht der Grund für 
diese Strafverschärfung. Diese Strafverschärfung hat ih-
ren Grund darin, dass sich in den letzten Jahren – und der 
Kollege Müller hat gesagt, dass wir diesen Paragrafen 
auch im Nachgang des Mordes an Walter Lübcke ein-
geführt haben – das Klima stark verändert hat, dass es 
giftiger geworden ist. Es werden Wohnadressen von Po-
litikern herausgesucht. Es wird systematische Hetze im 
Netz gegen einzelne Personen betrieben. Es werden Fa-
milienmitglieder in Mithaftung genommen. Es werden 
gezielt Lügen zur Demontage einer Person verbreitet. 
Die Qualität der Beleidigung von Politikern verändert 
sich.

Während meines Wahlkampfs – viele Beispiele wur-
den heute schon vorgetragen – standen auf der Seite einer 
Tageszeitung in einem sozialen Netzwerk die an mich 

gerichteten Sätze: Verreck doch, geh doch an die Front! 
Wenn du ein Jahr aushältst, bist du ein Guter, ansonsten 
war es um dich nicht schade. – Da ging es um den An-
griffskrieg Russlands gegen die Ukraine. Ich habe damals 
keine Anzeige erstattet. Ich kann aber verstehen, dass das 
Menschen tun, dass sie sich unsicher fühlen, wenn die 
Kinder in der Schule blöd angeredet werden. – Das ist 
der Grund für diese Strafverschärfung. Es geht hier um 
eine andere Qualität. „Hohlkopf“ ist halt doch etwas an-
deres als „Kopf ab“, und deswegen gibt es diesen Para-
grafen.

Lassen Sie mich noch ein paar Sätze zur Kommunal-
wahl sagen: Wir haben viele ehrenamtliche Bürgermeis-
ter in Deutschland. Viele wollen dieses Amt nicht mehr 
wahrnehmen, weil sie Angst haben. Diese Posten sind 
aber systemrelevant.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Moser.

Christian Moser (CDU/CSU):
Wir schützen auch unsere Demokratie, wir schützen 

auch die Funktionsfähigkeit unseres Staates, wenn wir 
diese Personen schützen.

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Helge Limburg 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich den Abgeordneten 

Meyer-Soltau aufrufen.

(Beifall bei der AfD)

Knuth Meyer-Soltau (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Wir reden über die Ab-

schaffung eines reaktionär anmutenden Paragrafen, dem 
der Quasimajestätsbeleidigung. Gemeint ist § 188 StGB, 
der in Absatz 2 sogar eine Freiheitsstrafe von mindestens 
drei Monaten und damit einen Eintrag ins Führungszeug-
nis vorsieht.

Ehemals regelte der § 95 des Strafgesetzbuches, dass, 
wer den Kaiser oder Landesherrn beleidigte, mit Gefäng-
nis nicht unter zwei Monaten und bis zu fünf Jahren 
bestraft werden konnte. Das war im Kaiserreich. Man 
solle „dem Volke aufs Maul schauen“, sagte Martin Lu-
ther, und er meinte damit, man solle die Ansichten der 
Bevölkerung verstehen und beobachten. Eine weise An-
sicht! Denn wenn man wissen will, wie das Volk denkt 
und was es verlangt, muss man hinhören und achtsam 
sein.

Sie haben mit dem § 188 StGB dem Volk einen Maul-
korb verpasst, weil Sie es nicht mehr ertragen haben, dass 
Kritik laut wurde an der inhaltslosen und verantwor-
tungslosen Politik, die Sie fabriziert haben.

(Beifall bei der AfD)
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Die Meinungsfreiheit immer weiter einschränken, Kritik 
unter Strafe stellen und dem Volk das Maul verbieten – 
das ist es, was Sie mit dieser Norm erreichen wollten.

(Helge Lindh [SPD]: Das ist die Unwahrheit!)
Und Sie wundern sich darüber, dass Ihre Umfragewerte 
in den Keller rauschen!

Wir meinen, die Freiheit der Meinung ist eines der 
wichtigsten Güter in einer Demokratie. Diese ein-
zuschränken, ist ein Eingriff in die Abwehrrechte des 
Bürgers gegen den Staat. Diese Vorschrift muss ersatzlos 
gestrichen werden!

§§ 185 und 186 StGB regeln bereits diese Tatbestände, 
und ich traue es unseren Richtern zu, diese mühelos rich-
tig auszuurteilen. Keine Lex specialis für Politiker, weil 
diese vom Volk gewählte Vertreter und dessen Sprachrohr 
sein sollen, nicht abgehobene Personen mit Sonderstatus! 
Kein Maulkorb für kritische Bürger!

(Beifall bei der AfD)
Das ist unsere Ansicht.

Deswegen freue ich mich auf ein hervorragendes 
Wahlergebnis am Sonntag in NRW,

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: In Meißen hat es schon mal nicht ge-
klappt!)

besonders in Duisburg, Gelsenkirchen, Recklinghausen, 
Bochum und, Herr Lindh, auch in Wuppertal.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hoffen darf man ja! Die letzten Kom-
munalwahlen sind eher danebengegangen!)

Danke. 
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für die CDU/CSU Herrn Carsten Müller das 

Wort erteilen.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Helge Limburg 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU):
Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich 

glaube, es ist in dieser Debatte relativ deutlich geworden, 
dass es für den Irrläuferantrag der sogenannten AfD hier 
im Haus keine Mehrheit gibt.

(Stephan Brandner [AfD]: Das sagt einer von 
der sogenannten CDU!)

Das hat auch gute Gründe.
Ich will noch mal an das erinnern, was meine Kollegen 

Axel Müller und Christian Moser hier ausgeführt haben. 
Was hat zur Fassung des § 188 StGB in der derzeitigen 
Form geführt? Dazu hat der feige, hinterhältige Mord an 
Walter Lübcke geführt, der nicht unbeantwortet bleiben 
durfte. Meine Damen und Herren, es ist auch nach wie 
vor so, dass die politische Stimmung im Lande aufgeheizt 
ist; wir stellen ja nicht nur im Netz gewalttätige Über-
griffe fest. Und aus Worten werden Taten.

Ich will das hier durchaus auch mal benennen und nicht 
nur zu einer extremistischen Partei gucken, sondern auch 
zu einer anderen extremistischen Partei, der Linkspartei.

(Stephan Brandner [AfD]: Schauen Sie nur in 
die Mitte! Da sehen Sie alle!)

Ich finde es unvorstellbar, dass von Ihrer Partei überhaupt 
keine Reaktion darauf erfolgt, dass Ihre Jugendorganisa-
tion das Attentat auf Charlie Kirk öffentlich bejubelt. Ich 
finde das abscheulich,

(Beifall bei der AfD)
weil Sie damit solchen Taten das Wort reden und die 
Flinte halten.

Meine Damen und Herren, bemerkenswert an der heu-
tigen Debatte ist, dass die AfD auf die Übergriffigkeit 
ihrer Fraktionsvorsitzenden Weidel überhaupt nicht zu 
sprechen gekommen ist. Frau Weidel beschäftigt die Be-
hörden unter Rückgriff auf § 188 StGB massenhaft.

(Stefan Möller [AfD]: Es ist geltendes Recht, 
das sie in Anspruch nimmt!)

Sie reden darüber nicht. Sie belügen darüber die Öffent-
lichkeit.

(Zuruf von der AfD: Nein!)
Und noch schlimmer: Sie belügen sogar die Öffentlich-

keit, wenn Sie überführt werden. Denn die Anzahl dieser 
Anzeigen und Verfahren haben Sie ja wider besseres 
Wissen versucht herunterzuspielen. Es waren öffentliche 
Verlautbarungen der Sie vertretenden Anwälte, die die 
Öffentlichkeit über die wahren Zahlen unterrichtet haben.

(Zuruf von der AfD)
Meine Damen und Herren, ich finde das einfach unange-
messen und im besonderen Maße verlogen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischenfrage 

des Abgeordneten Brandner zulassen?
(Dr. Moritz Heuberger [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]: Bitte nicht!)

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU):
Außerordentlich gerne. Ist er gerade nicht auf der Zug-

toilette eingesperrt? – Ach nein, tatsächlich: Da ist er.
(Ulrich von Zons [AfD]: Was soll das denn? – 

Weiterer Zuruf von der AfD: Witzig!)

Stephan Brandner (AfD):
Herr Müller, Ihr tiefgründiger Humor scheint nicht 

überall anzukommen. Vielleicht tanzen Sie gleich noch 
mal den Witz vor, den Sie da machen wollten.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)
Mir geht es um Folgendes: Mein Vorredner hat ja ge-

rade schon unsere Fraktionsvorsitzende, Frau Alice 
Weidel, im Zusammenhang mit § 188 StGB angespro-
chen. Dazu wollte ich nur Folgendes sagen: Es gab Fälle, 
völlig klar. Aber Sie kennen den Amtsermittlungsgrund-
satz in § 188 StGB, sodass manche Fälle gar nicht aktiv 
betrieben werden müssen,
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(Axel Müller [CDU/CSU]: Die hat Strafantrag 
gestellt!)

um trotzdem in den Mühlen der Justiz zu landen.
Worauf ich aber hinauswill, ist Folgendes: § 188 StGB 

ist – ich glaube, da sind wir uns einig – geltendes Recht. 
Wir wollen das geltende Recht abschaffen. Und jetzt 
sagen Sie, weil wir als Alternative für Deutschland uns 
bzw. Alice Weidel sich an geltendes Recht hält, es sei 
verwerflich, zu sagen, dass wir das abschaffen wollen.

Wissen Sie was? Geltendes Recht ist auch das Ein-
kommensteuergesetz. Ich mag das auch nicht in allen 
Facetten, und trotzdem zahle ich meine Steuern.

(Lachen des Abg. Helge Lindh [SPD])

Geltendes Recht ist auch, Zwangsgebühren für den 
Staatsfunk zu bezahlen. Auch das mache ich nicht gerne, 
trotzdem muss ich es machen,

(Beifall bei der AfD)

weil es mir so vorgeschrieben ist.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das geltende Recht zwingt Frau Weidel 
aber nicht zur Einreichung der Strafanzeige! 
Das ist schon ihre freie Entscheidung! Sie ver-
drehen das hier!)

Also bitte schön, warum reiten Sie als sogenannte 
CDU und vermeintliche Rechtsstaatspartei darauf rum, 
dass von geltendem Recht Gebrauch gemacht wird? Ich 
verstehe das nicht.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Gute Frage! – 
Axel Müller [CDU/CSU]: Angela Merkel hat 
darauf verzichtet! Aber Alice Weidel hat einen 
Strafantrag gestellt!)

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU):
Herr Kollege, die Frage ist gut, und ich bin froh, dass 

Sie sie genau so gestellt haben; denn darauf gibt es eine 
einfache Antwort:

(Stephan Brandner [AfD]: Ich bin gespannt!)

Erstens sind in den Fällen durch Ihre Fraktionsvorsit-
zende – ich hoffe, Sie stellen sie zur Rede – Strafanträge 
gestellt worden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Zweitens – und das ist eben besonders entlarvend für 
Ihre Partei – sollten Sie sich dringend an geltendes Recht 
halten. Das gelingt auch Ihnen persönlich leider sehr 
selten. Ich kann mich beispielsweise daran erinnern, 
dass ich in der Presse gelesen habe, dass Sie schon etliche 
Zehntausend Euro an Menschen haben zahlen müssen, 
die Opfer Ihrer Beleidigungen und Herabsetzungen ge-
worden sind. Das ist eben Ihr Geschäftsmodell.

(Stephan Brandner [AfD]: Kommen Sie mal 
zurück zur Frage!)

– Unterbrechen Sie mich nicht!

Besonders beeindruckend ist es immer, wenn sich eine 
politische Kaste wie Ihre nicht nur an das geltende Recht 
hält, sondern vor allen Dingen auch an die eigenen Vor-
stellungen. Und das gelingt Ihnen ja gerade nicht.

(Lachen des Abg. Sven Wendorf [AfD] – 
Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Haben Sie die 
Frage verstanden?)

Wenn Sie also sagen, § 188 StGB sei Majestätsrecht, 
dann würde ich Ihnen dringend nahelegen, Ihre eigenen 
Grundsätze für Ihr eigenes Verhalten zu beachten.

(Stephan Brandner [AfD]: Die Antwort auf 
meine Frage ist jetzt wie?)

Ich erinnere mich daran, dass das relativ gut ankommt. 
Ich erinnere mich daran, dass wir auch schon mal Minis-
ter hatten, die beispielsweise Regulierungen im Bereich 
des Maklerrechtes für andere forderten, sich selbst zu-
nächst aber nicht daran gehalten haben, sondern erst im 
Nachgang.

(Abg. Stephan Brandner [AfD] nimmt wieder 
Platz)

– Bleiben Sie bitte stehen, solange ich Ihre Frage beant-
worte.

(Stephan Brandner [AfD]: Sie kommen vom 
Thema ab! Ich weiß nicht, ist das die Ant-
wort?)

– Ja.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Offensichtlich scheint Herr Brandner nicht an einem 

Dialog interessiert zu sein, sondern selbst die Sitzung 
leiten zu wollen. – Herr Abgeordneter Müller, ich würde 
Sie jetzt einfach bitten, Ihre Rede zu Ende zu bringen und 
sich nicht weiter unterbrechen zu lassen.

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU):
Vielen Dank, Herr Präsident. Ich fahre fort. – Aber das 

zeigt eben die Schwierigkeit, die der Kollege Brandner 
im Umgang mit und bei der Beachtung von Regeln hat.

Meine Damen und Herren, § 188 wird nicht abge-
schafft werden. § 188 schützt die Meinungsfreiheit. 
§ 188 schützt auch das besonnene Umgehen trotz aller 
inhaltlichen Schärfe im politischen Diskurs. Ihr Antrag 
ist einfach nur fehlgehend und schäbig.

(Stephan Brandner [AfD]: Das ist kein Antrag, 
das ist ein Gesetzentwurf!)

Vielen Dank.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Vielen Dank. – Ich will noch mal feststellen, dass Be-

griffe wie „Schwachkopf“, „Staatsfunk“, „Schurken-
staat“, „Faschisten“, „Haltung Ihrer Verbrecherbande“ 
und dann noch mal die Wiederholung „Staatsfunk“ von 
Herrn Brandner aus meiner Sicht unangenehme und un-
angemessene Bezeichnungen sind. Wir sollten uns mit 
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Inhalten überzeugen und Herabwürdigungen und Belei-
digungen unterlassen. Deswegen schließe ich jetzt die 
Aussprache, bevor es meinen Ohren zu sehr wehtut.

(Heiterkeit des Abg. Helge Lindh [SPD])
Interfraktionell wird die Überweisung des Gesetzent-

wurfes auf Drucksache 21/652 an die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es 
weitere Überweisungsvorschläge? – Das kann ich nicht 
feststellen. Damit verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 31: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ent-
wicklung und Erprobung eines Online-Ver-
fahrens in der Zivilgerichtsbarkeit 

Drucksache 21/1509
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

Für die Aussprache ist eine Dauer von 30 Minuten ver-
einbart.

Ich eröffne die Aussprache und darf für die Bundes-
regierung dem Parlamentarischen Staatssekretär bei der 
Bundesministerin der Justiz und für Verbraucherschutz, 
Frank Schwabe, das Wort erteilen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz:

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Ein funktionierender Rechtsstaat ist für unsere Demokra-
tie unerlässlich. Dazu gehören auch effektive Prozesse. 
Deshalb ist es gut, dass wir als Bundesregierung mit der 
Bundesministerin Stefanie Hubig den Pakt für den 
Rechtsstaat neu aufsetzen und so einen wichtigen Beitrag 
für eine moderne und funktionierende Justiz – und übri-
gens auch für einen Bürokratieabbau – leisten.

Neben der Verschlankung von Verfahrensabläufen und 
der personellen Stärkung der Justiz erfasst der Pakt für 
den Rechtsstaat auch die verbesserte Digitalisierung in 
ganz neuer Dimension. Die Digitalisierung hat nun die 
gesamte Gesellschaft erfasst. Die Justiz kann und soll 
nicht abseitsstehen. Deswegen müssen alle Möglichkei-
ten genutzt werden, die die Digitalisierung bietet.

Eine moderne Justiz ist ein Garant für einen starken 
Rechtsstaat. Doch was macht eine moderne Justiz aus? 
Eine moderne Justiz muss leicht zugänglich und ver-
ständlich sein. Verfahren müssen in angemessener Zeit 
abgeschlossen werden. Bürgerinnen und Bürger müssen 
von einfachen digitalen Kommunikationsmöglichkeiten 
profitieren, mit denen sie direkt mit dem Gericht in Kon-
takt treten können. Und für die Gerichte müssen prakti-
kable Lösungen angeboten werden, mit hohen Verfah-
renszahlen zurechtzukommen. Deshalb wollen wir die 
Arbeitsprozesse an den Gerichten effizienter und ressour-
censchonender gestalten. Wir bringen den Zivilprozess 

auf die Höhe der Zeit. Auf diesem Weg nutzen wir auch 
die Potenziale der Digitalisierung noch konsequenter als 
bisher.

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf zur Entwicklung 
und Erprobung eines zivilgerichtlichen Onlineverfahrens 
gehen wir einen wichtigen Schritt auf dem Weg zu einem 
durchgängig digitalen Zivilverfahren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dazu soll es zeitlich befristete Reallabore geben. Wir 
wollen, dass Onlineverfahren vor Ort, also direkt an den 
Amtsgerichten, erprobt werden – mit innovativen Tech-
nologien und neuen Verfahrensabläufen in echten Fällen. 
Das Onlineverfahren soll also als neue Verfahrensart in 
der Zivilprozessordnung verankert werden.

Wer vor dem Amtsgericht eine Geldforderung einkla-
gen will, kann dies zukünftig vom Küchentisch aus in 
einem einfachen, nutzerfreundlichen, bürokratiearmen 
und durchgängig digital geführten Verfahren tun. Bür-
gerinnen und Bürger sollen durch einfache Fragen leicht 
verständlich durch die Klageerstellung geleitet werden. 
Am Ende bekommen sie die automatisch erstellte Kla-
geschrift, die dann direkt dem Gericht zugestellt wird.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit diesem Gesetz-
entwurf wird der Zugang zum Gericht für Bürgerinnen 
und Bürger so einfach wie noch nie. Wir stärken damit 
das staatliche Rechtsschutzsystem und bestärken das Ver-
trauen in die Zivilgerichte. Wir schaffen mit dem Gesetz 
Testräume für innovative Ideen. Das ist ein weiterer Mei-
lenstein für eine moderne, zukunftsfeste und leistungs-
fähige Justiz, die den Ansprüchen einer digitalen Gesell-
schaft gerecht wird und die Demokratie stärkt.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für die AfD-Fraktion dem Abgeordneten 

Jacobi das Wort erteilen.

(Beifall bei der AfD)

Fabian Jacobi (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Ge-

setzentwurf der Bundesregierung zum Onlineverfahren 
im Zivilprozess, den wir heute erstberaten, hat keinen 
besonders großen Neuigkeitswert. Er ist in ähnlicher Ge-
stalt bereits vor einem Jahr von der damaligen Bundes-
regierung in den Bundestag eingebracht worden. Er ist 
dann, wie manches andere auch, in der brennenden Nibe-
lungenhalle der untergehenden Ampel versunken.

(Heiterkeit des Abg. Stephan Brandner [AfD])

Upsi, ich habe „Nibelungen“ gesagt! Ich muss in dieser 
unserer Zeit, in der man fürs „Nibelungen“-Sagen schon 
mal von Wahlen ausgeschlossen wird, wie ein Bürger-
meisterkandidat in Ludwigshafen, wirklich besser auf 
meine Wortwahl achten.

(Beifall bei der AfD – Stephan Brandner 
[AfD]: Das ist deren Demokratie! – Daniel 
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Rinkert [SPD]: Sagen Sie mal was zum Ge-
setzentwurf!)

Wie gesagt, wir hatten das Thema Onlineverfahren 
schon in der letzten Legislaturperiode, und ich habe be-
reits im vorigen Oktober hier an dieser Stelle dazu ge-
sprochen.

Unsere Grundhaltung zur totalen Digitalisierung des 
Lebens, des Universums und des ganzen Restes hat sich 
seither nicht verändert. Ich kann mich insoweit also nur 
selbst zitieren:

„Wir verschließen uns dem technischen Fortschritt 
nicht. Der Einsatz von Digitaltechnik bei der Erfül-
lung staatlicher Funktionen kann in dafür geeigneten 
Fällen zu einer Vereinfachung auch für den Bürger 
führen. […]

Gleichwohl bleibt es bei dem generellen Vorbehalt: 
Der digitale Staat muss ein Angebot an den Bürger 
bleiben. Die Inanspruchnahme staatlicher Kern-
funktionen – dazu gehört die Justiz – muss […] für 
diejenigen möglich bleiben, die aus welchen Grün-
den auch immer dieses Angebot nicht wahrnehmen 
wollen. Es gibt, […] ein Recht auf ein analoges 
Leben, und auch das hat der Staat zu gewährleisten.“

(Beifall bei der AfD – Dr. Martin Plum [CDU/ 
CSU]: Tut er ja!)

So sprach mein vergangenes Selbst vom letzten Jahr.
Den Grundsatz der Freiwilligkeit halten wir weiter 

hoch. Von dem vorliegenden Gesetzentwurf wird er – 
noch – überwiegend respektiert. Gewisse Einschränkun-
gen erfährt er aber bereits. So soll etwa, wenn es um 
Fluggastrechte geht, auf Anordnung des Gerichts die 
Benutzung von bestimmten digitalen Eingabesystemen 
angeordnet werden können. Eine Ausnahme davon ist 
zunächst – noch – für nicht anwaltlich vertretene Parteien 
vorgesehen. Über die Sinnhaftigkeit eines solchen 
Zwangs kann man diskutieren. Es ist aber häufig so, 
dass grundlegende Änderungen, erst testweise für kleine 
Bereiche eingeführt, dann aber sukzessive ausgeweitet 
werden.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: So ist es!)
Das ist in dem Gesetzentwurf bereits ausdrücklich vor-

gesehen, indem weitere Arten von Ansprüchen durch 
Rechtsverordnung des Justizministeriums in den Nut-
zungszwang einbezogen werden können.

(Dr. Martin Plum [CDU/CSU]: Aber auch da 
nicht für alle Parteien!)

Es bedarf dazu nicht einmal einer erneuten Gesetzesände-
rung. Es ist also abzusehen, dass zukünftig immer weitere 
Bereiche hier einbezogen werden.

Auch gilt die heute noch weitgehend vorgesehene 
Wahlfreiheit nur für den Kläger. Der Beklagte hat von 
vornherein keine Wahl. Er kann nicht verlangen, dass 
der Rechtsstreit, mit dem er überzogen wird, nach her-
kömmlichen Verfahrensregeln geführt wird.

(Dr. Martin Plum [CDU/CSU]: Doch! Wenn er 
anwaltlich vertreten ist, ja! Natürlich! Sie müs-

sen den Text weder beim letzten Mal noch 
dieses Mal gelesen haben!)

Die Unterschiede zwischen Onlineverfahren und nor-
malem Zivilprozess sind nicht trivial. So gibt es keinen 
Anspruch auf eine mündliche Verhandlung. Wenn das 
Gericht der Meinung ist, dass es keiner bedarf, dann 
findet auch keine statt. Der Kläger, der sich das selber 
so aussucht, kann sich darüber nicht beschweren. Der 
Beklagte hingegen hat sich diese Verfahrensart nicht aus-
gesucht.

Auch andere, herkömmliche Grundsätze des Zivilpro-
zesses gelten in dem Onlineverfahren nicht mehr unein-
geschränkt. Parteiautonomie und Beibringungsgrundsatz 
bedeuten, dass das Gericht nur über den Sachverhalt ent-
scheidet, den die Parteien selbst vortragen. Hier nun soll 
das Gericht teilweise auch selbst Tatsachen ermitteln 
können.

(Dr. Martin Plum [CDU/CSU]: Aber doch 
nicht außerhalb des Streitgegenstandes!)

Um diese und weitere Einzelheiten näher zu beleuch-
ten, ist eine öffentliche Anhörung sinnvoll, die wir im 
Rechtsausschuss auch bereits beschlossen haben.

(Dr. Martin Plum [CDU/CSU]: Hoffentlich ha-
ben Sie bis dahin den Gesetzentwurf gelesen!)

Schauen wir mal, ob wir dieses Mal so weit kommen, 
dass die Anhörung auch stattfindet, oder ob, wie beim 
letzten Mal, vorher die Regierung zerplatzt.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter Jacobi, ich erlaube mir eine Bemer-

kung.
(Stephan Brandner [AfD]: Jedes Mal!)

– Herr Brandner, wenn Sie mich kommentieren möchten! 
Ich kommentiere Sie gerne.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Er hat mit mir 
gesprochen!)

Herr Jacobi, ich möchte darauf hinweisen, dass eine 
kommunale Wahlrechtsentscheidung von Ehrenamtli-
chen auf rechtsstaatlichen Grundlagen basiert. Ich unter-
stelle mal, dass auch in Ludwigshafen der Rechtsstaat 
eingehalten wird und nicht das Zitieren des Nibelungen-
lieds zum Ausschluss von der Wahl geführt hat.

(Fabian Jacobi [AfD]: Das ist ja an dieser 
Stelle völlig unerheblich! Das ist nicht Ihre 
Aufgabe, das zu kommentieren! Unterlassen 
Sie das! – Weiterer Zuruf von der AfD: Was 
soll das?)

Ich finde diese Herabsetzung einer Entscheidung von 
kommunalen Gremien nicht akzeptabel. Ich will das ein-
fach nur grundsätzlich im Protokoll festgehalten wissen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken – Zuruf von der AfD: Wir 
finden es okay!)
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Es war weder sachgerecht, noch hatte es mit dem Thema 
irgendetwas zu tun, und es setzt die Arbeit von Ehren-
amtlichen in der Kommunalarbeit herab.

(Fabian Jacobi [AfD]: Das hat mit Ihrer Auf-
gabe nichts zu tun! Wenn man das mal fest-
halten will!)

– Wenn Sie möchten, dass ich die Sitzung unterbreche, 
unterbreche ich sie gerne.

(Stephan Brandner [AfD]: Machen Sie doch! – 
Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Steht Ihnen frei! – 
Weiterer Zuruf von der AfD: Das ist hier ein 
freies Mandat! – Daniel Rinkert [SPD]: Man 
müsste die einfach mal rauswerfen!)

Anscheinend sind Sie an einer gedeihlichen Debatte nicht 
interessiert.

(Zuruf von der AfD: Wir schon!)

– Ja, Sie sind die Einzigen, die hier die Meinung sagen 
dürfen, und alle anderen sind sozusagen die Kartellpar-
teien. – Vielen Dank.

Ich darf jetzt das Wort erteilen der CDU/CSU-Abge-
ordneten Frau Susanne Hierl.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Susanne Hierl (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Zugang zur Justiz gehört zum Kern unse-
res Rechtsstaates. Er muss im Alltag der Menschen spür-
bar sein. Wer sein Recht durchsetzen will, darf dabei 
nicht an Hürden scheitern, schon gar nicht an unnötiger 
Bürokratie oder veralteter Technik. Die Digitalisierung 
bietet eine große Chance, den Weg zur Justiz einfacher, 
schneller und bürgerfreundlicher zu gestalten, so wie es 
für die Menschen in vielen anderen Lebensbereichen be-
reits Realität ist.

Mit diesem Gesetzentwurf legen wir den Grundstein 
für ein Onlineverfahren in der Zivilgerichtsbarkeit. Wir 
schaffen den rechtlichen Rahmen für ein Reallabor, das 
neue digitale Verfahren in realen Streitfällen erprobt.

Worum geht es konkret? Anwendbar ist das Gesetz auf 
einfache zivilgerichtliche Streitigkeiten vor den Amts-
gerichten. Es geht um Zahlungsforderungen, die oft nicht 
eingeklagt werden, weil der Weg zu kompliziert er-
scheint. Genau hier setzen wir an: mit nutzerfreundlichen 
Eingabeplattformen, mit einer strukturierten Erfassung 
des Prozessstoffs und mit einer digitalen Kommunikati-
onsplattform für Gerichte, Parteien und Anwälte. Unser 
Ziel ist klar: Es geht um ein schnelleres, ressourcenscho-
nendes und für die Bürger verständliches Verfahren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dieser Gesetzent-
wurf ist der Startschuss für eine digitalere Ziviljustiz. 
Aber er ist eben nur der Anfang. Unser Anspruch muss 
sein, dass zentrale Elemente des Onlineverfahrens 
schnell flächendeckend eingeführt werden, nicht erst 
nach zehn Jahren. Wir brauchen ein echtes, nutzbares 
Justizportal. Wir brauchen strukturierte elektronische 

Verfahren, Cloud-Kommunikation und den flächen-
deckenden Einsatz von Videokonferenztechnik – dort, 
wo es sachgerecht ist.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Selbstverständlich werden wir die Prozessordnungen 

entsprechend anpassen müssen, damit die Verfahrens-
rechte auch in der digitalen Welt wirken. Wir stehen 
aber nicht allein mit unseren Bemühungen. Die Reform-
kommission „Zivilprozess der Zukunft“ hat Anfang die-
ses Jahres wertvolle Impulse geliefert. In Bayern und 
Niedersachsen wurde die Idee eines digitalen Basisdoku-
ments, in dem der Parteivortrag und die gerichtlichen 
Hinweise gebündelt werden, bereits erfolgreich erprobt. 
Das zeigt uns: Es geht, und es funktioniert auch.

Es liegt an uns, die Justiz strukturell zu modernisieren 
für mehr Effizienz, mehr Transparenz und mehr Bürger-
nähe. Lassen Sie uns diese Chance nutzen, damit auch die 
Justiz in der digitalen Lebenswirklichkeit der Menschen 
ankommt!

Ich freue mich auf die weiteren Beratungen.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Herrn 

Dr. Till Steffen aufrufen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Till Steffen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Prä-

sident hat ja die Vermutung geäußert, dass die kommuna-
len Organe in Rheinland-Pfalz nach Recht und Gesetz 
handeln. Dazu lässt sich sagen: Hier ist eben eine Falsch-
behauptung des Magazins „Nius“ wiederholt worden. Sie 
sollten die Lügen, die Sie selber durch Ihre Hintersassen 
in die Welt setzen lassen, nicht noch selber glauben. In 
der Tat waren die Remigrationspläne, die dieser Kandidat 
verfolgt, Gegenstand des Verfahrens.

(Stephan Brandner [AfD]: Das gehört aber 
nicht zum Thema jetzt! Das hat mit dem 
Thema nichts zu tun!)

Die Vorstellung, dass Menschen mit Migrationshinter-
grund dieses Land bitte verlassen sollen, selbst wenn 
sie die deutsche Staatsangehörigkeit haben, war Gegen-
stand des Verfahrens.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Was hat denn das 
mit dem Thema zu tun? Sie sollten einen Ord-
nungsruf bekommen!)

– Sie haben das hier vorgebracht. Deswegen ist es not-
wendig, das zu kommentieren.

Worum geht es hier? Um die Onlineverfahren in der 
Zivilgerichtsbarkeit. Das ist in der Tat – es ist richtig 
gesagt worden, von Frau Hierl eben auch noch mal – 
eine gute Sache. Die gute Sache ist so gut, dass andere 
schon ganz lange vorher darauf gekommen sind; in Bri-
tish Columbia und in England gibt es das tatsächlich 
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schon seit über 15 Jahren. Ich habe das Thema 2018 in 
ziemlich ähnlicher Form in die deutsche Debatte ein-
gebracht. Jetzt ist es endlich Realität.

In der Tat, in der Ampel hatten wir uns auch schon 
darangemacht; auch das ist erwähnt worden. Herr 
Buschmann hatte ja immer viel Redebedarf; aber an die-
ser Stelle wäre eine etwas schnellere gesetzgeberische 
Handlung sicherlich sinnvoll gewesen. Gut, dass das jetzt 
endlich kommt. Diesen Schritt müssen wir jetzt machen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Aber – Sie haben es eben auch gesagt – warum jetzt 
auch noch zehn Jahre Pilotphase? Die Frage ist ja, wenn 
man sich die Prozesse insgesamt anschaut: Wie kommen 
wir bei der Digitalisierung der Justiz insgesamt schneller 
voran?

Die Innovationsgeschwindigkeit bei der Digitalisie-
rung insgesamt ist viel höher, als die Justiz das nachvoll-
zieht, und der Abstand zu dem, was die Justiz leistet, wird 
immer größer. Das führt natürlich zu Unverständnis bei 
Bürgerinnen und Bürgern, weil sie nicht verstehen, wie 
das, was im Umgang mit privaten Unternehmen selbst-
verständlich möglich ist, bei der Justiz nicht funktioniert. 
Die Lücke wird immer größer. Das heißt, die eigentliche 
Frage, die wir beantworten müssen, ist, wie wir schneller 
werden, wie wir schneller Innovationen hinkriegen und 
wie wir die Lücke nicht so groß werden lassen, wie das in 
diesem Beispiel sehr schön deutlich wird.

Deswegen frage ich mich: Wo ist denn eigentlich die 
Vision? Wo wollen wir hin? Es gibt ja durchaus Staaten, 
die vormachen, wie es geht, die ganz klar entscheiden, 
dass es einen bestimmten Weg gibt, der am Ende ange-
strebt wird, wie ein solches Verfahren ausgestaltet sein 
soll. In den skandinavischen Staaten ist es vielfach so, 
dass es eigentlich nur noch das Onlineverfahren gibt.

Wir haben in der letzten Wahlperiode gerungen, als es 
um die Videoverhandlungen ging, als es darum ging, ob 
es auch möglich ist, sich in einem Flächenland per Video 
zuzuschalten und so einen schnelleren Zugang zum Ge-
richt zu bekommen. Was gab es da für Widerstände in den 
Verhandlungen mit dem Bundesrat, um dieses Gesetz 
endlich durchzubringen!

(Dr. Martin Plum [CDU/CSU]: Weil Sie ab-
surde Regelungen da reingeschrieben haben!)

Diese Widerstände müssen wir überwinden, wenn wir 
hier deutlich schneller werden wollen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es gibt auch konkrete Sachen, die auf dem Tisch lie-
gen, die jetzt endlich kommen müssen, etwa die bundes-
einheitliche Justiz-Cloud, sodass es möglich wird, Daten 
zwischen unterschiedlichen Institutionen der Justiz aus-
zutauschen. Wir brauchen hier endlich eine stabile Platt-
form. Wir brauchen auch sichere Anwendungen, die die 
Gerichte nutzen können, sodass das, was in Sachen KI in 
Anwaltskanzleien vollkommen selbstverständlich ist, 
auch für Gerichte möglich wird und sie bei der Bearbei-
tung von umfangreichen Schriftsätzen mithalten können.

Wir brauchen auch ein elektronisches Titelregister. 
Das klingt sperrig. Aber es geht schlicht und einfach 
darum, dass wir bislang total komplizierte Verfahren ha-
ben. Wenn jemand ein Urteil hat und daraus vollstrecken 
will, dann könnte es ja sein, dass es jemand anders schon 
vollstreckt hat. Da gibt es dann Gegenklagen und Gegen-
verfahren. Das könnte man deutlich vereinfachen, indem 
es ein Register gibt, aus dem ersichtlich ist, ob dieses 
Urteil schon vollstreckt ist. Die Gerichtsvollzieher wün-
schen sich ganz dringend, dass wir diesen Schritt gehen. 
Das müsste dringend kommen.

(Dr. Martin Plum [CDU/CSU]: Wir führen es 
ein im Gegensatz zu Ihnen!)

Ich war letztens auf einer Veranstaltung, auf der ein 
Kollege der SPD gesagt hat: Das schaffen wir diese 
Wahlperiode wohl nicht mehr. Da habe ich gesagt: Die 
Wahlperiode hat doch gerade erst angefangen. – Ich fin-
de, es könnte ein bisschen mehr Tempo geben, dann wird 
das auch was mit der Digitalisierung der Justiz.

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in der Debatte: für die Fraktion Die 

Linke Aaron Valent.
(Beifall bei der Linken)

Aaron Valent (Die Linke):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Digitalisierung in der Justiz ist Fortschritt. Richtig umge-
setzt, kann sie den Zugang zum Recht erleichtern. Sie 
kann Verfahren beschleunigen. Aber das darf nicht auf 
Kosten zentraler rechtsstaatlicher Prinzipien passieren.

(Beifall bei der Linken)
Der Kern des Zivilverfahrens ist die mündliche Ver-

handlung. Die Regierung will diese bei Onlineverfahren 
nur noch zur Ausnahme machen. Sie wird nicht länger 
garantiert, sondern Beteiligte müssen mündliche Ver-
handlungen nun extra beantragen.

Ein weiteres zentrales rechtliches Prinzip, das mit die-
sem Entwurf unter Beschuss gerät, ist die Unmittelbarkeit 
im Verfahren. Im Gerichtssaal können Sie dem Verfahren 
direkt folgen, Argumente vorbringen, Fragen stellen. 
Nun stellen Sie sich vor: Das alles ist nicht mehr gegeben. 
Sie können nur noch im Nachhinein schriftlich Stellung 
beziehen. Sie können bei der Beweisaufnahme selber 
nichts mehr beitragen. Missverständnisse und Fehlent-
scheidungen sind hier vorprogrammiert, und Sie können 
sich nicht mehr unmittelbar verteidigen.

(Abg. Dr. Martin Plum [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage)

Durch diesen Vorschlag werden absolute Grundsätze 
infrage gestellt.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, es gibt den Wunsch nach einer Zwi-

schenfrage aus der Unionsfraktion.
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Aaron Valent (Die Linke):
Nein, danke.

(Dr. Martin Plum [CDU/CSU]: Schwach! – 
Felix Schreiner [CDU/CSU]: Schwach!)

Wer so etwas fordert, schwächt nicht nur die Rechte der 
Betroffenen; er schwächt das Vertrauen in die Justiz 
selbst.

Dann dieser Testzeitraum: zehn Jahre. Zehn Jahre ein 
halbfertiges Verfahren ausprobieren, das ist absurd. 
Schauen Sie sich die Entwicklung gerade im digitalen 
Bereich doch mal an! Vor zehn Jahren hat Angela Merkel 
das Internet noch als „Neuland“ für uns alle bezeichnet. 
Heute kann ich mit KI in Sekundenschnelle ganze Bücher 
schreiben. Stellen Sie sich vor, wie sich auch die Technik 
im Justizbereich in zehn Jahren verändert haben wird!

Mit diesem Entwurf zwingt die Regierung von heute 
den Gerichten der Zukunft eine komplett überholte und 
altmodische Technologie auf. Und dann treten wir wei-
terhin bei der Digitalisierung auf der Stelle. Das kann sich 
Deutschland so nicht leisten.

(Beifall bei der Linken)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Redezeit 

reicht gar nicht aus, um alle Mängel dieses Gesetzent-
wurfs aufzuzeigen. Was ist zum Beispiel mit dem Thema 
Datenschutz? Was ist zum Beispiel mit der Evaluation? 
Was ist mit den Arbeitsbedingungen für Dolmetscher/- 
innen bei Gericht? Alles das wird im Entwurf nicht ge-
regelt. Wir als Linke wollen Digitalisierung in der Justiz. 
Aber wir wollen sie richtig: Wir wollen sie sozial, wir 
wollen sie transparent, und wir wollen sie so, dass sie 
das Vertrauen in den Rechtsstaat stärkt und Barrieren 
abbaut.

Der vorliegende Entwurf erfüllt alle diese Kriterien 
nicht. Er schwächt die mündliche Verhandlung, er setzt 
auf veraltete Technik, und er hat immense Regelungs-
lücken.

(Dr. Martin Plum [CDU/CSU]: Er regelt doch 
gar nicht die Technik!)

Darum sage ich klar: Wir lehnen diesen Gesetzentwurf 
nicht ab, weil wir die Digitalisierung blockieren wollen, 
sondern weil wir sie besser machen wollen, weil wir sie 
rechtsstaatlich machen wollen, sozial und zukunftssicher.

Danke. 
(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in der Debatte: für die SPD-Frak-

tion Daniel Rinkert.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Daniel Rinkert (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
beraten heute einen Gesetzentwurf, der auf den ersten 
Blick sehr technisch erscheint, tatsächlich aber ein wich-
tiger Schritt für den Zugang zum Recht und damit für 

unsere Demokratie ist. Mit dem vorliegenden Gesetzent-
wurf schaffen wir die Grundlage dafür, dass Bürgerinnen 
und Bürger in Zukunft einfache zivilrechtliche Ansprü-
che, etwa aus Kaufverträgen oder Mietangelegenheiten, 
schnell, unkompliziert und digital vor Gericht geltend 
machen können.

Warum ist das notwendig? Weil wir feststellen, dass 
viele Menschen von ihren Rechten keinen Gebrauch ma-
chen. Das hat verschiedene Gründe: Gerichtsverfahren 
gelten oft als kompliziert, zu langwierig und zu teuer. 
Gerade bei niedrigen Streitwerten wird deshalb oft ver-
zichtet, obwohl ein berechtigter Anspruch besteht. Das 
darf uns als Rechtsstaat nicht gleichgültig sein.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Deshalb brauchen wir ein niederschwelliges, modernes 
Verfahren, das dem Alltag der Menschen gerecht wird.

Meine Damen und Herren, was haben wir genau vor? 
Wir ermöglichen Bürgerinnen und Bürgern, bei niedrigen 
Streitwerten einfach online Klage zu erheben, quasi vom 
Sofa aus. Wir schaffen einen modernen und barrierefreien 
Zugang zur Justiz: niederschwellig und verständlich. Wir 
entlasten die Bürgerinnen und Bürger finanziell durch 
wegfallende Porto- und Papierkosten. Wir eröffnen die 
Möglichkeit, Verfahren per Video oder ohne mündliche 
Verhandlung abzuwickeln, wo es die Praxis entsprechend 
zulässt. Wir machen kleinere Klagen attraktiver durch 
ermäßigte Gerichtsgebühren.

Wir verbessern – das ist ganz wichtig – die Kommuni-
kation zwischen Gerichten und Bürgerinnen und Bürgern 
mit dem neuen digitalen Justizpostfach, das Transparenz 
und direkten Austausch ermöglicht. Damit schaffen wir 
weniger Bürokratie, mehr Effizienz, besseren Zugang 
zum Recht, gerade für Verbraucherinnen und Verbrau-
cher, für kleine Unternehmen, für Menschen, die nicht 
in der Großstadt mal eben neben dem Amtsgericht woh-
nen.

Meine Damen und Herren, wir wissen, so ein neues 
Verfahren muss sorgfältig entwickelt und erprobt werden; 
das ist eben schon angesprochen worden. Deshalb ist 
dieser Gesetzentwurf auch ein Erprobungsgesetz. Die 
Justiz wird den Raum bekommen, in einem kontrollierten 
Rahmen zu testen, wie ein solches Verfahren in der Praxis 
funktioniert: mit wissenschaftlicher Begleitung, mit 
klaren Kriterien, mit Auswertung und Weiterentwick-
lung. Und was die Zeit angeht – die Kolleginnen und 
Kollegen haben es schon angesprochen –, da werden 
wir uns alle Erkenntnisse im Verfahren natürlich noch 
ansehen; denn wir beginnen ja gerade erst mit der Debat-
te.

Meine Damen und Herren, dies ist ein weiteres Gesetz 
zur Digitalisierung des Zivilprozesses, und wir werden 
dort weitermachen. Wir haben noch sehr viel vor im 
Rahmen des Pakts für den Rechtsstaat. Wir wollen Ver-
fahren vor Gericht spürbar beschleunigen. Denn für die 
Bürgerinnen und Bürger gilt: Aufgeschobene Gerechtig-
keit ist verweigerte Gerechtigkeit. Deshalb ist es gut, dass 
wir diesen Entwurf hier vorliegen haben und in den 
nächsten Wochen beraten.

Herzlichen Dank.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in der Debatte: für die AfD-Frak-

tion Thomas Fetsch.

(Beifall bei der AfD)

Thomas Fetsch (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Staatlich angedachte oder gar verordnete 
Digitalisierung muss nicht schlecht sein, soweit sie auf 
Freiwilligkeit und Freiheit setzt.

(Dr. Martin Plum [CDU/CSU]: Das tut sie!)

Einer in diesem Sinn angelegten Digitalisierung gericht-
licher Verfahren verschließen wir uns, wie mein Kollege 
Jacobi schon gesagt hat, durchaus nicht.

(Zuruf des Abg. Dr. Martin Plum [CDU/CSU])

Die hier zur Diskussion stehenden Regelungen sollen 
nach der Vorstellung der Koalition Teil eines zukunfts-
fähigen und bürgernahen Rechtsstaats sein, den Zugang 
zur Justiz erleichtern, Verfahren beschleunigen und die 
Effizienz der Rechtsprechung steigern. Ich nehme es vor-
weg: Das Ziel verfehlt der Entwurf mit Abstand.

Schon nach der ausdrücklichen Absicht des Entwurfs 
sind die Regelungen gewissermaßen als reales Versuchs-
labor angelegt. Bei einem solchen Provisorium ist es 
überhaupt nicht verwunderlich, wenn Anwendungsfelder 
ausgespart werden, in denen die Digitalisierung tatsäch-
lich Vorteile bringen könnte, oder Regelungen fehlen, die 
durchaus sinnvoll wären, zum Beispiel Vorschriften zur 
Bündelung von Massenverfahren.

Empirische Untersuchungen haben übrigens gezeigt, 
dass die Bürger überhaupt keinen Bedarf für digitale Kla-
gemöglichkeiten wie das Onlineverfahren sehen. Privat-
personen und Unternehmen kritisieren vielmehr die häu-
fig viel zu lange Verfahrensdauer und die viel zu hohen 
Kosten.

(Beifall bei der AfD)

Dass der Gebührensatz bei den Gerichtskosten für On-
lineverfahren laut Entwurf von 3,0 auf 2,0 gesenkt wer-
den soll – geschenkt. Das mag ein gewisser Anreiz sein, 
ist aber sicherlich nicht ausschlaggebend.

Gleichzeitig birgt der Entwurf jedoch erhebliche Risi-
ken für die beteiligten Bürger und Unternehmen durch 
Beschneidung grundlegender Verfahrensprinzipien – 
mein Kollege Jacobi hat dies vorhin auch schon er-
wähnt –, zum Beispiel durch einen Eingriff in den Ver-
handlungsgrundsatz, der sehr erstaunlich ist. Besonders 
problematisch ist aus meiner Sicht jedoch das Absehen 
von einer möglichen Verhandlung, weil damit die erheb-
liche Gefahr besteht, dass Gerichte schon aus Eigeninte-
resse die Verzichtbarkeit mündlicher Termine annehmen.

Dass diese Befürchtung durchaus begründet ist, zeigt 
die weitverbreitete Gerichtspraxis in Insolvenzverfahren. 
Wer in Insolvenzverfahren tätig war, weiß ganz genau, 
dass schriftliche Verfahren bei den Gerichten mittlerweile 

gang und gäbe sind, selbst in größeren Verfahren und 
selbst bei Unternehmensinsolvenzen. Das zeigt ganz ge-
nau, in welche Richtung es hier läuft.

Dass mündliche Verhandlungen zudem in Form einer 
Videoverhandlung durchgeführt werden sollen und damit 
der Öffentlichkeitsgrundsatz missachtet wird, weil ein-
fach noch keine vernünftige digitale Öffentlichkeit her-
gestellt werden kann, setzt den Entwurf noch größeren 
Zweifeln aus. Nicht hinzunehmen ist weiterhin, dass 
allein der Kläger über die Durchführung eines Online-
verfahrens entscheidet – auch das wurde schon angespro-
chen – und der Beklagte bei bestehender Kommunikati-
onsplattform in die digitale Kommunikation gezwungen 
wird. Eine Ausnahme – das ist zu sagen – besteht nur für 
anwaltlich nicht vertretene natürliche Personen, ansons-
ten aber nicht.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass der Ge-
setzentwurf eine Verfahrensmöglichkeit zur Verfügung 
stellt, die nicht nachgefragt wird, die ausgerechnet für 
Bereiche, wo es sinnvoll wäre, keine Möglichkeiten auf-
zeigt und eine Beschleunigung lediglich um den Preis 
erheblich verkürzter Verfahrensrechte erreicht. Das hal-
ten wir für rechtsstaatlich fragwürdig. Der Entwurf ist in 
dieser Form nicht zukunftsfähig und schon gar nicht bür-
gernah. Die AfD lehnt ihn daher ab.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in der Debatte: für die Unions-

fraktion Tijen Ataoğlu. Es ist ihre erste Rede.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Abg. Ina Latendorf [Die 
Linke])

Tijen Ataoğlu (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Ich erinnere mich noch sehr gut an den 
1. April 2019. Das war der Tag, an dem ich am Land-
gericht Hagen zur Richterin ernannt worden bin. Nach 
meiner Vereidigung wurde ich in ein Büro gebracht, in 
meine kleine Kammer.

Wer schon mal in einem Richterbüro war, wird sich 
daran erinnern, dass es dort immer viele Aktenberge gibt. 
In meinem Gericht war das etwas anders; denn das Land-
gericht Hagen war eines der ersten Gerichte in Nord-
rhein-Westfalen, das seinerzeit die E-Akte pilotieren 
durfte. Das war ein Meilenstein für die Justiz. Heute, 
über sechs Jahre später, haben die allermeisten Gerichte 
in Deutschland tatsächlich die E-Akte und sind digitali-
siert. Das war ein langer Prozess, ein schwieriger Pro-
zess, aber ein längst überfälliger Prozess.

Heute gehen wir den nächsten notwendigen Schritt bei 
der Digitalisierung der Justiz. Mit dem Gesetz zur Ent-
wicklung und Erprobung eines Onlineverfahrens in der 
Zivilgerichtsbarkeit wird es bald möglich sein, einen Zi-
vilprozess komplett digital zu führen. Damit wird die 
Justiz nicht nur digitaler, effizienter und bürgerfreundli-
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cher, sondern auch schneller; und das ist ein wichtiger 
Schritt. Ich danke Frau Bundesministerin Dr. Hubig, die 
heute nicht anwesend ist, dass sie dieses wichtige Thema 
direkt zu Beginn ihrer Amtszeit wieder aufgerufen hat.

Worum es in dem Gesetz geht, haben gerade schon die 
Kolleginnen und Kollegen meiner Fraktion, vor allem 
Frau Hierl, erklärt. Deshalb möchte ich darauf nicht 
mehr eingehen, sondern auf viel interessantere Argumen-
te, die ich hier gehört habe.

Ich will gerne mit dem Kollegen Valent anfangen. Sie 
sprachen davon, dass es ein großer Eingriff in die Rechte 
der Menschen wäre, wenn die mündlichen Verhandlun-
gen nicht mehr stattfinden würden. Aber es gibt heute 
schon eine Vielzahl von Verfahren, die ohne mündliche 
Verhandlung stattfinden, seien es das schriftliche Verfah-
ren – das kann man sich als Richterin oder Richter aus-
suchen – oder die Verfahren nach § 495a ZPO. Deshalb 
lassen Sie uns heute bitte nicht so tun, als ob es keine 
Verfahren ohne mündliche Verhandlung gäbe. Das würde 
die ganze Debatte nur verzerren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Johannes Wiegelmann [CDU/ 
CSU], an Die Linke gewandt: Gut zuhören! Da 
kann man noch was lernen!)

Herr Kollege Fetsch, Ihnen muss ich sagen: Obwohl 
ich gerade Richterin a. D. bin, möchte ich diese Unter-
stellung, die Richterinnen und Richter würden mündliche 
Verhandlungen nicht durchführen wollen, um Arbeit zu 
vermeiden, in aller Klarheit zurückweisen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir haben ehrenhafte Richter in diesem Staat, die sich an 
all das halten, was wir hier entscheiden.

Kommen wir noch einmal zu den Vorteilen des Ver-
fahrens, liebe Kolleginnen und Kollegen. Der Zugang zu 
den Gerichten im Bereich von Zahlungsklagen wird ver-
einfacht und verbessert. Eine Klage kann ohne großen 
Aufwand direkt vom heimischen Schreibtisch aus bei 
Gericht eingereicht werden. Durch Standardisierung 
und Strukturierung des Prozessstoffes können Verfahren 
deutlich beschleunigt werden. Wir kritisieren doch im-
mer, dass die Verfahren zu lange dauern. Jetzt gehen 
wir diesen Schritt und hören wieder Kritik. Das ist sehr 
interessant. Lange Wartezeiten werden damit passé sein.

Schließlich werden auch die Gerichtskosten für das 
Onlineverfahren im Vergleich zu herkömmlichen Verfah-
ren gesenkt. Die Bürgerinnen und Bürger werden also 
auch noch sparen, wenn sie ihr Recht einklagen. Nicht 
zu vergessen – das kam mir in der Debatte etwas zu 
kurz –, es werden auch unsere Gerichte langfristig ent-
lastet. Schnellere Verfahren gleich mehr Erledigungen.

Sehr geehrte Damen und Herren, wir sprechen in die-
sem Hohen Hause viel über Digitalisierung und Staats-
modernisierung, und das natürlich zu Recht. Was aber oft 
zu kurz kommt – und da muss ich Ihnen widersprechen, 
Herr Dr. Steffen –: Die Justiz hat im Vergleich zu vielen 
anderen Behörden bereits gezeigt, dass sie willens und in 
der Lage ist, moderner und digitaler zu werden.

Als ich vor sechs Jahren in meinem Gericht saß, war in 
einer Kommunalverwaltung noch nicht mal daran zu den-
ken, dass es eine digitale Akte geben würde. Deshalb, 
glaube ich, müssen wir einfach einmal betonen, bei allem 
Bedarf, den wir in der Justiz noch haben, dass die Leute 
da sehr flexibel sind und auch bei der E-Akte mutig 
vorangegangen sind.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Aber zur Wahrheit gehört auch: Die Erprobung ist 

immer ein großer Aufwand. Deshalb möchte ich bereits 
jetzt allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der Zivil-
gerichtsbarkeit – seien es Richter, Rechtspfleger oder 
Servicemitarbeiter – dafür danken, dass sie diese Erpro-
bung mitmachen werden.

Sehr geehrte Damen und Herren, ich komme zum En-
de. Der heute vorgelegte Gesetzentwurf ist ein nächster 
wichtiger Schritt für die Digitalisierung der Justiz. Wir 
holen nach, was in den vergangenen drei Jahren von der 
Ampelregierung versäumt worden ist. Für uns hat die 
Justiz Priorität.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der abschließende Redner in der Debatte: Dr. Martin 

Plum für die Unionsfraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Dr. Martin Plum (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wir schlagen heute nicht bloß ein neues Kapitel, sondern 
wir schlagen ein neues Buch bei der Digitalisierung un-
serer Justiz auf. Das Onlineverfahren im neuen Buch 12 
der Zivilprozessordnung wird den Zugang zum Recht 
vereinfachen. Es wird die Arbeit von Anwälten, Richtern 
und Justizbeschäftigten erleichtern und die Verfahren ef-
fizienter gestalten. Das spart Bürgern, Unternehmen, An-
wälten und Justiz Zeit, Geld und Mühen.

Das Onlineverfahren kann damit gleich in mehrerer 
Hinsicht eine Blaupause sein, und es muss auch eine 
Blaupause sein. Erstens kann es eine Blaupause für die 
Modernisierung des Zivilprozesses sein: Klagen per 
Klick statt per Fax, Eingabe von Daten statt Dokumenten, 
Kommunikation über Plattformen statt Postfächer und 
mehr Struktur statt Schriftsatzwirrwarr. Das braucht es 
auch über das Onlineverfahren hinaus im Zivilprozess.

Als Koalition werden wir deshalb ein Bundesjustiz-
portal mit Verfahrensplattform, die bundeseinheitliche 
Justiz-Cloud, frühzeitige Verfahrenskonferenzen und 
Vorgaben zur richterlichen Verfahrensstrukturierung im 
ganzen Zivilprozess einführen. Wir als Koalition gehen 
damit den eingeschlagenen Weg zum Zivilprozess der 
Zukunft konsequent weiter.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Zweitens kann das Onlineverfahren auch Blaupause 
für andere Verfahren und Gerichte sein. Onlineverfahren 
brauchen wir nicht nur an den Amtsgerichten. Mehr „on-
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line“ brauchen wir auch bei der Vollstreckung von Urtei-
len. Deswegen werden wir als Koalition das Vollstre-
ckungsregister einführen – keine Sorge, lieber Herr Kol-
lege Steffen. Und mehr „online“, das muss auch über 
Klagen am Amtsgericht hinausgehen. Deshalb werden 
wir uns im weiteren Verfahren genau anschauen, ob On-
lineverfahren auch im einstweiligen Rechtsschutz, in 
Rechtsmittelverfahren und beispielsweise an den Ar-
beitsgerichten Sinn machen.

Drittens kann das Onlineverfahren auch eine Blau-
pause für eine moderne und innovative Justiz sein.

Dieses Gesetz geht neue Wege. Es schafft Frei- und 
Testräume in den Gerichten. Es ermöglicht die Erprobung 
neuer Technologien im laufenden Betrieb, und es hebt 
damit das Potenzial für Innovationen in der Justiz. 
Auch diesen Weg wollen wir als Koalition konsequent 
weitergehen. Wir wollen die Gestaltungsmöglichkeiten 
in der Justiz über das Onlineverfahren hinaus durch wei-
tere Öffnungs- und Experimentierklauseln stärken: bei 
der Gerichtsorganisation, bei der Digitalisierung und bei 
den gerichtlichen Zuständigkeiten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit diesem Gesetz-
entwurf fängt etwas richtig Gutes an. Sorgen wir dafür, 
dass daraus im parlamentarischen Verfahren etwas noch 
Besseres wird! Machen wir aus diesem neuen Buch einen 
echten Bestseller für die Justiz und ihre Digitalisierung!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich schließe damit die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung des Gesetzent-

wurfes auf Drucksache 21/1509 an die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es 
weitere Überweisungsvorschläge? – Wenn das nicht der 
Fall ist, dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe jetzt den Zusatzpunkt 20 auf: 

Aktuelle Stunde 

auf Verlangen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN

Herbst des Klimaschutzes
Ich eröffne hiermit die Aussprache. Erste Rednerin in 

der Debatte ist für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Dr. Julia Verlinden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Der Juni war der heißeste Monat, der jemals in West-
europa gemessen wurde.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Unser Planet hat hohes Fieber.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Die Grünen 
auch!)

Ich habe vor ein paar Wochen das Klinikum in Lüne-
burg besucht. Dort ist die Notaufnahme an einem heißen 
Tag besonders voll, weil Menschen Probleme mit dem 
Kreislauf bekommen. Das ist aber nicht das einzige Pro-
blem.

(Zuruf von der AfD: Ein demografisches Pro-
blem!)

Im Wartezimmer meiner Hausärztin hängt der Hinweis 
„Achtung! Bei Hitze wirken Ihre Medikamente anders“. 
Die Klimakrise ist ein erhebliches Gesundheitsrisiko. Ich 
bin den vielen Menschen im Gesundheitswesen sehr, sehr 
dankbar, die darüber aufklären und sich für mehr Klima-
schutz einsetzen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

In Spanien zum Beispiel gab es in diesem Sommer 
Temperaturen von über 45 Grad, in der Türkei sogar 
über 50 Grad. Allein in der ersten Augusthälfte zählten 
die spanischen Behörden etwa 1 100 Hitzetote. Ange-
sichts dieser heute schon gravierenden Auswirkungen 
ist jedes Zögern und jedes Bremsen der Bundesregierung 
beim Klimaschutz unverantwortlich, weil lebensgefähr-
lich.

Es braucht mehr Mut für Klimapolitik. Aber Sie von 
CDU/CSU und SPD planen im Gegenteil ganz wesentli-
che Rückschritte in der Klima- und Energiepolitik. Dabei 
sind Sie so in Ihrer Ideologie gegen Zukunftstechnolo-
gien verhaftet, dass Sie gar nicht sehen, wie Sie damit 
Ihrem und unserem Land schaden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Johannes Wagner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und der Wirtschaft!)

Fassungslos kann es machen, wenn man die Aussagen 
von Gasministerin Reiche zum Ausbremsen der beliebten 
Solarenergie hört oder die von Friedrich Merz, der es 
vom Zufall abhängig machen möchte, ob das Klimaziel 
erreicht wird. Oder wenn Finanzminister Klingbeil Geld 
für fossiles Gas ausgibt anstatt für Innovation und Klima-
schutz.

Fassungslos und wütend macht das, aber zum Glück 
nicht sprachlos. Denn es gibt viele Menschen, viele Un-
ternehmen und viele Kommunen, die sich längst auf den 
Weg gemacht haben, unsere Lebensgrundlagen, unseren 
Planeten zu schützen: unsere Wälder und Moore, unsere 
Küsten und Flüsse, mit all ihren Tieren und Pflanzen. 
Diese Menschen und Unternehmen leisten bereits einen 
Beitrag oder wollen einen Beitrag leisten, damit unser 
Land unabhängig von den Kostenfallen wird, die durch 
fossile Energieträger wie Gas und Benzin drohen.

Diesen Menschen sind wir Grüne hier im Parlament 
Bündnispartner; für sie werden wir hier stellvertretend 
laut. Deswegen kündigen wir von der grünen Bundes-
tagsfraktion einen Herbst des Klimawiderstands an,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

einen Herbst, in dem die Bundesregierung mit uns Grü-
nen und mit den Menschen im Land rechnen muss.

(Karsten Hilse [AfD]: So wie Dienstag in 
Berlin!)
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Unsere Kritik an Ihrer Politik lässt sich an drei Punkten 
darstellen: Erstens handeln Sie uneuropäisch und unsoli-
darisch, zweitens sind Sie von einzelnen fossilen Lobby-
interessen getrieben, und drittens schaden Sie damit den 
Menschen und unserem Wohlstand.

Auf europäischer und internationaler Ebene beschädi-
gen Sie Deutschlands Ruf als Vorreiter beim Klimaschutz 
und bei den erneuerbaren Energien. Sie zündeln am Kli-
maziel Europas für 2040 und taktieren dafür gemeinsam 
mit den Rechtspopulisten in Ungarn. Dabei ist es doch 
jetzt Deutschlands Aufgabe, mit Führungsstärke für den 
Klimakonsens einzustehen. Übernehmen Sie endlich Ver-
antwortung!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hört! Hört!)

Stattdessen aber rollen Sie der fossilen Lobby den 
Teppich aus: Sie machen Gaspolitik statt Klimapolitik. 
Sie subventionieren Gas, anstatt mit der Senkung der 
Strompreise alle Menschen gleichermaßen zu entlasten, 
was den Absatz von E-Autos und Wärmepumpen weiter 
unterstützen würde. Sie kündigen eine massive Über-
kapazität von Gaskraftwerken an, ohne einen Umstieg 
auf Wasserstoff mitzudenken. Sie gefährden in einem 
Atemzug den Hochlauf von grünem Wasserstoff und ei-
ner Branche, die schon lange in den Startlöchern steht.

Und Sie lassen nahe dem wertvollen Naturerbe Wat-
tenmeer nach Gas bohren. Ich war letzte Woche gemein-
sam mit vielen anderen Klimaschützerinnen und -schüt-
zern und auch mit Kolleginnen und Kollegen aus der 
grünen Bundestagsfraktion auf der Insel Borkum und 
habe mit den Menschen darüber gesprochen, wie wichtig 
ihnen und den Urlauberinnen und Urlaubern eine intakte 
Natur ist und wie sie selbst auf der Insel bis 2030 klima-
neutral werden wollen. Diese überflüssigen Gasbohrun-
gen vor Borkum und im bayerischen Reichling sowie 
jegliche weitere Bohrungen nach fossilen Energieträgern 
gehören beendet!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Johannes Wagner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Richtig! Keine Gasbohrungen!)

Mit Ihrem fossilen Rollback schaffen Sie das Gegenteil 
von Planungs- und Investitionssicherheit, die die Wirt-
schaft dringend braucht. Sie sorgen für Verunsicherung 
bei Menschen und Unternehmen, wenn Sie eine Kürzung 
hier bei der Solarenergie und da bei der Wärmepumpe 
ankündigen, wenn Sie beim Thema Verbrenner-Aus irr-
lichtern. Schon weiß keiner mehr, was gilt und worauf 
man sich bei Ihnen eigentlich verlassen kann. Das ist 
toxisch.

(Zuruf der Abg. Dunja Kreiser [SPD])

Die Klimakrise ist die größte Bedrohung unserer Le-
bensgrundlagen und unseres Wohlstandes im 21. Jahrhun-
dert. Die wichtigste Nachricht ist: Politisches Handeln 
kann einen Unterschied machen. Jeder Tag zählt!

Deshalb stehen wir als grüne Bundestagsfraktion an 
der Seite der Menschen, die sich für eine lebenswerte 
Welt für sich und ihre Kinder einsetzen. Wir stehen an 
der Seite der Unternehmer/-innen, die die Zukunftsjobs 

ausbilden und ihre Umschulung schon gestartet haben, 
die den Wandel gestalten wollen. Wir unterstützen all 
diejenigen, die durch ihr Engagement dazu beitragen, 
dass Deutschland wieder unabhängig von autokratischen 
und erpresserischen fossilen Energielieferanten wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Frau Kollegin, Sie müssen zum Schluss kommen.

Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Wir gehen in die politische Auseinandersetzung, für 

alle Generationen – im Parlament und auf der Straße, 
für eine klimagerechte, für eine bezahlbare Welt! Das 
ist der Herbst des Klimawiderstands.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Timon Dzienus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jawoll!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in der Debatte ist für die Unions-

fraktion Dr. Thomas Gebhart.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Thomas Gebhart (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Wir müssen alles daransetzen, damit es nach 
drei Jahren Rezession mit der Wirtschaft in unserem 
Land wieder aufwärtsgeht.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Für uns ist dabei klar: Wir betrachten Wirtschaft, Kli-

maschutz und Soziales niemals einseitig, sondern es muss 
uns gelingen, die Dinge zusammenzuführen.

(Zuruf des Abg. Andreas Bleck [AfD])
Wir müssen dahin kommen, dass es Deutschland gelingt, 
ein starkes Wirtschafts- und Industrieland zu sein und zu 
bleiben und gleichzeitig Schritt für Schritt CO2-Emissio-
nen zu reduzieren.

Ich bin überzeugt: Das kann uns gelingen. Wir haben 
die Möglichkeiten dazu, und wir haben die Potenziale in 
diesem Land. Wir müssen aber jetzt die Rahmenbedin-
gungen dafür wieder in Ordnung bringen. Genau darum 
geht es.

Wir haben vielfach klargestellt: Wir stehen zu den 
deutschen und zu den europäischen Klimazielen. Aber 
wir müssen doch jetzt ehrlich und kritisch hinterfragen, 
ob die bisherigen Maßnahmen der europäischen und 
deutschen Klimapolitik noch in allen Punkten genau so 
passen. Wir dürfen auf dem Weg hin zur Klimaneutralität 
nicht riskieren, dass wir die Wettbewerbsfähigkeit unse-
rer heimischen Unternehmen verlieren.

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Fossile Infra-
struktur ist nicht wettbewerbsfähig!)

Denn was wäre denn die Folge davon? Die Folge wäre, 
dass Produktion teilweise eingestellt, zurückgefahren 
oder ins Ausland verlagert wird. Wir haben unter Klima-
schutzgesichtspunkten überhaupt nichts gewonnen, wenn 
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Produkte anderswo in der Welt hergestellt und dann zu 
uns geliefert werden. Die Emissionen wären ja in diesem 
Fall nicht verschwunden, sie wären lediglich in andere 
Teile der Welt verlagert.

(Zuruf des Abg. Johannes Wagner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Für das Klima spielt es ja überhaupt keine Rolle, ob 
CO2-Emissionen in Deutschland, in China, in den USA 
oder sonst irgendwo in die Luft geblasen werden. Im 
Gegenteil, meine Damen und Herren: Wir würden sogar 
mehr CO2-Emissionen riskieren, da andere Länder teil-
weise niedrigere Emissionsstandards als wir haben.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. 
Dr. Fabian Fahl [Die Linke])

Darüber hinaus käme es zu wirtschaftlichen und zu so-
zialen Verwerfungen. Und das kann und darf niemals 
unser Weg sein.

Die Lösung liegt für uns darin, dass wir Wirtschaft, 
Klimaschutz und Soziales konsequent zusammenbrin-
gen.

(Dr. Anja Reinalter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Dann machen Sie’s doch mal!)

Genau dafür steht die Union. Unser Weg heißt: Wir set-
zen auf marktwirtschaftliche Instrumente statt auf Plan-
wirtschaft.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir setzen auf Technologieoffenheit. Wir wollen Anreize 
schaffen: für Investitionen in moderne Technologien,

(Dr. Anja Reinalter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Dann macht mal!)

in CO2-Vermeidungstechnologien.
(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Das hat Jahr-

zehnte nicht funktioniert!)
Technologieoffenheit heißt auch: Nicht der Staat soll da-
rüber entscheiden, wann, wo und wie welche Technologie 
eingesetzt wird,

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Doch, das ist 
dringend nötig!)

sondern der Markt soll vornehmlich darüber entscheiden. 
Und wir müssen – das ist unsere Aufgabe – die richtigen 
Rahmenbedingungen setzen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Für uns ist der Europäische Emissionshandel ein gutes 

Instrument der Klimapolitik. Aber, meine Damen und 
Herren, auch das will ich deutlich sagen: Er muss ange-
passt werden. Darauf hat beispielsweise vor wenigen Ta-
gen der Vorsitzende der Industriegewerkschaft Bergbau, 
Chemie, Energie, Michael Vassiliadis, nochmals sehr ein-
dringlich hingewiesen; auch andere haben das getan. Wir 
brauchen eine realistische Anpassung. Ansonsten wird 
das unsere Industrie in große Schwierigkeiten bringen. 
Der CO2-Preis würde den Unternehmen finanzielle Mit-
tel entziehen, die sie im Moment dringend brauchen, um 
zu investieren, gerade auch in CO2-Vermeidungstech-
nologien, in Innovationen. Das ist eine ernsthafte Gefahr. 
Das müssen wir realistisch betrachten und sollten auch 

entsprechend handeln. Deswegen sagen wir Ja zum Emis-
sionshandel. Aber die Unternehmen müssen damit ver-
nünftig umgehen können, sodass Deutschland ein starkes 
Wirtschaftsland bleibt. Darum unterstütze ich ausdrück-
lich die aktuellen Bemühungen unserer christdemokrati-
schen Kollegen in Brüssel, den Europäischen Emissions-
handel mit Augenmaß nachzujustieren. Es wäre hilfreich, 
wenn andere Fraktionen des Deutschen Bundestages ge-
genüber ihren europäischen Kollegen in gleicher Weise 
handelten.

Meine Damen und Herren, ich kann nur für uns spre-
chen: Wir werden dafür sorgen, den Wohlstand in unse-
rem Land zu halten, ohne dabei den Klimaschutz in ir-
gendeiner Weise zu vernachlässigen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Dr. Ingo Hahn 

für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Ingo Hahn (AfD):
Wertes Präsidium! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Grünen haben diese Aktuelle Stunde mit dem Titel 
„Herbst des Klimaschutzes“ überschrieben oder mit 
„Herbst des Klimawiderstands“, wie man gerade gehört 
hat.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja!)

Allein diese Titelwahl zeigt den Zynismus grüner Politik; 
denn in Wahrheit erleben wir den Herbst, wenn nicht 
bereits den Winter des Wohlstands, der Freiheit und der 
Vernunft.

(Beifall bei der AfD)
Sie und Ihre Partei haben Milliarden an Steuergeldern 

verschwendet, Heizungszwänge beschlossen und den 
Bürger schwer belastet. Trotzdem ist der Effekt, gemes-
sen an Ihren eigenen Zielen, minimal geblieben, was 
sogar der aktuelle Klimaschutzbericht zeigt.

Und Sie gehen sehenden Auges weiter Richtung Ab-
grund. Jüngst haben Sie ein Recht auf Solar gefordert. 
Was heißt das in der Praxis? Wieder neue Abgaben, ver-
pflichtende Smart Meter und Speicherpflichten. Mit an-
deren Worten: noch mehr Kosten für die Bürger, mehr 
Abhängigkeit von chinesischer Solarproduktion und 
noch mehr Zwangsbürokratie.

(Beifall bei der AfD)
Es gibt kein Recht auf Solar. Es gibt ein Recht der Bürger 
auf günstigen Strom, ja, den gibt es. Und es gibt ein Recht 
aus Sparsamkeit bei Steuergeldern.

(Beifall bei der AfD)
Aber dass die drei grünen Damen, die dieses Solarpapier 
geschrieben haben, all dies nicht wissen, verwundert 
nicht. Es ist inhaltlich wenig fundiert und im Übrigen 
ziemlich dröge geschrieben.

(Lachen des Abg. Karsten Hilse [AfD])

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 22. Sitzung. Berlin, Freitag, den 12. September 2025                               2292 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Dr. Thomas Gebhart 



Weil Stromspeicher für Ihren Flatterstrom im Großen 
nicht herzustellen sind, versuchen Sie nun, auch dieses 
Problem auf den kleinen Hausbesitzer abzuwälzen, wie 
wir es bei der Dämmung und bei der Wärmepumpe schon 
gesehen haben. Alles ist teuer und mit Pflichtaufgaben 
verbunden. Außer Spesen nichts gewesen! Die Spesen 
aber gehen an Ihre Klimalobby. Das ist nämlich der 
wahre Grund Ihres Klimaaktivismus, werte Grüne. Sie 
kassieren die Leute mit Ihren CO2-Steuern ab, um die 
Einnahmen dann an Ihre Klimaklientel umzuverteilen.

(Beifall bei der AfD)

Nicht mit uns! Wir werden die teure Energiewende be-
enden und wieder günstigen Strom bereitstellen.

(Dunja Kreiser [SPD]: Es geht um den Mittel-
stand!)

Lassen Sie uns auch mal auf die Klimarealität schauen. 
Sie und Ihre Partei sprechen ja pausenlos von Dürre, so 
auch in diesem Sommer.

(Jakob Blankenburg [SPD]: Haben Sie mal mit 
Ihren Landwirten vor Ort gesprochen?)

Doch die Messungen des Deutschen Wetterdienstes zei-
gen ein anderes Bild. Im Juli dieses Jahres fielen am 
Hohenpeißenberg, wo sich die älteste Bergwetterstation 
der Welt befindet, 211 Millimeter Niederschlag.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Und wofür ist das jetzt ein Beleg?)

Das langjährige Durchschnittsmaß liegt damit genau 
80 Millimeter darunter. Das bedeutet, der zentrale Hoch-
sommermonat war 2025 deutlich nasser als üblich, und 
Ihr Dürregerede widerspricht den Fakten.

(Beifall bei der AfD – Michael Kellner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie haben 
die Wissenschaft nicht verstanden! Wirklich! 
Da ist so eine Dürre bei Ihnen! – Zurufe der 
Abg. Dunja Kreiser [SPD] und Dr. Fabian Fahl 
[Die Linke])

Diese Panikrhetorik, liebe Grüne, hat mit der Wirklich-
keit wahrlich nichts zu tun. Das ist Wetter, das sind na-
türliche Schwankungen. Das ist aber keine Dürre, und das 
ist auch kein Hitzesommer, auch wenn Sie ihn noch so 
gerne herbeireden. Sie haben ja gerade schon Beispiele 
aus Spanien und Südeuropa genannt, weil Ihnen wahr-
scheinlich der Sommer in Deutschland zu kalt war.

(Beifall bei der AfD)

Kommen wir zurück zum Thema dieser Aktuellen 
Stunde, das Sie ja zunächst im bekannten grün-sozialis-
tischen Duktus „Herbst des Klimawiderstandes“ nannten. 
Sie wollten mit diesem Kampfbegriff wohl etwas von der 
Glaubwürdigkeit zurückgewinnen, die Ihre Partei längst 
verloren hat. Nach internen Streitigkeiten, nach Ihrem 
Regierungsversagen in der Ampel und nach dem Vertrau-
ensverlust bei den Wählern wirkt dieser Aufruf jedoch 
nicht mehr wie eine mutige Ansage, sondern nur noch 
wie ein letztes kleines Aufbäumen.

(Beifall bei der AfD)

Meine Damen und Herren, in Wirklichkeit handelt es 
sich bei der Auseinandersetzung zwischen den beiden 
eben gehörten Rednern um einen Scheindisput zwischen 
den Grünen und der Union. Es geht nur um Unterschiede 
in Nuancen; denn die CDU/CSU macht beim teuren Kli-
mawahn genauso mit. Deshalb sage ich Ihnen: Nur die 
AfD steht für Realitätssinn und für eine vernünftige Po-
litik.

(Lachen des Abg. Michael Kellner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Axel Müller [CDU/ 
CSU]: Das ist Realitätsverweigerung!)

Wir wollen Technologieoffenheit statt Zwang. Wir wol-
len Kernkraft statt Rückbauwahn. Wir wollen echten 
Umweltschutz für Wälder, Wasser und Artenvielfalt statt 
grüner Kostenexplosion. Und wir werden das Klimakar-
tell aufbrechen: 2026 in Sachsen-Anhalt und spätestens 
2029 auch im Bund.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in der Debatte: für die Bundes-

regierung Carsten Schneider, Bundesminister für Um-
welt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Carsten Schneider, Bundesminister für Umwelt, Kli-
maschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Klimaschutz ist für die Bundesregierung ein zentrales 
politisches Handlungsfeld, und das muss er angesichts 
der Folgen des Klimawandels, die in Deutschland längst 
angekommen sind, auch sein. Viele Kommunen, die Un-
ternehmen, die Landwirtschaft und die Menschen spüren 
die Veränderung. Deshalb geht die Arbeit für mehr Kli-
maschutz und vor allen Dingen auch für mehr Klima-
anpassung weiter, übrigens unabhängig von der Jahres-
zeit.

Die außergewöhnliche Trockenheit im Frühjahr, Herr 
Kollege, und Starkregenereignisse wie gerade in dieser 
Woche wieder in Nordrhein-Westfalen zeigen, dass die 
Infrastruktur und die Unternehmen resilienter aufgestellt 
werden müssen. Es sind aber nicht nur diese negativen 
Seiten, die wir in der Diskussion betrachten müssen. 
Mehr Resilienz bedeutet auch mehr Chancen im Wett-
bewerb für die Unternehmen und mehr Lebensqualität 
vor Ort. Es ist deshalb richtig und für die Zukunft unseres 
Landes von herausragender Bedeutung, dass wir mit dem 
Sondervermögen Infrastruktur Investitionen in genau 
diese Resilienz ermöglichen. Diese Resilienz gibt uns 
die Möglichkeit, der Veränderungen durch den Klima-
schutz Herr zu werden, aber vor allen Dingen auch 
Technologien zu entwickeln – Technologien, für die deut-
sche Ingenieurinnen und Ingenieure berühmt sind –, um 
diese auch in die Welt zu exportieren.

Diese Aktuelle Stunde heute – vielen Dank an die 
Kolleginnen und Kollegen der Grünen dafür – gibt uns 
die Gelegenheit, nicht nur grundsätzlich über die Heraus-
forderungen des Klimawandels zu sprechen, sondern 
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auch über die anstehenden Termine und Entscheidungen 
in den kommenden Wochen und Monaten. Das will ich 
gerne tun.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Drei Punkte sind aus meiner Sicht dabei von heraus-
ragender Bedeutung. Das sind die Festlegung des EU- 
Klimaziels für 2040, das nationale Klimaschutzpro-
gramm, das wir erarbeiten müssen, um unsere eigenen 
Ziele und Ansprüche zu erreichen, und natürlich die 
Weltklimakonferenz in Brasilien im November dieses 
Jahres. Lassen Sie mich auf diese drei Punkte im Einzel-
nen eingehen.

Den Kompromissvorschlag der EU-Kommission für 
das Klimaziel von 90 Prozent weniger Treibhausgasemis-
sionen im Jahre 2040, bezogen auf das Jahr 1990, unter-
stützt die Bundesregierung. Wir, CDU, CSU und SPD, 
haben uns als Regierungsparteien nicht nur im Koaliti-
onsvertrag klar dazu bekannt, sondern auch in der all-
gemeinen Ausrichtung zu den Vorschlägen der EU-Kom-
mission. Dazu gehört im Übrigen auch, dass die 
Klimaneutralität bis 2045 inzwischen in unserem Grund-
gesetz verankert ist. Ich danke den Kolleginnen und Kol-
legen im Deutschen Bundestag und im Bundesrat, die 
dies möglich gemacht haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das sei allen noch mal gesagt, die meinen, dass Klima-
schutz eine Minderheitsposition sei. Das Gegenteil ist 
richtig. Es gibt aus meiner Sicht also keinen Grund für 
einen Rückzieher oder dafür, einen Schlingerkurs zu fah-
ren, der die Unternehmen und Verbraucher nur verunsi-
chert, sei es auf politischer oder auf industrieller Seite.

Der Vorschlag, den die EU-Kommission uns vorgege-
ben hat, setzt auch ein wegweisendes Signal für die Kli-
makonferenz in Brasilien. In diesem Jahr sind alle Staa-
ten im Rahmen des Pariser Abkommens aufgefordert, 
ihre Klimaziele vorzulegen. Hier kommt es gerade auf 
die Europäische Union und ihr neues Klimaziel an. Das 
Klimaziel, das die EU vorgelegt hat, bedeutet nicht, dass 
wir in Deutschland unseres erhöhen müssen. Es ent-
spricht nämlich ziemlich genau dem, was wir in Deutsch-
land ohnehin schon beschlossen haben und auch umset-
zen werden. Es setzt allerdings voraus, dass wir unsere 
nationalen Ziele bis zum Jahre 2030 und darüber hinaus 
erreichen. Um dies sicherzustellen, müssen wir diese mit 
entsprechenden Maßnahmen im Rahmen eines Klima-
schutzprogramms unterlegen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn sich die Staa-
tengemeinschaft im brasilianischen Belém zur Klima-
konferenz trifft, sind genau zehn Jahre seit dem Pariser 
Klimaschutzabkommen vergangen. Mit dem Ziel, die 
Erderwärmung möglichst auf 1,5 Grad gegenüber der 
vorindustriellen Zeit zu begrenzen, ist das Abkommen 
eine der wichtigsten völkerrechtlichen Grundlagen zur 
Eindämmung der Klimakrise. Deutschland wird trotz 
des Ausstiegs der Trump-Administration aus dem Pariser 
Abkommen am Multilateralismus und an internationalen 
Vereinbarungen festhalten.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Ich werde mich auch innerhalb der EU dafür einsetzen, 
dass wir auf Kurs bleiben; denn der Rest der Europäi-
schen Union schaut auf Deutschland und auf das, was 
wir tun. Er wartet nicht nur auf unsere Entscheidungen, 
sondern auch auf unsere Unterstützung.

(Zuruf von der AfD: Wie immer!)

Von der COP 30 wünsche ich mir das klare Signal, dass 
das Streben nach Klimaneutralität sowie Erhalt und Aus-
bau der Wettbewerbsfähigkeit unauflöslich verbunden 
sind. Gerade nachhaltiges Wirtschaften wird künftig die 
Wettbewerbsfähigkeit definieren. Ich würde mich freuen, 
wenn auch in unseren Debatten dieser Zusammenhang 
besser deutlich gemacht würde. Zu oft wird der Eindruck 
erweckt, dass es für die Unternehmen nachteilig sei, 
nachhaltig zu wirtschaften, oder dass es für das Klima 
nachteilig sei, wenn die Unternehmen wettbewerbsfähig 
sind. Dabei sind es doch gerade deutsche Unternehmen 
und deutsche Technologien, die beides perfekt zusam-
mendenken können. Die Green-Tech-Branche boomt. 
Das sind Unternehmen, die umwelt- und klimafreundli-
che Technologien und Dienstleistungen anbieten. Die 
Kreislaufwirtschaft ist ein Beispiel dafür. Das Thema ist 
für alle Branchen und über die gesamte Wertschöpfungs-
kette relevant. Der deutsche Mittelstand ist in der Kreis-
laufwirtschaft ein Global Player.

Viele wissen vielleicht nicht, dass die Green-Tech- 
Branche seit 2010 um 4,7 Prozent pro Jahr gewachsen 
ist. Das Potenzialwachstum in Deutschland liegt bei unter 
1 Prozent. Das heißt, wir haben hier großes Potenzial, 
nicht nur zu wachsen, sondern auch mit technologischem 
Fortschritt Exporterfolge zu erzielen. Die Green-Tech- 
Branche hat den Krisen getrotzt und sich zu einem Sta-
bilisator unserer Volkswirtschaft entwickelt. Wir küm-
mern uns mit der Umsetzung der Nationalen Kreislauf-
wirtschaftsstrategie ebenso darum, dass diese Stärken 
weiter ausgebaut werden. Das schont das Klima und die 
natürlichen Ressourcen und sorgt gleichzeitig dafür, dass 
Deutschland im internationalen Wettbewerb bestehen 
kann.

Wenn wir von Klimaschutz reden, wird häufig über-
sehen, wie viele Menschen sich vor Ort engagieren, sei es 
beim Schutz von Wäldern, Auen, Böden und Mooren, 
Meeren und Gewässern, sei es bei der Wiederherstellung 
von geschädigten und zerstörten Ökosystemen oder sei 
es, wenn zum Beispiel am World Cleanup Day oder bei 
anderen Aktionen Müll aus der Umwelt gesammelt wird. 
Nur eine intakte Natur ist auch gesund für uns Menschen. 
Sie kann uns helfen, den Klimawandel aufzuhalten. Sie 
kann Schatten und Kühle spenden in den Städten und 
vieles andere mehr. All das unterstützen wir auf vielfäl-
tige Weise, insbesondere mit dem Aktionsprogramm Na-
türlicher Klimaschutz.

Es ist wichtig, dass wir bei den umwelt- und klima-
politischen Debatten nicht immer nur die globale Flug-
höhe erreichen. Das oftmals ehrenamtliche Engagement 
vor Ort ist genauso wertvoll. Ich will die Gelegenheit 
nutzen, allen zu danken, die sich im Natur- und Umwelt-
schutz vor Ort und damit für ihre und unsere Heimat 
starkmachen.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist Freitagnach-
mittag, wir haben den Herbst dieser Sitzungswoche er-
reicht.

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und des Abg. Dr. Ingo 
Hahn [AfD])

Aber das ist kein Grund zum Zaudern. In der kommenden 
Woche werden wir – Sie und auch ich – den Haushalt für 
2025 beschließen. In der Woche darauf beginnen die 
Beratungen für den Bundeshaushalt 2026. Das sind je-
weils wichtige Weichenstellungen für Deutschland, um 
unserem eigenen Anspruch, aber auch unseren Verpflich-
tungen im Klimaschutz gerecht zu werden.

Darauf freue ich mich schon und bedanke mich ganz 
herzlich bei Ihnen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in der Debatte: für die Fraktion 

Die Linke Violetta Bock.

(Beifall bei der Linken)

Violetta Bock (Die Linke):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich habe 

mich bei der Aktuellen Stunde gefragt – erst hieß sie 
„Herbst des Klimawiderstandes“, dann ist es der „Herbst 
des Klimaschutzes“ geworden –,

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja! Haben die uns nicht erlaubt!)

ob Frau Klöckner da vielleicht schon wieder ihre Finger 
mit im Spiel hatte. War ihr „Widerstand“ nicht anständig 
genug?

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Die Frage kann man sich stellen!)

Nun haben Sie den Widerstand wieder ausgerufen. 
Dabei haben die Grünen doch schon längst vergessen, 
was Widerstand ist.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was? Was?)

Und ich finde, auch das muss an dieser Stelle gesagt 
werden.

(Beifall bei der Linken)

Denn viele von uns erinnern sich noch gut an die Polizei-
einsätze in Lützerath beim Kohletagebau und das Tränen-
gas im „Danni“ bei der Autobahn.

(Dr. Ingo Hahn [AfD]: Das war gut, oder was? 
Das fanden Sie gut?)

Und es wird auch weitergehen, wenn in NRW die Pro-
teste gegen die Castortransporte stattfinden. Sie als Grüne 
waren immer beteiligt, sei es in der Landesregierung oder 
als Teil der Ampel.

(Manuel Krauthausen [AfD]: Da wurden mas-
sive Straftaten begangen!)

– Da wurden Straftaten auch von der Polizei begangen. – 
Natürlich war der Widerstand im „Danni“ gegen die Ab-
holzung des Waldes gerechtfertigt. Nur Sie spielten bei 
diesen Protesten Ihre Rolle auf der anderen Seite der 
Barrikade. Wir stehen klar an der Seite der Klimagerech-
tigkeitsbewegung.

(Beifall bei der Linken – Zuruf des Abg. 
Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Das Dilemma ist doch: Mit der Ampel haben Sie vielen 
Menschen Hoffnungen gemacht und viele bitter ent-
täuscht. Denn am Ende war dann die Regierungsbetei-
ligung doch immer wichtiger, getreu der Logik des klei-
neren Übels. Aber mit Übel gibt es keine Verbesserung. 
Und genau deswegen haben Sie heute dieses Glaubwür-
digkeitsproblem.

Dass Sie nun nur vom Klimaschutz sprechen, zeigt 
auch, woran es liegt: Sie schaffen es nicht, sich gegen 
Konzerninteressen zu stellen. Wenn ich hier schon wieder 
„Wettbewerbsfähigkeit“ und „Markt“ höre,

(Zuruf von der AfD: Ja, das versteht Die Linke 
nicht!)

dann frage ich mich: Was hat uns denn in die Klima-
katastrophe gebracht? Genau dieser Glaube an den freien 
Markt, wo dann Einzelinteressen von Lobbyverbänden 
mit Millionen subventioniert werden und der Wohlstand 
bei vielen Menschen nicht ankommt.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ja, wie in der DDR!)

Dabei geht es doch genau um die Dreistigkeit, dass we-
nige mit aller Konsequenz über ihre Verhältnisse gelebt 
haben. Sie können sich denken, dass ich nicht diejenigen 
meine, von denen Herr Merz spricht, sondern Herrn Merz 
selber und Frau Reiche meine, die Politik im Interesse der 
Lobby machen. Und gegen diese Politik und die Verhält-
nisse, die das möglich machen, sind wir die Opposition.

(Beifall bei der Linken)

Klimaschutz ist längst nicht ausreichend. Denn egal ob 
beim Kampf um eine bessere Rente, höhere Löhne, ge-
meinnützige Wohnungen, ausgebauten ÖPNV oder die 
Energieversorgung, es geht immer um die Grundfrage: 
Wird Politik für die wenigen mit viel Kapital und Lobby-
interessen gemacht, oder schaffen wir es endlich, den 
Einfluss der Konzerninteressen zurückzudrängen?

Es muss um Klimagerechtigkeit gehen. Wenn wir nur 
die eine Seite betrachten, dann werden die Armen immer 
ärmer werden und die Reichen immer reicher. Deswegen 
kann ich das Gerede von Wettbewerbsfähigkeit nicht 
mehr hören.

Die COP in Brasilien wurde angesprochen. Wir hatten 
uns erst diese Woche mit indigenen Gemeinschaften aus 
Brasilien getroffen, und eine ihrer Hauptforderungen 
war: Mercosur muss gestoppt werden.

(Karsten Hilse [AfD]: Windräder in den Ur-
wald! Windräder in den Regenwald! Das fin-
den die garantiert gut!)
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– Seien Sie doch mal leise!

(Beifall bei Abgeordneten der Linken)

Ich weiß, Sie sind total scharf auf Regierungsbetei-
ligung. Aber worüber beschweren Sie sich eigentlich? 
Die Forderungen der AfD, wie das Trennen von Familien, 
wurden doch von der Koalition längst umgesetzt. Warum 
werden Sie denn überhaupt so laut? Sie können mal ruhig 
leise sein!

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Wir haben doch keine 
Kernkraftwerke!)

Was wir tatsächlich brauchen, ist eine soziale Opposi-
tion, bei der endlich die Menschen Gehör finden und 
nicht mehr die Lobbyverbände.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in der Debatte: für die Unions-

fraktion Anna Aeikens.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Anna Aeikens (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! In der Presse konnte man in den ver-
gangenen Tagen viel vom „Herbst der Reformen“ lesen – 
Reformen, die dieses Land auch dringend braucht. An-
fang der Woche hieß es dann: Wir rufen den „Herbst des 
Klimawiderstands“ aus. Vorhin wurde das auch noch mal 
wiederholt. Bei allem Respekt, liebe Grüne: Wir alle 
sollten hier im Parlament darum bemüht sein, die Radi-
kalität aus den Debatten rauszunehmen. Wir sollten nicht 
den Plenarsaal zur ständigen Provokation nutzen, wie es 
der eine oder andere hier gerne tut. Aber das haben Sie ja 
zum Glück auch selbst so gesehen, da Sie den Titel der 
Aktuellen Stunde relativ flink angepasst haben.

Damit Sie aber nicht beunruhigt ins Wochenende star-
ten, möchte ich Sie gerne durch den Spätsommer der 
pragmatischen Klimapolitik führen. Wir haben die Ak-
zeptanz für Klimaschutzmaßnahmen am Anfang unserer 
Regierung entschieden gesteigert, indem wir Entlastun-
gen für die Verbraucherinnen und Verbraucher, aber vor 
allem für unsere Wirtschaft auf den Weg gebracht haben: 
durch die Senkung der Netzentgelte. Damit haben wir 
dem Wohlstand dieses Landes nicht geschadet. Wir ma-
chen jetzt genau das, was vorher nicht geschafft worden 
ist. Um überhaupt die Grundlage für eine dekarbonisierte 
Energiewende zu schaffen, werden wir auf einen Kapazi-
tätsmarkt setzen, welcher dann zusammen mit einer Was-
serstoffkraftwerkstrategie die Klimaziele über 2030 hi-
naus sichern wird. Natürlich gehört auch dazu, dass wir 
uns weiterhin für den ETS II einsetzen, dass wir auf die 
CO2-Bepreisung für den Verkehr- und Gebäudesektor in 
ganz Europa setzen, im Einklang mit unseren Unterneh-
men hier vor Ort. Das alles – dafür steht die Union, und 
dafür steht auch diese Bundesregierung – muss sozial 
verträglich sein und im Einklang mit den Menschen und 
den Unternehmen hier vor Ort passieren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dabei wollen wir alle Menschen mitnehmen; denn 
sonst funktioniert es einfach nicht. Wir möchten dabei 
auch niemanden alleine lassen und werden daher auf 
den europäischen Klima-Sozialfonds setzen. Wir wollen 
die CO2-Einnahmen – unbürokratisch und sozial gestaf-
felt – weitergeben an unsere Bürgerinnen und Bürger, 
damit niemand überfordert wird.

Lassen Sie uns nun den Blick einmal erweitern. Die 
Arbeit im Bereich Klimaschutz läuft nämlich nicht nur in 
Deutschland gut. Deutschland wird auf internationaler 
Bühne wieder wahrgenommen und ernst genommen, 
und auch da setzen wir uns für Klimaschutz ein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Jakob Blankenburg [SPD] – Lachen des Abg. 
Karsten Hilse [AfD])

Zurzeit wird in der Koalition an einem Antrag für die 
Klimakonferenz in Belém gearbeitet. Einen solchen An-
trag haben Ihre Fraktion bzw. die Ampel zuletzt 2022 
eingebracht. Ich weiß nicht genau, wie Sie wichtig Ihnen 
der internationale Klimaschutz 2023 und 2024 war, aber 
wir werden dieses Jahr wieder einen Antrag einreichen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir alle wissen, dass Klimaschutz eine globale Auf-
gabe ist, die auch alle Akteure verpflichtet. Daher ist es 
uns wichtig, dass wir über Klimafinanzierungsverpflich-
tungen nachdenken und vor allem Schwellenländer in die 
Pflicht nehmen und dass wir gemeinsam schauen, wie wir 
unsere deutsche Klimaschutztechnologie in anderen Län-
dern einsetzen können, um sie nachhaltig zu unterstützen. 
Dabei ist es uns wichtig, dass Deutschland und Europa 
geeint und geschlossen sowie konstruktiv auftreten, um 
wirklich nachhaltig etwas zu erreichen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Gerne möchte ich meine letzte Minute dafür nutzen, zu 

erinnern, warum ein Herbst der Reformen wirklich not-
wendig ist. Diese Erinnerung gilt für alle. Umfragen, die 
in diesem Land immer wieder gerne gemacht werden, 
zeigen, wie die Stimmung im Land ist und was wirklich 
notwendig ist. Ich selbst komme aus Sachsen-Anhalt – 
Sachsen-Anhalt wurde heute bereits erwähnt –, und da ist 
das Thema Nummer eins für die Menschen die Asylpoli-
tik. Hier haben wir bereits einiges auf den Weg gebracht. 
Jetzt kann man natürlich sagen: Gut, was interessiert uns 
hier Sachsen-Anhalt? – Aber auch für ganz Deutschland 
gilt, wie die Umfragen für August zeigen: Die bestim-
menden Themen sind Einwanderung, Inflation, soziale 
Gerechtigkeit, Kriminalität und Gewalt. Diese Bundes-
regierung nimmt diese Sorgen ernst, meine sehr verehrten 
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Diese Bundesregierung wurde gewählt, um Politik für 

alle Menschen zu machen. Wir haben auf so vielen Fel-
dern, die ich gar nicht alle ansprechen kann, Reform-
bedarf. Diese Reformen müssen angegangen werden. 
Hier bitte ich Sie, die Grünen, alle anderen Parlamenta-
rier und vor allem die Bundesregierung, diese Sorgen 
ernst zu nehmen, damit wir gemeinsam Politik für dieses 
Land machen können in allen Bereichen: Klimaschutz, 
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Wirtschaft, Landwirtschaft, äußere und innere Sicherheit. 
Ich wünsche mir einen Herbst der Reformen. Ich wün-
sche mir einen Herbst, der den Bürgern die Sorgen 
nimmt. Dabei habe ich viel Vertrauen in die jetzige Bun-
desregierung, die uns durch diesen Herbst steuern wird.

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in der Debatte: für die AfD-Frak-

tion Karsten Hilse.
(Beifall bei der AfD)

Karsten Hilse (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 

Landsleute! Selbstverständlich auch werte Zweifler am 
natürlichen Klimawandel! Als die Fraktionschefin der 
Grünen vor den Medien den „Herbst des Klimawider-
standes“ ankündigte, fiel mir unweigerlich eine Aussage 
des angesehenen Kommunikationswissenschaftlers 
Norbert Bolz über sogenannte Linke ein, die ja in der 
Zwischenzeit fast das gesamte politische Farbspektrum 
ausmachen, also von Dunkelrot, Rot-Grün bis hin zu 
Schwarz. Als einzige nicht linke Partei gilt nur noch die 
AfD.

(Beifall bei der AfD)
Zitat Norbert Bolz: „Man sollte Linke nicht pauschal 
beurteilen, denn sie setzen sich aus zwei völlig unter-
schiedlichen Gruppen zusammen: den Dummen und 
den Bösartigen.“ Zu welcher Gruppe die grüne Fraktions-
chefin gehört, möge jeder für sich selbst entscheiden. – 
Für die CDU-Genossen, den schlimmsten Wählerbetrü-
gern in der Geschichte der Bundesrepublik, würde ich 
noch ergänzen: Dort gibt es auch noch die Gruppe der 
machtbesessenen Opportunisten.

Zurück zu den Grünen. Seit die Kommunisten Anfang 
der 80er-Jahre die damals junge Partei der Grünen ka-
perten und damit aus einer Umwelt- und Friedenspartei 
eine kommunistische Partei mit kranken Pädophilen und 
waschechten Nationalsozialisten formten, haben sie die 
einstigen Ziele der Grünen in ihr Gegenteil verkehrt. Die 
Umwelt zerstören sie rücksichtslos mit immer größeren 
Wind- und Solarindustriegebieten, und sie sind gleich-
zeitig zu den schlimmsten Kriegstreibern mutiert. Dass 
sie, genauso wie alle Kriegstreiber in der Geschichte, 
natürlich nicht selbst an die Front wollen und dies auch 
für ihre eigenen Kinder ausschließen, offenbarte die in-
fantil anmutende Dame, die den Herbst des Klimawan-
dels ausrief, kürzlich in den Erziehungsmedien. Während 
sie unsere Kinder lieber heute als morgen an der Front 
opfern würde, soll den eigenen Kindern dieses Schicksal 
erspart bleiben.

(Zuruf der Abg. Katrin Göring-Eckardt 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Was für eine widerwärtige Heuchelei!
Und wie sich die Grünen den Herbst des Klimawider-

stands vorstellen, konnten wir am Dienstagmorgen se-
hen: Linksextremisten legten durch Brandstiftung an 
zwei Hochspannungsmasten in Berlin die Stromversor-

gung von circa 50 000 Haushalten lahm. Von Linken und 
Grünen in Deutschland kommen immer wieder verstö-
rende, gewaltverherrlichende Aussagen wie „1 Prozent 
der Reichen erschießen“ oder „Bewaffneter Widerstand 
gegen gewählte Regierungen“. Nun ist es der Klima-
widerstand: parlamentarische Initiativen der Abgeord-
neten, flankiert von Terroranschlägen der faschistischen 
Hilfsgruppen, um die Menschen in Angst und Schrecken 
zu versetzen

(Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist absurd!)

und die Regierung zu zwingen, den wahnwitzigen Forde-
rungen zu folgen. Das ist es, was Sozialisten und Kom-
munisten immer machen: Wenn die Menschen ihnen 
nicht freiwillig folgen, greifen sie zu Gewalt und Terror, 
um sie auf Linie zu bringen.

(Beifall bei der AfD)

Aber glücklicherweise erkennen immer mehr Men-
schen gerade im Osten, aber auch im ländlichen Bereich 
im Westen, dass die Grünen eine Ansammlung von natur-
wissenschaftlich unterdurchschnittlich gebildeten und 
bösartigen Ideologen sind. Sie sind eine Gefahr für die 
Demokratie, weil sie versuchen, ihre Ziele mit allen Mit-
teln durchzusetzen, sei es mit von Steuergeldern bezahl-
ten NGOs, korrupten Medien und Wissenschaftlern oder 
auch mit Gewalt. Und um den Gewalttätern die mora-
lische Legitimation zu geben, werden Andersdenkende 
verleumdet und entmenschlicht. Welche Folgen das ha-
ben kann, haben wir vor zwei Tagen in den USA gesehen, 
als Charlie Kirk ermordet wurde.

(Beifall bei der AfD)

Viele Linke feierten diesen Mord. Die Erziehungsmedien 
diffamierten Kirk als Verschwörungstheoretiker und 
Rechtsextremisten. Die Botschaft dahinter: Er hatte es 
verdient, ermordet zu werden. – Manche Kämpfer gegen 
rechts wünschen sich diese Zustände auch in Deutsch-
land, und sie tun mit ihrer täglichen Hetze auch alles 
dafür, dass dies geschieht.

Wie sehr diese Einschränkungen beim restlichen Alt-
parteienkartell wirken, konnten wir schon mehrmals er-
leben. Ein demokratisch gewählter Ministerpräsident tritt 
zurück; die CDU-Genossen wollen von der Finanzierung 
teilweiser linksextremer NGOs nichts mehr wissen. Die 
Liste der Gewalt und derer, die sich davon einschüchtern 
lassen, ist lang. Die CDU-Genossen haben gesehen, dass 
der sogenannte Kampf gegen rechts nicht der Kampf 
gegen die AfD ist, sondern gegen alle, die sich diesen 
irren Ideologen in den Weg stellen.

(Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da bleiben Ihnen die Lügen im Hals 
stecken, was?)

Durch Ihre Feigheit und natürlich auch durch Ihren Op-
portunismus haben Sie diese kranken Ideologien über-
haupt erst gesellschaftsfähig gemacht.

(Dunja Kreiser [SPD]: Es gibt auch rechte 
Ideologien!)
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Hauptverantwortlich für den Niedergang Deutschlands 
sind Sie, weil Sie zu feige sind, sich gegen diese Ideo-
logen zu stellen. Wir als AfD sind seit Jahren diesen 
Angriffen ausgesetzt. Verleumdungen, Diffamierungen, 
Gewalt gegen unsere Büros und natürlich auch kör-
perliche Gewalt gehören zum Alltag vieler AfD-Politiker. 
Aber wir werden niemals damit aufhören, diesen kranken 
Ideologen die Stirn zu bieten. Wir werden, sobald wir in 
Regierungsverantwortung sind, eine Politik des gesunden 
Menschenverstands und des Realismus durchsetzen – 
ohne Ideologie, stattdessen mit Vernunft, zum Wohle 
des deutschen Volkes und zum Wohle Deutschlands.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, die Grünen „eine Partei der kranken 

Pädophilen“ zu nennen, ist grenzwertig.
(Karsten Hilse [AfD]: Habe ich nicht gesagt! – 
Gegenrufe von Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Julian 
Joswig [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sorry, 
das geht gar nicht!)

– Wir haben es hier oben so verstanden.
(Dr. Ingo Hahn [AfD]: Hat er so nicht gesagt! 

Besser zuhören!)
So haben Sie es nicht gesagt?

(Karsten Hilse [AfD]: Nein, habe ich nicht!)
Dann gucken wir es im Protokoll nach.

(Karsten Hilse [AfD]: Ja, selbstverständlich!)
Danke.

Der nächste Redner in der Debatte: für die SPD-Frak-
tion Jakob Blankenburg.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Jakob Blankenburg (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrter Herr Hilse, bei allem Respekt 
und auch bei allen unterschiedlichen demokratischen 
Meinungen, die wir in diesem Haus haben können: Ge-
wählte Demokratinnen und Demokraten – im Gegensatz 
zu Ihnen gewählte Demokratinnen und Demokraten –,

(Andreas Bleck [AfD]: Er hat ein Direktman-
dat gewonnen, Herr Blankenburg! Das haben 
Sie gar nicht gewonnen!)

die auf dem Boden des Grundgesetzes stehen, in die Nähe 
von militanten Anschlägen zu stellen, das ist unmöglich. 
Sie sollten sich schämen!

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der Linken – Zuruf von der AfD: Sie 
sollten sich schämen!)

Sehr geehrte Damen und Herren, die Bilder dieses 
Sommers sind noch immer präsent – wir haben es in 
dieser Debatte schon gehört –: Hitze, Dürren, Wald-

brände in Europa, aber auch hier bei uns in Deutschland. 
Gleichzeitig investieren wir Milliarden Euro in Wind-
räder, Solaranlagen und Wasserstoff.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Und nix kommt zu-
rück!)

Das ist kein Widerspruch, das ist die Realität des Kli-
mawandels und unsere Antwort darauf. Wir stehen mitten 
in der Transformation. Und genau jetzt entscheidet sich, 
ob wir den Klimaschutz als Bremse erleben oder als 
Motor für Modernisierung und für Sicherheit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Lassen Sie mich ganz klar sagen: Wir haben allen 
Grund, mit Zuversicht zu sprechen. Wir stehen heute 
auf einer soliden Grundlage. Fast 60 Prozent unseres 
Stroms stammen mittlerweile aus erneuerbaren Quellen.

(Zuruf des Abg. Manuel Krauthausen [AfD])

Seit 1990 haben wir die CO2-Emissionen fast halbiert. 
Und wir investieren weiter Milliarden Euro in Zukunfts-
technologien,

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: In Gaskraftwer-
ke!)

in Solar, in Wind, in Wasserstoff und in innovative Spei-
cherlösungen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Erfolge sind 
kein Zufall, sie sind das Ergebnis klarer politischer Ent-
scheidungen,

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

engagierter Unternehmerinnen und Unternehmer, der 
vielen Kommunen, die vorangehen, und natürlich auch 
unserer Arbeit hier im Parlament über die Fraktionen 
hinweg.

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, Klimaschutz ist 
kein Projekt mit Enddatum, sondern ein laufender Pro-
zess. Wir dürfen uns nicht auf diesen eben genannten 
Erfolgen ausruhen. Wir müssen die nächsten Schritte 
ebenso entschlossen planen und gehen.

Dabei ist für uns als SPD-Fraktion eins besonders 
wichtig: Klimaschutz bedeutet nicht Verzicht. Klima-
schutz bedeutet Aufbruch und Modernisierung. Denn er 
bietet neue Chancen für unsere Wirtschaft, neue Arbeits-
plätze, mehr Innovationen und gleichzeitig soziale Si-
cherheit für unsere Bürgerinnen und Bürger.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Darum verbinden wir Klimaschutz immer mit sozialer 
Verantwortung. Wir wollen, dass die Transformation un-
serer Energieversorgung für alle bezahlbar bleibt.

(Zuruf des Abg. Dr. Ingo Hahn [AfD])

Wir wollen, dass gezielte Unterstützung dort ankommt, 
wo sie gebraucht wird, gerade bei Haushalten mit nied-
rigen und mittleren Einkommen. Und wir wollen, dass 
wir den Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs und ande-
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rer Mobilitätslösungen genauso entschlossen vorantrei-
ben. So verbinden wir Klimaschutz und soziale Verant-
wortung für unsere Bürgerinnen und Bürger.

Und ja, wir wissen, manche Fragen verunsichern in 
den aktuellen Debatten. Aber gerade deshalb kommt es 
auf Verlässlichkeit und auf Orientierung an. Genau das ist 
es, was wir sicherlich alle in den letzten Wochen in un-
seren Wahlkreisen, bei Besuchen an den Haustüren oder 
im Gespräch mit Unternehmen gehört haben. Aber genau 
das ist es, was Unternehmen, Investoren und auch die 
Bürgerinnen und Bürger brauchen.

Das gilt besonders für den Verkehrssektor; denn er ist 
weiterhin das Sorgenkind beim CO2-Ausstoß. Wir brau-
chen Planungssicherheit, etwa beim Ausstieg aus dem 
Verbrennungsmotor. Denn nur dann kann unsere Indus-
trie in neue Technologien investieren, nur dann bleiben 
Arbeitsplätze gesichert, und nur dann können wir unsere 
Klimaziele erreichen.

Auch in der Energieversorgung setzen wir auf Innova-
tionen. Erneuerbare Energien, Wasserstoff, Speichertech-
nologien: Das sind die Lösungen, mit denen wir fossile 
Energieträger langfristig ersetzen und die Energiewende 
sozial und wirtschaftlich erfolgreich gestalten.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Wie Northvolt!)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, Klimaschutz ist 

keine Last, sondern eine Chance. Er verbindet wirtschaft-
liche Modernisierung, soziale Sicherheit und die Siche-
rung unserer natürlichen Lebensgrundlagen.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])
Wer heute auf diesen Aufbruch setzt, der stärkt nicht nur 
das Klima, sondern auch unseren Wirtschaftsstandort, 
unsere Unternehmen und unsere Arbeitsplätze.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Dr. Ingo 
Hahn [AfD]: Wann wird denn Strom günstig? 
Das möchte ich von Ihnen wissen! Sie sind 
jetzt seit vier Jahren in der Bundesregierung!)

Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen, sage ich: 
Lassen Sie uns diesen Herbst zu einem Herbst machen, 
in dem wir die Erfolge der letzten Jahre sichern, neue 
Chancen nutzen und konkrete Schritte hin zu einer klima-
freundlichen Zukunft gehen.

Wir können stolz auf das sein, was wir erreicht haben – 
auch mit Ihrer Hilfe, liebe Kolleginnen und Kollegen von 
den Grünen. Und wir können mit Zuversicht auf das bli-
cken, was noch vor uns liegt. Wir als SPD-Fraktion wer-
den diesen Weg mitgestalten: verlässlich, sozial aus-
gewogen und zukunftsorientiert. Denn wir setzen auf 
Fortschritt, Innovation und Klimaschutz als Chance für 
alle.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in der Debatte ist für Bündnis 90/ 

Die Grünen Michael Kellner.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Michael Kellner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Kolleginnen und Kollegen! 3,5 Millionen Menschen in 
unserem Land haben mittlerweile eine Solaranlage auf 
dem Dach, über 1 Million Menschen haben Balkonkraft-
werke. Sie haben privates Geld in die Energiewende in-
vestiert, sie haben sich entschieden, einen Beitrag zu 
leisten, weil erneuerbare Energien Freiheitsenergien sind, 
weil sie billiger als fossile Energien sind und weil sie 
einen Beitrag zum Klimaschutz leisten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

Deswegen würde ich vorschlagen, Herr Merz, Frau 
Reiche: Anstatt zu überlegen, ob jetzt die Bürgerinnen 
und Bürger mit ihren Solaranlagen das Problem sind, 
sagen Sie doch einfach mal Danke für diesen geleisteten 
Klimaschutz!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Jede Solaranlage, jede Wärmepumpe, jedes Elektro-

auto trägt dazu bei, dass wir als Land auf heimische 
Energieerzeugung setzen können und uns unabhängiger 
machen von Fracking-Gas aus den USA, von Gasliefe-
rungen aus Russland, von Öllieferungen aus Saudi-Ara-
bien. Ich sage: Diese Menschen tun mehr für unsere Un-
abhängigkeit von Öl und Gas als diese Regierung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Liebe Freundinnen und Freunde von der Linken, es 

war Annalena Baerbock, die auf der COP in Dubai dafür 
gesorgt hat,

(Andreas Bleck [AfD]: …, dass alle gelacht 
haben!)

dass der Ausstieg aus fossilen Energien in die Dokumente 
der COP aufgenommen wurde. Das war ein großer Er-
folg. Ich erinnere mich noch an Landesregierungen in 
Brandenburg mit linker Beteiligung: Die haben sich 
noch an der Braunkohle festgeklammert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Dr. Fabian Fahl [Die Linke])

Es braucht Rückenwind für den Ausstieg aus fossilen 
Energien, keinen Herbst der Verunsicherung. Doch genau 
diese Verunsicherung schaffen Sie gerade. Kanzler Merz 
sagt, bei den Erneuerbaren könnten wir Tempo rausneh-
men. Auch die Energieministerin will den Ausbau brem-
sen. Katherina Reiche hat vor Kurzem sogar von einer 
„Zeitenwende in der Energiepolitik“ gesprochen.

Ich sage Ihnen: Die Zeitenwende, das war doch die 
Befreiung von russischem Gas. Bei Ihnen klingt „Zeiten-
wende“ nach Ausbremsen der Erneuerbaren und neuer 
Abhängigkeit – dieses Mal von Fracking-Gas aus den 
USA.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Das hat Herr Habeck 
rangeschafft, das Gas!)

Das macht nur die Strompreise teuer.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie wollten für Ihre Energiepolitik bis zur Sommer-
pause einen Monitoring-Bericht vorlegen. Sie haben die-
sen Bericht immer noch nicht vorgelegt. Der Kanzler 
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sagt, er komme nächste Woche. Ministerin Reiche sagt, er 
liege ihr noch gar nicht vor. Ich vermute, er wird gerade 
umgeschrieben. Legen Sie uns den Bericht doch im Bun-
destag vor, unzensiert! Lassen Sie uns diskutieren! Ich 
würde mich darüber freuen. Doch ich fürchte, Sie wollen 
den Bericht als Vorwand zur Rückkehr zu teurem Gas 
nutzen.

Sie sagen, der Strombedarf in unserem Land würde bis 
2035 vielleicht weniger schnell steigen als angenommen. 
Ich frage Sie: Geben Sie den Hochlauf der E-Mobilität 
auf? Geben Sie auf, dass energieintensive Rechenzentren, 
KI-Rechenzentren, keinen Bogen um Deutschland ma-
chen? Geben Sie auf, dass wir eine dekarbonisierte 
Grundstoffindustrie hier in Deutschland haben? Rechnen 
Sie einfach mit einer dauerhaft schwachen Konjunktur, 
nach dem Motto: „Wenn die Wirtschaft schwächelt, kön-
nen wir ja direkt das Licht ausmachen“? Das ist doch 
Wahnsinn! Deswegen setzen wir auf eine Elektrifizierung 
in unserer Gesellschaft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Dass günstiger Strom da ist, ist doch gerade eine Vo-

raussetzung dafür, dass Deutschland ein modernes Indus-
trieland bleibt. Und wenn der Strombedarf 2035 geringer 
wäre, dann ist es doch besser, wenn wir mehr sauberen 
und weniger dreckigen fossilen Strom anwenden. Studien 
zeigen uns: Der Ausbau der Erneuerbaren senkt den 
Strompreis.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])
Robert Habeck hat die Altmaier-Delle ausgebügelt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Felix Schreiner [CDU/CSU]: Gott sei Dank ist 
der Robert weg!)

Jetzt droht die Reiche-Lücke. Es ist dann Ihre Verantwor-
tung, wenn Deutschland in einigen Jahren zu wenig sau-
beren Strom hat.

Sie sagen, Sie wollen Kosten einsparen. Richtig, aber 
durch den massiven Neubau von Gaskraftwerken spart 
man keine Kosten. Die Bundesnetzagentur hat in der ver-
gangenen Woche klargestellt: Eine Zielerreichung beim 
Ausbau der erneuerbaren Energien verringert die Lücke 
an notwendig gesicherter Leistung, also von Leistung, die 
unabhängig von wehendem Wind oder von Sonnenschein 
ist. Je mehr Erneuerbare wir ausbauen, desto kleiner ist 
der Bedarf an solchen steuerbaren Kapazitäten, desto 
kleiner auch der Bedarf an teuren Gaskraftwerken. 
Wenn Sie Kosten einsparen wollen, dann, indem wir wei-
ter Erneuerbare ausbauen und indem wir die Stromnetze 
rausholen aus dem Zeitalter der Faxgeräte und sie endlich 
digitalisieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Stattdessen erleben wir falsche Interpretationen, wie in 

der letzten Woche beim Versorgungssicherheitsbericht. 
Die Bundesnetzagentur sagt: Wir brauchen gesicherte 
Leistung. – Und was macht Ministerin Reiche daraus? 
Sie interpretiert gesicherte Leistung allein als Gaskraft-
werke. Aber was ist mit Großbatterien, mit modernisier-
ten Pumpspeicherkraftwerken, was ist mit Biogasanla-
gen? Wo bleibt denn die Technologieoffenheit der 
Union?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und bei den Gaskraftwerken, die wir brauchen: Was ist 
mit der Umrüstung der Gaskraftwerke auf Wasserstoff?

Wo bleibt eigentlich Ihre Kraftwerksstrategie? Darauf 
warten wir die ganze Zeit. Sie hätten die von Robert 
Habeck beschließen können; das hatten wir Ihnen nach 
der Flucht der FDP aus der Regierung angeboten. Dann 
hätten wir heute schon die Ausschreibungen. Stattdessen 
warten und warten wir. Deswegen: Machen Sie Tempo!

Und wenn Sie den Monitoring-Bericht präsentieren 
wollen, dann hätte ich folgenden Tipp: Machen Sie sich 
nicht zum Bremser, sondern sorgen Sie für günstigen 
Strom! Senken Sie die Stromsteuer für alle!

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Wer hat denn den 
Strom so teuer gemacht?)

Bauen Sie die erneuerbaren Energien aus, und machen 
Sie die Netze fit für günstigen Strom und für all das, 
was von den Menschen in diesem Land geleistet wird 
mit jeder Solaranlage, mit jedem Batteriespeicher, mit 
jedem Elektroauto! Sagen Sie einfach Danke –

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Michael Kellner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– für den gelebten Klimaschutz!
Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Maja Wallstein [SPD])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in der Debatte: für die Unions-

fraktion Christian Moser.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Christian Moser (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! In einem kürzlich veröffentlichten Positions-
papier haben die Grünen behauptet, die Bundesregierung 
setze mit nahezu jeder Maßnahme die Axt an den Wind- 
und Solarausbau an und erschwere den Umstieg auf Er-
neuerbare.

Das ist doch Unsinn. Sie haben leider immer noch 
nicht verstanden, dass es jetzt Technologieoffenheit, Ver-
sorgungssicherheit und ein Hand-in-Hand mit der Bevöl-
kerung und der Wirtschaft braucht. So wollen wir zusam-
men mit unserem Umweltminister die Energiewende 
meistern.

Und eine gelungene Energiewende, gerade auch im 
Bereich der privaten Haushalte, ist der entscheidende 
Schritt hin zu mehr Klimaschutz und zur Erreichung der 
Klimaziele. Wir werden das Klima der Erde nicht retten 
können, wenn wir unsere Wirtschaft ruinieren und Pro-
dukte und Grundstoffe aus Ländern importieren, wo wir 
eine rein fossile Infrastruktur vorfinden. Das wird uns 
nicht weiterbringen.
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Herbst des Klimaschutzes. Erinnern wir uns doch mal 
an den letzten Herbst. Sie hatten es ja in der Hand: Sie 
hatten das Ministerium für Wirtschaft und Klimaschutz, 
Sie hatten das Umweltministerium. Was haben Sie denn 
vollbracht? Wir konnten hier den Gegenentwurf sehen: 
Klimaschutz mit der Brechstange, Regulierung und 
Steuerung, sprunghaft gestiegene Kosten, langfristige 
Unsicherheit. Sie haben aus der Not heraus den Umwelt-
bonus für E-Autos von heute auf morgen abgeschafft: Die 
Neuzulassungen brachen ein – der im Zweifel günstigere 
Verbrenner ist wieder beliebter geworden –, der Markt 
liegt am Boden.

Wir wollen als Koalition hier wieder neue Sicherheit 
schaffen. Wir wollen die Förderung für E-Dienstwagen 
anheben, dass vor allem auch unsere E-Autos verkauft 
werden können. Wir wollen aber auch Technologieoffen-
heit schaffen. Bio-LNG, Wasserstoff, RFNBOs: Das 
braucht es jetzt im Automarkt.

Mit dem mittlerweile berühmt-berüchtigten Gebäu-
deenergiegesetz haben Sie – das haben Sie selbst schnell 
bemerkt – genauso Unsicherheit geschaffen. Was war 
denn das Ergebnis? Panik, ein Boom der Öl- und Gashei-
zungen, der Einbruch des Wärmepumpenabsatzes um 
knapp die Hälfte im Vergleich zum Vorjahr. Die Zahl 
der Gebäudesanierungen ist eingebrochen. Damit haben 
Sie dem Klimaschutz einen Bärendienst erwiesen.

Wir wollen hier wieder neue Normalität schaffen. Was 
gehört dazu? Die beste Energie ist die, die wir gar nicht 
erst brauchen: also Effizienzsanierung, Dämmung und 
Einsparungen in der Erzeugung der Wärme. Dazu gehört 
die Wärmepumpe, aber – gerade im ländlichen Bereich – 
auch Pellets, Holzöfen, Bioenergie und Biomasseheizun-
gen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr. Ingo Hahn [AfD]: Hört sich an wie ein 
Grüner!)

Sie haben in einer Nacht-und-Nebel-Aktion die För-
derung der KfW für energieeffiziente Gebäude vorläufig 
gestoppt. Ich habe mit Wohnungsbauträgern gesprochen, 
vor allem auch im sozialen Wohnungsbau tätigen, die von 
heute auf morgen ihre Planungen stilllegen mussten, die 
ihre Projekte stoppen mussten.

(Zuruf der Abg. Dr. Julia Verlinden [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Auch das war ein Bärendienst für den Klimaschutz.
Jetzt fordern Sie ein Recht auf Solar, Solar für alle. 

Was erleben wir in der Realität, wenn ich in meinem 
Wahlkreis unterwegs bin? Viele Anlagen, zum Beispiel 
von Gewerbebetrieben, müssen zu Spitzenzeiten abregu-
liert werden, weil wir mit dem Netzausbau nicht hinter-
herkommen.

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Sie sollten mal in 
Speicher investieren!)

Da bringt auch ein Recht auf Solaranlagen nichts. Natür-
lich wollen wir auch die weitere Energiewende, jeden 
Haushalt, jedes Unternehmen ans Netz bringen. Aber 
wir brauchen ein stabiles Netz. Es muss also netzdienlich 
sein.

Dazu gehört auch, dass Biogasanlagenbetreiber, denen 
momentan die Wirtschaftlichkeit wegbricht, geschützt 
werden und eine Planungszukunft haben.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Noch mehr Geld, oder was wollen Sie?)

Aber auch die Gasstrategie, die Sie kritisieren: Sie 
haben es ja selber vorgeschlagen. Wir haben die AKWs 
abgeschafft; das war ein schwerer Fehler.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Und auch Habeck wollte mit der Kraftwerksstrategie als 
Brückentechnologie zum Gas zurück. Nur leider muss 
man, wenn man sich die Kapazitäten, die Sie geplant 
hatten, anschaut, sagen: Das wäre für einen Industriestaat 
wie Deutschland nicht zu stemmen gewesen. Die Kraft-
werksstrategie, die jetzt vorgelegt wird

(Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wo ist sie denn?)

für eine Übergangszeit, wird uns da hinweghelfen.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ihre Klimapolitik ist: ein Schritt vor, zwei zurück. Das 
dient dem Klima nicht, und darum korrigieren wir das 
jetzt.

Danke. 
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in der Debatte: für die AfD-Frak-

tion Andreas Bleck.
(Beifall bei der AfD)

Andreas Bleck (AfD):
Werte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kolle-

gen! Bei keiner Partei liegen Anspruch und Wirklichkeit, 
Schein und Sein so weit auseinander wie bei den Grünen.

(Jakob Blankenburg [SPD]: Ich dachte, bei 
Ihnen!)

Als Friedens- und Umweltschutzpartei gestartet, sind Sie 
als Kriegs- und Umweltzerstörungspartei gelandet.

(Beifall bei der AfD)
Statt Politik für die schweigende Mehrheit zu machen, 
machen Sie Politik für eine laute Minderheit. Aus diesem 
Grund stehen die Grünen in bundesweiten Umfragen bei 
gerade einmal 11 Prozent.

(Zuruf der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Landesweiten Umfragen zufolge würden Sie in Baden- 
Württemberg den Ministerpräsidenten, in Rheinland- 
Pfalz die Minister und in Sachsen-Anhalt sogar die Abge-
ordneten verlieren.

(Beifall bei der AfD)
Im Unterschied dazu eilt die AfD in bundes- und lan-

desweiten Umfragen von Rekord zu Rekord. Bei Ihnen 
geht es abwärts, und bei uns geht es aufwärts. Das sollte 
Ihnen zu denken geben.
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(Beifall bei der AfD)

Während wir uns schon auf die Landtagswahlen freuen,

(Jakob Blankenburg [SPD]: Freut euch mal 
nicht zu früh!)

schlottern Ihnen die Knie. Aus diesem Grund hat Ihre 
Fraktionsvorsitzende Katharina Dröge im Herbst ihrer 
Politkarriere den „Herbst des Klimawiderstandes“ aus-
gerufen.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
AfD)

Dabei spekulieren die Grünen auf ein Zusammenspiel 
ihrer Fraktion mit ihrem politischen Vorfeld. Die Vergan-
genheit hat gezeigt: Sie sind der parlamentarische Arm 
von Extinction Rebellion und Fridays for Future.

(Jakob Blankenburg [SPD]: Wovon sind Sie 
parlamentarischer Arm?)

Sie sind die Schutzpatrone von wohlstandsverwahrlosten 
Gören und staatsalimentierten Wirrköpfen, die mit ihrer 
Sabotage rechtschaffende Bürger terrorisieren, von denen 
sie selbst abhängig sind.

(Beifall bei der AfD)

Wir wollen keine Klimakleber und Kunstbeschmierer, 
wir wollen diese Personen aufrechter und ehrlicher Ar-
beit zuführen.

(Zuruf des Abg. Leon Eckert [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Werte Damen und Herren, für Pfingsten prognosti-
zierte das europäische Wettermodell ECMWF Tempera-
turen von bis zu 39 Grad Celsius. Doch in vielen Regio-
nen Deutschlands lagen die Temperaturen unter 20 Grad. 
In einigen Regionen Deutschlands sprangen sogar die 
Heizungen an. Auf 39 Grad wäre man nur dann gekom-
men, wenn man die Temperaturen der einzelnen Pfingst-
tage für das ganze Pfingstwochenende zusammengezählt 
hätte.

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Man kann Cel-
sius nicht addieren! Das funktioniert nicht!)

Im Volksmund heißt es: Knapp daneben ist auch daneben. 
Das Problem dabei: Bei der Prognose des Klimas in ei-
nigen Jahrzehnten vertrauen die Grünen ausgerechnet auf 
Schamanen, die noch nicht einmal in der Lage sind, das 
Wetter in einigen Tagen richtig zu prognostizieren.

(Beifall bei der AfD)

Doch ein Katastrophenszenario wie das der Klimaa-
pokalypse braucht ein glaubwürdiges Narrativ. Daran 
mangelt es Ihnen. Die vom Robert-Koch-Institut ge-
schätzten Tausende Hitzetoten im Jahr erscheinen nicht 
auf den Totenscheinen, sondern in den Kristallkugeln von 
Quacksalbern.

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Herz-Kreislauf! – 
Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist menschenfeindlich! Sie machen sich 
über Tote lustig!)

Wenn dann auch noch der prognostizierte Dürre- und 
Hitzesommer im wahrsten Sinne des Wortes ins Wasser 
fällt, bleibt die Frage übrig: Konnten die Tausende Hit-
zetoten etwa wegen Bodenfrost nicht beerdigt werden?

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD)

Werte Kolleginnen und Kollegen, das Programm der 
Grünen ist ein Programm der Verarmung und Verelen-
dung unseres Landes und Volkes. Es erinnert an den 
Morgenthau-Plan. Mit diesem wollte das US-amerika-
nische Finanzministerium Deutschland nach dem Zwei-
ten Weltkrieg zu einem Agrarstaat ohne Industrie ma-
chen.

Grüne Politik ist jedoch viel schlimmer: Sie ist wie der 
Morgenthau-Plan, nur ohne Agrar, sie ist das Ende einer 
leistungs- und wettbewerbsfähigen Industrie-, Land- und 
Forstwirtschaft, sie ist das Ende unserer Kulturland-
schaft. Dieser Politik der Verarmung und Verelendung 
stellen wir eine Politik des Fortschritts und Wohlstands 
entgegen. Wir lehnen Denk- und Sprechverbote ab, so-
wohl in der Politik als auch in der Wissenschaft. Wir 
befürworten Technologiefreiheit und -offenheit. Und 
nein, werte Kolleginnen und Kollegen der Grünen und 
der Linken, Ihr Gendergedöns und Klima-Voodoo sind 
keine Wissenschaft.

(Beifall bei der AfD)

Wir werden eine bezahlbare und sichere Energiever-
sorgung mit Kernkraftwerken gewährleisten

(Jakob Blankenburg [SPD]: Wer bezahlt die? – 
Zuruf des Abg. Julian Joswig [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

und damit unser Land und Volk mit CO2-freier, grund-
lastfähiger und flächenschonender Energie versorgen. 
Wir werden eine günstige und zuverlässige Mobilität 
mit Benziner und Diesel erhalten und damit unsere Auto-
mobil- und Zulieferindustrie mit ihren Hunderttausenden 
Arbeitsplätzen retten. Wir werden auch die Auflagen 
beim Bauen und Wohnen sowie das Heizungsgesetz ab-
schaffen und damit unseren Bürgern ihren Traum von den 
eigenen vier Wänden ermöglichen. Und zu guter Letzt 
werden wir den Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutz-
mitteln nach guter fachlicher Praxis ermöglichen und da-
mit unsere Bauern schützen

(Dunja Kreiser [SPD]: Außer das Trinkwasser 
nicht!)

sowie unsere Verbraucher mit hochwertigen Lebensmit-
teln aus regionaler Erzeugung versorgen.

(Dunja Kreiser [SPD: Ja, aber dann schützt das 
Trinkwasser!)

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in der Debatte: für die SPD- 

Fraktion Dunja Kreiser.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
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Dunja Kreiser (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Eines vo-
ran: Wir wohnen in einer freien Republik, in einem freien 
Staat. Es gibt kein Rede- und kein Denkverbot; das haben 
wir eben leider gerade gehört.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Sascha 
van Beek [CDU/CSU] und Dr. Sandra Detzer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Grünen sprechen heute vom „Herbst des Klima-
schutzes“. Ich sage Ihnen: Klimaschutz ist kein Herbst, er 
ist eine Daueraufgabe.

(Beifall der Abg. Maja Wallstein [SPD])
Er braucht Realismus, Verlässlichkeit und soziale Verant-
wortung.

(Beifall bei der SPD)
Wir als SPD stehen klar zu den Zielen des Klima-

schutzgesetzes: minus 65 Prozent Emissionen bis 2030, 
minus 88 Prozent bis 2040, Klimaneutralität bis 2045. 
Diese Ziele sind verbindlich, und wir arbeiten daran, sie 
zu erreichen. Unser Umweltminister Carsten Schneider 
macht deutlich – auch gerade eben in seiner Rede –: 
Wir wollen ehrgeizigen Klimaschutz, einen, der machbar 
und klug ist und der die Menschen überzeugt und mit-
nimmt.

Wenn ich in meinen Wahlkreis schaue, sehe ich, dass 
die Transformation längst läuft.

(Beifall des Abg. Jakob Blankenburg [SPD])
Unternehmen stellen sich aktiv darauf ein, und zwar mit 
enormer Kraft.

(Dr. Ingo Hahn [AfD]: Ja, was bleibt ihnen 
anderes übrig? Es bleibt ihnen nichts anderes 
übrig, außer auszuwandern!)

Die Wirtschaft macht sich zukunftsfit. Bei Volkswagen, 
einem der größten Arbeitgeber Niedersachsens, erleben 
wir diesen Wandel ganz konkret.

(Zurufe von der AfD)
Laut „Handelsblatt“ wurden im ersten Halbjahr 2025 
weltweit 456 000 Elektroautos ausgeliefert, fast 47 Pro-
zent mehr als im Vorjahr.

(Andreas Bleck [AfD]: Will nur keiner kaufen! 
Kauft doch keiner!)

In Europa wuchs der Absatz sogar um 89 Prozent. Das ist 
ein klares Signal.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Dann kommen 
Sie mal mit nach Osnabrück vors Werk, und 
dann reden Sie mal mit den Arbeitnehmern 
dort!)

Und auch Batteriezellen werden mittlerweile im Inland, 
vor Ort gebaut.

(Dr. Ingo Hahn [AfD]: Was ist mit Audi?)
Die Industrie packt die Transformation an und zeigt, dass 
Klimaschutz und wirtschaftlicher Erfolg zusammen-
gehen können – mit guter Arbeit und Mitbestimmung 
wohlgemerkt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Dr. Ingo Hahn [AfD]: Audi! 
VW!)

Auch die Salzgitter AG steht mitten in der Transfor-
mation. Mit dem Umstieg auf klimafreundlichen Wasser-
stoffstahl wird eines der größten Zukunftsprojekte der 
europäischen Industrie umgesetzt.

(Karsten Hilse [AfD]: Um Gottes willen!)
Damit wird ein klassischer Schwerindustriestandort zu 
einem Vorreiter für klimafreundliche Produktion.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Felix 
Schreiner [CDU/CSU] – Dr. Ingo Hahn [AfD]: 
Das sind doch Luftschlösser! – Zuruf des Abg. 
Marcel Queckemeyer [AfD])

Transformation bedeutet, dass sich Arbeitsplätze ver-
ändern. Dabei werden Produktionsprozesse neu auf-
gestellt, ganze Wertschöpfungsketten wandeln sich. Das 
passiert nicht von selbst, sondern braucht politische Un-
terstützung. Politik muss die Richtung klar vorgeben, 
aber auch die Rahmenbedingungen schaffen für faire 
Energiepreise, für Wasserstoffinfrastruktur, für schnelle 
Genehmigungen und – ja, wir gehen dabei auch in Über-
gangsbereiche – für CCS, CO2-Speicherung und die Wie-
derverwendung durch CCU.

(Beifall des Abg. Sepp Müller [CDU/CSU])
Und nicht nur die großen Konzerne sind im Wandel. 

Während meiner Sommertour durch meinen Wahlkreis 
habe ich auch erlebt, dass das Handwerk sich wandelt, 
wie viel dort geleistet wird. Heizungsbauer, Bau- und 
Elektrofirmen, Bäcker – sie alle stellen sich um, sie alle 
investieren in die Zukunft.

(Karsten Hilse [AfD]: In was denn? In was 
investieren sie denn? In was investiert der Bä-
cker? In einen Wasserstoffofen, oder was?)

Ohne Handwerk keine Wärmewende; das ist klar.
(Beifall bei der SPD – Karsten Hilse [AfD]: So 
ein Blödsinn! Das ist ja wirklich wie in der 
DDR hier! Diese ganzen Durchhalteparolen! 
Also wirklich!)

Aber auch hier gilt es, Hürden abzubauen, Bürokratie zu 
reduzieren und Fachkräfte zu sichern.

Eines möchte ich auch noch sagen. Weil hier von der 
rechten Seite ständig diese Mär kommt, dass Atomkraft 
günstig ist:

(Andreas Bleck [AfD]: Ja, ist sie!)
Strom aus Atomkraft kostet reell 45 bis 60 Cent pro kWh,

(Karsten Hilse [AfD]: So ein Blödsinn! Wo 
denn? Wo denn? Wo auf der Welt? Wo auf 
der Welt kostet Strom 45 Cent? – Marcel 
Queckemeyer [AfD]: Wo denn? – Weitere Zu-
rufe von der AfD)

Ihr redet einfach nicht davon, dass sie gefährlich ist und 
dass es keine Entsorgung gibt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der Linken)
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, unser Ansatz ist klar: 
Wir wollen die Menschen überzeugen. Wir schaffen 
Chancen für gute Arbeit, für neue Technologien, für 
eine starke Industrie.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Diese Behaup-
tungen sind Betrug am Volk!)

Wir setzen deshalb auf Förderung, Unterstützung und 
Planungssicherheit. Wir schützen dabei natürlich auch 
Flora und Fauna

(Karsten Hilse [AfD]: Genau, mit einem 
Windrad im Wald!)

und damit die Gesundheit aller Menschen.
(Marcel Queckemeyer [AfD]: Das ist ja ganz 
toll, was Sie da erzählen! – Weitere Zurufe von 
der AfD)

Auch beim Haushalt gilt das Prinzip: Transformation 
braucht Investitionen. Die Haushalte 2025 und 2026 müs-
sen genau diese ermöglichen: in Netze, Speicher, die 
Wärmewende und in die klimafreundliche Industrie. 
Aber wir machen das solide und verantwortungsvoll – 
verantwortungsvoll für Mitarbeitende; das ist doch ganz 
klar. Deswegen sind Transformationsfonds im Beschäfti-
gungsdreh auch wichtig.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das unterscheidet 
uns als SPD von den Grünen: Wir reden nicht von großen 
Schlagworten, wir gestalten die Transformation konkret.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Marcel Queckemeyer [AfD]: 
Sie schaffen Arbeitsplätze ab!)

Wir stehen für Klimaschutz, der ökologisch wirksam, 
wirtschaftlich vernünftig und sozial gerecht ist. Wir ma-
chen Klimaschutz nicht zum Herbst, sondern zum Fort-
schritt für ganz Deutschland und für unsere Regionen. 
Auch das war bereits auf der Agenda von Willy Brandt.

(Dr. Ingo Hahn [AfD]: Ja, als Atomkraftwerke 
noch in Betrieb waren! – Marcel Queckemeyer 
[AfD]: Der würde sich im Grabe umdrehen, 
wenn er das hören würde!)

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Den Schluss in der Debatte heute macht für die Uni-

onsfraktion Dr. Reza Asghari. Es ist seine erste Rede.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der Abg. Dr. Sandra Detzer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Dr. Reza Asghari (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Da ich heute zum ersten Mal im Deutschen 
Bundestag eine Rede halte, erlauben Sie mir zu Beginn 
einige persönliche Sätze.

Vor 38 Jahren bin ich vor den Mullahs im Iran geflüch-
tet und nach Deutschland gekommen. In meiner alten 
Heimat durfte ich nicht mal meine Meinung äußern. In 

meiner neuen Heimat konnte ich dank Artikel 16 des 
Grundgesetzes Schutz und enorme Entfaltungsmöglich-
keiten bekommen. Ich durfte studieren, promovieren und 
sogar Professor werden. Heute sitze ich im Herzen der 
deutschen Demokratie und darf die Politik mitgestalten. 
Für all das möchte ich sagen: Danke, Deutschland!

(Beifall bei der CDU/CSU, der AfD, der SPD 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der Linken)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wer den von Men-
schen verursachten Klimawandel leugnet, leugnet Ratio-
nalität und Vernunft.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ich teile, liebe Kolleginnen und Kollegen der Grünen-
fraktion, grundsätzlich Ihre Auffassung über die Notwen-
digkeit der ökologischen Transformation. Der Erhalt der 
Schöpfung ist für uns als CDU/CSU ein zentrales Anlie-
gen, und das lassen wir uns nicht absprechen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Aber es muss mit Verstand und Augenmaß geschehen. 
Die zentrale Herausforderung besteht darin, erforderli-
chen Umweltschutz so zu gestalten, dass unsere Arbeits-
plätze erhalten bleiben und unser Wohlstandsniveau nicht 
geschmälert wird.

Diese große Aufgabe können wir in so einer hochent-
wickelten Volkswirtschaft nur bewältigen, wenn exzel-
lente Forschungsergebnisse aus Bereichen wie Kreislauf-
wirtschaft, Energieeffizienz und erneuerbare Energien 
unmittelbar in der Wirtschaft Anwendung finden. Die 
Hightech Agenda der Bundesregierung leistet einen un-
mittelbaren Beitrag auch zum Umweltschutz. Aus meiner 
Heimatuniversität Braunschweig weiß ich, dass meine 
Kolleginnen und Kollegen an großartigen Forschungs-
ergebnissen für Umweltschutz arbeiten. Ein großes For-
schungsprojekt namens Open Hybrid LabFactory sorgt 
dafür, dass die Fahrzeuge der Zukunft schnell und einfach 
recycelbar werden. Auch im Luftfahrtbereich arbeitet 
man an neuen Flugzeugen, die sehr energiearm fliegen 
können.

Wir haben die besten Naturwissenschaftler und Inge-
nieure der Welt. Wir haben aber ein Problem: Nur ein 
Bruchteil der exzellenten Forschungsergebnisse wird in 
Deutschland kommerzialisiert. Deshalb ist das Thema 
Transfer auch ein Thema des Umweltschutzes.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, diese Bundesregierung ist 
eine Koalition der Vernunft und des Fleißes. Bis 2045 
wollen wir klimaneutral sein; so steht es auch in unserem 
Koalitionsvertrag. Vor nicht einmal zwei Monaten haben 
wir dieses Ziel mit großer parlamentarischer Mehrheit 
auch im Grundgesetz verankert. Deshalb werden wir 
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noch in diesem Jahr ein neues Klimaschutzprogramm mit 
dem Zieljahr 2040 und konkreten Maßnahmen vorlegen, 
damit wir diese Ziele erreichen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich möchte an dieser Stelle mit Erlaubnis der Präsiden-
tin ein Zitat der damaligen Außenministerin, Frau 
Baerbock, anführen. Sie sagte bei der Eröffnung des 
9. Berlin Energy Transition Dialogues am 28. März 2023 – 
Zitat –:

„Kenia zeigt, was wir in Sachen Ambition und 
Tempo von anderen Staaten lernen können. Schon 
jetzt bezieht Kenia etwa 90 Prozent seiner Energie 
aus erneuerbaren Quellen. Im Jahr 2030 soll der 
Anteil bei 100 Prozent liegen. Das ist beispielhaft.“

Ob es wirklich sinnvoll ist, die kenianische und die deut-
sche Wirtschaftsleistung zu vergleichen, darf man be-
zweifeln.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir dürfen nicht vergessen, dass die deutsche Volkswirt-
schaft 32-mal stärker ist als die Volkswirtschaft Kenias. 
Wir können den Energiebedarf in Deutschland überhaupt 
nicht mit dem Energiebedarf eines Entwicklungslandes in 
Afrika vergleichen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Diese Bundesregierung unter Führung unseres Bun-
deskanzlers Friedrich Merz wird eine kluge Klimapolitik 
mit Vernunft und Augenmaß machen. Und wir, die Frak-
tion der CDU/CSU, werden gemeinsam mit unserem 
Koalitionspartner unser Land ökologisch und öko-
nomisch voranbringen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die Aktuelle Stunde ist damit beendet.

Wir sind am Schluss unserer heutigen Tagesordnung.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages ein auf Dienstag, den 16. September 2025, 10 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. Ein schönes Wochenende!

(Schluss: 15:32 Uhr)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht

Anlage 1 
Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Abdi, Sanae SPD

Aken, Jan van Die Linke

Alabali Radovan, Reem SPD

Arpaschi, Alexander AfD

Bauer, Marcel Die Linke

Beutin, Lorenz Gösta Die Linke

Conrad, Agnes 
(Teilnahme an einer  
Parl. Versammlung)

Die Linke

Düring, Deborah 
(gesetzlicher Mutterschutz)

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Edis, Mirze Die Linke

Emmerich, Marcel BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Faeser, Nancy SPD

Glaser, Vinzenz Die Linke

Gohlke, Nicole Die Linke

Griese, Kerstin SPD

Gumnior, Dr. Lena 
(Teilnahme an einer  
Parl. Versammlung)

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Heil (Peine), Hubertus SPD

Hess, Martin AfD

Knodel, Sieghard fraktionslos

Koçak, Ferat Die Linke

Köstering, Jan Die Linke

Krah, Dr. Maximilian AfD

Ladzinski, Thomas 
(Teilnahme an einer  
Parl. Versammlung)

AfD

Lenhard, Rebecca BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Loop, Denise 
(gesetzlicher Mutterschutz)

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Mayer, Andreas AfD

Naujok, Edgar AfD

Abgeordnete(r)

Ortleb, Josephine SPD

Özoğuz, Aydan SPD

Pellmann, Sören Die Linke

Ploß, Dr. Christoph CDU/CSU

Polat, Filiz BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Pöpsel, Oliver CDU/CSU

Protschka, Stephan AfD

Rachel, Thomas CDU/CSU

Rathert, Dr. Anna AfD

Rehm, Lukas AfD

Rudzka, Angela 
(gesetzlicher Mutterschutz)

AfD

Scheer, Dr. Nina SPD

Schuhmann, Bernd AfD

Steineke, Sebastian CDU/CSU

Tesfaiesus, Awet BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Thoden, Ulrich Die Linke

Uhlig, Katrin BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Weidel, Dr. Alice AfD

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen ohne Verlesung
Der Bundesrat hat in seiner 1056. Sitzung am 11. Juli 

2025 beschlossen, den nachstehenden Gesetzen zu-
zustimmen bzw. einen Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 
des Grundgesetzes nicht zu stellen:

– Erstes Gesetz zur Änderung des GAP-Direktzah-
lungen-Gesetzes
Der Bundesrat hat ferner die folgende Entschließung 
gefasst:
1.  Der Bundesrat begrüßt grundsätzlich die mit dem 

Gesetz veranlasste Verschiebung der Einführung 
zweier Öko-Regelungen als wichtigen ersten 
Schritt.
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2. Der Bundesrat gibt zu bedenken, dass die zur Um-
setzung dieser Öko-Reglungen benötigten Mittel 
die ohnehin nur sehr begrenzt zur Verfügung ste-
henden Mittel im Rahmen der Gemeinsamen Ag-
rarpolitik (GAP) weiter verknappen würde. Denn 
der zusätzliche Mittelbedarf dürfte weit über die 
verfügbaren Restmittel hinausgehen, und die 
Folge wäre eine Kürzung der Einkommensgrund-
stützung (Basisprämie). Die verfügbaren Restmit-
tel sollten dagegen vorzugsweise als Inflationsaus-
gleich in die Einkommensgrundstützung fließen. 
Der Bundesrat betont in diesem Zusammenhang 
auch die nunmehr deutlich verbesserte Inan-
spruchnahme der bestehenden Ökoregelungen, 
die zeigt, dass nochmalige Änderungen in der lau-
fenden Förderperiode nicht erforderlich sind und 
zu noch mehr Komplexität und Bürokratie führen 
würden. Er verweist zudem darauf, dass in vielen 
Ländern bereits umfangreiche und erfolgreiche 
Fördermaßnahmen für Grünland und Weidehal-
tung implementiert sind, die bei einer bundeswei-
ten Lösung nicht mehr oder allenfalls begrenzt 
weitergeführt werden könnten. Eine bundesweite 
Lösung brächte keinen Mehrwert, sondern viel-
fach Einbußen und Anpassungsprobleme in zahl-
reichen Betrieben.

3. Deshalb fordert der Bundesrat die Bundesregie-
rung auf, über die Verschiebung hinaus von der 
Einführung dieser Öko-Regelungen während der 
bereits fortgeschrittenen Förderperiode 2023 bis 
2027 abzusehen. Dies ist im Sinne von Planungs-
sicherheit für die Landwirtinnen und Landwirte 
und zur Vermeidung zusätzlicher Bürokratie not-
wendig.

4. Gleichzeitig erkennt der Bundesrat an, dass Grün-
land mit seinem hohen Anteil an organischer Sub-
stanz einen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz 
und zur Biodiversität leistet. Die Stärkung von 
Grünlandmaßnahmen wird daher grundsätzlich 
begrüßt.

– Gesetz zur Verlängerung der Fristen im Investiti-
onsprogramm Ganztagsausbau

– Gesetz für ein steuerliches Investitionssofortpro-
gramm zur Stärkung des Wirtschaftsstandorts 
Deutschland

– Gesetz zur Anpassung von Regelungen über den 
polizeilichen Informationsverbund im Bundeskri-
minalamtgesetz sowie zur Einführung der Erlaub-
nispflicht für bestimmte Druckluftwaffen und zur 
Änderung weiterer waffen- und sprengstoffrecht-
licher Vorschriften

– Gesetz zur Anpassung der Befugnis zur Daten-
erhebung bei Kontaktpersonen im Bundeskrimi-
nalamtgesetz

– Gesetz zur Aussetzung des Familiennachzugs zu 
subsidiär Schutzberechtigten

– Gesetz zur Änderung des Telekommunikations-
gesetzes und zur Feststellung des überragenden 
öffentlichen Interesses für den Ausbau von Tele-
kommunikationsnetzen (TKG-Änderungsgesetz 
2025)

– Erstes Gesetz zur Änderung des Kulturgutschutz-
gesetzes (1. KGSGÄndG)

– Gesetz zur Änderung der Regelungen über die zu-
lässige Miethöhe bei Mietbeginn und zur Ände-
rung anderer Gesetze

– Sechstes Gesetz zur Änderung des Allgemeinen Ei-
senbahngesetzes

Der Bundesrat hat ferner die folgende Entschließung 
gefasst:

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, klarzustel-
len, dass mit der im Gesetzesbeschluss des Deutschen 
Bundestages neu gewählten Formulierung in § 23 Ab-
satz 2 Satz 1 AEG keine inhaltliche Änderung gegen-
über dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/ 
CSU und SPD (BT-Drucksache 21/326) beabsichtigt 
ist, soweit die Regelungen die Möglichkeit zur Frei-
stellung von Eisenbahnarealen betreffen, für die durch 
Neubau oder Änderung von Eisenbahninfrastruktur 
Ersatz geschaffen wird.

Begründung:

Hintergrund der Klarstellungsbitte ist, dass ent-
sprechend dem Wortlaut von § 23 Absatz 2 AEG 
(neu) die Voraussetzungen für ein Nichtvorliegen 
eines überragenden öffentlichen Interesses in den 
Nummern 1 bis 3 kumulativ vorliegen müssen. 
Dementsprechend könnte die neue Regelung so 
ausgelegt werden, dass eine Freistellung von 
Bahnbetriebszwecken nicht erfolgen kann, wenn 
eine der drei Anforderungen nicht erfüllt ist. Dies 
könnte in etwa der Fall sein, wenn innerstädtische 
Bahnareale zum Zwecke der kommunalen Stadt-
planung freigestellt werden sollen. Zwar könnte in 
einem solchen Fall das Verkehrsbedürfnis entfal-
len beziehungsweise Ersatz geschaffen worden so-
wie eine verkehrliche Nutzung langfristig nicht 
mehr zu erwarten sein (Nummern 1 und 2), jedoch 
könnte die ebenfalls zu erfüllende Anforderung in 
Nummer 3, wonach eine Wiederinbetriebnahme 
einer Strecke nicht verhindert wird, einer Freistel-
lung entgegenstehen. Dieses Kriterium würde im 
Rahmen der kommunalen Stadtplanung etwa 
durch Nutzung der Fläche für Wohnungsbau 
zwangsläufig erfüllt werden.

Die Formulierung im Fraktionsentwurf in BT- 
Drucksache 21/326 sah dies noch anders vor. 
Hier war eine Freistellung nach § 23 Absatz 2a 
AEG-E gerade auch dann möglich, wenn diese 
die Möglichkeit einer Wiederinbetriebnahme einer 
Bahnstrecke oder eines Abschnitts einer Bahnstre-
cke gefährden würde, sofern Ersatz geschaffen 
wird beziehungsweise das Verkehrsbedürfnis ent-
fällt.
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– Gesetz zu dem Vierten Protokoll vom 18. Septem-
ber 2023 zur Änderung des Vertrags vom 27. Ok-
tober 1956 zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land, der Französischen Republik und dem 
Großherzogtum Luxemburg über die Schiffbar-
machung der Mosel

– Gesetz zur Umsetzung von Vorgaben der Richt-
linie (EU) 2023/2413 für Zulassungsverfahren 
nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz und 
dem Wasserhaushaltsgesetz sowie für Planver- 
fahren nach dem Baugesetzbuch und dem Raum-
ordnungsgesetz, zur Änderung des Bundeswasser-
straßengesetzes und zur Änderung des Windener-
gieflächenbedarfsgesetzes

Der folgende Ausschuss hat mitgeteilt, dass er gemäß 
§ 80 Absatz 3 Satz 2 der Geschäftsordnung von einer 
Berichterstattung zu den nachstehenden Vorlagen ab-
sieht:

Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

– Unterrichtung durch die Bundesregierung

Fünfter Bericht der Bundesregierung über die 
Auswirkungen des Patentrechts im Bereich der 
Biotechnologie unter anderem hinsichtlich ausrei-
chender Technizität sowie Auswirkungen im Be-
reich der Pflanzen- und Tierzüchtung

Drucksachen 20/3845, 21/1323 Nr. 8

– Unterrichtung durch die Bundesregierung
Bericht über die im Jahr 2024 erzielten Erfolge im 
Zusammenhang mit der Löschung von Telemedi-
enangeboten mit kinderpornografischem Inhalt im 
Sinne des § 184b des Strafgesetzbuchs
Drucksachen 21/550, 21/852 Nr. 2

Die Vorsitzenden der folgenden Ausschüsse haben 
mitgeteilt, dass der Ausschuss die nachstehenden Uni-
onsdokumente zur Kenntnis genommen oder von einer 
Beratung abgesehen hat.

Finanzausschuss
Drucksache 21/693 Nr. A.42
ERH 1/2025
Drucksache 21/693 Nr. A.43
ERH 8/2025
Drucksache 21/693 Nr. A.44
EU-Dok 97/2025
Drucksache 21/693 Nr. A.45
Ratsdokument 5765/25
Drucksache 21/693 Nr. A.46
Ratsdokument 5897/25
Drucksache 21/693 Nr. A.48
Ratsdokument 7663/25

Verteidigungsausschuss
Drucksache 21/693 Nr. A.90
Ratsdokument 7045/25
Drucksache 21/693 Nr. A.91
Ratsdokument 7293/25
Drucksache 21/693 Nr. A.92
Ratsdokument 7306/25
Drucksache 21/693 Nr. A.93
Ratsdokument 7322/25

Ausschuss für Forschung, Technologie, Raumfahrt und 
Technikfolgenabschätzung
Drucksache 21/693 Nr. A.110
Ratsdokument 6693/25
Drucksache 21/693 Nr. A.111
Ratsdokument 8526/25
Drucksache 21/860 Nr. A.40
Ratsdokument 9976/25

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 22. Sitzung. Berlin, Freitag, den 12. September 2025                                                                                                                                                                                                2309 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de 

ISSN 0722-8333


	22. Sitzung
	Inhaltsverzeichnis
	TOP 25, 10 Infrastrukturinvestitionen von Ländern und Kommunen
	Lars Klingbeil, Bundesminister BMF
	Dr. Michael Espendiller (AfD)
	Dr. Mathias Middelberg (CDU/CSU)
	Dr. Sebastian Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Christian Görke (Die Linke)
	Dr. Wiebke Esdar (SPD)
	Carolin Bachmann (AfD)
	Christian Haase (CDU/CSU)
	Karoline Otte (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Sascha Wagner (Die Linke)
	Dr. Thorsten Rudolph (SPD)
	Sergej Minich (AfD)
	Franziska Hoppermann (CDU/CSU)
	Florian Oßner (CDU/CSU)

	TOP 26 Mehrwertsteuerbefreiungen
	Ingo Vogel (SPD)
	Reinhard Mixl (AfD)
	Fritz Güntzler (CDU/CSU)
	Katharina Beck (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Doris Achelwilm (Die Linke)
	Michael Thews (SPD)
	Kay Gottschalk (AfD)
	Michael Thews (SPD)
	Christian Douglas (AfD)
	Johannes Steiniger (CDU/CSU)
	Dr. Zoe Mayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Ina Latendorf (Die Linke)
	Dr. Stefan Korbach (CDU/CSU)
	Iris Nieland (AfD)
	Dr. Florian Dorn (CDU/CSU)
	Christian Görke (Die Linke)


	TOP 27, ZP 9 – ZP 18 Neufassung der GO-BT, Änderung d. Abgeordnetengesetz
	Dr. Hendrik Hoppenstedt (CDU/CSU)
	Stephan Brandner (AfD)
	Dr. Johannes Fechner (SPD)
	Adam Balten (AfD)
	Dr. Johannes Fechner (SPD)
	Dr. Irene Mihalic (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Ina Latendorf (Die Linke)
	Thomas Silberhorn (CDU/CSU)
	Tobias Matthias Peterka (AfD)
	Stefan Seidler (fraktionslos)

	TOP 28, ZP 19 Energiewende, Verbrenner-Aus, Bundesimmissionsschutz
	Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Saskia Ludwig (CDU/CSU)
	Marc Bernhard (AfD)
	Dunja Kreiser (SPD)
	Jörg Cezanne (Die Linke)
	Benedikt Büdenbender (CDU/CSU)
	Dr. Jan-Niclas Gesenhues (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

	Leif-Erik Holm (AfD)
	Alexander Jordan (CDU/CSU)
	Swantje Henrike Michaelsen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)


	TOP 29 Änderung des UZwG – Distanz-Elektroimpulsgeräte
	Alexander Dobrindt, Bundesminister BMI
	Christopher Drößler (AfD)
	Ingo Vogel (SPD)
	Dr. Irene Mihalic (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Katrin Fey (Die Linke)
	Josef Oster (CDU/CSU)
	Dr. Irene Mihalic (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

	Sascha Lensing (AfD)
	Helge Lindh (SPD)

	ZP 23 Gesetz zur Abschaffung des Paragraf 188 des Strafgesetzbuchs
	Stephan Brandner (AfD)
	Axel Müller (CDU/CSU)
	Helge Limburg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Helge Lindh (SPD)
	Dr. Malte Kaufmann (AfD)

	Luke Hoß (Die Linke)
	Christian Moser (CDU/CSU)
	Knuth Meyer-Soltau (AfD)
	Carsten Müller(Braunschweig) (CDU/CSU)
	Stephan Brandner (AfD)


	TOP 31 Online-Verfahren in der Zivilgerichtsbarkeit
	Frank Schwabe, Parl. Staatssekretär BMJV
	Fabian Jacobi (AfD)
	Susanne Hierl (CDU/CSU)
	Dr. Till Steffen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Aaron Valent (Die Linke)
	DanielDaniel RinkertRinkert (SPDSPD)
	Thomas Fetsch (AfD)
	Tijen Ataoğlu (CDU/CSU)
	Dr. Martin Plum (CDU/CSU)

	XZP 20 Aktuelle Stunde – Herbst des Klimaschutzes
	Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Thomas Gebhart (CDU/CSU)
	Dr. Ingo Hahn (AfD)
	Carsten Schneider, Bundesminister BMUKN
	Violetta Bock (Die Linke)
	Anna Aeikens (CDU/CSU)
	Karsten Hilse (AfD)
	Jakob Blankenburg (SPD)
	Michael Kellner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Christian Moser (CDU/CSU)
	Andreas Bleck (AfD)
	Dunja Kreiser (SPD)
	Dr. Reza Asghari (CDU/CSU)

	Anlagen
	Anlage 1 
	Anlage 2 




